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Vorwort

Von Hans G. Nutzinger, Kassel

Der vorliegende Band enthilt die iiberarbeiteten Beitrige der Sitzung des
Ausschusses ,,Wirtschaftswissenschaften und Ethik* im Verein fiir Socialpolitik,
die vom 10. bis 12. Februar 1994 in Osnabriick stattgefunden hat. Mein Dank
gilt den Autorinnen und Autoren, die ihre Beitrdge in relativ kurzer Zeit fiir den
Druck fertiggemacht haben, und Frau Heike Frank (Verlag Duncker & Humblot)
sowie Frau Elke Kalden (Gh Kassel) fiir ihre tatkrdftige Unterstiitzung bei der
Herstellung des Druckmanuskripts.

Die im vorliegenden Band vereinigten Aufsitze liefern einen anschaulichen
Eindruck davon, wie sehr in den letzten zehn Jahren ethische Fragen als Probleme
wirtschaftlicher Praxis und 6konomischer Theoriebildung an Bedeutung und an
Interesse gewonnen haben. ! Dariiber hinaus zeigt sich, daB der anfénglich schwie-
rige Dialog zwischen ,,Okonomen® und ,,Philosophen* bei der Behandlung ethi-
scher, also moralphilosophischer, Fragestellungen zunehmend offener und frucht-
barer zu werden beginnt.

Die diesjahrige Arbeitstagung des Ausschusses ,,Wirtschaftswissenschaften
und Ethik“ — und damit auch der vorliegende Tagungsband — sind durch drei
deutlich erkennbare thematische Schwerpunkte geprigt, die in gewisser Weise
einen reprasentativen Querschnitt aus der Vielfalt der gegenwirtigen wirtschafts-
und unternehmensethischen Diskussionen bieten. Den ersten Schwerpunkt bilden
unternehmensethische Fragestellungen im weiteren Sinne. Josef Wieland (Miin-
ster) erortert, ausgehend von US-amerikanischen Erfahrungen, Formen der Insti-

1 In diesem Zeitraum hat der zunichst temporire, seit 1989 stindige Ausschul ,,Wirt-
schaftswissenschaften und Ethik* im ,,Verein fiir Socialpolitik* seine Arbeit in bisher
fiinf Banden dokumentiert:

Enderle, Georges (Hrsg.): Ethik und Wirtschaftswissenschaft. Schriften des Vereins fiir
Socialpolitik N. F. Bd. 147, Berlin 1985;

Hesse, Helmut (Hrsg.): Wirtschaftswissenschaft und Ethik. Schriften des Vereins fiir
Socialpolitik N. F. Bd. 171, Berlin 1988, 2. Aufl. 1989;

Homann, Karl (Hrsg.): Aktuelle Probleme der Wirtschaftsethik. Schriften des Vereins
fiir Socialpolitik N. F. Bd. 211, Berlin 1992;

Homann, Karl (Hrsg.): Wirtschaftsethische Perspektiven des Drogenproblems. Schriften
des Vereins fiir Socialpolitik N. F. Bd. 217, Berlin 1992;

Homann, Karl (Hrsg.): Wirtschaftsethische Perspektiven I: Theorie, Ordnungsfragen,
Internationale Institutionen. Schriften des Vereins fiir Socialpolitik N. F. 228 /I, Berlin
1994.
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tutionalisierung von Moral in der Unternehmung, die er sodann zum Anla8 fiir
grundsitzliche theoretische Reflexionen tiber die unternehmensethische Proble-
matik nimmt. Im Zentrum seines Ansatzes steht die Her- und Sicherstellung von
Kooperationschancen als okonomische Erklarung der Unternehmensethik, gerade
angesichts der Tatsache, daBB Kooperation einerseits konstitutiv fiir Entstehung
und Funktion des Unternehmens, andererseits aber auch konstitutiv anfillig fiir
die verschiedensten Formen des ,,moral hazard* ist. Trotz dieses ,,0konomischen
Ansatzes* warnt Wieland iiberzeugend davor, Ethikprogramme als ,,schlicht ge-
winnmaximierende Managementinstrumente* zu begreifen, da ein rein instrumen-
teller Einsatz von Ethik (unter einem heimlichen ,,Riicknahme-Vorbehalt*) mit
einer wesentlichen Voraussetzung von Ethik, nidmlich der Glaubwiirdigkeit der
Akteure, konfligieren mu — und damit wiirde sich die Wirkung einer derart
verkiirzten Unternehmensethik gerade in ihr Gegenteil verkehren. Sein Beitrag
16ste im AusschuB eine intensive und aufschlu8reiche Diskussion iiber verschie-
dene — mogliche und aktuelle — Funktionen von Unternehmensethik aus, deren
generelles Ergebnis sich vielleicht dahingehend zusammenfassen 148t, da Ethik
trotz ihrer (hoffentlich) fiir das Unternehmen niitzlichen Funktion nicht auf ein
reines Instrument verkiirzt werden kann.

Im anschlieBenden Beitrag von Margit Osterloh (Ziirich; Mitautoren: Simon
Grand und Regine Tiemann) steht der mogliche Beitrag der 6konomischen Theo-
rie zum organisationalen Lernen im Zentrum der Betrachtung. Ausgehend von
einer individualistischen Sozialtheorie prisentiert Frau Osterloh organisationales
Lernen als Lernen von Individuen in Institutionen derart, da das so erworbene
Wissen unabhingig vom Wechsel der Organisationsmitglieder in der Organisa-
tion erhalten bleibt. Sie sieht den genuinen Beitrag der 6konomischen Theorie
darin, daB diese in der Lage ist, wichtige begriffliche Prizisierungen zu liefern,
daB sie jedoch nicht den Anspruch erheben kann, organisationales Lernen voll-
stindig in ihre eigene Sprache zu iibersetzen. Auch spieltheoretische Ansitze
sind ihrer Analyse zufolge nicht in der Lage, anspruchsvollere, qualitative Prozes-
se des Lernens addquat abzubilden. Als Konsequenz fiir die Managementwissen-
schaft ergibt sich daraus, daB sie die 6konomische Theorie als einen von mehreren
moglichen Bezugsrahmen in ihre Analyse mit einbeziehen, sie aber auch zugleich
mit anderen disziplindren Bezugsrahmen in ein hinreichend flexibles ,,frame-
work‘ mittlerer Abstraktionsweite einbauen sollte. Dieser Aufsatz macht deutlich,
daB die Unternehmung in sowohl praktisch wie auch theoretisch bedeutsamer
Weise ethische Fragestellungen aufzunehmen und interdisziplinédr zu bearbeiten
hat, eben deswegen, weil es um die Interaktion und Kooperation von lernenden
und handelnden Individuen geht.

Den zweiten Schwerpunkt bilden philosophisch begriindete Beitrige zur Wirt-
schaftsethik. Ulrich Géhde (Bayreuth) entwickelt am Beispiel des klassischen
Utilitarismus sehr grundsitzliche und fiir die weitere Forschung anregende Uber-
legungen iiber die Anwendung wissenschaftstheoretischer Methoden auf ethische
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Theorien; er zeigt dabei, wie trotz des unterschiedlichen Gegenstandsbereichs
im Vergleich zu empirisch-deskriptiven Theorien weitgehend analoge Mechanis-
men bei der Verteidigung ethischer Theorien gegen Konflikte mit basalen morali-
schen Intuitionen wirken, wie sie im Modell von Lakatos fiir die ,,Realwissen-
schaften® festgestellt wurden. Dabei bedient sich Géhde, anders als Lakatos,
einer ,,Netz-Darstellung®. In diesem Kontext ergibt sich natiirlich u. a. die kriti-
sche Frage, ob der Nutzenbegriff — der ja in durchaus unterschiedlicher und
auch recht flexibler Art und Weise in der konomischen Theorie verstanden und
verwendet wird — denn tatsidchlich ein so wohldefiniertes Konzept darstellt, da3
es zum ,harten Kern“ einer Theorie gerechnet werden kann.

Im zweiten philosophisch orientierten Beitrag ,,Der Schleier der Unwissenheit
und die Idee eines iibergreifenden Konsenses* untersucht Wilfried Hinsch (Miin-
ster) zunédchst den Begriff der ,,wohlgeordneten Gesellschaft” bei John Rawls
und stellt in diesem Zusammenhang die unterschiedlichen Konsensbegriffe bei
Kant und bei Hobbes einander gegeniiber; Hinsch zufolge sprechen Rawls’
prinzipielle Uberlegungen zur Begriindung seiner Gerechtigkeitsprinzipien fiir
eine kantische Interpretation des iibergreifenden Konsenses. Anschliefend analy-
siert er verschiedene Argumente fiir den Rawlschen ,,Schleier der Unwissenheit®,
und dies fiihrt bei ihm u. a. zu der Folgerung, da3 ein Konsens iiber politische
Gerechtigkeitsgrundsitze durch rationale Argumentation herbeigefiihrt werden
kann, etwa durch den Nachweis, daB sich Elemente der ,,original position“ bei
Rawls aus dem Gedanken der moralischen Rechtfertigung politischer Grundsitze
unter den Bedingungen eines verniinftigen Pluralismus ergeben. Hieraus, das
zeigten die anschlieBenden Erdrterungen im Ausschu8, folgt dann vor allem die
Frage nach den Moglichkeiten eines verniinftigen Streites bzw. dem verniinftigen
Austragen von Meinungsverschiedenheiten im Hinblick auf verschiedene Kon-
zeptionen des Guten.

Die drei letzten Aufsitze des Bandes befassen sich in unterschiedlicher Weise
mit Fragen des ,, rational choice “, die einen dritten Schwerpunkt bilden: Zunéchst
prasentiert Birger P. Priddat (Witten-Herdecke) in seinem Beitrag ,,Rationalitit,
Moral und Emotion® die (6konomische) Konzeption von Wahlhandlungen als
rationale Entscheidungen fiir Individuen in dem Sinne, daB ihnen als Verantwortli-
chen die Konsequenzen ihres Handelns zugerechnet werden. Diese moralische
Norm erzeugt wiederum Emotionen und Spannungen, insbesondere dann, wenn
das Individuum oder seine Umwelt Wahlhandlungen als ,,miBgliickt* betrachten
(miissen). Hier kommt nach Priddat Moral in einer ganz anderen Funktion zur
Geltung, namlich als eine Moglichkeit, verletzte oder beschéddigte Akteursidenti-
tdt und Akteurskompetenz wieder herzustellen. In diesem Zusammenhang werden
zentrale Fragen einer auch dkonomieiibergreifenden Sozialwissenschaft, wie etwa
der Begriff der Verantwortlichkeit oder der — tatséchlich oder auch nur vermeint-
lich verletzten — Akteurskompetenz, angesprochen, die im Hinblick auf den
»okonomischen Ansatz®, insbesondere den homo oeconomicus — ein wichtiges
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Thema fritherer (und sicher auch kiinftiger) Tagungen und Publikationen des
Ausschusses — einer vertieften Behandlung bediirfen.

Einen aufgrund der formalen Analyse besonders anregenden Versuch, die
spitestens seit Wilhelm von Humboldt formulierte Befiirchtung der Sozialstaats-
Skeptiker, derzufolge eine sozialstaatliche Daseinsvorsorge die Netzwerke solida-
rischer Selbsthilfe zerstore, spieltheoretisch zu analysieren, unternimmt nun Rai-
ner Hegselmann (Bremen). Im Rahmen eines — bereits frither schon einmal im
AusschuB présentierten und diskutierten — ,,Solidaritéts-Spiels* leitet er relativ
plausible Bedingungen dafiir ab, unter welchen Umsténden staatliche Hilfe solida-
ritdtszerstorende Wirkungen zeitigt oder nicht. Die spieltheoretische Analyse
erlaubt dariiber hinaus, auch zumindest abstrakte Moglichkeiten einer Gestaltung
sozialstaatlicher MaBnahmen derart aufzuzeigen, da8 solidaritétszerstorende Ef-
fekte gering gehalten werden. Natiirlich ist der Weg von einer derartigen relativ
einfachen spieltheoretischen Erdrterung zur vollen sozialen Wirklichkeit noch
sehr weit, so da unmittelbare Handlungsanweisungen aus dem Modell nicht
ableitbar sind, wie Hegselmann selbst betont. Immerhin zeigt sich, daB eine
abstrakte Modellierung bestimmter sozialer Situationen viel zur Schirfung zuvor
wenig kontrollierter Intuition und Plausibilitidtserwidgungen fiihren kann.

Wolfgang Buchholz (Frankfurt/Oder) untersucht schlieBlich in seinem Referat
,Das Weniger-Ist-Mehr-Paradoxon* eine dhnliche Fragestellung, ndamlich das
Problem strategischer Anreize, sich selber arm zu machen, um sich vor der
Ausbeutung durch altruistische Neigungen anderer zu schiitzen, und im Zusam-
menhang damit die Moglichkeit von Pareto-Verbesserungen bei reduzierter An-
fangsausstattung. Hierbei verwendet er theoretische Konzepte der Familienoko-
nomie und der Public-Choice-Theorie. Dies fiihrt nun wiederum zu der Frage,
ob nicht derartige Paradoxien eher auf die Notwendigkeit verweisen, flexible,
durch soziale Erfahrungen veridnderbare Priferenzen in die theoretische Betrach-
tung mit einzubeziehen.

Die hier publizierten Beitrige nehmen auch Anregungen und Ergebnisse aus
den Erorterungen des Ausschusses auf, und sie geben, so hoffen wir jedenfalls,
einen anschaulichen Einblick in typische Schwerpunkte der gegenwirtigen viel-
faltigen Bemiihungen im Beziehungsfeld von ,,Wirtschaftswissenschaften und
Ethik“. Wenn sie dariiber hinaus Anregungen fiir weitere Forschungen auf diesem
Gebiet geben, dann hat dieser Band zweifellos seinen Zweck vollkommen erfiillt.
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Organisatorische Formen der Institutionalisierung
von Moral in der Unternehmung

Empirische Resultate, theoretische Reflexionen
Von Josef Wieland, Miinster

Zunichst werde ich einige Ergebnisse eines empirischen Forschungsprojektes
priasentieren, das sich mit Moglichkeiten der Institutionalisierung moralischer
Kommunikation in der Unternehmung beschiftigte und das ich im vergangenen
Jahr in den USA durchgefiihrt habe. Dieser Teil des Aufsatzes verfolgt ein rein
deskriptives Interesse. Es schlieBt sich eine eher theoretisch gehaltene Erorterung
der empirischen Resultate an, in der es darum gehen wird, eine Erkldrung institu-
tionalisierter Unternehmensethik aus der Perspektive der ,,New Economics of
Organization” zu skizzieren. AbschlieBend werden einige Aspekte der Frage
erortert, inwiefern Unternehmensethik als Ethik durchfiihrbar ist.

1.

Beginnen wir mit einer organisationstheoretisch gehaltenen Definition dessen,
was man unter einer Institutionalisierung ethischer Entscheidungen in der Unter-
nehmung verstehen konnte. !

It means getting ethics formally and explicity into daily business life. It means
getting ethics into company policy formation at the board and top management

levels of employment. It means grafting a new branch on the corporate decision
tree — a branch that reads right / wrong®. (Purcell | Weber 1979)

Diese Definition ist brauchbar, wenn klar ist, daBl immer verschiedene Moglich-
keiten der Institutionalisierung von Firmenmoral denkbar sind. Sie umreiBt einen
unternehmenspolitischen ProzeB, der verschiedene Ergebnisse und Formen, orga-
nisatorische und/oder motivationale (moral leadership, moral heroes) haben
kann. Natiirlich sind in der Nacht alle Katzen grau, aber in diesem Aufsatz
mochte ich mich auf die organisatorischen Mittel zur Implementierung von
Ethikprogrammen in Unternehmen konzentrieren.

Bevor ich zu einer detaillierten Beschreibung iibergehe, mufl einem MiBver-
stindnis vorgebeugt werden. Institutionalisierte Ethikprogramme zielen in der

1 Vgl. fiir die vollstindige Publikation der hier vorgetragenen Ergebnisse des For-
schungsprojektes Wieland (1993 a).
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Regel nicht darauf, Konflikte im Unternehmen oder zwischen dem Unternehmen
und seiner Umwelt zu befrieden oder zu 16sen. Sie verwandeln auch nicht eine
,untugendhafte” Firma in eine ,,tugendhafte”. Gegen beides spricht allein schon,
daB Moral in der Wirtschaft hiufig die Form eines Dilemmas annimmt, bei dem
nur , tragic choices* bleiben. Knappheit als Ursache und Resultat dieses Entschei-
dungstyps ist weiterhin ein Grund dafiir, da auch moralische Entscheidungen
polemogene Eigenschaften haben. (Vgl. Luhmann 1989: 370)

Heute kann man vielleicht sagen, da8 sich in den vergangenen zehn Jahren
in den USA fiinf mogliche Instrumente zur organisatorischen Umsetzung eines
firmenspezifischen Wertemusters herausgebildet und in gewisser Weise auch
bewihrt haben. Die in den USA entwickelten formalen Mittel sind: i) Code of
Ethics / Conduct, ii) Ethics Committee of the Board of Directors, iii) Corporate
Ethics and Business Conduct Office, iv) Ethics Training- and Audit Program
und v) Ethics Hot Line.

Diese organisatorischen. Formen und ihre unternehmenspolitische Funktion
sollen nun zunichst knapp charakterisiert werden.

Der ,,Code of Ethics“ oder ,,Code of Conduct* beschreibt und kodifiziert das
Wertesystem des Unternehmens, formuliert daraus abgeleitete Organisationsziele
und gibt allgemeine Richtlinien zur Umsetzung. Die existierenden ,,Codes* sind
in ihrer konkreten Ausgestaltung extrem unterschiedlich. Dies bezieht sich natiir-
lich auf den Inhalt des Wertesystems, aber auch auf die formale Gestaltung. Hier
eine knappe Liste der Werte, die haufig vorkommen:

Marktfiihrerschaft, Rentabilitit, Ehrlichkeit, Rechtschaffenheit, Integritit, Ein-
haltung der Gesetze, Produktsicherheit, Produktqualitit, Sicherheit am Arbeits-
platz, Verpflichtung auf eine humanorientierte Personalpolitik, auf Kunden- und
Lieferantenorientierung (Lieferanten als Teammitglieder), Informationsoffenheit,
Ehrlichkeit bei Preis-, Rechnungs- und Vertragsgestaltung, Umweltschutz, Ver-
pflichtung, der Gemeinde zu nutzen (social responsibility).

Auf die merkwiirdige Mischung wirtschaftlicher, politischer und moralischer
Werte werde ich in den folgenden Abschnitten noch eingehen. Organisationstheo-
retisch zeigen sie, dal Unternehmen polylinguale Systeme sind. Der Punkt, den
ich hier machen mochte, ist, da8 ethische Unternehmensrichtlinien nur sinnvoll
und wirksam sind, wenn durch eine vorgingige griindliche Diskussion der Inhalte
auf allen Ebenen der Firma geklart wird, was die Werte und Ziele des Unterneh-
mens sind beziehungsweise sein sollen. Die Frage lautet: Fiir welche Werte soll
der Name der Firma stehen? Gleichfalls von groBer Bedeutung ist, da die
Aussagen des Verhaltenskodex eindeutig sind und daB festgeschrieben wird, wie
sie in die Praxis umzusetzen sind. Die ,,Stunde der Wahrheit“ fiir alle ,,Codes*
kommt, wenn das Unternehmen eine ernsthafte Krise durchlebt oder eine schwie-
rige Entscheidung zu treffen hat und die Anwendung der selbstauferlegten Verhal-
tensverpflichtungen zu signifikanten Kosten fiihren konnte. Wenn der CEO (Chief
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Executive Officer) und das Board of Directors Konsequenz zeigen, ist die Durch-
setzung des ,,Code* als ein ,living document® einen Schritt vorangekommen.
Wenn nicht, ist er in seiner Bedeutung radikal entwertet. Die Geschichte der
amerikanischen Business-Ethics-Bewegung ist voller Beispiele hierfiir, und sie
gehoren mittlerweile zu den ,,Stories*, die dem involvierten Unternehmen Leben,
Profil und Kontinuitit verleihen. Es sind diese ,,Stories*, die sich um die Durchset-
zung des ,,Codes“ ranken, die dem Unternehmen das ermoglichen, wonach es
in einer uniibersichtlichen Firmenlandschaft immer streben muf3: Make a differen-
ce! 1979 hatten nach einem Fortune Survey 75 von 100 Firmen einen ,,Code®,
und eine Untersuchung aus dem Jahre 1988 zeigte, daB 76 % der befragten
Unternehmen iiber ein solches Instrument verfiigten. Eine weitere Untersuchung
aus dem Jahre 1991/92 ergab, dal mehr als 90 % der Firmen iiber einen Verhal-
tenskodex verfiigten. (Vgl. Center for Business Ethics; 1992) Zumindest auf der
Ebene des leitenden Management ist der ,,Code‘* Bestandteil des Arbeitsvertrages,
so daB seine Verletzung Konsequenzen haben kann.

Die Abbildung I im Anhang zeigt zur Illustration den ,,Code* der Firma
Northrop, Los Angeles.

Das Ethics Committee of the Board of Directors setzt sich gew6hnlich zusam-
men aus je einem internen und externen Direktor des Unternehmens und dem
Verantwortlichen der Abteilung fiir ,,Corporate Ethics and Business Conduct*.
Seine Aufgabe besteht vor allem darin, die ,,ethische Frage* im Unternehmen
zu legitimieren durch Ansiedlung des Komitees auf hochster Ebene. Dies ist die
Grundvoraussetzung jedes unternehmensethischen Konzepts: Es muf3 von oben
nach unten aktiv betrieben werden, und ,,oben‘ meint in den USA den Chairman
und den Chief Executive Officer (CEO). Dies ist die fundamentalste und unum-
strittenste Lehre der amerikanischen Business-Ethics-Bewegung aus den drei
Jahrzehnten Praxiserfahrung: Ohne ,,moral leadership* der Unternehmensspitze
gibt es keine erfolgreiche Unternehmensethik. Die bewufte oder unbewuBte
Delegation dieser Aufgabe auf subalterne Ebenen bedeutet faktisch, die Unmog-
lichkeit oder die Unzulédnglichkeit ihrer Erfiillung zu programmieren. Dafiir gibt
es im wesentlichen zwei Griinde. Erstens: Ohne eindeutige Signale, da die
Unternehmensleitung moralische Fragen ernst nimmt und fiir relevant hilt, kann
in einer Firma keine ethische Aufmerksamkeit systematisch entstehen. Zweitens:
Nicht selten sind die zu kldrenden Fragen so konfliktbeladen, daB8 einzelnen
Akteuren oder subalternen Funktionen deren Losung allein nicht zugemutet wer-
den kann. Wenn etwa von der Zahlung beziehungsweise Nichtzahlung eines
Bestechungsgeldes ein wichtiger Auftrag abhédngt, dann kann iiber das Verhalten
der Firma in diesem Fall nur auf der Ebene des ,,Ethics Committee of the Board
of Directors* in Zusammenarbeit mit der gesamten Unternehmensspitze entschie-
den werden.

Ist diese Grundvoraussetzung geklirt, riicken weitere Aufgaben des Ethikkomi-
tees in das Blickfeld:
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Da ist zuallererst die Kommunikation der ethischen Anspriiche und Entschei-
dungen des Unternehmens an Mitarbeiter, Kapitalgeber und externe ,,stakehol-
der, das heiit an Kunden, Lieferanten, die Gemeinde, in der das Unternehmen
angesiedelt ist, und so weiter. Nur wenn die Anspriiche des Unternehmens aktiv
dargelegt und betrieben werden, konnen die wechselseitigen Erwartungen offen-
gelegt und zur Beachtung gebracht werden. Dies gilt fiir alle Ebenen und Interak-
tionsbeziehungen.

Hinzu kommt die Uberwachung der ethisch relevanten Entscheidungen und
Handlungen des Unternehmens sowie die Anfertigung von Entscheidungen in
schwierigen und bedeutsamen Fillen.

SchlieBlich gehort zu seinen Aufgaben die Schaffung und Anwendung eines
Anreiz- und Bestrafungssystems fiir moralisches beziehungsweise unmoralisches
und der Firmenpolitik entgegenlaufendes Verhalten durch Mitglieder der Unter-
nehmung.

An der Umsetzung der Verhaltensstandards und der Beschliisse des Komitees
arbeitet das Corporate Ethics and Business Conduct/ Practices Office. In ihm
wirkt der Ethics Officer (EO). Aufgabe dieser Unternehmensabteilung ist die
Entwicklung und Implementierung von Kommunikations- und Beobachtungsme-
chanismen, die die Umsetzung der ,,Codes* auf allen Ebenen des Unternehmens
ermoglichen. Dazu gehoren:

— die Entwicklung von Mechanismen, durch die Mitarbeiter wahrgenommene
ethische Probleme ohne Furcht vor negativen Konsequenzen formulieren
konnen,

— die Entwicklung und Durchfiihrung von Trainingsprogrammen fiir alle Mitar-
beiter, vor allem aber fiir die Gewinnung neuer ,,passender Mitarbeiter,

— die Aufdeckung und Kontrolle ,,ethischer Grauzonen* und moralisch sensibler
Arbeitsbereiche,

— die Entwicklung und Durchfiihrung eines Auditingsystems,

— die Veroffentlichungspolitik des Unternehmens im Hinblick auf ethische
Fragestellungen zu gestalten,

— und schlieBlich die Berichterstattung an das Ethikkomitee und den Vorstand.

Der Leiter dieser Abteilung ist in der Regel reguldres oder berichterstattendes
Mitglied des Ethikkomitees, und die gesamte Abteilung ist organisatorisch dem
Komitee unterstellt. Ende des Jahres 1991 ist in den USA die Ethics Officer
Association (EOA) als Berufsverband der EO’s gegriindet worden. Mitglied
konnen professionelle Praktiker im Bereich ,,Business Ethics* werden, die im
Management eines Unternehmens an verantwortlicher und hochrangiger Stelle
mit der Durchfiihrung von Ethikprogrammen beschéftigt sind.
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Die Abbildung II im Anhang zeigt die entsprechende Organisationsstruktur
der Boeing Company in Seattle. Dort sind etwa 24 Mitarbeiter (bezogen auf
weltweit alle unternehmensethischen Aktivititen der Firma sind es weitaus mehr)
in der Ethikabteilung beschiftigt, dessen Jahresbudget 1993 bei rund 1,3 Millio-
nen Dollar lag.

Betrachten wir nun einige Aufgaben des ,,Ethics Officers* etwas genauer. Das
ist zundchst das Ethics Training und das Audit Program.

Im Hinblick auf die Trainingsprogramme geht es um die Schulung ethischen
Wissens, aber vor allem um die Umsetzung der Unternehmenswerte auf Abtei-
lungsebene beziehungsweise in konkrete Fragestellungen. Die genutzten Metho-
den sind vielfiltig: Orientierungsgespriache fiir neue Mitarbeiter, Workshops /
Seminare mit internen und externen Fallbeispielen, Videos, Ansprachen des CEO,
Erlduterung der Unternehmenspolitik, persénliches Gespriach. Im Prinzip versu-
chen die Firmen, diese Aufgaben mit eigenem Personal, in der Regel dem jeweili-
gen Vorgesetzten, zu losen.

Die bisher entwickelten und mir bekannten Auditverfahren zielen in erster
Linie auf die empirische Erhebung des ,,moralischen Klimas“, sei es auf Abtei-
lungsebene oder im Gesamtunternehmen. So erhebt Boeing jahrlich die Werte
fiir ein ,,Ethikbarometer* der jeweiligen Organisationseinheit. Fllt das Barome-
ter, wird dies als Indiz genommen, dafl unmoralisches Handeln dort wahrscheinli-
cher wird. Was dies im Detail bedeutet und an Konsequenzen nach sich zieht,
habe ich bei anderer Gelegenheit ausfiihrlich beschrieben und kann daher hier
iibergangen werden. (Vgl. Wieland 1993a)

Es folgt die Ethics Hot line oder Open line. Dies ist ein innerbetriebliches
Telefonnetz und eine nordamerikaweite toll-free-number, iiber die Mitarbeiter
Beschwerden oder vermutete moralische oder rechtliche UnregelmiBigkeiten
anonym dem ,,Ethics Office” oder einem ,,Ethics Adviser” mitteilen kénnen.
Eine problemorientierte Auswertung der Telefonate durch die ,,.Defense Industry
Initiative on Business Ethics and Conduct (DII)* in ihrem Jahresbericht 1990
erbrachte die Schwerpunkte (auszugsweise) Arbeitsplatzfragen (49,71 %), MiB-
brauch von Arbeitszeit (12,19 %), Mifbrauch von Firmen- und Kundeneigentum
(9,24 %), Angebote von Geschenken, Zuwendungen, Unterhaltung (8,21 %), Pro-
bleme mit Lieferanten (7,59 %), Qualitétskontrolle (2,49 %), Vertragsgestaltung,
Preispolitik (1,3%) und Produktsicherheit (1,28 %.).

Der hohe Anteil an Arbeitsplatzfragen scheint eine Folge der relativ schwach
ausgebildeten Mitarbeitervertretung in nordamerikanischen Unternehmen zu sein.
Weitere Schwerpunkte sind Opportunismus der Mitarbeiter und Bestechungs-
praktiken. Wenn man sich klarmacht, da die meisten Unternehmen der DII
technisch hochsensible Produkte herstellen und vermarkten (z.B. Steuerungssy-
steme oder Triebwerke fiir Flugzeuge), dann kann sich selbst hinter den scheinbar
geringen Nennungen fiir Qualitdtskontrolle und Produktsicherheit die Verhinde-
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rung einer Katastrophe verbergen. Auch hierzu findet sich im Anhang als Abbil-
dung III die Illustration der Aufgabenspezifizierung einer Ethikabteilung.

Wie relevant, das heift, wie verbreitet sind nun die hier expemplarisch beschrie-
benen Mittel zur Organisation eines unternehmensethischen Prozesses in der
amerikanischen Unternehmenslandschaft? Das ,,Center for Business Ethics* am
Bentley College hat 1984/85 und 1990/91 eine empirische Untersuchung iiber
den Stand der Institutionalisierung von Ethik in Unternehmen durchgefiihrt. (Vgl.
Center for Business Ethics 1986; 1992)

Die Fragebogen wurden an die Firmen der Fortune 500-Liste der bedeutendsten
Industrieunternehmen und der Fortune 500-Liste der bedeutendsten Dienstlei-
stungsunternehmen geschickt. 1984/85 antworteten 279 Firmen, 1990/91 244
Firmen. Von diesen Firmen gaben 1984/85 79,9% und 1990/91 93 % an, sie
institutionalisierten Ethik in ihrem Unternehmen.

Befragt nach den Mitteln in diesem Zusammenhang gab es folgende Antworten
(der erste Wert bezieht sich auf 1984/85, der zweite auf 1990/91):

Code of conduct (93,3% /93 %); Training in Ethics (44,4 % [/ 52%); Social
auditing (43,9% /30%); Change of organisational structures (20,6% /13 %);
Committees of Ethics (14 % / 32 %).

Die Aufgaben des Ethik-Komitees wurden wie folgt spezifiziert:

Beobachtung der ethischen Aktivititen des Unternehmens (67,5 % / 81 %); Ent-
wicklung der Unternehmenspolitik (67,5 % / 70 %); Beantwortung von Anfragen
iiber Zweifelsfille oder interne Konflikte (52,5 % / 62 %); Behandlung von Verlet-
zungen des ,,Code* (40% / 53 %).

Diese Zahlen sprechen dafiir, da sich der InstitutionalisierungsprozeB morali-
scher Kommunikation in den Unternehmen, ungeachtet einer langanhaltenden
und tiefgehenden Rezession, beschleunigt hat. Dafiir spricht zunéchst die Abnah-
me der Werte fiir relativ unspezifische (social auditing, Umorganisierung) und
die Zunahme aller Werte fiir spezifische MaBnahmen. Vor allem der Zuwachs
an Ethikkomitees und der Aktivitdtszuwachs dieser Einrichtungen weisen in diese
Richtung. Hier noch einige Zahlen, die den Charakter der Ethikkomitees und
deren Titigkeit deutlicher werden lassen: 1984/85 waren 60% der Mitglieder
der Komitees ,,Executive Officer”, 45% kamen aus dem ,,Board of Directors*,
23% waren Manager, 8% der Firmen hatten externe Personlichkeiten in ihr
Komitee berufen und weitere 8 % waren Mitarbeiter unterhalb der Managerebene.

Jeweils iiber 80 % der Unternehmen, die einen ,,Code* haben, hatten ebenfalls
Sanktionen spezifiziert, um dessen Einhaltung sicherzustellen. Die Skala reicht
von Entlassungen, Riickstufungen, Verweisen bis hin zu Geldstrafen. Von beson-
derer Bedeutung ist, da positive Anreize ausschlieBlich symbolischer Art sind.
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In der Neuen Institutionenokonomik werden seit einigen Jahren Anstrengun-
gen unternommen, die Transaktionskostentheorie zu einer ,,New Economics of
Organization“ auszubauen. (Vgl. Williamson 1981 a; 1985; 1990) Dieser Ansatz
ist interdisziplinir (Okonomik, Organisationstheorie, Recht) ausgelegt und ver-
sucht, im Gegensatz zur Standardokonomik, der Tatsache Rechnung zu tragen,
daB die Form der Organisation einen entscheidenden Einflu$ auf die wirtschaftli-
che Leistung hat. Die Erforschung der Bedeutung moralischer Kommunikation
fiir die Durchfiihrung und Sicherung von Transaktionen in der Unternehmung
und zwischen Unternehmen steht auf der Forschungsagenda der Neuen Organisa-
tionsokonomik. (Vgl. Williamson 1985: 443,268 ff., 405,; 1990: 177) Die Ertriage
dieser Diskussion sind bisher eher bescheiden, aber die Charakterisierung der
Firma als System simultaner Markt- und Organisationssteuerung zur Allokation
von Giitern und Koordination und Uberwachung von Faktorleistungen konnte
ein theorietechnischer Vorteil bei der Analyse unternehmensethischer Fragen
sein. Sie erlaubt die Annahme der simultanen Relevanz von Okonomie und Ethik
in einem Ereignis. Da dieser Ansatz auch iiber ordnungs- und wirtschaftspolitische
Ambitionen verfiigt (vgl. Williamson 1985: 365 ff.; 1990: 200°), spricht einiges
dafiir, mit der so aufgespannten Theoriearchitektur die Erklarung der referierten
unternehmensethischen Empirie zu versuchen. Ich werde so verfahren, da8 ich
zunichst den ordnungspolitischen, sodann den transaktionsokonomischen und
schlieBlich den organisationstheoretischen Aspekt unter einem eher explorativen
Gesichtspunkt diskutiere. Der Interferenzpunkt wird dabei die vertragstheoretische
Interpretation von Transaktionen sein. Die kultur- und gesellschaftstheoretische
Dimension und den Gesichtspunkt unternehmerischer ,,social responsibility* blen-
de ich aus Griinden der Problemkonzentration aus. (Vgl. Wieland 1993 a; 1993b)

Wenn man sich nach empirischen Korrelaten fiir eine ordnungspolitische Erkla-
rung moralischer Kommunikation in der Wirtschaft umsieht, dann sollte dem
Rechtssystem einige Bedeutung zukommen. Es war ja nicht allein (und nicht
einmal in erster Linie) die moralische Emporung iiber Insider-Handel, Beste-
chung, Betrug und so weiter, die der Diskussion iiber die Ethik der Wirtschaft
inden U.S.A. einigen Auftrieb gegeben haben, sondern vor allem deren juristisch
herbeigefiihrte finanzielle Konsequenzen, die in einigen Fillen den betroffenen
Unternehmen die Kapitalausstattung entzogen. Die seit dem 1. November 1991
giiltigen ,,Federal Sentencing Guidelines* mit dem Schwerpunkt ,,Chapter Eight:
Sentencing of Organizations* unterstreichen die Bedeutung ordnungspolitischer
MaBnahmen. Im Kern laufen diese neuen Richtlinien zur Rechtsprechung auf
einen Zuwachs der finanziellen Verantwortlichkeit von Organisationen, also auch
und vor allem von Unternehmen, fiir ungesetzliches Handeln ihrer Mitglieder
hinaus. Darunter fallen eine ganze Reihe von Vergehen, die eine dominante Rolle
in der ethischen Diskussion spielen: Betrug, Bestechung, Umweltzerstérung. Die
Strafen konnen bis zu mehreren hundert Millionen Dollar betragen, wenn das

2 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 228 /11
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Unternehmen nicht nachweisen kann, daf es gebiihrende Anstrengungen unter-
nommen hat, gesetzeskonformes Handeln seiner Akteure sicherzustellen. Unter
gebiihrender Anstrengung wird dabei in den ,,Sentencing Guidelines“ neben der
Dokumentation einer wertegebundenen Unternehmenspolitik der Nachweis von
firmeninternen Standards und Verfahren zur Umsetzung und Evaluierung dieser
Politik verstanden. Das reicht von der Vorsorge, da3 bekanntermaBen skrupellose
Mitarbeiter nicht mit moralisch sensiblen Aufgaben betraut werden, iiber das
Mitarbeitertraining zu Wertefragen bis hin zur Einfiilhrung eines Audit- und
Friihwarnsystems. (Vgl. Wieland 1993 a) Fiir den Nachweis eines installierten
Programms dieser Art kann ein Richter auf eine Verringerung der Geldstrafe
zwischen 20% und 60 % erkennen. Wenn das Unternehmen zusétzlich den Fall
selbst aufdeckt, kann die Reduktion 80 % bis 95 % betragen. Es ist nicht schwer
zu sehen, daB ethische Unternehmensrichtlinien, Ethikkomitees, Ethikabteilungen
und so weiter als gebiihrende Anstrengungen im Sinne dieser Richtlinien interpre-
tiert werden konnen. Damit existiert ein erheblicher ordnungspolitischer Anreiz
fiir Firmen, den moralischen Aspekt ihrer Transaktionen zu kontrollieren und zu
routinieren. Man sollte sehen, daB die Richtlinien Vorkehrungen zur Einhaltung
von Gesetzen verlangen, nicht die Internalisierung weitergehender Wertemuster.
Die Erfahrung zeigt aber, da ohne ein umfassendes unternehmensethisches
Programm die Erfiillung rechtlicher Anforderungen in relevanten Fillen nicht
sichergestellt werden kann. Moralische Kommunikation dient hier der Durchset-
zung rechtlich codierter Sachverhalte. Dies erkldrt zum Teil die bereits erwihnte
Mischung wirtschaftlicher, politischer und moralischer Werte in den ,,codes of
conduct®. Im Abschnitt 3 werde ich diese ,,Instrumentalisierung* von Moral fiir
Recht diskutieren. Ordnungspolitisch bleibt nur noch die Bemerkung, da8 die
»oentencing Guidelines* nicht die Existenz von Ethikprogrammen (die schon
weitaus ldnger existieren) erkldren konnen, sondern vermutlich nur das rapide
Wachstum seiner organisationellen Formen. Mit anderen Worten: Wir miissen
uns nach weiteren Erkldarungen umsehen.

Die Her- und Sicherstellung von Kooperationschancen bildet den Ansatzpunkt
fiir eine 6konomische Erklarung der Unternehmensethik, weil Kooperation konsti-
tutiv anfillig fiir ,,moral hazard“ ist.2 Der Kern des Kooperationsproblems liegt
darin, daB bei den Beteiligten iiber die Beteiligten ein Wissen vorliegen mu8,
das es allen erlaubt, sich eine zufriedenstellende Vorstellung iiber den Verlauf
der Kooperation zu machen. (Vgl. North 1990: 15) Wir konnen also formulieren,
daB ein ,,code of ethics“ jene Mindestmenge an Wissen iiber die moralischen
Standards eines Akteurs offenlegen sollte, die notwendig ist, der unvollstindigen
Informationslage und der Unsicherheit seiner Kooperationspartner hinreichend
zu begegnen. Unter der Bedingung beschriinkter Rationalitit geht das nur wirk-

2 Angelséchsich niichtern definiert Knight (1965: 254) das Problem der Form Unter-
nehmung als ,the protection . . . of members and adherents against each other’s predatory
propensities.*
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sam, wenn der ,,Code* als Selbstbindung und Selbstverpflichtung formuliert ist.?
Die den ,,Code” umsetzenden Ethikprogramme haben dann die Funktion, den
Opportunismusvorbehalt, unter dem der Verhaltenskodex nach wie vor steht,
weiter abzubauen. Die Umwandlung des Kodex in ein ,living document* durch
die Investition von Ressourcen und durch rechtliche Codierung signalisieren,
daB die moralischen Kommunikationsangebote ernst gemeint sind. Nur durch
den Einbau in die Instrumente der Unternehmensfiihrung werden Ethikprogram-
me zu ,,credible commitments“, zu ex ante angebotenen Sicherungen gegen ex
post moglichen eigenen Opportunismus.

Ich folge mit dieser Argumentation den beiden grundlegenden Verhaltensan-
nahmen, beschrinkte Rationalitit und Opportunismus, die Williamson fiir die
Transaktionskostenokonomik vorgeschlagen hat. Nimmt man die Transaktion als
Basiseinheit der Untersuchung, dann sollte diese so organisiert werden, daf
moglichst viele transaktionsrelevante Informationen verfiigbar sind und Opportu-
nismus weitestgehend ausgeschaltet ist.* Zieht man in das Kalkiil, daB die Firma
als ein Netzwerk von Vertragen definierbar ist, das sowohl ex ante als auch ex
post Transaktionskosten generiert, dann zeigt sich, warum Fragen der Moral in
dieser Welt existieren und warum sie 6konomisch relevante Fragen sind. Sowohl
der Schutz vor opportunistischem Verhalten als auch dessen Konsequenzen gene-
rieren Kosten. Wiirden sich alle 6konomischen Akteure an das Hobbessche
Verdikt halten, da8 Moral sich vor allem im Einhalten von Vertragsversprechun-
gen zeigt (vgl. Hobbes 1651/1914: 74), dann wiirde das in der Tat den denkbar
wirksamsten und kostengiinstigsten Schutz gegen Opportunismus von Vertrags-
partnern bilden. Allerdings konnten unter solchen Voraussetzungen auch alle
Transaktionen iiber den Markt abgewickelt werden, eine Notwendigkeit fiir die
Organisationsform ,,Firma* existierte nicht. Da die Eintrittswahrscheinlichkeit
dieses Ereignisses, so lehrt die Erfahrung, bedauerlicherweise aber nie den Wert
1 annimmt, sind kostenwirksame Vorkehrungen, also Organisation, erforderlich.
Dieser Sachverhalt erlaubt es, in einer zweiten, nun 6konomischen Naherung,
die Implementierung von Ethikprogrammen in der Unternehmung als Erweite-
rung und Justierung der ,,governance structure einer Wirtschaftsorganisation zu
verstehen, fiir die es gute Griinde gibt.

Das systematische Auftreten von Opportunismus ist eine der zwei zentralen
Verhaltensannahmen der Organisationskonomik. Dies nicht in dem Sinne einer

3 Als Beispiel fiir eindeutige Formulierungen sei die Praambel der ,,Standards of
Business Conduct“ der Firma Northrop angefiihrt: ,,We are each personally accountable
for high standards of behavior, including honesty and fairness in all aspects of our work.
We strive to fulfill our commitments as law-abiding citizens and conscientious employees.
We will be responsible and reliable, truthful and accurate, and diligent in the effective
use of company and customer resources.*

4 Vgl. Williamson (1981 a: 1546) und (1985: 32): ,,The organizational imperative that
emerges in such circumstances is this: Organize transactions so as to economize on
bounded rationality while simultaneously safeguarding them against the hazards of
opportunism.*

2%
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anthropologischen Konstante, sondern als Behauptung iiber die Welt: Die Erfah-
rung zeigt, daB nicht alle Vertragspartner ihre Versprechen halten, sondern daf§
einige die Ausbeutung von Vertragsbeziehungen préferieren. Damit ist auch
gesagt, daB der Versuch, ex ante die ,,good guys“ von den ,bad guys“ zu
unterscheiden, nicht vollstindig moglich ist und Kosten dafiir anfallen.’ Diese
Verhaltensannahme unterscheidet sich prinzipiell von solchen, die mit Kohlberg
annehmen, individuelle moralische Kompetenz sei ein Hauptfaktor gelingender
Unternehmensethik. Organisationsokonomisch ist Opportunismus kein Fall von
Inkompetenz, sondern der moralische ,,worst case: Achtung! Mit kalkulierender
Hinterhiltigkeit muB gerechnet werden. Damit ist Tugendhaftigkeit nicht ausge-
schlossen, sondern deren Vorliegen verbessert die Transaktionsbedingungen.
Aber binden, so wire das Argument, kann sich eine empirisch robuste Unterneh-
mensethik an diesen kontingenten Sachverhalt in komplexen Wirtschaftsbezie-
hungen nicht. Pointiert formuliert: Die Unternehmensethik der Organisationsoko-
nomik rechnet nicht mit Akteursmoral, sondern setzt auf Organisationsmoral.
Natiirlich gibt es letztere ohne erstere letztlich nicht, aber solche Aussagen
nehmen nur allzuleicht die Differenzierungsgewinne zuriick, die man mit der
Unterscheidung von individuellen und kollektiven moralischen Akteuren hin-
sichtlich einer Erklarung der Existenz institutionalisierter moralischer Kommuni-
kation in der Wirtschaft erzielen kann.

Wenn wir annehmen, da88 die Firma ein Netzwerk verschiedener Vertragsfor-
men ist, und zunichst einmal intrafirm- und interfirm-Vertrége unterscheiden
(vgl. Alchian |/ Woodward 1987: 110), dann fallen die in Abschnitt I erwihnten
Fille von Bestechlichkeit einzelner Teammitglieder, die private Nutzung von
Firmeneigentum und opportunistische Leistungserbringung (Quantitét und Quali-
tit der Arbeitsleistung) unter die erste Rubrik.® Unter die zweite Kategorie
rubrizieren wir alle Fille von Lieferantenopportunismus (Produktqualitét, Liefer-
termine, Garantieleistungen) und Opportunismus der Firma gegeniiber Kunden
(unfaire Preisabrechnung, Bestechlichkeit).

Die antiopportunistische Funktion von Ethikprogrammen besteht grundlegend
darin, diese in der Praxis wohlbekannten ,,grey areas* offen zu benennen und
potentiellen Kooperationspartnern zu versichern, solche Praktiken von Mitglie-
dern weder zu erwarten noch zu dulden und auf ihre Vermeidung hinzuarbeiten.
Es wire ein fataler Irrtum anzunehmen, diese Selbstverpflichtungen seien allen-
falls guter Stoff fiir clevere PR-Arbeit. Die Wahrheit ist, da solche Erkldrungen
Handlungserwartungen an die Organisation und ihre Mitglieder generieren, von
denen unklar ist, ob man sie, selbst bei bestem Willen, immer wird erfiillen

5 Alchian | Woodward (1988: 67) weisen darauf hin, da selbst bei bestem Willen
zum Fairplay diese Kosten anfallen wiirden, da unterschiedliche Problemperzeptionen
nicht ausgeschlossen werden konnen.

6 Vgl. Wieland (1993 a: 45 £.) Dort findet sich auch die Auswertung der ,,Open Line*
bei Northrop, die zu dhnlichen Schwerpunkten fiihrt.
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konnen. Erwartungsenttauschung wirkt dann kontraintentional. Moralische Kom-
munikation in der Wirtschaft ist risikoreich, weil sowohl die Erfiillung als auch
die Dementierung von Erwartungen kostenpflichtig ist. Die Schaffung von Erwar-
tungssicherheit und die’ Absorbierung des daraus folgenden Risikos erzwingen
die Ausgestaltung der verbalen Verpflichtung auf einen Verhaltensstandard zu
einer glaubwiirdigen Versicherung. Ein Weg, dies zu tun, ist die Institutionalisie-
rung von Ethikprogrammen, die (wie die hier beschriebenen) Kontrollelemente
enthalten. Ich werde spiter zeigen, daB8 unter diesen Bedingungen selbst Erwar-
tungsenttauschungen zu Reputationsgewinnen fiihren konnen.

Ein zweiter Grund, den die Organisationsdkonomik zur Erkldarung von Organi-
sationsmoral nahelegt, ist Faktorspezifitit. Die Wirksamkeit von Opportunismus
ist nicht nur eine Folge beschrinkter Rationalitdt, sondern auch determiniert
durch die Haufigkeit von Transaktionen und durch den Grad der Transaktionsspe-
zifitdt von Investitionen.(Vgl. Williamson 1985: 31, 56) Hohe Faktorspezifitit
macht Transaktionen fiir Opportunismus anfillig. Aquivalent und auf unser The-
ma hin formuliert: Dort sind die Ertridge aus antiopportunistischen Programmen
hoch. Fiir diese Deduktion gibt es empirische Korrelate. Als Beispiel soll der
Markt fiir militdrische Giiter herangezogen werden. Hier besteht zwischen dem
Anbieter und dem Abnehmer eine hohe wechselseitige Abhédngigkeit, die sich
an entsprechenden Investitionen festmacht. So erfordert die Entwicklung von
Waffensystemen und auch deren Vertrieb eine enge und langfristig angelegte
Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Anbietern und den Anbietern und dem
Abnehmer. Die Investitionen sind auf allen Seiten hoch. Zwar kann der Abnehmer
unter der Bedingung internationaler Konkurrenz im Prinzip zwischen verschiede-
nen Anbietern wihlen, aber diese Macht ist durch militdrische und politische
Interessen und auch durch die technologische Abhingigkeit von einmal eingegan-
genen Kooperationen stark eingeschrénkt. Fiir die Anbieterseite existiert im Prin-
zip ein (legaler und illegaler) nationaler und internationaler Markt, der aber durch
die eben erwidhnten Abnehmerinteressen eingeschrinkt wird. Der Anreiz, Kosten
wihrend der Entwicklungsphase von Systemen (die der Anbieter nach Vertrags-
abschluB organisiert) opportunistisch zu deklarieren und Skalenertrége fiir ein-
mal entwickelte Waffensysteme zu maximieren, verletzt die Interessen des Auf-
traggebers, was von diesem, bei Aufdeckung, negativ sanktioniert werden wird.
Die Abhingigkeit in diesem Markt mag symmetrisch sein, nicht aber die Moglich-
keit zu ex post Opportunismus. Organisationsokonomisch kann man in diesem
Fall zunichst einmal prognostizieren: ,,where asset specificity is great, buyer and
seller will make special efforts to design an exchange relation that has good
continuity properties.” (Williamson 1981: 1546)

Dies ist in unserem Beispiel und zugeschnitten auf unser Problem der Fall:
Die Unternehmen der Riistungsindustrie in den U.S.A. waren und sind eine der
treibenden Krifte in dem hier diskutierten Segment der Unternehmensethik. Die
Reaktion des Pentagon auf Bestechungsskandale bei der Vergabe von Entwick-
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lungsprojekten oder internationalen Auftrigen und falsche Leistungsabrechnun-
gen waren und sind die konkreten Anlédsse. Die Pentagon Defense Logistics
Agency schlieBt Lieferanten, die in Betrugs- und Bestechungsaffiren verwickelt
sind, konsequent von der Vergabe neuer Auftrige solange aus, bis die betroffene
Firma (in dem nun zitierten Fall aus 1992: General Electrics) ,,has tightened its
internal control and ethics programms . . .*“. (New York Times, 3.6.1992: D1)
Fast alle Lieferanten des Pentagon waren schon Objekt solcher MaBnahmen.
Entscheidender Aspekt fiir unsere Diskussion ist, dal sie wegen der diskutierten
bilateralen Abhingigkeit nicht auf den sofortigen Abbruch, sondern auf die
Kostenspezifikation von Zukunftstransaktionen (Verlust an Reputation, Verlust
von Mirkten) zielen. Die New York Times bemerkt daher zum temporiren
Charakter des Abbruchs der Geschiftsbeziehungen richtig: ,,But the action clearly
demonstrated the Pentagon’s willingness to use publicity and the threat of finan-
cial harm in the long run to put pressure on the company to keep a tighter rein
on employes and rectify apparent ethical lapses . . .“. (ebenda)

Der Druck von Publizitit ist wirksamer, wenn er sich auf 6ffentliche Selbstbin-
dungen (code of conduct) bezieht, die als glaubwiirdige Zusicherungen der Anbie-
ter im Hinblick auf hohe transaktionsspezifische Investitionen gedacht sind.
Glaubwiirdigkeit wird hier aber nicht durch Bedauern ausdriickende Stellungnah-
men und Zusicherung von Besserung erreicht, sondern durch den Kosten generie-
renden Einbau von den eigenen Opportunismus aufdeckenden Mechanismen in
der ,,governance structure des Unternehmens. Boeing nennt sein Ethikprogramm
nicht ohne Grund ein Programm zur ,,self-governance®. Das Abstellen auf Reputa-
tionsgewinne, die sich in jedem Fall (also sowohl bei der Aufdeckung und
Verarbeitung von Opportunismus als auch bei seiner Vermeidung) bei dieser
Strategie einstellen, ist dann am effizientesten, wenn die deklarierten Anspriiche
eindeutig und leicht zu iiberwachen sind. (Vgl. Kreps 1990: 116) Dies erklart,
warum sich 45 Unternehmen, die gemeinsam mehr als 50% des Umsatzes auf
dem Markt fiir militdrische Giiter téitigen, zur bereits erwéhnten ,,Defense Industry
Initiative on Business Ethics and Conduct* (DII) zusammengeschlossen haben.
Mitglied der DII kann werden, wer die Umsetzung ethischer Unternehmensrichtli-
nien aktiv betreibt und dazu mindestens ein Ethikkomitee einrichtet. Der Jahresbe-
richt dieser Organistion fiir 1990 weist aus, daB alle beteiligten Unternehmen
zusitzlich iiber eine ,hot line“ und einen Ombudsmann verfiigen. Fassen wir
zusammen: Die hier diskutierten unternehmens- und branchenspezifischen Ethik-
programme sind ex ante angebotene Wissensbestinde und Sicherheiten der An-
bieter und Lieferanten, die die angestrebte Integritit der Transaktionen glaubwiir-
dig signalisieren sollen. In der Terminologie von Williamson sind sie ,,safeguards‘
vom Typ II (Signalisieren einer Préferenz fiir auBergerichtliche und giitliche
Losungen von auftretenden Konflikten) und Typ III (Signalisieren einer Préferenz
fiir Kontinuitit). (Vgl. Williamson 1985: 34) Die Annahme von einer Priferenz
fiir Kontinuitit ist die Skonomische Ubersetzung des organisationstheoretischen
Begriffs ,Firmenidentitit“. DaB Identitit unternehmenspolitisch wichtig ist, ist
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aus dieser Sicht entweder die Konsequenz der Transformation anonymer Markt-
beziehungen in langfristig angelegte Vertragsbeziehungen oder wird von Anfang
an durch absehbar hohe transaktionsspezifische Investitionen induziert. In beiden
Fillen tritt Identitdt der Vertragspartner an die Stelle ihrer Anonymitat.”

Es sollte daher moglich sein, die Implementierung organisationell abgestiitzter
moralischer Kommunikation als eine Funktion des Verhiltnisses von Reputa-
tionsgewinnen (vermiedene Kosten aus aufgedecktem Fehlverhalten; Gewinne
aus zusitzlichen Kooperationschancen) zu den Opportunititskosten fairen Ver-
haltens (entgangene Gewinne aus Opportunismus) zu verstehen. Uberwiegen die
Gewinne die Kosten und ist die Faktorspezifitit signifikant (motivational: es gibt
eine Priiferenz fiir kontinuierliche Zusammenarbeit), dann gibt es eine Anreizkon-
stellation, die zur Emergenz von ,,institutional and personal trust relations* (Wil-
liamson 1981b: 240) fiihren kann. Dies gilt auch, wenn sowohl Gewinne als
auch Kosten absolut signifikant sind, ihre Relation daher indifferent ist. Wenn
opportunistisches Verhalten schnell entdeckt werden kann, das Wissen iiber
dieses Fehlverhalten einen groBen Ausdehnungsraum besitzt und ein Ausweichen
auf andere Mirkte nicht moglich ist (asset specificity), dann erhdhen sich mit
der Zahl kontinuierlicher Transaktionen (frequency) die Opportunititskosten von
Opportunismus. (Vgl. Milgrom/ Roberts 1988: 449) In Gesellschaften, deren
Wirtschaft eher durch Organisation als durch Spotmérkte charakterisiert ist, ge-
winnt daher der Faktor Moral, die Reputation als ,,asset”, in der Wirtschaft an
Bedeutung. Umgekehrt, umgekehrt. Die Tatsache, daB moderne Gesellschaften
Organisationsgesellschaften?® sind, wire demnach eine bedeutende Triebfeder der
Renaissance von ,,Business Ethics*.? Eine 6konomische Theorie der Organisation
ist mit ihrer Theoriearchitektur auf diese Entwicklung eingestellt.

Das fiihrt uns zum' organisationstheoretischen Aspekt unseres Themas. Ich
bin bisher implizit davon ausgegangen, da8 die Firma die Organisationsform
eines Teams von Faktoranbietern ist, die heterogene Préferenzen und potentiell
konfligierende Nutzenfunktionen haben. Kooperation ist unter diesen Bedingun-
gen das Ergebnis eines Anreiz- und Uberwachungssystems, welches die Konsi-
stenz der Handlungen erzeugt. Priferenzen sind exogen und stabil (pro Opportu-

7 Vgl. Williamson (1985: 62): Darin ist gesellschaftstheoretisch impliziert, da moder-
ne Wirtschaften keinesweg nur durch anonyme Marktbeziehungen (Spot-Mérkte) charak-
terisiert sind. Unter der Bedingung von ,,Markets and Hierarchies* hingt es vom Dimen-
sionenmix der Transaktion ab, ob Anonymitit oder Identitit effizient ist. Diese Einsicht
hat Konsequenzen fiir Wirtschaftsethiken, die mit Hinweis auf Arbeitsteilung und Anony-
mitit den systematischen Ort der Ethik in der staatlichen Rahmenordnung lokalisieren.

8 Vgl. fiir diese Beobachtung schon frith Knight (1941/1982: 207 f., 208%). In die
gleiche Richtung gehen Beobachtungen der Organisationssoziologie (Perrow 1989) und
der Politikwissenschaften (Maynzz 1992).

9 Vgl. zu dem hier entwickelten Argument samt SchluBfolgerung Milgrom / Roberts
(1988: 449): ,,This suggests that a society of long-lived, formal organizations may be
especially effective in using reputation mechanisms. Conversely, the reputation mecha-
nism cannot operate effectively in fluid, impersonal market settings.



24 Josef Wieland

nismus) in diesem Modell. Daraus folgt, da Ethikprogramme nicht auf die
Homogenisierung der Motivationsstruktur der Teammitglieder zielen, die dann
Kooperation erzeugen wiirde. Die empirische Untersuchung lieferte fiir genau
die entgegengesetzte Auffassung Belegmaterial. Groe Unternehmen, die interna-
tional operieren und ihre Mitglieder in pluralistischen und multikulturellen Gesell-
schaften akquirieren, stehen vor dem Problem, daf individuell und kulturell
divergierende und nicht kompatible Wertemuster der Mitglieder die Existenz von
Opportunismus in der Organisation begiinstigen. Zwar sind Bestechung und
Betrug in allen Landern der Erde auf die eine oder andere Weise strafbar, aber
ihre normative Bewertung ist sehr unterschiedlich. Wenn daher ein Team iiber
die moralischen Standards seiner Mitglieder kein hinldanglich sicheres Wissen
erreichen kann, gleichzeitig aber moglicherweise mit weitreichenden Konsequen-
zen nichterwiinschter Standards konfrontiert werden kann, dann liegt ein Ausweg
aus dieser Situation in Manahmen, die auf eine lokale Homogenisierung morali-
scher Werte zielen. Das heiit praktisch, daB8 der kollektive Akteur gegeniiber
seinen individuellen Akteuren klarstellt, was die kollektiven Werte (also die der
Form ,,Unternehmung®, unabhéngig von ihren Mitgliedern) sind und deren Durch-
setzung und Einhaltung betreibt. Die Bedeutung dieses Aspektes wichst mit der
GroBe und Komplexitit der Organisation und mit der Existenz von internen
Mirkten. 1° Daran kann eine organisationelle Deutung institutionalisierter Ethik-
programme anschlieBen. Sie sind dann als ein auf Kontextsteuerung abstellender
Mechanismus der Selbstbeobachtung und Selbstkontrolle (self-governance) eines
kollektiven Akteurs zu verstehen, der intern auf die Herstellung einer homogenen
und integrativen Firmenkultur und Identitdt und extern auf die Herstellung von
Vertrauenswiirdigkeit, Akzeptanz und Autoritdt zielt. Wertemanagement und
Moralcontrolling sind ein Mittel zur Kontextsteuerung und Kontrolle komplexer
Organisationen, sowohl hinsichtlich ihrer internen als auch externen Relationen
durch Homogenisierung der organisationellen Verhaltensstandards. Dies ge-
schieht erstens dadurch, da8 die moralischen Lemnprozesse des Unternehmens
gefordert werden, da8 zweitens die moralische Kommunikation in der Firma und
zwischen der Firma und ihrer Umwelt zum Gegenstand gezielter Unterneh-
menspolitik wird und daB drittens Wertefragen im Unternehmen routinemifig
Aufmerksamkeit finden. In allen von mir durchgefiihrten Experteninterviews
wurde deutlich, da3 ein ,,code of conduct und seine Umsetzungsinstrumente
auch in diesem Sinne verstanden werden.

MuB eine Organisationsokonomik daraus den Schluf ziehen, daB, zumindest
in diesem Fall, endogene und instabile Priferenzen als Modellannahmen ange-

10 Dje Aufgliederung und anschlieBende Vernetzung grofer Unternehmen in rechtlich,
aber nicht wirtschaftlich unabhingige ,,interne Markte* lduft auf die Wiedereinfiihrung
von Markt in Organisation hinaus. Dort gelten dann als Verhaltensnorm Kooperation
und Wettbewerb. Die Frage erhebt sich, was es unter diesen Bedingungen noch heift,
fiir das Unternehmen X oder Y titig zu sein. Eine Moglichkeit, dieses Identitdtsproblem
zu losen, sind ,,codes of conduct®.
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messen sind, wenn empirische Relevanz nicht aufgegeben werden soll? Dagegen
steht die Forderung an jede Theorie, den Komplexititszuwachs einer Fragestel-
lung so weit zu begrenzen, da8 er handhabbar bleibt und ihm ein entsprechender
Zuwachs an Erkldrung entspricht. Dies gilt vor allem fiir Forschungsansitze, die
die Notwendigkeit interdisziplindrer Arbeit betonen. Wenn man Interdisziplinari-
tat nicht als Schaffung einer ganzheitlichen Metatheorie ansetzt, dann lduft sie
meines Erachtens auf die Forderung hinaus, die Beobachtungen perspektivisch
anders eingestellter Forschungsansitze zundchst einmal als Erkldrungsaufforde-
rung fiir das eigene Modell zu verstehen. Darin impliziert ist die Akzeptanz
differenter Perspektiven als erwiinschter Zugewinn an Problembeschreibung und
sich daran anschlieBender Handlungsoptionen. Kurz und gut, ich pladiere fiir ein
Ubersetzungsprogramm, das zwei Fragen beantworten muB: Ist es auf der Basis
des methodologischen Individualismus (heterogene Priferenzen, potentiell kon-
fligierende Nutzenfunktionen) moglich, den Aspekt angestrebter motivationaler
(moralischer) Homogenitit der Ethikprogramme zu erkldren? Wie ist es moglich,
zugleich von individuellem Opportunismus und angestrebten kollektiven homo-
genen moralischen Priferenzen auszugehen? Anders formuliert: Inwiefern kann
man sinnvoll von der Existenz eines kollektiven moralischen Akteurs ausgehen?

Bekanntlich hat Coase den Weg zu der Einsicht geoffnet, dal die Emergenz
der Firma die Umstellung wirtschaftlicher Allokation und Koordination von
Spotmarkten auf relativ langfristige vertragliche Arrangements bedeutet. Solche
Arrangements schrinken die gegenwartigen und zukiinftigen Handlungsméglich-
keiten der involvierten Tauschpartner ein. Das ist ihr Sinn, und nur dadurch wird
Teamarbeit moglich. Die Unternehmung als ,,Nexus von Vertragen® konstituiert
sich durch die Einschrinkung der Handlungsmoglichkeiten ihrer Mitglieder. Hob-
bes Einsicht, daB konstitutionelle Akte fiir das involvierte Individuum die Aufgabe
»des Rechts auf alles” bedeuten, greift auch hier. Vor den bereits erwéhnten
intrafirm und interfirm Vertrégen steht ein konstitutioneller Akt, der die Firma
als kollektiven Akteur iiberhaupt erst bildet. (Vgl. Alchian / Woodward 1987: 110)

Diese Argumentation erlaubt es uns, ethische Unternehmensstandards als kon-
stitutiv fiir die Etablierung der Unternehmung als kollektiven moralischen Akteur
zu verstehen, und zwar sowohl gegeniiber den Teammitgliedern als auch ihrer
Umwelt. Wir sehen darin weiterhin den Versuch von Firmen, zwischen gesell-
schaftlichen (Rahmenordnung) und individuellen Vertrigen ein Kontinuum von
Selbstbindungsmechanismen zu implementieren. Beide Uberlegungen méchte
ich nun weiter erldutern.

Mit dieser theoretischen Disposition kénnen wir Unternehmen als kollektive
wirtschaftliche und moralische Akteure verstehen, ohne die Logik des methodolo-
gischen Individualismus zu verlassen. Sie sind kollektive Akteure in dem Sinne,
daB sie sich als solche konstituieren und dann in organisierter Weise Entscheidun-
gen herbei- und durchfiihren. Darin ist eingeschlossen, da§ die einzelnen Mitglie-
der eigene Interessen mit ihrer Unternehmenszugehdorigkeit verfolgen. Sie konnen
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dies aber nur, insofern sie die Unternehmensverfassung und die kodifizierten
(einschlieBlich der impliziten) Verhaltensstandards als Einschrinkung ihrer
Handlungsfreiheit akzeptieren.!! Von einer Homogenisierung moralischer Prife-
renzen kann also nur gesprochen werden, insofern zwischen dem kollektiven
und dem individuellen Akteur eine Differenz liegt, die dem ersteren eine distinkte
Existenzform und dem letzteren Entscheidungsspielrdume gibt. Anderenfalls wa-
re die Existenz von Opportunismus unerklérlich. Geht man davon aus, iiberrascht
einen die Tatsache nicht, daB weder Verhaltenskodex noch ausgefeilte Ethikpro-
gramme Betrug und Bestechung (so geschehen sowohl bei Boeing als auch bei
Northrop) ausschlieBen konnen. Moralitit ist kein herrschender Zustand, sondern
ein sein Ziel nie erreichender ProzeB. Was man daher erkldren muB, sind nicht
allein die Bemiihungen zur Homogenisierung der Priferenzen eines kollektiven
Akteurs, sondern simultan die nichtkontingente Existenz von Opportunismus.

Ethikprogramme sind ein Akt der Selbstbindung aller Mitglieder des Teams,
der heterogene moralische Priferenzen nicht ausschlieBt, sondern voraussetzt.
Warum individuelle Akteure dieser Bindung durch Zustimmung zum Arbeitsver-
trag zustimmen, kann sehr verschiedene Beweggriinde haben. Das Spektrum
reicht hier von der moralischen Personlichkeit iiber das Streben nach Achtung
der eigenen Person bis hin zur Kalkulation des Zukunftsnutzens einer Investition
in Reputation, Ehrlichkeit, FaimeB und so weiter.'? Das Problem scheint mir
eher darin zu liegen, daB die Vertragspartner einem ziemlich vagen Dokument
zustimmen und ex ante dem Prinzipal das Recht einrdumen, ex post die Konse-
quenzen (Kosten) daraus zu spezifizieren, die leicht aus ,,unforeseen contingen-
cies* (Kreps) resultieren kénnen. DaB3 der Prinzipal in der Regel auch gegeniiber
seinen Agenten auf Kontinuitat und Reputation achten mus8, ist eine der Sicherun-
gen gegen dessen mogliche Willkiir. (Vgl. Kreps 1990: 113)

,»Codes of ethics* sind Handlungsbeschrinkungen, die organisationsintern auf
eine Senkung der Preise fiir moralisches Verhalten!? und auf eine Stimulierung
der Nachfrage durch die Mitglieder zielen. Denn auch fiir diese gilt, daB morali-
sche Kommunikation in der Wirtschaft risikoreich ist. Sie zielen weiterhin darauf,

11 Mit dieser Argumentation folge ich Vanberg (1992).

12 Auch die spieltheoretisch ausgelegte Teamtheorie hat die Tragweite dieser Diskus-
sion registriert. So pladiert Radner (1992: 410) dafiir, Prozesse der Normstandansxerung
(also die Uberpriifung der Annahme identischer Priferenzen) als Forschungsfrage in die
Agenda aufzunehmen, selbst angesichts der Tatsache, daB damit der sichere Boden
spieltheoretischer Okonomik in Frage gestellt werden konnte. Dahinter steht die Einsicht,
daB Principal-Agent-Beziehungen komplexer sind, als die Beitrige der in dieser Hinsicht
»somewhat disappointing* Spieltheorie nahelegen.

13 Dieser Gesichtspunkt ist von groBer Bedeutung. Wo dies nicht geschieht, konnen
Moral priiferierende Mitglieder in die Positition eines ,,whistleblowers* getrieben werden.
An ihnen kann man die méglichen Preise fiir nichtorganisierte moralische Kommunika-
tion ablesen. Nach einer amerikanischen Studie iiber 87 ,,whistleblowers* verloren 17 %
ihr Haus, 8 % muBten Bankrott anmelden, 15 % wurden von ihren Ehepartnern geschieden
und 10% versuchten Selbstmord. Vgl. Financial Times, January 12, 1994: 7
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durch interne wechselseitige Verpflichtung und externe Selbstverpflichtung (auf
Reputation als ,,asset* der Organisation) stabile Handlungserwartungen dadurch
zu schaffen, daB man sich selbst festlegt und damit Anreize fiir andere schafft,
sich auch festzulegen. Dahinter steht die Absicht, ,to invest in changing the
behavior of the other in the direction of inducing more cooperation®. (Buchanan
1991: 185; vgl. Kreps 1990; Priddat 1993) Das entscheidende Resultat dieser
konstitutionellen Diskussion organisationstheoretischer Aspekte der Unterneh-
mensethik ist dieses: Die begriindend gemeinte These, Unternehmensethik sei
moglich, weil und solange Handlungsspielrdume existierten, trifft nicht den Kern
des Problems. Unternehmensethik zielt neben der Stabilisierung vorhandener vor
allem auf die Schaffung zusitzlicher Handlungsspielrdume (Transaktionsoptio-
nen) fiir die und in der Unternehmung. Der Korridor, in dem Kooperationsgewin-
ne abgeschopft werden konnen, dehnt sich aus. In einer Welt moralischer Anoma-
lie hingegen geht die Zahl der moglichen Transaktionen aller Akteure und damit
die moglichen Kooperationsgewinne gegen Null.

3.

Und die Ethik? Ich habe versucht, dafiir zu argumentieren, da8 institutionali-
sierte Formen moralischer Kommunikation in der Wirtschaft der Sicherstellung
der Funktion von Firmen zuarbeiteten, nimlich der Allokation von Ressourcen
und der Koordination und Uberwachung von Produktionsfaktoren durch Organi-
sation. Auch wurde auf die Funktion der Moral hingewiesen, an der Durchsetzung
von Recht mitzuwirken. Ich habe an anderer Stelle den Zusammenhang von
funktionaler Differenzierung und Wirtschaftsethik diskutiert und dafiir argumen-
tiert, daB dies unter den Anwendungsbedingungen moderner Gesellschaften nicht
anders sein kann. (Vgl. Wieland 1993b)

Die Frage allerdings bleibt: Lauft dieser Einbau von Moral in die Funktionser-
fordernisse der Subsysteme differenzierter Gesellschaften nicht auf eine Instru-
mentalisierung der Ethik hinaus? Ich werde diese Frage in drei Schritten so
strukturieren, daB eine mir plausibel erscheinende Antwort moglich wird. Dieses
Verfahren ist ebenfalls eher explorativ als explanativ gemeint.

Mein erstes Argument ist, da moderne Unternehmensethik primér nicht auf
individuelle Tugendhaftigkeit abstellen kann. Nicht, daB diese unwichtig wire.
Im Gegenteil: Am SchluB sind es immer Individuen, die moralisch handeln oder
nicht moralisch handeln. Moralische Kompetenz ist wichtig, in bestimmten Situa-
tionen auch entscheidend. Aber ich habe versucht, Argumente dafiir vorzutragen,
warum eine empirisch robuste Unternehmensethik davon nicht ihren Ausgangs-
punkt nehmen sollte.

Daran schlieBt sich ein zweites Argument folgenden Inhalts an: Die Umstellung
auf ordnungspolitische Steuerung kann zwar auftretende Defizite eines indivi-
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dualethischen Ansatzes heilen, damit liegt aber noch keine vollstédndige Beschrei-
bung moderner Unternehmensethik vor. Firmenspezifische Normstandardisierun-
gen verweisen darauf, da der Differenzierung moderner Gesellschaften ein tief
gestaffeltes System konstitutioneller Vertragssysteme entspricht, die fiireinander
funktionale Aquivalente sein konnen. Unternehmensspezifische Ethikprogramme
konnen eine Antwort auf die moralische Dekomposition der Gesellschaft sein,
die die moglichen Kooperationschancen und Kooperationsgewinne in der Wirt-
schaft negativ tangiert (und sie werden von manchen Unternehmen in den U.S.A.
auch so verstanden). Darin steckt ein Zeitproblem: Mit Entscheidungen in der
Wirtschaft kann nicht gewartet werden, bis die moralische Erosion der Gesell-
schaft gestoppt und ein neuer Konsens iiber Werte aufgebaut ist. Die Festschrei-
bung von Spielregeln durch das Organisationssystem ,,Staat” oder durch das
Organisationssystem ,,Firma* unterscheidet sich nicht am Grad ihrer Reichweite
und Universalisierbarkeit, sondern daran, da8 sie einmal politisch (rechtlich) und
einmal 6konomisch codiert sind. Untersucht werden muf8 daher nicht nur, wie
Spielregeln (Rahmenordnung) auf Spielziige (Akteure) wirken (vgl. exemplarisch
Homann 1993), sondern wie verschiedene Formen institutioneller Beschrankun-
gen aufeinander und auf die Spielziige wirken. Okonomisch handelt es sich dabei
um ein Effizienzproblem. Moderne Gesellschaften sind Organisationsgesellschaf-
ten, und das heiBt, es gibt fiir prinzipiell alle Probleme mehr (und moglicherweise
effizientere) Problemloser als das Individuum und die politische Organisation
»otaat®,

Das bringt mich zu der dritten Uberlegung: Unternehmensethik handelt von
der Moral eines kollektiven Akteurs. Zwischen Individualethik und Ordnungse-
thik existierte demnach noch als dritte Form die Organisationsethik. Die soziologi-
sche Diskussion (vgl. Geser 1988) hat gute Argumente dafiir vorgetragen, daf
moderne Gesellschaften nicht nur ein Interesse daran haben, ihre Organisationen
normativ einzubinden, sondern dafl Organisationen wegen ihrer rational-strategi-
schen Potentiale erhohte Verantwortlichkeit, Erwartbarkeit und Fihigkeit zur
Begriindung und Realisierung moralischer Anspriiche zugerechnet werden. Spitz
formuliert: Individuen diirfen moralisch versagen, Organisationen nicht. Dies
konnte nicht nur erkldren, warum speziell Unternehmen sich immer haufiger mit
moralischen Anspriichen konfrontiert sehen, sondern darin steckt auch ein
Hinweis auf die Emergenz diverser Partikularethiken (Bioethik, Medizinethik,
Sportethik, Wirtschaftsethik und so weiter). Deren gemeinsames Charakteristi-
kum ist es, in einem lokalen Kontext 4 universalistisch begriindete Ethiken anzu-
wenden. Das zwingt, den normativen und den deskriptiven Status ethischer
Theorien zu unterscheiden. Die empirische Leistungsfahigkeit einer Ethik hiangt
von deren lokaler Kontextualisierung, ihrer Deskriptivitét ab. (Vgl. Vossenkuhl
1993)

14 Vgl. zum Begriff der ,lokalen Gerechtigkeit Elster (1992), dem ich in dieser
Hinsicht weitgehend folge.
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Diese drei Uberlegungen fiihren mich zu dem von verschiedenen Autoren
bereits vorgetragenen Argument, daB in lokalen Ethiken (also auch der Unterneh-
mensethik) zwischen deren Begriindung, Anwendung und Giiltigkeit unterschie-
den werden muB. (Vgl. Homann 1993)

Begriindung ist die autonome Aufgabe des Moralsystems und seiner Re-
flexionstheorien. Begriindung zielt immer auf Universalisierung, und ihre Lei-
stung fiir die Akteure der Gesellschaft besteht darin, zwischen begriindbaren und
nichtbegriindeten Normen zu diskriminieren und erstere fiir lokale Diskurse
zugriffsfahig zu halten. Begriindungsdialoge und Instrumentalisierung schlieBen
einander aus.

Die Anwendung moralischer Sitze erfolgt immer lokal und lduft auf die
Balancierung differenter Entscheidungslogiken (in der Wirtschafts- und Unter-
nehmensethik etwa: Okonomie, Ethik, Technik, Recht) hinaus. Daraus folgt, daB
Wirtschafts- und Unternehmensethik deskriptive Ethiken sind, die sich auf lokale
Anwendungsdiskurse beziehen. Dabei ist prinzipiell vollig offen, ob die morali-
sche Codierung eines Problems iiberhaupt etwas zu dessen (positiver, effiziente-
rer) Losung beitrigt. Die Erfahrung legt hier eine gesunde Skepsis nahe. Daf3
Moral Probleme der Wirtschaft 16st, die durch wirtschaftliche oder etwa rechtliche
Mittel nicht zu 16sen sind, kann daher nicht die Denkvoraussetzung einer Wirt-
schafts- und Unternehmensethik sein, sondern der durch sie zu erbringende
Nachweis. Verfiigt sie aber iiber ein distinktes Problemlosungspotential und wird
dies durch die Systeme und Akteure der Gesellschaft (also nicht nur der Wirt-
schaft) fiir ihre Funktionen und Ziele genutzt, dann ist genau das ein instrumentel-
ler Akt. Eine lokale Anwendung von Ethik ohne Problemldsungspotential ist im
besten Fall schlicht nutzlos. In auf Leistungsspezifitit abstellenden funktional
differenzierten Gesellschaften gilt aber auch der umgekehrte Sachverhalt: Die
Moral nutzt (,,instrumentalisiert*) die Leistungsfahigkeit der Wirtschaft zur Errei-
chung ihrer Ziele. Auch dagegen ist nichts einzuwenden, denn moralischer Kom-
munikation ohne Ressourcenausstattung kann nur in seltenen Fallen Wirksamkeit
zugetraut werden.

Uber die Giiltigkeit moralischer Stze entscheidet ihre lokale Anwendbarkeit. 15
Nichtanwendbare moralische Sitze gelten nicht, obwohl sie begriindbar sein
konnen. Der Grad der Instrumentalisierbarkeit entscheidet daher tiber die Giiltig-
keit. In den Anwendungsdiskursen funktional differenzierter Gesellschaften geht
es daher immer um die wechselseitige Instrumentalisierung differenter Entschei-
dungslogiken. Daran kann es keine Kritik geben, es sei denn, man billigt morali-

15 Vgl. fiir dieses Argument Homann (1993). Man kann der dort vorgetragenen Uberle-
gung folgen, daB die Ergebnisse der Anwendungsdiskurse auf die Begriindungsebene
durchgreifen. Dann wire Wirtschaftsethik in dieser Hinsicht ein Begriindungsprogramm.
Die Frage ist allerdings, ob damit nicht die Gewinne aus der Differenzierung von
philosophischen und sozialwissenschaftlichen Diskursen verschenkt werden.
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scher Kommunikation a priori eine hohere Dignitit zu als 6konomischer Kommu-
nikation. Das ist in Begriindungsdiskursen moglich, lokal umzusetzen ist es nicht.

Die Antwort auf die Frage nach dem instrumentellen Charakter einer Unterneh-
mensethik lautet demnach: Das mit kritischen Intentionen vorgebrachte Instru-
mentalisierungsverbot beruht entweder auf der Verwechslung von Begriindungs-
und Anwendungsdiskursen oder auf der (wenig wahrscheinlichen) alteuropii-
schen Hoffnung, daB beide unter dem Primat der Ethik zusammenfallen.

Die Argumentation in diesem Aufsatz folgte daher auch einer anderen Uberzeu-
gung: Moral und Okonomie sind in der Wirtschafts- und Unternehmensethik nur
Einheit als und weil Differenz. Diese Paradoxie mu8 durchgehalten werden,
wenn die jeweiligen Zwecke erreicht werden sollen. Der 6konomische Zweck
(Senkung von Transaktionskosten, Sicherung von zukiinftigen Kooperationschan-
cen und so weiter) kann nur erreicht werden, wenn moralische Kommunikation
als solche zugelassen wird. Der moralische Zweck (Zuweisung von Achtung/
MiBachtung, Herstellung von Solidaritit und so weiter) kann nur erreicht werden,
wenn Okonomie zihlt. Abstrakter formuliert: Instrumentalisierung ist nur mog-
lich, wenn Differenz (also Autonomie) akzeptiert wird. (Vgl. Frank 1987: 77)

In diesem Kontext erscheinen theoretisch moégliche Versuche, Ethikprogramme
als PR-Kampagne und schlicht gewinnmaximierendes Managementinstrument
zu begreifen, als fiir die Unternehmung geféhrlicher Irrtum. Um was es geht, ist
das risikoreiche Geschift der Zulassung, Akzeptanz und Balancierung differenter
Entscheidungslogiken in lokalen Situationen unter Entscheidungsdruck. Die Insti-
tutionalisierung moralischer Kommunikation in der Unternehmung sorgt hier fiir
Entlastung und fordert Entscheidbarkeit. Aber auch das ist nur eine Version der
nicht zu tliberschédtzenden Tatsache, daB Sollen empirisch mit Kénnen zu tun hat.
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Anhang

Schaubild 1

OUR MISSION

Northrop providcs products and services which contribute to the defense and technological strength of our
nation. Our goal is to be one of the top two ﬁrms in our chosen segments of the military/commercial aircraft
and defense electronics markets. Our aim is to satisfy customer needs with mnovaave, Iugh quality products
and services at a competitive price. We are committed to d excell in all d of our busi-
ness and to providing a fair return for our shareholders. Outstanding performance will provide the resources
necessary for Northrop to grow as a world-class aerospace company.

OUR VALUES

We the men and women of Northro g are guided by the following values. They describe our company as we want it
to be. We want every decision and action on the job to demonstrate these values. We believe that putting our
values into practice creates long-term benefits for our shareholders.

We work to deliver CUSTOMER SATISFACTION ...

We each have valued hether they be G ies, other busi our shareholders, or one
another. We believe in respecting our listeging to their req d ding their expectations, and
delivering products and services that meet agreed-upon standards.

We value NORTHROP PEOPLE ..
We treat one another with respect, mcogmzmg the significant conlnbunons that come from the diversity of
individuals and ideas. Clear exp st be d and people should know how they are doing.
We create an env of rk, hall and dev
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We regard our SUPPLIERS as essential team members...

We owe our suppliers the same type of respect that we show to our customers. Our supphers descwe rmr and
clear agi and honest feedback on perfi e. We our suppliers’ needs in
conduclmg all aspects of our business.

We take responsibility for the QUALITY of our work ...

We wnll deliver excellence and continue to strive for inprovement. We define Quality as "meeting customer

req g cost and schedule.” Each of us is accountable for the quality of whatever we do.

We demonstrate INTEGRITY in all we do ...

We are each personally accc ble for high dards of behavior, including honesty and faimess in all aspects of
our work. We strive to fulfill our commitments as law-abiding citizens and conscientious employees. We will be
responsible and reliable, truthful and accurate, and diligent in the effective use of company and customer resources.

We provide LEADERSHIP as a company and as individuals ...
Northrop’s leadership is founded on advanced technology, innovative manufacturing md sound business

Our continued ires developing people and g their achie . We each lead
mmugh competence, creativity, and teamwork.
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Organisationales Lernen —
Was kann die 6konomische Theorie dazu beitragen?

Von Margit Osterloh, Simon Grand und Regine Tiemann, Ziirich

1. Zur Relevanz des organisationalen Lernens

Die Globalisierung der Mirkte, der Siegeszug der Informationstechnologien
und die Verkiirzung der Produktlebenszyklen bei gleichzeitiger Verlidngerung
der Produktentwicklungszeiten stellen die Unternehmen vor ginzlich neue Her-
ausforderungen. Nachhaltige Wettbewerbsvorteile werden nur dann erzielt, wenn
neben die kostengiinstige Produktion gleichzeitig die Fahigkeit zur schnellen
Reaktion auf sich rasch @ndernde Mirkte tritt.

Als Antwort auf diese neuen Anforderungen ist eine Flut neuer Businesskon-
zepte wie Lean Management (Womak / Jones /| Roos 1990), ProzeBorganisation
(Hammer | Champy 1993; Davenport 1993) oder Virtual Corporation (Davidow /
Malone 1992) entstanden. Das Gemeinsame dieser Konzepte ist die Betonung
von Teamproduktion, Abflachung der Hierarchien und , Empowerment* (d.h.
groBere Entscheidungsspielrdume vor Ort). Im Gegensatz zu herkdmmlichen
tayloristischen Organisationen wird die Trennung von Entscheiden und Ausfiih-
ren aufgehoben. Statt dessen wird , knowledge work* iiberall im Unternehmen
erforderlich.

In der wissenschaftlichen Diskussion findet diese Entwicklung ihren Nieder-
schlag in der Debatte um organisationales Lernen und Kernkompetenzen. Diese
Debatte hat ihren theoretischen Hintergrund in einem neuen Paradigma des
strategischen Managements, dem resource-based-view bzw. dem dynamic-capa-
bility-view. Dieses neue Paradigma wird dem herkommlichen market-based-
Paradigma gegeniibergestellt, welches in der Industrial Organization-Tradition
steht: ! Dem market-based-view wird vorgeworfen, daB er die Unternehmensres-
sourcen als Ursache von Wettbewerbsvorteilen analysiert, die Dauerhaftigkeit,
Nicht-Substituierbarkeit und Nicht-Imitierbarkeit der Ressourcen? aber zu wenig

1 Diese Gegeniiberstellung ist eine Fortsetzung der bereits bekannten Debatte um
,technology push“- (Rosenberg 1976) versus ,,demand pull““-Ansatz (Schmookler 1966),
allerdings erweitert um die Einbeziehung von sogenannten ,.tacit competencies*, welche
insbesondere die Bedeutung von organisatorischen Routinen und des organisationalen
Lernens betonen, vgl. Nelson (1991).

2 Vgl. Barney (1991). Zu einer Erwiderung aus der Sicht des market-based-view vgl.
Porter (1991) sowie zu einem Versuch diese beiden Sichtweisen unter Einbeziehung
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beriicksichtige. Diese liegen vor allem in organisatorischen Faktoren begriindet,
insbesondere aber in der Fahigkeit zu organisationalem Lernen und im Verfiigen
iiber handlungsrelevantes ,.tacit knowledge* (Polanyi 1967).

Organisationen werden in zunehmendem AusmaB zu Institutionen, in denen
die Produktion von Wissen zum zentralen Wettbewerbsvorteil wird — ein Sach-
verhalt, den die neoklassische Okonomik bis heute nur wenig beachtet hat. Sie
hat sich statt dessen weitgehend auf den Aspekt des Tausches von Informationen
beschrinkt (vgl. Siegenthaler 1993). Diese Kritik an der 6konomischen Theorie
steht im Gegensatz zu der in der letzten Zeit stattfindenden (Re-)Okonomisierung
der Betriebswirtschaft- und Managementlehre (vgl. Ordelheide u.a. [Hrsg.]
1991). Deshalb ist es besonders wichtig, sich mit den spezifischen Defiziten der
Okonomik in bezug auf die Erfassung des organisationalen Lernens und der
Innovation auseinanderzusetzen, d.h. den Themen, die heute im Mittelpunkt
betriebswirtschaftlichen Interesses stehen.

Dabei stehen zwei Aspekte im Vordergrund:

(1) Die Okonomik unterscheidet nicht zwischen Information und Wissen (Wis-
sensaspekt).

Zwar beschiftigt sich die Okonomik ausfiihrlich mit Informationen und Infor-
mationsasymmetrien. Aber dabei werden Informationen wie Daten behandelt:
Deren Erwerb reduziert Unsicherheit, und deren Mangel ermoglicht ,,shirking*
oder opportunistisches Verhalten (Alchian / Demsetz 1972). Informationen wer-
den dabei in der Okonomik nicht anders als andere Giiter angesehen, d.h., sie
werden zu Gleichgewichtspreisen gekauft und verkauft. Wissen hingegen entsteht
nicht allein durch Kauf von Informationen, sondemn erst durch Verkniipfung
dieser Informationen mit bereits vorhandenen kognitiven Konstrukten.? Dies
bedeutet, daB8 Informationen erst dann zu Wissen transformiert werden, wenn
sie auf dem Hintergrund von (Alltags-)Theorien interpretiert und als Bestandteil
der personlich verfiigbaren Wissenbasis handlungsrelevant werden (vgl. Nonaka
1992).4 Deshalb wiirde auch eine drastische Reduktion der Informationskosten
(etwa durch den Einsatz modemer Informationstechnologien) keineswegs zu

spieltheoretischer Argumente zu vereinen (zu Knyphausen 1993). Allerdings geht zu
Knyphausen so gut wie gar nicht auf den Aspekt des organisationalen Lernens ein.

3 Kognitive Strukturen sind Wissensreprisentationen, welche die neu gewonnenen
Informationen organisieren. Diese Wissensreprisentationen enthalten Kategorien, Kon-
struktionssysteme (z.B. Abstraktions- und Komplexionshierarchien, vgl. Dérner (1979),
Kausalbeziehungen und Skripts (zeitliche Beziehungen zwischen Begebenheiten), vgl.
Schneider | Angelmar (1993).

4 Hierbei spielen neben den unterschiedlichen kognitiven Stukturen auch unterschied-
liche kognitive Prozesse der Informationsverarbeitung (gekennzeichnet z.B. durch ver-
schiedene Heuristiken) und verschiedene kognitive Stile (z.B. konvergentes und diver-
gentes Denken) eine Rolle, vgl. Schneider/ Angelmar (1993). Vgl. hierzu auch das
Konzept des ipsativen Verhaltens von Frey (1990, S. 181 ff.) sowie die begriffliche
Unterscheidung von semantischen und pragmatischen Informationen in der Semiotik.
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einem Verschwinden der Probleme des Wissenstransfers fiihren (vgl. Minkler
1993).

Weiter ist der Unterschied zwischen Information und Wissens auch ursichlich
dafiir, daB in der neoklassischen Okonomik nur der Fall der parametrischen,
nicht der strukturellen Unsicherheit behandelt werden kann, obwohl der Unter-
schied durchaus geldufig ist:5 Parametrische Unsicherheit entsteht, wenn der
Entscheider ex ante alle moglichen Alternativen spezifizieren kann, aber nicht
weiB, welche der Alternativen eintreten wird. Strukturelle Unsicherheit ist dann
gegeben, wenn ex ante nicht bekannt ist, welche moglichen Alternativen existie-
ren (vgl. Minkler 1993). Die weitgehende Beschrinkung der neoklassischen
Theorie auf parametrische Unsicherheit, d.h. auf die rationale Auswahl zwischen
ex ante gegebenen Alternativen fiihrt dazu, daB ,the equilibrium concept is
associated with a world view that treats the future as implied in the present®
(Buchanan | Vanberg 1991, S. 170). Um ex ante nicht gegebene Alternativen
iiberhaupt entwickeln zu konnen, brauchen die Individuen Theorien. Wenn aber
verschiedene Individuen iiber verschiedene (Alltags-)Theorien verfiigen, weil
eben ein groBer Teil des Wissens ,tacit* ist, dann haben zwei Individuen selbst
bei gleicher Information nicht dasselbe Wissen. Selbst vollstindige Informations-
symmetrie zwischen Prinzipal und Agent kann deshalb dazu fiihren, daBl der
Agent dem Prinzipal weiterhin iiberlegen ist, wenn er die bessere Theorie hat.”

(2) Die Okonomik hat ein eingeschrinktes Verstindnis von der Vielfalt der
institutionellen Mechanismen, die in Organisationen eingesetzt werden (Insti-
tutionalisierungsaspekt).

Im Modell der neoklassischen Okonomik entstehen Organisationen, weil die
Transaktionskosten geringer sind als auf Mirkten.® Die Kosten sind deshalb
geringer, weil in Organisationen zentrale Entscheidungen gefillt werden und
diese Entscheidungen innerhalb der arbeitsvertraglich festgelegten Indifferenzzo-
ne mittels Befehl durchgesetzt werden konnen (vgl. Simon 1951). Jedoch verfiigen
Organisationen nicht nur iiber ein reichhaltiges Inventar an Institutionalisierungs-

5 Genauer zwischen Daten und Wissen. Um Verwechslungen zu vermeiden, werden
wir im folgenden den Begriff der Information immer im Sinne von Daten gebrauchen.
6 Vgl. die altbekannte Unterscheidung von Risiko und Unsicherheit bei Knight (1921).

7 Die Okonomik diskutiert dieses Problem neuerdings unter dem Aspekt der ,.Entschei-
dungsanomalien®. Vgl. z.B. Frey (1990), Kirchgdssner (1991) und die Abschnitte 2.2.3
sowie 4.1 dieser Arbeit. Allerdings bemiiht sie sich zumeist mit einer Reihe von ,,Jmmuni-
sierungsstrategien“, die Relevanz von Anomalien auf der Ebene von aggregierten Hand-
lungen abzumildern, weil sie auf effizienten Méarkten verschwinden wiirden, vgl. Kirch-
gassner (1991). Dies ist allerdings fiir die betriebswirtschaftliche Strategielehre keine
befriedigende Perspektive, weil es ihre Aufgabe ist, ex ante dafiir zu sorgen, da Betriebe
nicht aus dem Markt ausscheiden.

8 Die Okonomik vernachlissigt damit den Orientierungsaspekt von Organisationen,
d.h. den Sachverhalt, daB in Situationen struktureller Unsicherheit Organisationen Kom-
munikationsarenen darstellen, in denen Individuen sich wechselseitig zu subjektiv hand-
lungsleitenen Alltagstheorien verhelfen, vgl. Siegenthaler (1993) unter Bezugnahme auf
Habermas (1981).
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mechanismen zwischen den beiden Extremen Vertrag und Befehl,® welche neuer-
dings in der evolutionsékonomisch inspirierten Okonomie unter dem Begriff
,organisatorische Routinen* (Nelson/ Winter 1982) Aufmerksamkeit finden.!°
Neben diesen organisatorischen Routinen, die den Koordinationsaspekt in Orga-
nisationen beriicksichtigen, muB bei der organisatorischen Gestaltung auch noch
dem Motivationsaspekt Rechnung getragen und mit dem Koordinationsaspekt in
Ubereinstimmung gebracht werden (vgl. Frese 1993). In bezug auf die Motivation
hat die Okonomik ein sehr eingeschrinktes Verstindnis von den Institutionalisie-
rungsmechanismen in Organisationen. Sie stellt ausschlieBlich auf extrinsische
Motivation ab, obwohl die Existenz von intrinsischer Motivation keineswegs
geleugnet wird (vgl. z.B. Milgrom/ Roberts 1991).1! Insofern ist gerade die
moderne Institutionendkonomik in bezug auf diesen wichtigen Aspekt der Institu-
tionalisierungsproblematik unvollstéindig. Andererseits kann die Managementleh-
re mit Gewinn auf das reiche Inventar der Institutionenokonomik zuriickgreifen,
da sie ihrerseits bei der institutionellen Gestaltung von Anreizstrukturen zahlrei-
che Defizite aufweist.

Im Gegensatz zur Okonomik hat die verhaltenswissenschaftliche Management-
literatur zu organisationalem Lemen den hier mit Wissensaspekt bezeicheten
Unterschied von Information und Wissen ausfiihrlich behandelt, wenngleich sie
von einer geschlossenen Theorie des Wissenstransfers in Organisationen noch
weit entfernt ist (vgl. Huber 1991). In bezug auf den Institutionalisierungsaspekt
weist sie allerdings gegeniiber der Institutionenékonomik einen starken Nachhol-
bedarf auf. Der Aggregationsproze vom individuellen zum organisationalen
Lernen wird zumeist nur auf der Ad-hoc-Ebene erortert. 1?2 Zwar existieren Be-
schreibungen und Analysen dariiber, wie organisatorische Strukturen das organi-
sationale Lernen verbessern kénnen (vgl. z.B. Cohen 1981; Nonaka 1988, 1992,
Starbuck 1984; Levitt/ March 1988). Aber die Befunde sind widerspriichlich
(vgl. Huber 1991), und es fehlt fast gidnzlich ein theoretisches Konzept, wie
individuelles und organisationales Lernen systematisch aufeinander bezogen wer-
den konnen. 13

9 Diese bilden den Gegenstand der betriebswirtschaftlichen Organisationslehre. Solche
Mechanismen sind z.B. die funktionale, die divisionale Organisation, die Matrix-, Pro-
jekt-, Guppen- oder ProzeBorganisation sowie zahlreiche Kombinationen dieser Grund-
formen.

10 Ohne daB dabei auf die existierende Organisationsliteratur Bezug genommen wird,
vielmehr beschridnkt man sich zumeist auf den Hinweis, daB organisatorische Routinen
eine wichtige Quelle der ,,dynamic capabilities sind, vgl. Nelson (1991).

11 Auch hier werden Immunisierungsstrategien angewendet, um intrinsische Motiva-
tion als ,,weak links* (Mayer 1993) behandeln zu konnen: Man miisse bei der Organisa-
tionsgestaltung auf den ,,worst case* abstellen (vgl. Milgrom / Roberts 1991, S. 42 ff.).
Dabei wird auBer acht gelassen, daB man damit sich selbst erfiillende Prophezeihungen
erzeugt, indem man die bestehende intrinsische Motivation zerstort, vgl. zu diesem
Aspekt Abschnitt 4.4 dieser Arbeit.

12 Zu den wenigen Ausnahmen gehoren die Vertreter des soziologisch inspirierten
Institutionenansatzes, vgl. z.B Meyer / Rowan (1977).
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Neuerdings betont der von der Evolutionsokonomie beeinflufite resource-ba-
sed-view bzw. dynamic-capability-view die Notwendigkeit, den Wissensaspekt
mit dem Aspekt der Institutionalisierung von Lernen zu verbinden. Die Autoren
tun dies, indem sie Organisationen als eine Hierarchie von organisatorischen
Routinen kennzeichnen, welche zu dauerhaften ,,core capabilities* fithren (vgl.
Nelson | Winter 1982; Nelson 1991; Teece / Pisano | Shuen 1990; Minkler 1993).
Wenn wir im folgenden auf diese Literatur nicht weiter eingehen werden, dann
deshalb, weil dort zwar immer wieder der Wissenstransfer durch organisatorische
Routinen als zentral bezeichnet wird. Es wird aber nur wenig zur Explikation
beigetragen, wie man sich den Institutionalisierungsproze8 fiir den Wissenstrans-
fer vorzustellen hat.

Wir wollen deshalb im folgenden in erster Linie die verhaltenswissenschaftli-
che Managementliteratur und die neoklassische Okonomik gegeniiberstellen, um
herauszufinden, inwieweit beide Theorien in bezug auf den Wissensaspekt und
den Institutionalisierungsapekt voneinander lernen konnen. Wir beschrinken uns
dabei auf die theoretischen Aspekte dieser Integration. Dies kann fiir die Manage-
mentwissenschaft als einer anwendungsorientierten Wissenschaft allerdings nur
der erste Schritt sein, dem Gestaltungsempfehlungen folgen miissen.

2. Organisationales Lernen aus der Sicht
der psychologisch orientierten Managementlehre

2.1 Vorbemerkung

Unter organisationalem Lernen versteht man eine unternehmensspezifische
Form des Wissenserwerbs, welche unabhidngig vom Wechsel der Mitarbeiter ist.
Die meisten Konzepte des organisationalen Lernens gehen vom individuellen
Lernen aus, ohne zu kldren, wie die einzelnen individuellen Lernprozesse zu
einem organisationalen LernprozeB aggregiert werden konnen: Organisationen
werden als eigene Entitét reifiziert. Biicher wie ,,The Thinking Organization*
(Sims / Gioia 1986) oder ,,Die lernende Organisation* (Sattelberger [Hrsg.] 1991)
benutzen individuelles Lernen als Analogie oder Metapher fiir organisationales
Lernen. Dariiber hinaus kliren sie auch inhaltlich nicht, ,,what is organizational
about cognition and what is cognitive about organizations* (Schneider / Angelmar
1993, S. 348). Die daraus resultierende Reifizierung ist wenig hilfreich. Um sie
zu vermeiden, wollen wir zunichst einen kurzen Uberblick iiber die in der

13 Dies fiihrt zu fragwiirdigen MeBinstrumenten: So wird organisationales Lernen
entweder mittels Durchschnittsbildung aus individuellem Lernen abgeleitet, oder es
werden globale MaBe, z.B. Kenntnisse eines Organisationsmitgliedes in leitender Stel-
lung herangezogen. In beiden Fillen wird das eigentlich Organisatorische am Lernen,
namlich wie Wissen kommuniziert wird, im MeBverfahren unberiicksichtigt gelassen,
vgl. Schneider | Angelmar (1993).
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Managementlehre gingigen Konzepte des individuellen Lernens geben und erst
dann darauf eingehen, was das organisationale vom individuellen Lernen unter-
scheidet.

2.2 Konzepte des individuellen Lernens

Die Managementlehre greift in ihren Konzepten auf psychologische Lerntheo-
rien zuriick. In der Psychologie werden zwei Gruppen von Theorien des indivi-
duellen Lernens unterschieden: behavioristische und kognitive Lerntheorien. Der
Behaviorismus stellt Lernen als Stimulus-Response-Modell dar, d.h., Verhalten
wird vollstindig durch eine Abfolge von Reiz-Reaktionsmechanismen bestimmt.
Der Behaviorismus stellt deshalb den Ubergang von Information zu Wissen nicht
dar.

Um dieses Defizit auszugleichen, erweitern Theorien des kognitiven Lernens
die behavioristischen Lerntheorien um den ProzeB der Wissensgenerierung. '4
Dadurch wird die Entwicklung und Verinderung von kognitiven Strukturen
thematisiert. Kognitive Strukturen sind nach Piaget (1973) generalisierte Formen
der internen Organisation des Handelns, welche im Sinne verallgemeinerter Re-
geln die Handlung steuern. Vergleichbare Konstrukte finden sich hinter den
Begriffen ,,Schema* (Bartlett 1932), ,,cognitive maps* (Tolman 1948), ,frame*
(Minsky 1968; Tversky | Kahneman 1981), ,,script* (Schank / Abelson 1977) oder
,.building blocks of cognition* (Rumelhart 1980).'5 Es geht dabei um die kontext-
spezifische Bedeutungsstiftung (Informationsverarbeitung) und Problemlosung
(vgl. Frey, D. 1987, S. 51 ff.). Die Gesamtheit der Schemata, ,,cognitive maps®,
»~frames® etc., iiber die ein Mensch verfiigt, stellt sein Wissen im Sinne seines
Handlungsrepertoires oder seiner Handlungskompetenz dar. 16

Soweit sich die Theorien des organisationalen Lernens auf individuelles Lernen
beziehen, stiitzen sie sich explizit oder implizit auf kognitive Lerntheorien. !’
Dies wird insbesondere an der Auseinandersetzung mit den Begriffen ,frames®,
,,cognitive maps* etc. deutlich (vgl. z.B. Stata 1989, S. 64; Senge 1990, S. 174 ff.;

14 Die Integration behavioristischer in kognitivistische Lerntheorien wird besonders
deutlich im TOTE (test-operate-test-exist)-Modell, das Miller / Galanter /| Pribram
(1960) in Analogie zum kybernetischen Regelkreismodell entwickelten. Das TOTE-
Schema ersetzt das behavioristische Reflex-Modell.

15 Als Uberblick vgl. Schwarz (1985).

16 An diese Tradition kniipfen auch neuere Entwicklungen in der Cognitive Science
an; vgl. Winograd / Flores (1992), Simon (1991), Maturana / Varela (1984), Suchman
(1987), und neuerdings auch Denzau / North (1994).

17 So stellt beispielsweise Weick (1991) explizit behavioristische und kognitive Lern-
theorien gegeniiber und zeigt, daB die kognitivistische Perspektive fiir das Phinomen
des organisationalen Lernens angemessener ist. Er kritisiert allerdings an den kognitivisti-
schen Theorien, daB sie eine quasi automatische Umsetzung von Kognition in Handlungen
unterstellen (vgl. ebd. S. 122). Diese Kritik gilt nicht fiir das Modell von Neisser (1979),
das wir in Abschnitt 2.2.2 darstellen.
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Hedberg 1981, S. 3; deGeus 1988, S. 74; Levitt | March 1988, S. 324; Schneider /
Angelmar 1993, S. 349). Im folgenden wollen wir einen kurzen Uberblick iiber
Konzepte geben, welche die Verdnderung von kognitiven Strukturen thematisie-
ren und als Grundlage des organisationalen Lernens in der Managementliteratur
diskutiert werden.

2.2.1 Der Assimilations-Akkommodations-Zyklus nach Piaget

Piaget beschreibt die Verdnderung von kognitiven Strukturen im Lemproze
von Kindern und Jugendlichen als Wechselwirkung von Assimilation und Akko-
modation. Assimilation bezeichnet den Sachverhalt, daB Individuen die Umwelt
gemiB ihren vorhandenen kognitven Schemata begreifen. Akkomodation meint
die Veridnderung der bestehenden Strukturen, wenn diese einen erfolgreichen
Umgang mit der Umwelt nicht mehr gewihrleisten. Piaget sieht dabei allerdings
die Umwelt vorwiegend unter dem Blickwinkel mathematisch-physikalischer
Erkenntnis: Die Welt ist dem Individuum vorgegeben und kann nicht handelnd
veriandert werden. Daher ist sein Assimilations-Akkomodations-Modell von ei-
nem gleichsam kybernetischen Mechanismus gekennzeichnet (zu dieser Kritik
vgl. Keller 1976).

2.2.2 Der Erkenntniszirkel nach Neisser

Neisser entwickelt die kognitive Lerntheorie von Piaget weiter, indem er
Aspekte des sozialen Handelns einbezieht. Er geht davon aus, da das Individuum
seine Umwelt entsprechend seinen kognitiven Strukturen handelnd verindert, so
daB der Assimilations-Akkommodations-Zyklus um die Stufe der Exploration
erweitert wird (vgl. Abb. 1).

Die Assimilation enspricht dem SelektionsprozeB, die Akkomodation dem
ModifikationsprozeB. Zusitzlich zu Assimilation und Akkomodation wird bei
Neisser der Vorgang der Exploration eingefiihrt, ein Vorgang, in dem die Situation
handelnd veridndert wird. Dieser kann durch alle am sozialen Proze8 beteiligten
Individuen initiiert werden. So kann Neisser den Vorgang der Akkomodation
als aktiven, sozialen Prozel modellieren, wihrend dieser bei Piaget naturgesetz-
lich vorgegeben ist. Folgt man dieser Uberlegung, dann wire damit ein erster
Hinweis auf eine wichtige Schnittstelle zwischen sozialem Lernen und individuel-
lem Lernen gegeben, ohne die Organisation als Entitit zu reifizieren.
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Selektion
eines Ausschnittes
potentieller und
mehrdeutiger
Wirklichkeit

modifizieren

Aufbau kognitiver
Strukturen;

Alltagstheorien
Erfahrungen

Exploration;
Bewegung;
Handeln

Abb. 1: Erkenntniszirkel nach Neisser

2.2.3 Die Prospekttheorie nach Tversky | Kahneman

Tversky | Kahneman (1981, 1984) zeigen in ihrer Prospekttheorie experimentell
auf, daB es bei der Beeinflussung der von Piaget und Neisser behandelten ,,frames*
(bzw. Schemata) empirische RegelméBigkeiten gibt, die nicht nur im Lernprozef
des Kindes wirksam sind. Sie konnen deshalb zur Beeinflussung erwachsener
Personen in sozialen Kontexten systematisch genutzt werden.

Prospekte bezeichnen Alternativen, bei denen auch unsichere Resultate (Risi-
ken) vorkommen konnen. In den Experimenten konnte gezeigt werden, daB die
Einschitzung der Risiken systematisch beeinflut werden kann, beispielsweise
indem bestimmte Problemformulierungen gewihlt werden: ® So wird eine Wirt-
schaftspolitik, welche die Arbeitslosenquote von 10 auf 5% reduziert, besser
eingeschitzt als eine, welche die Beschiftigungsquote von 90 auf 95% erhoht.

Diese Ergebnisse bedeuten Abweichungen von der Hypothese der Erwartungs-
nutzenmaximierung der Okonomik und werden deshalb auch als Entscheidungs-
anomalien bezeichnet. Im Zusammenhang des organisationalen Lernens sind sie
deshalb von Bedeutung, weil sie einen Hinweis darauf geben, wie durch die
systematische Prisentation von Informationen Entscheidungsprozesse beeinflufit
werden. 1?

18- Ahnliche Effekte werden seit langem als das sogenannte Allais-Paradoxon disku-
tiert, vgl. als Ubersicht Frey / Eichenberger (1989) und Kirchgdssner (1991, S. 144 ff.).
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2.2 4 Lernniveaus nach Bateson

Bei Tversky / Kahneman wird die Herkunft der ,,frames* als ein idiosynkrati-
scher ProzeB beschrieben (vgl. dazu die Kritik von Lindenberg 1990), die syste-
matische Reflexion iiber die Wahl angemessener ,,frames* ist nicht Gegenstand
der Prospekttheorie und kann im Rahmen einer experimentellen Psychologie
auch kaum untersucht werden. Dazu wire die Einfilhrung verschiedener Re-
flexionsniveaus notig.

Ein prominenter Ansatz dazu wurde von Bateson (1992) geliefert. Er unter-
scheidet die Lernniveaus im Hinblick auf eine Klassifikation von Irrtumstypen,
die in verschiedenen Lernprozessen korrigiert werden konnen. Lernen 0 ist auf
behavioristisches Lernen beschrénkt. Lernen I umfafit die Auswahl zwischen
verschiedenen Alternativen, die in einem Kontext vorgegeben sind. Es setzt die
Einbettung der Alternativen in einen konzeptuellen Rahmen bzw. in eine (All-
tags-)Theorie voraus. Bei Lernen 11, auch Deutero-Lernen? genannt, geht es um
die korrigierende Verdnderung der Menge von Alternativen, unter denen ein
Individuum seine Auswabhl trifft. Hier geht es um den Vergleich und die kritische
Abwigung zwischen verschiedenen Konzepten oder Theorien. Durch Lernen II1
wird der IdentititsbildungsprozeB des Individuums veréndert.?! Die Lemniveaus
nach Bateson bringen damit zum Ausdruck, daB Lernen oder der Erwerb von
Wissen erst durch die Interpretation von Informationen im Lichte von Theorien
zustandekommt und daB diese Theorien auf verschiedenen Reflexionsniveaus
angesiedelt sein konnen. Der Fortschritt des Lernens ist dabei als ein irreversibles
Fortschreiten von Stufe zu Stufe gekennzeichnet: Ist ein Individuum auf einem
hoheren Lernniveau angelangt, dann kann es zwar erkldren, warum es auf dem
niedrigeren Lernniveau anders geurteilt hat, es kann sich aber nicht auf eine
niedrigere Stufe zuriickversetzen.

Die empirische Basis des Konzeptes von Bateson ist allerdings umstritten. Es
handelt sich um Ergebnisse von Einzelfallstudien auf psychoanalytischem Hinter-
grund. Gleichwohl bildet es die Grundlage fiir die meisten Konzepte des organisa-
tionalen Lernens.

19 Diese Erkenntnisse finden mittlerweile auch Eingang in die betriebswirtschaftliche
Theorie der Strategiebildung, vgl. Bateman | Zeithaml (1989).

20 Deutero = griech. der zweite.

21 Lernen III wird im Rahmen des organisationalen Lernens nicht behandelt. Vgl. im
iibrigen auch die in der Problemldsungstheorie iibliche Klassifikation von Entscheidungs-
situationen in Algorithmen, geschlossene Probleme, offene Probleme und dialektische
Probleme, z.B. bei Dorner (1979), Osterloh (1991). Diese Klassifikation umfa@t feinere
Abstufungen zwischen Lernen O und Lemen II.
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2.3 Organisationales Lernen

Die meisten Konzepte zum organisationalen Lernen schliefen an die Idee der
verschiedenen Lernniveaus an. Allerdings ist die Abgrenzung der Lernniveaus
nicht einheitlich (vgl. z.B. Fiol / Lyles 1985; Shrivastava 1983). Am bekanntesten
ist die Konzeption von Argyris/ Schon (1978) geworden. Sie unterscheiden in
Anlehnung an Bateson (1992) zwischen Single-loop-, Double-loop- und Deutero-
Lernen. Single-loop-Lernen beschreibt das Lernen innerhalb gegebener ,,frames®,
Double-loop-Lernen das Verdndern und die Entwicklung von neuen ,,frames*,
Deutero-Lernen den reflektierten Umgang mit Single-loop- und Double-loop-
Lernen.

Die Verbindung zwischen individuellem und organisationalem Lemnen wird
bei Argyris/Schon durch die ,theories of action” hergestellt.2 Diese umfassen
»norms, strategies, and assumptions. It includes in its scope the organization’s
patterns of communication and control, its ways of allocating resources to goals,
and its provisions for self-maintenance* (Argyris/ Schon 1978, S. 15). In der
Literatur zum organisationalen Lernen findet man anstelle des Begriffs ,,theories
of action“ auch die Begriffe ,.kognitive Strukturen®, ,,frames®, ,, mental maps*
oder ,,cognitive models* (vgl. oben), die zum Teil um den Zusatz ,,shared“
erginzt werden. Dies weist nochmals darauf hin, da8 organisationales Lernen
immer wieder in Metaphern des individuellen Lernens dargestellt wird (vgl.
Dodgson 1993, S. 380), ohne daB der AggregationsprozeB vom individuellen
zum organisationalen Lernen erklart wird.

2.3.1 Single-loop-Lernen

Das Single-loop-Lemnen kann man sich als einen einfachen Feedback-Proze
vorstellen, in dem die gemeinsam geteilten ,frames* stindig angewendet und
dabei reproduziert werden (vgl. auch Giddens 1988). Informationen aus der
Unternehmensumwelt werden auf der Basis der ,,shared mental maps* interpre-
tiert und in routinisierte Verarbeitungsmechanismen iiberfiihrt. Die Bedeutung
der Routinen besteht darin, Stabilitit beim Erwerb und bei der Interpretation von
Wissen zu erzeugen: ,,the organizations’s ability to remain stable in a changing
context denotes a kind of learning® (Argyris/ Schon 1978, S. 18).

Fiir einige Autoren wie Levitt/ March (1988, S. 320)2 beruht das Lemen in
Organisationen sogar ganz wesentlich auf Routinen: ,,organizations are seen as
learning by encoding inferences from history into routines that guide behavior.

22 Die ,theories of action sind nicht als soziologische Handlungstheorien zu verste-
hen, sondern als organisationale ,.frames*. Sie entsprechen nach Paurzke (1989, S. 105)
dem Begriff der Unternehmenskultur (vgl. z.B. auch Schein 1986).

23 In Anlehnung an Cyert/ March (1963) und Nelson / Winter (1982).
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The generic term ,routines‘ includes the forms, rules, procedures, conventions,
strategies, and technologies around which organizations are constructed and
through which they operate (ebd.). Organisatorische Routinen haben die Eigen-
schaft, vom Wechsel einzelner Individuen unabhingig zu sein (vgl. ebd.; Schnei-
der/ Angelmar 1993, S. 355 in Anlehnung an Weick 1969; Dodgson 1993,
S. 384). Offen bleibt in dieser Argumentation, wie Routinen auf dem Hintergrund
gemeinsam geteilter ,,frames* gelernt und reproduziert werden.

2.3.2 Double-loop-Lernen

Nach Argyris/ Schon (1978) ist die Verdnderung des ,,frames* Gegenstand
des organisationalen Double-loop-Lernens, das man sich als einen doppelten
Feedback-ProzeB vorstellen muB. In diesem ProzeB werden neue Sachverhalte
mit dem bestehenden ,,frame* verglichen. Bei nicht iiberbriickbaren Diskrepanzen
zwischen beiden wird eine Veridnderung des ,,frames* eingeleitet. Das Organisa-
tionale an diesem Vorgang wird dadurch akzentuiert, daB es sich hierbei um
einen interindividuellen KonfliktlosungsprozeB handelt (vgl. Argyris/ Schén
1978, S. 20 ff.): Die Organisationsmitglieder miissen sich iiber verschiedene Pro-
blemdefinitionen verstindigen und eine gemeinsame Situationsdefinition generie-
ren (vgl. Senge 1990a). In der Literatur zum organisationalen Lernen wird iibli-
cherweise angenommen, daf dies nur iiber Kommunikation geleistet werden
kann (vgl. z.B. Senge 1993; Isaacs 1993; Schein 1993).2%

Ausfiihrlich wird die Frage diskutiert, warum Double-loop-Lernen immer wie-
der verhindert wird. Der Proze8l der Neudefinition von ,,frames* ist in der Regel
mit tiefgreifenden Verunsicherungen verbunden, die sich zu organisationalen
Krisen ausweiten konnen (vgl. Nystrom/ Starbuck 1984; Fiol/Lyles 1985,
S. 808).% Diese krisenhaften Erscheinungen werden in anderem Zusammenhang
auch unter dem Begriff ,,groupthink* (Janis 1982) behandelt: Es gibt Situationen,
in denen das Gruppendenken individuelles Denken iiberlagert, unterdriickt oder
sogar ginzlich verhindert (vgl. z.B. McCaskey 1991, S. 139, 141; Schneider/
Angelmar 1993, S. 354). Gruppendenken kann denn auch als wechselseitiges
»~framing” im Sinne der Prospekttheorie interpretiert werden. 26

24 Diese Aussage wird im Zusammenhang mit spieltheoretischen Uberlegungen relati-
viert werden miissen.

25 Dies wird neuerdings auch in der 6konomischen Literatur akzentuiert, etwa wenn
Siegenthaler (1993) von Prozessen des fundamentalen Lernens spricht.

26 Diese — nicht nur negativen — Prozesse des ,,groupthink werden in der 6konomi-
schen Gruppentheorie (Olson 1968; Sandler 1992) ginzlich vernachlissigt. Die Einbezie-
hung von Gruppendenken und Gruppenkohision ist die Hauptdifferenz zwischen 6kono-
mischen und sozialpsychologischen Gruppenkonzepten.
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2.3.3 Deutero-Lernen

Im Deutero-Lernen geht es um den reflektierten Umgang mit Single-loop- und
Double-loop-Lernprozessen, z.B. um die Entscheidung, wann Singe-loop- und
wann Double-loop-Lernen eingeleitet werden soll (vgl. Argyris/ Schéon 1978,
S. 42, 308 ff.). Wie genau Deutero-Lernen im organisatorischen Kontext umge-
setzt werden soll, wird in der Literatur nur vage angedeutet. Es geht beispielsweise
um das Schaffen offener Argumentationskulturen und kreativer Freirdume. Auch
wenn das Konzept des Deutero-Lernens duBerst unscharf definiert ist, so kann
man sich doch anhand eines beriihmt gewordenen Beispiels verdeutlichen, was
fiir Konsequenzen es haben kann, wenn Deutero-Lernen nicht stattfindet:

Die Challenger-Katastrophe im Januar 1986 gehort zu den am besten dokumen-
tierten Beispielen (vgl. Presidential Commission 1986) der negativen Auswirkun-
gen von ,,groupthink® und zugleich der Verhinderung von Deutero-Lernen.?” Der
Space Shuttle war wenige Sekunden nach dem Start explodiert, weil wichtige
Dichtungsringe aufgrund der tiefen AuBentemperaturen sprode geworden waren.
Obwohl dieses Problem sowohl der Nasa als auch der Herstellerfirma der Dich-
tungsringe bekannt war, wurde der Start freigegeben. Die Analyse des Verlaufs
der Entscheidung zeigt, daB8 die Warnungen von zwei Ingenieuren vom Manage-
ment iibergangen wurden. Dariiber hinaus wurde sogar aus dem Katalog fiir die
wichtigsten Abbruchkriterien das Minimumkriterium fiir die Temperaturen gestri-
chen. Bei der entscheidenden Videokonferenz 15 Stunden vor dem Start fiel der
Satz: ,,Take off your engineering hat and put on your management hat* (zitiert
nach Léhr 1991, S. 17). Die Manager waren offensichtlich nicht in der Lage,
die beiden handlungsleitenden ,,frames* des ,,managers* und des ,,engineers* auf
einer Deutero-Ebene miteinander zu verbinden.?®

2.4 Vorlaufiges Fazit

Wie wir gesehen haben, werden in Theorien zum organisationalen Lernen die
Individuen als Tréger von Lernprozessen angesehen. Der Aggregationsprozef
vom individuellen zum organisatorischen Lernen wird selten expliziert. Die Folge
davon ist, da Organisationen entweder holistisch als ,,Lernen der Organisation‘
interpretiert werden, beispielsweise wenn behauptet wird: ,,Organizations learn
from experience‘ (March / Sproull/ Tamuz 1991, S. 1); oder wenn individuelles
Lernen als Metapher fiir das organisationale Lernen herangezogen wird. Beides
sind unbefriedigende Alternativen.

27 Zur Interpretation der Challenger-Katastrophe unter dem ,,groupthink*-Aspekt vgl.
Moorhead | Ference | Neck (1991).

28 Auf die ethische Relevanz dieses Rollenkonfliktes zwischen ,,manager und ,,engi-
neer* geht Lohr (1991) ein.
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Im folgenden wollen wir versuchen, mit Hilfe der 6konomischen Theorie
organisationales Lernen auf der Basis eines methodologischen Individualismus
abzuleiten.? Gleichzeitig wollen wir untersuchen, wo die Grenzen des 6konomi-
schen Ansatzes bei der Bewiltigung der eingangs erwihnten praktischen Pro-
blemstellungen liegen.

3. Institutionalisierung als ,,missing link*
zwischen individuellem und organisationalem Lernen

3.1 Zum Begriff der Institutionalisierung

Will man Organisation nicht als eigene, von den Individuen losgeloste Entitit
reifizieren, so darf man nicht von einer ,Lemenden Organisation* (vgl. z.B.
Sattelberger [Hrsg.] 1991) sprechen. Eine Organisation kann nicht lernen. Dies
konnen nur Individuen (vgl. Simon 1991, S.126). In einer Organisation als Set
von dauerhaften Regelungen kann allerdings dafiir gesorgt werden, da8 Prozesse
des individuellen Lernens zielgerichtet institutionalisiert werden.

Der Institutionenbegriff ist nun allerdings selbst vieldeutig, auch innerhalb
einer am methodologischen Individualismus orientierten Sozialwissenschaft.30
Zwar kann ein allgemeines Einverstidndis dariiber vorausgesetzt werden, daf
Institutionen den Zweck haben, die Unsicherheit menschlicher Interaktion zu
vermindern (North 1992, S. 30), indem sie ,,Spielregeln einer Gesellschaft (ebd.
S. 3), ,,soziokulturelle Rahmenbedingungen individuellen Handelns* (Vanberg
1983, S. 55) oder ,,aufeinanderbezogene Verhaltensnormen* (Gdfgen 1983, S. 20)
schaffen. In diesem Sinne sind Institutionen nicht blof organisierte soziale Gebil-
de, sondern Komplexe von Regelungen fiir die Interaktion zwischen Individuen,
wie z.B. Geld, Eigentum, Recht, Markt, Preissystem oder Traditionen (vgl.
Vanberg 1983, S. 55 ff.; Frey 1990, S. 2 ff.). Ebenso diirfte es unkontrovers sein,
von Institutionalisierung als der Erzeugung von systematisch reproduzierten
Handlungsmustern zu reden (vgl. Giddens 1988). Aber in bezug auf die Frage,
warum solche Handlungsmuster systematisch reproduziert werden, existieren

29 Methodologischer Individualismus wird hier als Gegensatz zum methodologischen
Holismus verstanden. Der methodologische Individualismus umfaBt zwei Varianten, die
dezisionistische und die nichtdezisionistische. In der dezisionistischen Variante, welche
innerhalb der Okonomik vorherrscht, sind Priferenzen gegeben und werden nicht weiter
erkldrt. In der nichtdezisionistischen Variante, zu welcher der Symbolische Inter-
aktionismus sowie die Habermas’sche Diskurstheorie zu rechnen sind, werden Priferen-
zen nicht als gegeben vorausgesetzt, vielmehr entstehen diese durch Kommunikation
und interpretative Bedeutungszuweisungen (vgl. Osterloh 1994).

30 Zu den Ebenen wissenschaftlicher Theoriebildung und deren Verkniipfung mit
betriebswirtschaftlicher Praxisberatung vgl. Osterloh/ Grand (1994). Zu einem
praxisorientierten Ansatz der Umsetzung der Idee der organisatorischen Routinen vgl.
das Konzept des ,,business process redesign bei Davenport (1993). Als Ubersicht iiber
dieses und verwandte Konzepte vgl. Osterloh /| Frost (1994).

4 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 228 /11
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gegensitzliche Sichtweisen. Auf diese wollen wir uns im folgenden konzentrie-
ren. Wir behandeln dabei nicht spezifische Ausprigungen von konkreten institu-
tionellen Regeln in Organisationen, wie dies Gegenstand der betriebswirtschaft-
lichen Organisationslehre ist, sondern wir fragen grundsitzlich, warum Indivi-
duen Spielregeln akzeptieren bzw. warum Normen Geltung erhalten.

3.2 Normgeltung als zentraler Begriff

Einem Vorschlag von Kliemt | Zimmerling (1993) zufolge kann man beziiglich
der Normgeltung zwischen Geltung 1 und Geltung 2 unterscheiden. Geltung I
besitzt eine Norm, wenn sie in einer Gesellschaft regelmiBig aufgrund von
Sanktionen befolgt wird. Dabei kommt es nur auf die regelméiBige Verkniipfung
von Sanktion und Normeneinhaltung an, nicht darauf, ob sich die Individuen bei
der Normbefolgung auch den Norminhalt vorstellen. Sie handeln normenkonform,
aber nicht aufgrund der Norm.

Bei Geltung 2 hingegen gehort die Norm zum Vorstellungsgehalt der Indivi-
duen. Sie wird zum Handlungsgrund dhnlich einer ,,Verfassung®, die sich Indivi-
duen geben. Geltung 2 unterscheidet sich von Geltung 1 wie die ,,Wahl einer
Verfassung“ von ,Handeln unter einer Verfassung“ oder wie die ,,Wahl von
Regeln“ von der ,,Wahl nach Regeln (vgl. Vanberg 1989). Allerdings bedeutet
die Wahl einer Verfassung oder Regel nicht, da8 ausnahmslos nach dieser Regel
gehandelt wird. Insofern schlieft Geltung 2 den Gebrauch von Sanktionen im
Sinne von Geltung 1 nicht aus.3! Entscheidend ist, daB Geltung 2 in einigen
Fillen zu ,,nichtstrategischem Handeln* oder ,,Regelbefolgung ohne Kalkulation‘
fiihrt.

Geltung 2 kann zwei Ausprigungen annehmen: die Wahl von Faustregeln,
Konventionen oder Routinen (Geltung 2a) und die Wahl von verpflichtenden
Regeln (Geltung 2b). Die Wahl von Faustregeln oder Routinen (Geltung 2a)
hingt eng mit dem ,,satisficing behavior* (Simon 1961) zusammen. Faustregeln
geben angesichts komplexer Verhiltnisse Verhaltenshinweise aufgrund von ver-
einfachten Situationsdefinitionen, welche als ganzes Set aktiviert werden. Die
Verhaltensmuster konnen als vereinfachte deontologische Regeln auftreten, bei-
spielsweise wenn der Kategorische Imperativ von Kant auf die jedem Kind
vertraute Regel reduziert wird: ,,Was du nicht willst, was man dir tu, das fiig
auch keinem anderen zu“. Sie konnen aber auch aufgrund von Kalkulationen
entstanden sein, z.B. bei der Wahl zwischen verschiedenen Rollenmustern. Ent-
scheidend ist, daB nach der Wahl des Verhaltensmusters in der konkreten Ent-
scheidungssituation nicht mehr bewuBt reflektiert resp. kalkuliert wird (Kliemt /
Zimmerling 1993, S. 13).

31 Geltung 2 schlieBt also das Trittbrettfahrerproblem nicht aus. Dies wurde bis vor
kurzem in normativ orientierten Ansitzen zur Institutionalisierung weitgehend iibersehen,
vgl. neuerdings aber Apel (1992, S. 9), Habermas (1992).
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Geltung 2b liegt vor, wenn die Wahl von Regeln zugleich die Standards des
Handelns definiert. Sie beriicksichtigt damit die intrinsische Motivation, die
sonst in der Neoklassik nicht in die Analyse einbezogen wird, obwohl viele
Autoren zugeben, daB es sie gibt (vgl. z.B. Milgrom/ Roberts 1991, S. 42 ff.;
Kirchgdssner 1991, S. 61ff.).32 In der 6konomischen Literatur diskutierte Beispie-
le fiir Normen der Geltung 2b sind Trinkgelder an Autobahnraststitten als Aus-
druck der Zufriedenheit, der Gang zur Wahl aus PflichbewuBtsein (,,voter para-
dox*) oder der Sachverhalt, daB Universititsabsolventen fiir ein niedrigeres Ge-
halt zu arbeiten bereit sind, wenn sie sich mit dem Produkt identifizieren konnen,
zu dessen Herstellung sie beitragen (vgl. Frank 1992, S. 169). Diese Regeln
haben verpflichtenden Charakter. Dies bedeutet allerdings nicht, daB8 solche Re-
geln immer eingehalten werden. SchlieBlich gewinnt das Trittbrettfahrerproblem
seine Relevanz gerade daraus, daf eigenes Trittbrettfahren um so lohnender ist,
je mehr andere Individuen sich an die Regeln halten.?* Entscheidend ist, daB
Handeln nach solchen Regeln empirisch beobachtet werden kann, d.h., da es
ein Handeln gibt, das nicht auf bloBe Routinen, Sanktionen oder Reziprozititsnor-
men zuriickgefiihrt werden kann. 34

Auf den ersten Blick weist die Unterscheidung der verschiedenen Formen der
Geltung eine Ahnlichkeit mit den Ebenen des individuellen Lernens auf. Der
Unterschied besteht allerdings zum einen darin, daB Lernen (wie oben erwihnt,
vgl. Abschnitt 2.2.4) ein irreversibler, fortschreitender ProzeB8 ist. Hingegen sind
die verschiedenen Formen der Institutionalisierung wihlbar, etwa in Form der
Wahl einer sozialen Rolle. Zwischen den verschiedenen Formen gibt es vom
Individuum kalkulierbare tradeoffs. Zum anderen 148t die Unterscheidung in
verschiedene Formen der Geltung offen, wie die Normen entstehen. Jedoch gibt
es innerhalb der Okonomik einige Ansitze, welche versuchen, die Herkunft der
Normen endogen zu erkliren. Insoweit kénnen diese Ansitze zugleich als Versu-
che interpretiert werden, Aspekte des organisationalen Lernens in die neoklassi-
sche Theorie zu intergrieren. Auf diese Ansitze wollen wir im folgenden einge-
hen.

32 Es mehren sich allerdings die Autoren, welche die Forderung aufstellen, die intrinsi-
sche Motivation sei explizit zu beriicksichtigen (Sen 1987; Elster 1989; Frey 1990;
Frank 1992).

33 Dies macht den Unterschied zwischen der hier vertretenen Position und der Position
von Habermas (1981) aus. Die Begriindung von Normen des Typs 2b garantiert noch
nicht die Normbefolgung. Vielmehr hingt die Normbefolgung auch von den Kosten ab.
Normen haben eine um so hohere Chance der Befolgung, je eher sog. ,,Kleinkostensitua-
tionen" (Kirchgdssner 1991) gegeben sind. Zur empirischen Relvanz von Kleinkostensi-
tuationen im Bereich des Umweltverhaltens vgl. Dieckmann / Preisendérfer 1991.

34 Vgl. die Unterscheidung von Vertrauens- und Solidaritdtsnormen bei Vanberg 1987.
Vertrauensnormen setzen auf Reziprozitit, d.h. auf langfristige Kooperationsvorteile,
wie sie z.B. der Tit-for-Tat-Strategie (Axelrod 1991) zugrunde liegen. Sie kénnen zur
Bildung von kooperativen Mustern fithren (vgl. Schiifler 1990 sowie Abschnitt 5 dieser
Arbeit). Hingegen haben Solidaritdtsnormen Kollektivgutcharater, d.h., sie gewiahren
keinerlei ,,selektive Anreize“ (Olson 1968) zur Bildung kooperativer Muster.

4%
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4. Institutionalisierung von individuellem Lernen
aus der Sicht der 6konomischen Theorie

4.1 Vorbemerkung: Homo oeconomicus und Institutionalisierung

Die traditionelle okonomische Theorie hat bisher individuelles Lernen nur als
behavioristisches Lernen thematisiert. Dies ergibt sich zum einen daraus, daB
sie mittels der Rationalititsannahme Handeln auf Verhalten zuriickfiihrt (vgl.
Kirchgdssner 1991, S. 20). Zum anderen spielen in ihr Prozesse der Evaluation
von Kontexten keine Rolle. Das Ergebnis ist das klassische SEU(subjectively
expected utility)-Paradigma, welches grundlegend fiir das Konstrukt des homo
oeconomicus ist: Dieser trifft eine rationale Wahl zwischen gegebenen Alternati-
ven. Die Alternativen entsprechen als subjektive Reprisentationen der objektiven
Wirklichkeit, d.h., sie sind bei allen Individuen und zu allen Zeiten nur von der
objektiven Situation abhingig. Obgleich diese sog. Invarianzannahme seit dem
experimentellen Nachweis von Entscheidungsanomalien als gescheitert gelten
kann (vgl. oben Abschnitt 2.2.3 zu Tversky / Kahneman), wird sie von vielen
Okonomen nach wie vor zugrunde gelegt. Fiir dieses Vorgehen werden mehrere
Begriindungen angefiihrt (vgl. Frey 1990, S. 168 ff.; Kirchgdssner 1991,
S. 152 ff.): Beispielsweise wiirden sich Anomalien durch den Aggregationspro-
zeB ausgleichen oder durch den Wettbewerb verschwinden. Selbst wenn man
diesen Begriindungen auf der Makroebene folgen wiirde (vgl. zu den Einwendun-
gen Frey 1990, S. 174 ff.), so sind sie auf der Mikroebene nicht stichhaltig, weil
es hier darum geht, wie Individuen in Organisationen zu objektiven Reprisentatio-
nen finden, d.h. ihre bestehenden ,,frames* kritisch evaluieren.

Im Ergebnis fiihrt dies dazu, daB — wie in der Einleitung bereits festgestellt
— die neoklassiche Theorie Lernen nur als den Erwerb von Informationen, nicht
aber als die Generierung von Wissen erklért. Dies wiirde ndmlich die Einbezie-
hung von unterschiedlichen kontextspezifischen ,,frames* bzw. die kritische Eva-
luation dieser ,,frames* voraussetzen. Auf diese Weise werden in der Neoklassik
sogar Innovationen als Maximierung iiber ein gegebenes Set von Alternativen
behandelt, wohingegen die Herkunft der Alternativen unbeleuchtet bleibt. Zu
fragen ist jedoch: ,Does the assumption that ,actors maximize‘ help one to
analyze situations where some actors are not even aware of a possibility being
considered by others? (Nelson 1991, S. 66). Die Annahme hilft kaum in der
eingangs beschriebenen aktuellen Wettbewerbssituation. Sie ist nur in standardi-
sierten Situationen mit stabilen Rahmenbedingungen realistisch. Entscheidungen
von strategischer Relevanz weisen diese Eigenschaft allerdings nicht auf (vgl.
Steinmann | Schreydgg 1986).

In bezug auf das Problem der Institutionalisierung ist festzustellen, daB die
neoklassische Theorie bisher meistens nur Institutionalisierung vom Typ Geltung
1 behandelt hat. So wird beispielsweise versucht, die Existenz von Unternehmens-
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kulturen auf die Wirkung von Sanktionen zuriickzufiihren (vgl. z.B. Kreps 1990;
Casson 1991; Fohr [ Lenz 1992).% Jedoch gibt es hier einige interessante Varian-
ten, die fiir eine Theorie des organisationalen Lernens deshalb fruchtbar gemacht
werden konnen, weil sie in unterschiedlicher Weise Elemente des Wissenserwerbs
(im Unterschied zum Informationserwerb) als exogene Faktoren zulassen. Es
sind dies zugleich Konzepte, welche zur Frage der Interdisziplinaritit Stellung
nehmen und in diesem Zusammenhang das Verhiltnis von theoriegeleitetem
Wissen und verschiedenen Formen der Institutionalisierung thematisieren.

4.2 Der homo oeconomicus als analytische Kunstfigur (Parallelmodell)

Eine erste Variante relativiert das neoklassische Modell. Dieses Modell, das
von Homann und Koautoren vertreten wird, plddiert nicht nur dafiir, daB alternati-
ve Sichtweisen eine Berechtigung haben. Vielmehr sollen zwischen dem neoklas-
sischen und anderen Modellen ,,Paralleldiskurse* gefiihrt werden. Die Autoren
gehen davon aus, daf3 der homo oeconomicus nicht mit dem Anspruch auftritt,
eine zutreffende Beschreibung der Realitit darzustellen; vielmehr stelle er ein
heuristisches Schema oder eine Suchanweisung dar, welche die 6konomische
von anderen Perspektiven unterscheidet. Dieses Schema lautet: ,,Erklire Handeln
s0, als ob die Handelnden ihren erwarteten Nutzen unter Restriktionen maximie-
ren wiirden” (Homann/ Suchanek 1989). Der homo oeconomicus wire damit
kein empirisches Erklarungsmuster, sondern ein Konstrukt, das ,,on rather analyti-
cal than empirical grounds* (Brennan / Buchanan 1985, S. 59) gewihlt wird. Der
Vorwurf, es handle sich dabei um ein verkiirztes Menschenbild, sei eine Tautolo-
gie. Ebenso sei seine Verteidigung mit dem Argument des Realismus lediglich
eine ,,Prolongierung einer systematisch verfehlten Auffassung von einzelwissen-
schaftlicher Forschung” (Homann 1988, S. 117), welche zu interdisziplindrem
Dilettantismus fiihre. Der homo oeconomicus sei weder richtig noch falsch,
sondern erweise sich in bestimmten Forschungszusammenhéngen als zweckmé-
Big oder nicht.36

Allerdings weise diese Kunstfigur eine betrichtliche Leistungsfihigkeit auf.
Entgegen allen Versuchen, den homo oeconomicus zu erweitern, habe die Okono-
mik ihren Aufschwung in den letzten Jahrzehnten nicht ihren Erweiterungen,
sondern gerade ihrer Radikalisierung zu verdanken, wofiir insbesondere der Name
Gary S. Becker stehe. Die Zahl der fruchtbaren Anwendungen des homo oecono-
micus habe sich sprunghaft ausgeweitet. Der Grund liege darin, daB8 in modernen

35 Zur Kritik vgl. Lohr / Osterloh (1993); Osterloh (1994).

36 Die Autoren geben allerdings nicht an, welche Kriterien dabei zugrunde gelegt
werden sollen. Doch macht es wenig Sinn, hierbei wieder ausschlieBlich auf disziplinire
Sichtweisen abzustellen, weil dies eine Immunisierung gegeniiber empirischer Uberprii-
fung bedeutet. Disziplindre Perspektiven kann man nicht falsifizieren (vgl. Homann /
Suchanek 1989, S. 82). Es bleiben also nur die Kriterien der aufgeklirten Praxis.
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Gesellschaften der traditionelle Konsens iiber Normen endgiiltig zerbrochen sei.
Verhaltenskoordinierung konne nur noch iiber Ergebnisse erfolgen (vgl. Ho-
mann [ Pies 1994, Ziffer 27). Institutionelle Arrangements sollten daher einem
H-O-Test (homo oeconomicus-Test) unterworfen werden, der so ausgestaltet sein
sollte, daB unerwiinschte Handlungen destabilisiert, erwiinschte Handlungen hin-
gegen stabilisiert werden.

Die Frage, wie dies auf der Ebene psychischer Ablidufe beschrieben werden
kann, wird explizit nicht gestellt. Erkenntnisse der Psychologie sollen nur in
reduzierter Form unter Kategorien wie Einkommen oder Prestige subsumiert
werden. Wer dabei die Frage nach den Ursachen fiir die Orientierung an der
Anreizstruktur stelle, mithin die Prozesse des Erkenntnisgewinns analysieren
wolle (wie z.B. die Evolutionsékonomie), steige aus dem okonomischen For-
schungsprogramm aus. ,,Statt dessen wird in einer Als-ob-Konstruktion den Indi-
viduen das Wissen zugeschrieben, das diese moglicherweise erst am Ende des
Prozesses haben* (Suchanek 1991, S. 85). Damit wird das klassische SEU-Para-
digma (zumindest als analytische Fiktion) beibehalten.

Die Kunstfigur des homo oeconomicus setzt damit von vornherein standardi-
sierte Situationen mit definierten Kosten-Nutzen-Relationen voraus. In solchen
Situationen kann angenommen werden, da von Eigeninteresse geleitete Indivi-
duen auf entsprechende Anreize dhnlich reagieren, mithin Mechanismen der
Institutionalisierung durch Sanktionen greifen (vgl. Homann / Suchanek 1992,
S. 15).

Damit bleiben Homann und Koautoren auf der Ebene der Wissensdimension
ganz bewuBt im Rahmen der Invarianzannahme der klassischen SEU-Theorie.
In bezug auf die Institutionalisierungsdimension stellen sie ausschlieSlich auf
Geltung 1 ab, d.h. Institutionalisierung durch Sanktionen. Dies ergibt sich aus
der Behandlung des homo oeconomicus als analytische Kunstfigur. Zwar kénne
man andere Formen des Lernens in das 6konomische Modell iibersetzen, bei-
spielsweise wenn North (1988, S. 88) Ideologien als eine kognitive SparmaBnah-
me kennzeichnet. Umgekehrt sei es sinnvoll, 6konomische Sachverhalte in terms
anderer Disziplinen zu iibersetzen. Wissenschaftlicher Fortschritt allerdings sei
nur moglich, wenn jedes wissenschaftliche Paradigma empirische Erscheinungen
in seine eigene Sprache iibersetze, um anschlieBend mit den anderen Disziplinen
Paralleldiskurse zu fiihren. Insofern verldBt zwar jeder das 6konomische For-
schungsprogramm, der die Frage nach organisationalem Lernen im Sinne eines
Erwerbs von theoretischem Wissen stellt. Okonomikextern sei es aber durchaus
sinnvoll, diese Fragen zu behandeln.

Die geschilderte Position wirft drei Probleme auf: Erstens ist es offensichtlich,
daB das Phianomen des Wissenserwerbs und damit der gesamte Bereich der
Innovationsforschung zum exterritorialen Gebiet der neoklassischen Okonomik
erklart wird. Mit der Ubersetzung der Wissensdimension in , terms of economics*
werden namlich zugleich offene Probleme (d. h. Probleme, die durch fundamenta-
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le oder strukturelle Unsicherheit gekennzeichnet sind) immer in geschlossene
iiberfiihrt (d.h. in Probleme, bei denen der mégliche Alternativenraum schon
definiert ist). Dies folgt zwingend aus der Behandlung des homo oeconomicus
als analytischer Kunstfigur. Die Neoklassik schlieBt sich damit von einem der
wichtigsten Themenbereiche moderner Wirtschaften aus und biit damit prakti-
sche Relevanz ein.

Zweitens bleibt vollig offen, wie genau der sogenannte ,,Paralleldiskurs* ge-
fiihrt werden soll bzw. wie der Praktiker mit den verschiedenen disziplindren
Sichten umgehen soll. Seine Probleme halten sich ndmlich nicht an die von den
Wissenschaften definierten Grenzen, vielmehr gilt: ,, Die Paxis ist a-disziplinar
(Hans Ulrich 1988, S. 177). Fiir die problemorientierte, nicht disziplinorientierte
Losung praktischer und theoretischer Fragen enthilt die Position von Homann
keinerlei Hilfestellung.

Drittens halten die Autoren ihren Anspruch selber nicht durch, den homo
oeconomicus nur als ein heuristisches Konstrukt einzusetzen. Wenn sie empfeh-
len, institutionelle Arrangements einem H-O-Test (homo-oeconomicus-Test) zu
unterwerfen, sind sie schon dabei, die analytische Kunstfigur (kryptonormativ)
in die Praxis umzusetzen — mit den oben geschilderten Problemen der Uberset-
zung von offenen in geschlossene Probleme fiir die Innovationsforschung.

Trotz der geschilderten Probleme bietet die Position von Homann und Koauto-
ren ein auBerordentlich hilfreiches analytisches Raster an, auf dessen Hintergrund
die folgenden Ansitze besser verstidndlich werden.

4.3 Der homo oeconomicus als imperialistisches Konstrukt
(Dominanzmodell)

Esser (1990, 1991) und Lindenberg (1990) treten mit einem viel radikaleren
Anspruch als das Modell von Homann auf. Sie erweitern den Anspruch des
okonomischen Forschungsprogramms grundsitzlich: Die Okonomik dominiere
alle anderen Programme, weil man alle anderen Programme restlos in das 6kono-
mische Programm iibersetzen kénne. Der umgekehrte Weg sei hingegen von
vornherein zum Scheitern verurteilt (vgl. Lindenberg 1990, S. 251).

In unserem Zusammenhang ist von Bedeutung, da8 die Autoren zwar einerseits
Informationen als Daten behandeln und den LernprozeB8 als TauschprozeB und
nicht als ProduktionsprozeB modellieren: Lernen wird als 6konomisch motivierte
rationale Entscheidung in Knappheitssituationen interpretiert. Knapp ist die
menschliche Informationsverarbeitungskapazitit, und entschieden wird zwischen
verschiedenen kognitiven Schemata, Skripts, Faustregeln, Rezepten oder Routi-
nen, die vorgegeben sind. Wie man sieht, wird hierbei der theoretische Refle-
xionsprozeB bei der Bildung kognitiver Strukturen auf Prozesse der Institutionali-
sierung zuriickgefiihrt, genauer auf Institutionalisierung vom Typ Geltung 2a.
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Andererseits geben sie aber — im Unterschied zu Homann — die Invarianzannah-
me des klassischen SEU-Paradigmas auf, fiihren dies allerdings nicht auf den
Erwerb von theoretischem Wissen, sondern auf Institutionalisierungsmechanis-
men zurick.

Esser (1990, 1991) stellt hierfiir ein zweistufiges Selektionsmodell vor. Auf
der ersten Stufe wird ein durch die Situation induziertes Rezept oder eine Routine
ohne nédhere Nachpriifung angewendet. Solche Rezepte sind kognitiv leicht ver-
fiigbar, d.h., die Informationskosten sind niedrig. Weil sie meist in einem institu-
tionellen Zusammenhang zur Verfiigung gestellt werden, geben sie zugleich eine
hohe Sicherheit und eine VerladBlichkeit in bezug auf die Abstimmung mit anderen
Personen. Sie stellen damit eine ,kognitive SparmaBnahme* dar (North 1988,
S. 50) und bewirken zugleich eine deutliche Einsparung von Transaktionskosten
(vgl. Esser 1990, S. 235). Erst wenn die gewohnten Routinen nicht mehr den
Erwartungen entsprechen, werden auf der zweiten Stufe neue Routinen gesucht.
Eine Anderung von verfestigten Routinen wird immer dann angestrebt, wenn
der erwartete Nutzen aus der Anwendung neuer Routinen unter der Beriicksichti-
gung der Wahrscheinlichkeit, neue Routinen zu finden und zu implementieren,
groBer ist als die Suchkosten fiir diese Routinen. Die Wahl der Routinen hingt
dabei auch vom Erinnerungsvermogen des Individuums ab. Aber wie wird ge-
wihrleistet, daB8 die neuen Routinen der Akteure mit den ,,objektiven Relevanz-
strukturen iibereinstimmen?

Zur Beantwortung dieser Frage hat Lindenberg (1990) ein sog. ,,.Diskrimina-
tions-Modell“ entwickelt. Auch dieses geht von der beschrinkten Informations-
verarbeitungskapazitit aus. In einer ersten Phase werden Alternativen und Resul-
tate pro Alternative unterschieden und nach den Préferenzen des Individuums
geordnet. Dabei hat das Individuum immer spezifische situationale Ziele im
Kopf, z.B. ,.ein schlauer Konsument sein* oder ,,ein guter Freund sein“. Es kann
wegen seiner kognitiven Beschrinkungen immer nur ein Ziel aktualisieren. In
einer zweiten Phase bewertet das Individuum die Alternativen mit der subjektiven
Auftretenswahrscheinlichkeit. In der dritten Phase wihlt das Individuum nicht
einfach die Alternative mit dem hochsten Erwartungswert, sondern jede Alterna-
tive nur mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit. Diese hingt von zwei Faktoren
ab: erstens von der Differenz der Nutzenerwartung fiir die betrachteten Alternati-
ven, zweitens von der Bedeutsamkeit (,,salience*) des Ziels. Die Bedeutsamkeit
ist ein MaB dafiir, wie dominant das Ziel in der gegebenen Situation ist. In einer
vierten Phase wird die Bedeutsamkeit des Ziels selbst evaluiert. Es geht dabei
um dessen indirekte Verbindung zu anderen Lebensbereichen, beispielsweise
wenn der Erwerb von Reputation in einem Bereich auch in anderen Bereichen
niitzt.

Im Unterschied zu Esser geht Lindenberg auf die Entstehung der Ziele ein:
Sie sind kulturell bedingt, wobei Kultur die fiir eine geschichtliche Situation
charakteristischen sozialen Produktionsfunktionen umfa8t. Produktionsfunktio-
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nen geben die Herstellbedingungen fiir diejenigen Giiter an, die allgemein ange-
strebt werden, namlich insbesondere physisches Wohlbefinden und soziale Wert-
schitzung.

Das Modell von Esser und Lindenberg ist damit zwar in der Lage, unterschiedli-
che situationale Ziele oder Rollenvorstellungen zu beriicksichtigen und damit
das klassische SEU-Paradigma zu iiberwinden. Sie fiihren diese Erweiterung
ausschlieBlich auf Institutionalisierungsmechanismen zuriick, nicht auf theoriege-
leitetes Wissen. In bezug auf die Institutionalisierungsmechanismen erweitern
sie allerdings das Repertoire gegeniiber dem Ansatz von Homann: Neben der
Institutionalisierung durch Sanktionen (Geltung vom Typ 1) wird auch Institutio-
nalisierung durch die Wahl von Routinen (Geltung vom Typ 2a) einbezogen.
Mit dieser Erweiterung wird zwar erreicht, daB in das Tauschmodell der Neoklas-
sik nunmehr auch unterschiedliche Routinen, Rollenschemata oder Faustregeln
eingehen. Mit der Einbeziehung der Kultur als sozialer Produktionsfunktion wird
sogar eine Erklirung dafiir geboten, wie solche Routinen entstehen. Dennoch
bleiben zwei Probleme ungelost.

Zum ersten wird nicht erklart, warum sich kollektive Entscheidungsanomalien
wie ,,groupthink” (vgl. oben) herausbilden, iiber ldngere Zeit halten und sogar
als ,,pathologische Unternehmenskulturen” (vgl. Kets de Vries/ Miller 1984)
institutionalisieren konnen (Wissensdimension). Der Grund fiir dieses Defizit
liegt darin, daB8 Prozesse der Genese von neuen Routinen von den Autoren nicht
in ihre Analyse einbezogen werden (vgl. Srubar 1992). Die eigentliche Pointe
des Double-loop-Lernens, namlich wie neue (und manchmal auch falsche) organi-
satorische Routinen entwickelt werden, bleibt au8er Betracht. Prozesse der Orien-
tierung in Situationen fundamentaler Verunsicherung (vgl. Siegenthaler 1993)
oder struktureller Unsicherheit (vgl. Minkler 1993) werden nicht behandelt. Sol-
che Verunsicherungen treten jedoch regelmiBig auf, wenn verschiedene ,,frames*
zusammentreffen (z.B. im interkulturellen Management, beim Zusammentreffen
verschiedener Unternehmenskulturen oder auch beim Zusammenprall verschiede-
ner disziplindrer Sichtweisen). Gerade dies macht den Kern des organisationalen
Lernens und der Innovation aus. In diesen Situationen kann man nicht auf vorge-
fertigte Routinen zuriickgreifen, sondern man muB sich zuerst auf neue, gemeinsa-
me Alternativensets verstindigen, bevor diese institutionalisiert werden konnen.

Daraus resultiert das zweite Problem, welches darin begriindet liegt, dafl die
Autoren wichtige Aspekte der Institutionalisierung ausklammern (Institutionali-
sierungsaspekt). Bei den Verstidndigungsprozessen iiber gemeinsame Alternati-
vensets sind zwei Problemklassen zu unterscheiden (vgl. Vanberg 1984), welche
zugleich die zwei Funktionen von Kultur kennzeichnen (vgl. Osterloh 1994). Es
ist dies zum einen das Problem der Koordination, d.h. das Problem der Erzeugung
von VerhaltensregelméBigkeiten in Situationen, in denen kein Interessenkonflikt
auftritt. In solchen Fillen ist es den Individuen gleichgiiltig, welche Regelung
gewihlt wird, solange alle dieselbe Wahl treffen (z.B. ob rechts oder links
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gefahren wird). 3 Diese Probleme der Verhaltensabstimmung werfen keine groe-
ren Schwierigkeiten auf, sie lassen sich durch wechselseitige Information oder
sogar im Wege der ,,tacit coordination* durch ,,focal points* 16sen (vgl. Schelling
1960) und mit dem klassischen transaktionskostentheoretischen Instrumentarium
analysieren. 3

Zum anderen handelt es sich um das Problem der Kooperation, welches viel
schwerer l16sbar ist. Bei diesem treten zwischen den Individuen Interessenkonflik-
te bei der Verhaltenskoordinierung auf, die auf Ausbeutungsmoglichkeiten zu-
riickgehen. Sie werden iiblicherweise als Gefangenendilemmata beschrieben.
Diese Probleme stellen, wie die reichhaltige Literatur iiber das Gefangenendilem-
ma beweist, in diesem Zusammenhang die derzeit wichtigste Herausforderung
des 6konomischen Ansatzes dar. Sie werden im Rahmen spieltheoretischer Ansit-
ze behandelt (vgl. unten). Weder Esser noch Lindenberg gehen auf diese Schwie-
rigkeiten ein.

Zusammenfassend kann zum Modell von Esser und Lindenberg festgestellt
werden, daB sie auch mit der Erweiterung des SEU-Modells um die Einbeziehung
von verschiedenen Routinen die eigentliche Pointe von Lernen und Innovationen
in Organisationen verfehlen. Sowohl die Entstehung von neuen Routinen (Wis-
sensaspekt) wie deren Institutionalisierung im Falle von Interessendivergenzen
(Institutionalisierungsaspekt) wird in ihrem Modell nicht erklért.

4.4 Der homo oeconomicus als ergianzungsbediirftiges Konstrukt
(Sequenzmodell)

Eine dritte Variante innerhalb der 6konomischen Theorie nimmt eine Trennung
zwischen dem Wissensaspekt und dem Institutionalisierungsaspekt vor und weist
beide Aspekte jeweils getrennten Disziplinen zu. Dieses Modell wurde von B.
S. Frey entwickelt (vgl. Frey. 1990, 1992). Frey trigt damit den bisher aufgezeig-
ten Defiziten des neoklassischen Modells Rechnung, indem er von vornherein
von dessen Ergidnzungsbediirftigkeit ausgeht. Dies findet seinen Ausdruck darin,
daB zwei Phasen der Modellbildung vorgeschlagen werden:

In der ersten Phase geht es um die Entwicklung und Definition der fiir das
Individuum relevanten Alternativen. Fiir diese ist die Psychologie zustandig. In
der zweiten Phase geht es um die Auswahl zwischen diesen Alternativen. Dies

37 Diese stellen auf Erwartungserwartungen ab vom Typ ,,Was wiirde ich tun, wenn
ich er wire, und er iiberlegen wiirde, was ich tun wiirde” (vgl. Schelling 1960, S. 54).

38 Vgl. z.B. das Konzept der ,,scale returns of communication“ von Arrow (1991).

39 Hingegen weist North (1988, S. 56 ff.) darauf hin, daB die Okonomik eine Theorie
der Ideologie (im Sinne von geteilten mentalen Modellen) und der Institutionalisierung
von Ideologie benétigt, um die Probleme der Kooperation beriicksichtigen zu konnen.
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ist Sache der Okonomik. Dieses Zweiphasenmodell demonstriert Frey anhand
von zwei Problemkreisen.

(1) Der erste betrifft das ipsative Modell des menschlichen Verhaltens. Hierbei geht
Frey nicht nur von der Erkenntnis aus, daB sich die Invarianzannahme der klassischen
SEU-Theorie nicht mehr aufrechterhalten 148t, sondern daB alternative kognitive
frames durchaus in verschiedener Weise fiir das Handeln der Individuen relevant
sind. Deshalb unterscheidet er zwischen einem objektiven und einem ipsativen
Moglichkeitsraum. Der ipsative Moglichkeitsraum ist der von einer bestimmten
Person als fiir sich selbst fiir relevant gehaltene Moglichkeitsraum (z. B. wenn Eliza-
beth Taylor bei jeder ihrer zahlreichen Hochzeiten iiberzeugt verkiindet, daB diese
die letzte sei). Frey schlieBt nicht aus, daB Individuen ihren ipsativen Moglichkeits-
raum auch strategisch ausdehnen oder reduzieren kénnen, namlich durch strategische
Selbstbindungen (z.B. Auferlegung einer Verlobungszeit). Insofern wird die Tren-
nung der ,,psychologischen* von der ,,6konomischen* Phase nicht strikt durchgefiihrt.

Der zweite Problemkreis betrifft die Einbeziehung der intrinsischen neben der extrin-
sischen Motivation. Die intrinsische Motivation kann erkliren, warum Individuen
in Situationen des Interessenkonfliktes freiwillig zu Kooperation bereit sind. Sie
fiihrt zu Institutionalisierungsmechanismen vom Typ Geltung 2b. Intrinsische Moti-
vation kann allerdings durch extrinsische Motivation zerstort werden, ndmlich dann,
wenn einer Person eine Belohnung fiir eine Aktivitidt angeboten wird, die sie gemaB
ihren Priferenzen ohnehin unternehmen wiirde. Die intrinsische Motivation droht
dann verlorenzugehen, weil sie funktionslos geworden ist (vgl. Frey 1990, S. 157,
1994). Es geht dann darum, durch MaBnahmen der Institutionalisierung zu versuchen,
ein optimales Verhiltnis von intrinsischer und extrinsischer Motivation zu erzielen.
Auch hier wird die Trennung der ,,psychologischen‘ von der ,,6konomischen‘ Phase
nicht strikt durchgefiihrt. 40

@

~

Das Modell von Frey weist sowohl in bezug auf den Wissensaspekt als auch
in bezug auf den Institutionalisierungsaspekt Vorteile fiir die Erfassung des
organisationalen Lernens auf, ohne daB Frey selbst diese Fragestellung aufgreift.

Die Sequentialisierung bewirkt, da das Modell auch jenseits des Gedankens
des ipsativen Verhaltens prinzipiell offen ist fiir den Wissensaspekt, d.h. fiir die
(alltags-)theoriegeleitete Generierung von neuen Alternativen, die das Wesen der
Innovation ausmachen. Hinsichtlich des Institutionalisierungsaspektes liegt der
Vorteil darin, daB empirisch ermittelt werden kann, in welchen Situationen die
intrinsische oder die extrinsische Motivation fiir die Erkldrung menschlichen
Handelns zutrifft. Damit konnen empirisch gesicherte Aussagen dariiber gemacht
werden, wann und unter welchen Bedingungen Geltung vom Typ 2b auftritt.

Allerdings ist bisher noch keine theoretische Integration des homo oeconomi-
cus und des homo psychologicus gelungen.4!' Ebensowenig wie bei Esser und
Lindenberg wird modellimmanent erklirt, wie trotz konfligierender Handlungs-

40 Gleichzeitig wird aber der Anspruch auf die Dominanz des 6konomischen Modells
beibehalten.

41 Zu einem neueren Versuch der Integration vgl. Eichenberger | Frey (1993).
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muster Institutionen moglich sind.*? Die Folge davon ist, daf Institutionen funk-
tionalistisch eingefiihrt werden: Sie existieren, weil sie gebraucht werden. Damit
handelt es sich streng genommen um einen funktionalistischen FehlschluB, der
innerhalb einer Theorie nicht befriedigen kann, die Institutionen individualistisch
erkldren will (vgl. Opp 1983, S. 96).

5. Die Institutionalisierung von individuellem Lernen
aus der Sicht der Spieltheorie

5.1 Zur Grundidee der Spieltheorie

Wir haben gesehen, daB das, was das organisationale Lernen vom individuellen
Lernen unterscheidet — namlich die Aspekte der Institutionalisierung und der
Kooperation — in den bisher behandelten 6konomischen Modellen nicht endogen
erklirt werden konnte. Insbesondere wird nicht erklirt, wie ohne Inanspruchnah-
me funktionalistischer Erkldrungsweisen oder intrinsisch motivierter Geltungsan-
spriiche Institutionen zustande kommen. Im folgenden wollen wir erértern, ob
und inwieweit die non-kooperative Spieltheorie hier weiterfiihrt. Zur Wissensdi-
mension tragt die Spieltheorie dagegen derzeit wenig bei, weil sie im Normalfall
von einer strengen Rationalititsdefinition ausgeht. 43

Die Spieltheorie fragt danach, welche Handlungsstrategien von Individuen in
einer sozialen Situation (in einem Spiel) zu stabilen Interaktionen (Gleichgewich-
ten) fiihren, und zwar u.a. in den Situationen, in denen Konflikte zwischen den
Interaktionspartnern auftreten. Sie sucht aufzuzeigen, wie diese Konflikte unter
rationalen Egoisten bewiltigt werden konnen. Wenn es ihr gelénge, die Bedingun-
gen fiir eine stabile Kooperation aufzuzeigen, hitte sie das Institutionalisie-
rungsproblem auch fiir den Fall konfliktéirer Interessen gelost.

Die Spieltheorie verbindet die Perspektive der Maximierung des Erwartungs-
nutzens mit dem Aspekt der strategischen Interaktion.

Sie legt ihren Aussagen im wesentlichen folgende Annahmen zugrunde:

(1) Die Individuen werden als strategische Erwartungsnutzen-Maximierer mo-
delliert.

42 Allerdings fiihrt Frey neuerdings Experimente zum Gefangenendilemma durch, die
aufzeigen sollen, bei welchen Bedingungen kooperative bzw. defektive Losungen zu
erwarten sind.

43 Neuerdings wird versucht, den Aspekt der bounded rationality in die Spieltheorie
einzubeziehen (vgl. Fudenberg | Kreps 1992; Fudenberg | Levine 1993).

44 Zur Erinnerung: Es geht um die Auswahl zwischen verschiedenen konkurrierenden
organisatorischen Routinen. Fiir dieses Problem haben, wie oben gezeigt, Esser, Linden-
berg und Frey keine Losung aufgezeigt.
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(2) Die Individuen beriicksichtigen in ihren Entscheidungen die moglichen Ent-
scheidungen und Handlungen aller anderen Aktoren.

(3) Die Individuen nehmen teil an einer sozialen Situation (bzw. einem Spiel),
die durch eine feste Struktur beschrieben werden kann.

(4) Die Individuen kommunizieren nicht im Spiel. Symbolische und verbale
Kommunikation ist ausgeschlossen. Es ist allenfalls ,,cheap talk* moglich
(vgl. aber hierzu Kreps 1991; Johnson 1993).

Mit der letzten Annahme will die Spieltheorie — im Gegensatz zur Argumenta-
tion in der Literatur zum organisationalen Lernen — aufzeigen, wie Institutionen
ohne Kommunikation zustande kommen kénnen. Wir beschrénken uns in unserer
Argumentation auf Spiele, die folgende Charakteristiken aufweisen:

(1) Die Individuen konnen unvollstindige Informationen iiber die Handlungen
der anderen Individuen im Spiel haben.

(2) Das Spiel ist ein ,repeated game®, d.h., die Individuen spielen in jeder
Periode dasselbe Spiel. Dies schlieBt ein, daB es keine Moglichkeiten fiir
Investitionen (z.B. in ,,human capital®) geben kann.

(3) Im Spiel herrscht ,,perfect recall“: Einmal verarbeitete Information wird nicht
vergessen.

Aus der allgemeinen Fragestellung der Spieltheorie leiten wir fiir unsere weitere
Argumentation folgende Teilfragen her:

(1) Welche Bedingungen miissen gelten, daB wir die Etablierung eines Gleichge-
wichtes fiir eine gegebene Spielstruktur bestimmen konnen? Die Beantwor-
tung dieser Frage zeigt, wie sich Unterschiede in der Spielstruktur auf die
Veranderung der Gleichgewichte auswirken.

(2) Kann die Entstehung systematischer neuer Verhaltensmuster im Rahmen
eines vorgegebenen Spiels beschrieben werden? Dieses wiirde uns Einsichten
in den InstitutionalisierungsprozeB ermoglichen.

(3) Gibt es eine Moglichkeit, trotz der Annahme der vollstdndigen Rationalitét
Lernprozesse im Spiel zu modellieren (vgl. dazu auch Kreps 1991; Rubinstein
1991)?

5.2 Folk Theorem und die Folgen

Die Spieltheorie legt ihrer Argumentation ein anderes Gleichgewichtskonzept
zugrunde als die neoklassische Okonomie. 4 Dabei gibt es verschiedene spieltheo-

45 Deren Plausibilitdt bzw. Problematik wird sich in der weiteren Argumentation
zeigen.
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retische Losungskonzepte, deren gemeinsame Idee fiir die Identifikation von
Gleichgewichtssituationen die folgende ist: Jeder Spieler definiert seine Strate-
gien*? so, daB er fiir jede mogliche Entscheidung aller anderen Aktoren seine
Entscheidungen bestimmt. Im Gleichgewicht kann kein Aktor durch die Veriande-
rung seiner Entscheidungen gewinnen, gegeben die moglichen Entscheidungen
aller anderen Aktoren.

Auf diesem Hintergrund kann die Frage diskutiert werden, ob Kooperation
moglich ist: Ist die Institutionalisierung kooperativer Verhaltensmuster ohne
Kommunikation und ohne Einbeziehung sozialer Bediirfnisse in die Nutzenfunk-
tion der Individuen eine stabile Gleichgewichtssituation? 4

In ,repeated games* mit unendlich vielen Perioden und / oder mit unvollstindi-
ger Information ist allerdings dann Kooperation nur eine mogliche Strategie.
Auch die Nichtkooperation ist eine mogliche Losung des Spiels. Dieses Ergebnis
folgt aus dem Folk Theorem (Taylor 1976): Danach kann sich jede mogliche
Losung als Gleichgewicht etablieren, wenn die Spieler geniigend geduldig sind.

Unter welchen Bedingungen etabliert sich aber aus den vielen méglichen
Gleichgewichten die Kooperation als stabile Losung? Die Spieltheorie beantwor-
tet diese Frage, indem sie in die allgemeine Spielstruktur zusétzliche Annahmen
iiber die Aktoren bzw. iiber das Spiel einfiihrt. Diese Annahmen werden in der
Literatur als ,,refinements* diskutiert.

Fiir Spiele mit vollstindiger Information sind unter anderem die folgenden
,refinements relevant:

(1) Durch die Einfiihrung zusdtzlicher Informationen (die vorher durch die for-
male Modellierung wegdefiniert wurden) konnen einzelne Losungen favori-
siert werden. Prominent geworden ist die Idee der ,,focal points* (Schelling
1960), auf die bereits hingewiesen wurde: Die Spieler verfiigen iiber ein

46 Allerdings kann das neoklassische Gleichgewicht als ein Spezialfall des spieltheore-
tischen Gleichgewichts interpretiert werden, namlich fiir den Fall, fiir den die Entschei-
dungen aller anderen Aktoren nur als Preissignale wahrgenommen werden.

41 Der spieltheoretische Strategiebegriff ist wesentlich enger als der Strategiebegriff
der Managementlehre. Dieser umfat zwar wie in der Spieltheorie die systematische
Einbeziehung von Reaktionen der anderen Aktoren in die eigene Entscheidungsfindung,
allerdings werden dabei Prozesse der materiellen und kognitiven Kontextbeeinflussung
(z.B. durch ,,framing*) miteinbezogen.

48 In den Sozialwissenschaften wird seit langem das Hobbes’sche Problem diskutiert:
Wie ist soziale Ordnung ohne institutionalisierte Vorgaben moglich? Kliemt (1991)
unterscheidet dabei zwei Aspekte: Auf der einen Seite kann man fragen, unter welchen
Bedingungen in einem bestehenden Rahmen neue Regeln einer sozialen Ordnung entste-
hen konnen (Hobbes I). Auf der anderen Seite besteht die viel fundamentalere Frage,
wie in einer Anarchie grundsitzlich iiberhaupt soziale Regeln entstehen kénnen, ohne
daB bereits ein Rahmen vorausgesetzt wird (Hobbes II). Die oben behandelte Frage der
Spieltheorie behandelt nur Hobbes I. Damit werden zugleich die Grenzen der spieltheore-
tischen Argumentation deutlich.
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gemeinsames soziales Wissen, etwa aufgrund ihres kulturellen Hintergrun-
des, welches gewisse Losungen eher wahrscheinlich macht. 4

(2) Durch die Einfiihrung des Kriteriums der Robustheit verandert sich die Plausi-
bilitit einiger Losungen. Es setzen sich langfristig die Strategien als Losungen
durch, die trotz leicht verdnderter Spiele zu Gleichgewichten fiihren und
damit gegeniiber diesen Veridnderungen robust sind.°

(3) Durch die Einfiihrung der Moglichkeit, daB einzelne Spieler Fehler machen,
miissen die Mitspieler diese Fehlermdoglichkeit in ihre Entscheidungen mit-
einbeziehen. Sie werden deshalb gewisse Strategien und damit Losungen
vorziehen (Fudenberg | Tirole 1991).

In Spielen mit unvolistindiger Information sind weitere Variationen moglich:

(4) Durch Pre-play-Kommunikation konnen die Spieler vor dem Spiel gemeinsa-
me Konventionen herausbilden (analog zu den ,,focal points®), verbunden
mit Signalen bzw. Handlungsweisen, iiber die sie den anderen Aktoren die
Einhaltung der Konventionen im Spiel anzeigen. Ahnlich wie gemeinsame
traditionelle oder kulturelle Muster erlauben diese Konventionen eine Reduk-
tion der moglichen Losungen.

(5) Im Konzept des ,,common knowledge* (vgl. Schelling 1960; Fudenberg/
Tirole 1991) wird zugelassen, daB der einzelne Aktor weiB, da8 die anderen
Individuen bestimmte Informationen auch haben. Dieses Wissen erlaubt es
den Aktoren, aus den Entscheidungen und Handlungen der Individuen auf
weiteres, nicht gemeinsames Wissen zu schlieBen.

Die verschiedenen ,,refinements‘ reduzieren das Problem der multiplen Gleich-
gewichte, indem sie mittels Zusatzeigenschaften die moglichen Losungen des
Modells einschrinken. Damit fiihren sie Eigenschaften wieder ein, die in der
Modellierung mit dem Ziel formaler Strenge ausgeschlossen wurden (zur Proble-
matik vgl. auch Fudenberg / Tirole 1987). Dabei wird ein Teil der Bedingungen
wieder exogenisiert, beispielsweise die Frage, wie ,,focal points* moglich sind.
Dariiber hinaus bleibt die Frage offen, wie rationale Aktoren iiberaupt Fehler
machen konnen (vgl. Punkt (3) oben).

49 Es ist auf dem Hintergrund der Transaktionskostentheorie sogar moglich, die Funk-
tion von ,,focal points* als 6konomisch sinnvoll zu begriinden: Es bedeutet eine Reduktion
der Transaktionskosten, wenn die Individuen sich aufgrund gemeinsamer ,frames* in
sozialen Interaktionen auf stabile Gleichgewichte einstellen bzw. diese fiir ihre Entschei-
dungen als plausibel voraussetzen kénnen. Die ,,focal points* miissen in dieser Argumen-
tation allerdings wiederum funktionalistisch eingefiihrt werden.

50 Robustheit zeichnet auch gemeinsame kulturelle ,frames* aus. Stabile ,,frames*
haben die Eigenschaft, daB sie sich in den verschiedensten Entscheidungssituationen
bewihren und somit zu stabilen Verhaltensmustern werden kénnen. Fiir die Aktoren
bedeutet die Existenz von ,,frames* Geltung vom Typ 2a.
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Ungeachtet dieser Einschrankungen kann man von der Klarheit der Unterschei-
dungen profitieren, welche die Spieltheorie liefert, und diese Unterscheidungen
auf das Konzept des organisationalen Lernens anwenden.

5.3 Lernen im spieltheoretischen Modell
5.3.1 Individuelles Lernen (Wissensdimension)

Wie bereits erwihnt schlieBt die der Spieltheorie zugrunde gelegte Annahme
der vollstindigen Information Prozesse des Lernens aus. Neuere Entwicklungen
in der Spieltheorie versuchen allerdings, in Situationen der unvollstdndigen Infor-
mation fehlerhafte Vorstellungen iiber die Entscheidungen der anderen Aktoren
formal darzustellen: Solche fehlerhaften Vorstellungen konnen sich ndmlich auf
dem Hintergrund des Spielverlaufs verindern (vgl. etwa Fudenberg | Kreps 1992;
Fudenberg | Kreps 1993; Kalai | Lehrer 1993; Fudenberg /| Levine 1993). Damit
wird Lernen in gewisser Weise als Anpassung von Realitédtsdefinitionen model-
liert, allerdings im Rahmen von formalen Regeln. Die Individuen haben keine
Moglichkeit, die Regeln in ihren Kontexten zu reflektieren (vgl. van Witteloo-
stuijn 1990). Damit gibt es auch keine hoheren Reflexionsniveaus des individuel-
len Lernens im Sinne von Bateson (1992). Folglich entféllt auch die Grundlage
fiir hohere Niveaus des organisationalen Lernens, nimlich Double-loop- und
Deutero-Lernen.

5.3.2 Organisationales Lernen (Institutionalisierungsdimension)

Organisationales Lernen wurde definiert als institutionalisiertes individuelles
Lernen, d.h. als die Etablierung systematischer kollektiver Verhaltensmuster. Im
Unterschied zur Argumentation von Esser, Lindenberg (vgl. oben Abschnitt 4.3)
und Frey (vgl. Abschnitt 4.4) kann man mit Hilfe der Spieltheorie zeigen, da3
sich unter angebbaren Bedingungen kollektive Verhaltensmuster dauerhaft her-
ausbilden. Diese werden nicht auf soziale Produktionsfunktionen als exogene
Faktoren zuriickgefiihrt bzw. funktionalistisch begriindet. Sie entsprechen aller-
dings nur Institutionalisierungsmechanismen vom Typ Geltung 1.

Geltung 2 muBl nach wie vor exogen eingefiihrt werden. Zum einen werden
zwar ,refinements wie etwa ,,focal points*“, ,,Robustheit", ,,pre-play communica-
tion“ oder ,,common knowledge* als gemeinsame Situationsdefinitionen beriick-
sichtigt. Sie konnen als Institutionen im Sinne von Geltung Typ 2a verstanden
werden.

Dariiber hinaus setzt die Tatsache, daB die Spieler ein Spiel spielen, die
Akzeptanz von selbstverpflichtenden Spielregeln voraus. Dies betrifft die Geltung
vom Typ 2b.5! Die Einfiihrung solcher Spielregeln ist im Rahmen der Spieltheorie
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nicht mehr modellierbar (vgl. Kliemt /| Zimmerling 1993).52 Dazu miissen Modifi-
kationen des homo oeconomicus, d.h. zusitzliche Eigenschaften der Spieler,
eingefiihrt werden: Beispielsweise bezieht Elster (1989) die Wertrationalitit als
eine Eigenschaft der Spieler ein, und Johnson (1993) versucht, die selbstverpflich-
tende Wirkung von Kommunikation auf die Spieler aufzuzeigen. In beiden Fillen
wird aber dadurch die formale Strenge des spieltheoretischen Modells aufgeho-
ben. 3

Die Leistung der Spieltheorie besteht zusammenfassend darin, das Institutiona-
lisierungsproblem prazisiert zu haben: Sie zeigt auf, welche Modifikationen des
Spiels oder des Spielers fiir ein rationales Individuum wiinschenswert wéren,
ohne daB das rationale Individuum diese Modifikationen selbst erbringen kann
(vgl. Kliemt 1991, S. 197). Zur Wissensdimension trédgt die Spieltheorie allerdings
wenig bei, weil sie von vornherein von einer strengen Rationalitéitsdefinition
ausgeht. Damit werden aus Griinden der Formalisierbarkeit wichtige empirisch
relevante Probleme wie die Reflexion des eigenen Handelns oder die Entstehung
von Innovationen ausgeschlossen.

6. Schlufifolgerungen

Was folgt aus den bisherigen Ausfiihrungen fiir eine Theorie des organisationa-
len Lernens?

Zum ersten: Um iiber eine reifizierende Analogie zwischen individuellem und
organisationalem Lernen hinauszukommen, sollte zwischen Wissensdimension
und Institutionalisierungsdimension unterschieden werden. Die 6konomische
Theorie hat bisher ausschlieSlich zur Erklarung der Institutionalisierungsdimen-
sion beigetragen, allerdings ist auch hier ihr Erkldarungspotential auf die Institutio-
nalisierung durch Sanktionierung bzw. durch Wahl von Rollensets beschrinkt
(Geltung 1 und 2a). Insbesondere die Spieltheorie zeigt, wie Institutionalisierung
iiber dauerhafte Interaktion von Individuen erklidrt werden kann. Die Grenzen
der 6konomischen Theorie liegen darin, da8 sie nicht erkldren kann, wie Normen
ohne die Existenz einer intrinsischen Motivation entstehen kdnnen (d.h. ohne
Geltung 2b). Dariiber hinaus wird die Wissensdimension nur als exogener Faktor
diskutiert und damit die Innovationsforschung aus der Okonomik ausgeschlossen.
Die Managementlehre hat im Gegensatz dazu die Wissensdimension im Stufen-
konzept des organisationalen Lernens ausfiihrlich behandelt, jedoch die Institutio-
nalisierungsdimension nur auf einer Ad-hoc-Ebene integriert.

51 Dies bedeutet, daB Institutionen im Sinn von Hobbes II ausgeschlossen bleiben
(vgl. FuBinote 48).

52 Dies schlieBt nicht aus, daB die Akzeptanz von Spielregeln einen okonomischen
Wert darstellt.

53 Beide Autoren nehmen die Modifikation nicht im Sinne eines Sequenzmodells vor
(vgl. oben Abschnitt 5.4), sondern versuchen, diese mit spieltheoretischen Argumenten
zu verkniipfen.

5 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 228/1I
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Zum zweiten: Eine theoretische Integration der Wissens- und der Institutionali-
sierungsdimensionen ist noch zu leisten. Eine Vorstufe dazu bilden die Ansitze,
die das Verhiltnis der beiden Dimensionen auf empirischer Ebene untersuchen
(vgl. Frey 1992). Welche Konsequenzen auf der theoretischen Ebene dies haben
konnte, macht die folgende Uberlegung deutlich: Individuelles Lernen ist ein
nicht umkehrbares Fortschreiten auf Ebenen zunehmender Reflexivitit. Weil sich
organisationales Lernen von individuellem Lemnen durch Institutionalisierung
unterscheidet, Institutionalisierung aber (wie in Abschnitt 3 gezeigt) eine Wahl
zwischen den verschiedenen Geltungsmodi erfordert, ist organisationales Lernen
nicht ein fortschreitender ProzeB. Vielmehr konnen — in Abhingigkeit von den
trade-offs — verschiedene Geltungsmodi gewihlt werden.*

Zum dritten: Obwohl eine theoretische Integration der Wissens- und Institutio-
nalisierungsdimension noch aussteht, kann anhand einer aktuellen Kontroverse
gezeigt werden, daB das organisationale Lernen tatsdchlich auf verschiedenen
Lernniveaus institutionalisiert werden kann (vgl. Adler/ Cole 1993; Berggren
1994). Es geht dabei um die Gegeniiberstellung von zwei prominenten Bespielen
der Automobilproduktion, ndmlich der zu Volvo gehdrenden Fertigung in Udde-
valla und des gemeinsamen Joint-ventures von Toyota und General Motors, der
NUMMI-Fabrik in Kalifornien. In Uddevalla existierten teilautonome Arbeits-
gruppen, in denen ganzheitliches und reflexives Lernen auf der Double-loop-
und Deutero-Ebene moglich war.55 Bei NUMMI hingegen gibt es kurzgetaktete
FlieBbinder, verkniipft mit Qualititszirkeln. In diesen trainieren die Arbeiterinnen
und Arbeiter, mit der Stoppuhr umzugehen, um innerhalb eines kleinen Bandab-
schnittes ihre eigene Arbeit zu rationalisieren. Dabei wird ohne Inanspruchnahme
hoherer Reflexionsniveaus und intrinsischer Motivation gelernt.

Adler | Cole (1993) stellen im Rahmen eines Vergleichs beider Konzepte die These
auf, daB nur die standardisierte Arbeitsorganisation bei NUMMI organisationales Lernen
ermogliche, wohingegen in teilautonomen Arbeitsgruppen bei Volvo lediglich das indivi-
duelle, aber eben nicht das organisationale Lernen gefordert wiirde. Die Standardisierung
der Arbeitsprozesse sehen sie als unverzichtbare Voraussetzung dafiir an, da Wissen
institutionalisiert wird. Da in den teilautonomen Arbeitsgruppen Standardisierungen und
Dokumentationen der Arbeitsprozesse fehlten, konne das Wissen nicht diffundjeren und
damit nicht organisational gelernt werden (vgl. Adler / Cole 1993, S. 86, 92).

Hingegen argumentiert Berggren (1994), daB in teilautonomen Arbeitsgruppen die
Moglichkeit besteht, hohere Lernniveaus zu erreichen. Systematische Personalrotationen
und die Zusammenarbeit mit Ingenieuren und Managern erlauben die Diffusion von
Wissen, das aus der Konfrontation mit anderen ,,frames* entstanden ist.

54 Vgl. eine dhnliche Argumentation in bezug auf moralische Riickschritte einer
Gesellschaft bei Homann / Suchanek (1992, S. 251f.).

55 Das Werk in Uddevalla ist 1993 geschlossen worden, jedoch besteht zwischen den
Teilnehmern der Kontroverse Ubereinstimmung dariiber, daB dies nicht auf nachhaltige
Wettbewerbsnachteile des Uddevalla-Konzeptes zuriickzufiihren ist.
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Beide Autoren stimmen darin iiberein, da8 die Lernprozesse bei Uddevalla zu mehr
langfristiger Flexibilitit fithren, wohingegen die Erreichung kurzfristiger Effizienz und
Qualitétsstandards mit dem NUMMI-System eher gewihrleistet ist. Das Uddevalla-
Konzept fiihrt damit eher zu einer Kernkompetenz im Sinne eines schwer imitierbaren
bzw. substituierbaren Wettbewerbsvorteils (vgl. Abschnitt 1 dieser Arbeit). Das NUMMI-
Konzept ist dagegen eher fiir standardisierte Massenproduktion geeignet. 6

Die Unterschiede zwischen den beiden Konzepten machen deutlich, da8 inno-
vatives Lernen allein aufgrund von extrinsischer Motivation nicht moglich ist:
Wird nur aufgrund von Sanktionen gelemt, so wirkt dies nur, wenn fiir klar
definierte Lernziele Belohnungen ausgesetzt werden. Innovationen, fiir die ein
Lernziel nicht definiert werden kann, werden durch extrinsische Motivation nicht
nur nicht gefordert, sondern unter bestimmten Umstdnden sogar verhindert. Es
ist dies immer dann der Fall, wenn die extrinsische Motivation die intrinsische
zerstort (vgl. Abschnitt 4.4 dieser Arbeit und Osterloh / Gerhard 1992).

Zum vierten: Unsere Uberlegungen zum organisationalen Lernen kénnen auch
auf die Implementation ethischer Grundsitze bezogen werden: Die hoheren Re-
flexionsniveaus beim Double-loop- und Deutero-Lernen implizieren nimlich
immer auch eine Diskussion von Geltungsanspriichen: Wenn die Angemessenheit
von ,frames* neu bestimmt wird, steht gleichzeitg ihre normative Richtigkeit
zur Disposition (vgl. Habermas 1983). Die Anforderungen an innovationsfreund-
liche Unternehmensstrukturen sind damit zugleich Anforderungen, die erfiillt
sein miissen, um das Konzept der Unternehmensethik in Organisationen zu reali-
sieren (vgl. Steinmann/ Gerhard 1992). Dies hat seine Ursache darin, daB die
Umsetzung ethischer Normen ebenso wie Produkt- und ProzeBinnovationen einen
organisationalen Lernprozef3 voraussetzt. Das heiit aber auch, daB organisationa-
les Lernen immer mit der Diskussion iiber normative Geltung verkniipft ist.

Zum fiinften: Die 6konomische Theorie und die Spieltheorie konnen das ein-
gangs beschriebene Erscheinungsbild des organisationalen Lernens nur partiell
in die eigene Sprache iibersetzen. Deshalb ist es problematisch, wenn neuerdings
die okonomische Spieltheorie auf unmittelbar praktische organisatorische Frage-
stellungen angewandt wird (vgl. Milgrom / Roberts 1991; McMillan 1992). Pro-
zesse des Double-loop- und Deutero-Lernens sowie der Institutionalisierung vom
Typ Geltung 2b werden in den 6konomisch-spieltheoretischen Modellen nicht
nur nicht thematisiert, sondern sie konnen auf dieser Basis auch nicht gestaltet
werden.

Dies heiBt fiir die Managementwissenschaft, da8 sie die 6konomische Theorie
als einen von mehreren moglichen Bezugsrahmen in ihre Analyse miteinbeziehen
und mit anderen disziplindren Bezugsrahmen in ein , framework* mittlerer Ab-
straktionsweite einbauen sollte. Freilich konnen diese ,frameworks* nicht die
Eleganz des geschlossenen okonomischen bzw. spieltheoretischen Weltbildes

56 Vgl. auch das bei Frei (1993) geschilderte Beispiel.

5%
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haben (vgl. Osterloh /| Grand 1994). Dies ist der Preis, der zu zahlen ist, soll die
Okonomik und insbesondere die Spieltheorie nicht bloB ,,games economists play*
(Fisher 1989) produzieren.
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Zur Anwendung wissenschaftstheoretischer Methoden
auf ethische Theorien: Uberlegungen am Beispiel
des klassischen Utilitarismus

Von Ulrich Gédhde, Bayreuth

1. Die Problemstellung

In der deutschen akademischen Philosophie hat sich eine relativ deutliche
Aufgabenteilung zwischen dem theoretischen und dem praktischen Zweig entwik-
kelt: Ethik, politische Philosophie und Rechtsphilosophie einerseits, Logik, Wis-
senschaftstheorie, Erkenntnistheorie und Ontologie andererseits werden von zwei
klar getrennten Gruppen von Wissenschaftlern bearbeitet. Der Informationsaus-
tausch innerhalb dieser beiden nahezu disjunkten Gruppen ist vergleichsweise
intensiv, der Austausch iiber die Grenze zwischen der theoretischen und der
praktischen Philosophie hinweg dagegen marginal.

Die Trennung von theoretischer und praktischer Philosophie hat insbesondere
dazu gefiihrt, da Methoden und Erkenntnisse der modernen Wissenschaftstheorie
in der Ethik kaum rezipiert wurden. Dadurch sind wesentliche Parallelen zwischen
dem Aufbau empirisch-deskriptiver Theorien einerseits und ethisch-normativer
Theorien andererseits bisher unanalysiert geblieben. Erst in den letzten Jahren
entwickelte sich die Untersuchung struktureller Ahnlichkeiten zwischen beiden
Theoriearten langsam zu einem eigenen philosophischen Forschungsbereich. Bei-
spiele fiir einschldgige Forschungsthemen sind etwa 1. die vergleichende Analyse
von Rationalititskonzeptionen in empirischen und ethischen Theorien (vgl. Hol-
lis / Vossenkuhl [1992]; Spohn [1993]), 2. die wissenschaftstheoretische Untersu-
chung der Rolle von Idealisierungen und Approximationen bei der Computersi-
mulation kooperativen Verhaltens mit Hilfe zelluldrer Automaten (vgl. Hegsel-
mann [1994]) sowie 3. die Problemstellung, um die es in diesem Vortrag geht:
die vergleichende Analyse von Verteidigungsmechanismen bei deskriptiven und
praskriptiven Theorien.

Grundgedanke ist dabei, daB sich ethische Theorien gegen Konflikte mit basa-
len moralischen Intuitionen in einer in manchen Hinsichten dhnlichen Weise
verteidigen wie empirisch-deskriptive Theorien gegen konfligierende Beobach-
tungsdaten. Diese These wird am Beispiel ethischer Theorien illustriert, die zum
Paradigma des klassischen Utilitarismus gehoren.
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Im folgenden Abschnitt 2 wird zunidchst — aus wissenschaftstheoretischer
Sicht — eine kurze Zusammenfassung von Verteidigungsmechanismen deskripti-
ver Theorien gegeben. AnschlieBend wird gezeigt, wie diese Uberlegungen auf
den Fall klassisch-utilitaristischer Theorien iibertragen werden kénnen (Abschnit-
te 3-5). Insbesondere wird auf den Zusammenhang zwischen den Systematisie-
rungsleistungen ethischer Theorien hinsichtlich grundlegender Moralurteile und
der Entwicklung ihres begrifflichen Apparats eingegangen. Dieser Zusammen-
hang wird am Beispiel der mehrfachen Bedeutungsverschiebungen illustriert, die
der Individuen- sowie der Nutzenbegriff in der klassischen Entwicklungsphase
des Utilitarismus erfahren haben (Abschnitte 6.1 bzw. 6.2). Weiterhin wird die
Rolle behandelt, die empirische Vortheorien bei den Verteidigungsanstrengungen
utilitaristischer Theorien gespielt haben (Abschnitt 7). In Abschnitt 8 wird ein
Ausblick darauf gegeben, wie unter Verwendung des neueren wissenschaftstheo-
retischen Konzepts sog. Theorien-Netze die zuvor geschilderten qualitativen
Uberlegungen auf die mathematisierten Nachfolgetheorien des Utilitarismus im
zwanzigsten Jahrhundert iibertragen werden konnen. Den AbschluB bildet eine
kurze Bemerkung zu den metaethischen Voraussetzungen dieser Uberlegungen
(Abschnitt 9).

2. Verteidigungsmechanismen bei empirisch-
deskriptiven Theorien — Eine Zusammenfassung

Empirische Theorien sind Konflikten mit der Erfahrungsbasis keineswegs
wehrlos ausgeliefert: Sie verfiigen iiber eine Vielzahl eingebauter Verteidigungs-
mechanismen, mit denen sie sich gegen Kollisionen mit Beobachtungs- bzw.
MeBdaten zur Wehr setzen konnen. Diese Mechanismen erméglichen es ihnen
inbesondere, ihre Fundamentalprinzipien in erheblichem MaBe auf Kosten spe-
zieller GesetzmiBigkeiten zu immunisieren.

Auf diesen Sachverhalt ist bereits 1906 in einem Klassiker der wissenschafts-
theoretischen Literatur, in Pierre Duhems Ziel und Struktur einer physikalischen
Theorie, nachdriicklich hingewiesen worden (Duhem [1906, dt. 1908]). Duhem
hob insbesondere einen Sachverhalt hervor, der wie folgt zusammengefafit werden
kann: Aus dem Scheitern einer Hypothese C, die zuvor aus einer Gesetzesmenge
A sowie einer Menge B von Hilfshypothesen und Randbedingungen abgeleitet
wurde, kann nur auf die Ungiiltigkeit der Konjunktion A A C, nicht jedoch auf
die Ungiiltigkeit eines der beiden Konjunktionsglieder geschlossen werden.

(AAB)—C
_|C

Dadurch entsteht die Moglichkeit, zumindest versuchsweise die in A enthaltenen
Fundamentalgesetze von einer Revision auszunehmen bzw. gegen Modifikatio-
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nen zu immunisieren. Diese Verteidigungsmoglichkeit, iiber die auch hochent-
wickelte empirische Theorien verfiigen, steht offenbar in direktem Gegensatz zu
Forderungen einer falsifikationistischen wissenschaftstheoretischen Position, wie
sie etwa 30 Jahre spiter Karl Popper in Logik der Forschung vertreten hat.!

Schon Poppers Nachfolger Imre Lakatos zeichnet im Rahmen seiner Methodo-
logie der Forschungsprogramme ein wesentlich andersartiges Bild vom Aufbau
empirischer Theorien, das insbesondere erheblich erweiterte Verteidigungsmog-
lichkeiten fiir diese Theorien vorsieht (Lakatos /| Musgrave [1974]). Forschungs-
programme im Lakatosschen Sinn sind als Theorienfolgen zu interpretieren. Die
einzelnen Glieder dieser Folge weisen einen gemeinsamen harten Kern auf.
Dieser besteht aus Grundgesetzen und fundamentalen Modellannahmen. Um den
harten Kern legt sich eine weiche Hiille, die speziellere gesetzesartige Aussagen
und Hilfshypothesen enthilt. Diese fungiert als Schutzgiirtel (,,protective belt*):
Auf den Kern gerichtete Angriffe (in Form von Konflikten mit Beobachtungs-
bzw. Mefdaten) konnen durch Umgestaltung der spezielleren Theorieteile weitge-
hend abgefangen werden. Die weiche Hiille wird dabei stindig modifiziert; sie

Grundprinzipien

fundamentale Modellannahmen

Weiche Hiille
("protective belt")
Spezialgesetze
Hilfshypothesen
Randbedingungen

etc.

Konflikte mit Beobachtungsaussagen

(werden weitgehend durch Modifikationen des "protective belt" abgefangen)

! Popper hat diesem Einwand u.a. dadurch Rechnung zu tragen versucht, da8 er
zwischen zuldssigen und unzuldssigen Hilfshypothesen unterschieden hat: Zulissig sind
fiir ihn nur solche Hilfshypothesen, die den Falsifizierbarkeitsgrad einer Theorie erhohen.
Der (komparative) Begriff Falsifizierbarkeitsgrad sollte dabei unter Verwendung von
Inklusionsbeziehungen zwischen Klassen potentiell falsifizierender Basissitze sowie Di-
mensionsvergleichen zwischen Hypothesen expliziert werden; vgl. Popper (31984, insbe-
sondere Kapitel VI).
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variiert im Rahmen eines Forschungsprogramms von Theorie zu Theorie. Die
Regeln, die ihren Umbau steuern, werden von Lakatos in einer positiven sowie
einer negativen Heuristik zusammengefaBt. Die positive Heuristik fordert, den
Kern solange wie moglich gegen Widerlegungsversuche zu immunisieren. Die
Regeln der negativen Heuristik beschreiben, in welcher Weise dies durch Umge-
staltung des protective belt geschehen kann.

Ein weitgehend dhnliches Bild liegt auch zahlreichen modernen Konzeptionen
der formalen Wissenschaftstheorie zugrunde. Ein Beispiel hierfiir ist die sog.
strukturalistische Konzeption, eine Variante der semantischen Theorienauffas-
sung, die in vielen Hinsichten als eine Weiterentwicklung und formale Prizisie-
rung Lakatosscher Ideen interpretiert werden kann (vgl. etwa Stegmiiller [1986]).
Im Rahmen dieses Ansatzes wurde der Versuch unternommen, das bei Lakatos
nur vergleichsweise vage skizzierte Zusammenspiel zwischen dem hartem Kern
einer Theorie und den zur weichen Hiille gehorenden peripheren Theorieteilen
fiir eine Vielzahl konkreter empirischer Theorien im Detail zu analysien und mit
Hilfe formaler metatheoretischer Konzepte zu erfassen. Bei diesen Analysen
wurde deutlich, daB bei der Kooperation von fundamentalen und spezialisierten
Theorieteilen sog. theoretische Terme eine Schliisselrolle spielen. Diese Begriffe,
die in der Wissenschaftstheorie bereits seit mehr als fiinfzig Jahren diskutiert
werden (vgl. etwa Carnap [1966, dt. 1986, S. 225 ff.]), sind u.a. durch die
folgenden beiden formalen Bedingungen charakterisiert: Erstens treten sie in den
Fundamentalprinzipien einer Theorie wesentlich auf, bleiben dort jeoch in ihrer
Bedeutung weitgehend unterbestimmt. Zweitens wird eine nihere Bedeutungszu-
weisung erst durch das Zusammenspiel von Fundamentalprinzipien mit ergénzen-
den Spezialgesetzen, Hilfshypothesen, Randbedingungen etc. bewirkt (vgl. Gdh-
de [1990]). Diese spezielleren Aussagen sind — in Lakatos’ Terminologie —
zu den peripheren, den protective belt konstituierenden Theorieteilen zu rechnen.

Die Rolle, die theoretische Terme bei den Verteidigungsanstrengungen empi-
risch-deskriptiver Theorien spielen, kann wie folgt zusammengefaflt werden:
Angenommen, es kommt zu einem Konflikt zwischen Theorie und Erfahrung;
eine mit Hilfe einer empirischen Theorie formulierte Hypothese scheitert an der
verfiigbaren Datenbasis. Dann wird man zunichst versuchen, den Konflikt
dadurch auszurdumen, daB man Teile der Theoriehiille modifiziert, die fundamen-
talen GesetzmiBigkeiten dagegen unangetastet 148t. Durch die Modifikation spe-
ziellerer, zur weichen Hiille gehorender Theorieteile dndert sich im allgemeinen
jedoch zugleich die Bedeutung der theoretischen Terme. Dies wiederum kann
eine Bedeutungsinderung der Fundamentalgesetze (d.h. eine Anderung der Wahr-
heitsbedingungen dieser Gesetze) induzieren — ohne daf diese dazu ihre duBere
Gestalt auch nur im mindesten zu dndern brauchten.

Diese Mechanismen sind in den letzten Jahren fiir eine Vielzahl insbesondere
naturwissenschaftlicher Theorien im Detail untersucht worden. Ein Beispiel fiir
eine derartige Analyse findet sich in Gdhde / Stegmiiller (1986).
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3. Grundidee der Ubertragung auf ethische Theorien

Im folgenden wird die These aufgestellt, daB bei der Verteidigung ethischer
Theorien gegen Konflikte mit basalen moralischen Intuitionen weitgehend analo-
ge Mechanismen wirken.

Dabei wird davon ausgegangen, daB in den meisten ethischen Konzeptionen
grundlegenden moralischen Urteilen explizit oder implizit eine gewisse Korrek-
tivkraft zugesprochen wird:2 Konflikte zwischen den normativen Implikationen
ethischer Theorien und basalen Moralurteilen werden in aller Regel nicht einfach
hingenommen. Statt dessen werden sie dazu fiihren, da8 sowohl die betreffende
Theorie als auch die konfligierenden moralischen Intuitionen iiberpriift werden:
Moralische Intuitionen konnen dabei nicht nur die Anderung einer ethischen
Theorie mit konfligierenden normativen Implikationen erzwingen, sondern umge-
kehrt ihrerseits im Licht einer ethischen Theorie ihre urspriingliche Uberzeu-
gungskraft verlieren. Bekanntlich hat John Rawls vorgeschlagen, dieses Wechsel-
spiel mit der Konzeption eines reflective equilibrium zu erfassen. Zugleich hat
er versucht, basale moralische Intuitionen zu Fragen der (distributiven) Gerechtig-
keit im Rahmen einer vertragstheoretischen Konzeption in einen systematischen
Zusammenhang zu bringen (vgl. Rawls [1971, dt. 1975, S. 38 sowie S. 68-71]).

- X]

Konflikt mit basaler
moralischer Intuition

/®

x
entscheidungstheoretische- I/l

v

Maxime (Maximin-Prinzip)

Fixpunkte

(wohliiberlegte Urteile im
Uberlegungsgleichgewicht)

2 Zu den metaethischen Voraussetzungen der folgenden Uberlegungen vgl. Abschnitt
9.

6 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 228/1I
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Mit der im folgenden vorgenommenen Parallelisierung deskriptiver und norma-
tiver Theorien hinsichtlich ihrer Systematisierungsleistung sollen die fundamenta-
len Unterschiede zwischen beiden Theorietypen keineswegs iiberspielt werden.
Insbesondere sind auch basale moralische Uberzeugungen offensichtlich sowohl
(in zeitlicher Hinsicht) innerpersonell wesentlich instabiler als auch interpersonell
weniger konsensfihig als Uberzeugungen iiber Beobachtbares: Sie bilden keine
Datenbasis, die sich hinsichtlich ihrer Festigkeit und Kohirenz mit der Beobach-
tungsbasis empirischer Theorien vergleichen konnte.3

Angenommen jedoch, ein bestimmtes intuitives Moralurteil behilt auch ange-
sichts der Konfrontation mit einer ethischen Theorie seine anfangliche Plausibili-
tit und interpersonelle Konsensfihigkeit bei: Der Konflikt wird zugunsten der
moralischen Intuition entschieden. In diesem Fall wird man (analog wie im Fall
empirisch-deskriptiver Theorien) bemiiht sein, die ethische Theorie in einer Weise
zu modifizieren, die ihre Fundamentalprinzipien unberiihrt 146t. Man wird statt
dessen versuchen, eine Korrektur durch Modifikation peripherer Theorieteile zu
erreichen, die in Lakatos’ Terminologie zum protective belt der betreffenden
Konzeption gehdren. Dabei werden im allgemeinen die Grundterme der Theorie
eine Folge von Bedeutungsverschiebungen durchlaufen, die ihrerseits Bedeu-
tungsverschiebungen der duBerlich unverdnderten Grundprinzipien induzieren
konnen.

Im folgenden wird dafiir pladiert, bei der Beschreibung dieser Vorgénge wis-
senschaftstheoretische Konzepte einzusetzen, die urspriinglich fiir die Behand-
lung empirisch-deskriptiver Theorien entwickelt worden sind. Das wird zunéchst
am Beispiel klassisch-utilitaristischer Theorien illustriert, fiir die Lakatos’ ¢infa-
che informelle Konzeption einen hinreichenden Beschreibungsrahmen abgibt.
AnschlieBend wird skizziert, wie hoher entwickelte metatheoretische Konzepte
dazu eingesetzt werden konnen, um die Systematisierungsleistungen formal an-
spruchsvollerer ethischer Konzeptionen und ihrer empirischen Vortheorien zu
erfassen.

4. Griinde fiir die Wahl klassisch-utilitaristischer Objekttheorien

Fiir die Wahl von Objekttheorien, die zum Paradigma des klassischen Utilitaris-
mus gehoren, sind drei Griinde maBgeblich. Der erste Grund ist philosophiehisto-
rischer Natur: Der neuzeitliche Utilitarismus ist in einer Epoche — néamlich im
ausgehenden 17. und 18. Jahrhundert — entstanden, in der die englische Moral-

3 Dabei ist allerdings darauf zu achten, daB sich die Beobachtungsaussagen einerseits
und die basalen Moralurteile andererseits auf einem vergleichbaren Allgemeinheitsniveau
befinden: Hiufig werden in unzuldssiger Weise konkrete Beobachtungsaussagen mit
wesentlich allgemeineren, vermeintlich basalen moralischen Urteilen verglichen. Fiir
diesen Hinweis danke ich Herrn Dr. Hinsch. Zur Frage der Bedeutung der allgemeinen
Akzeptierbarkeit derartiger Werturteile vgl. auch Hackmann (1976).
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philosophie unter dem Eindruck des iiberwiltigenden Erfolges der Naturwissen-
schaften stand. Insbesondere Newtons Theorie galt nicht nur als Paradebeispiel
einer erfolgreichen empirischen Theorie, sondern hatte auch Modellcharakter fiir
den Entwurf ethischer Konzeptionen. Das kommt etwa in der folgenden Bemer-
kung Benthams zum Ausdruck:
,»Any . . . work of mine that has been or will be published on the subject of legislation
or any other branch of moral science is an attempt to extend the experimental
method of reasoning from the physical branch to the moral. What Bacon was to
the physical world, Helvetius was to the moral. The moral world has therefore had

its Bacon, but its Newton is yet to come.* (Bentham, Economic Writings [1952-
54, S. 100 £.])

Nahezu alle zum klassischen Utilitarismus gehorenden ethischen Konzeptionen
wurden explizit nach dem Vorbild deskriptiver Theorien konstruiert. (Fiir Details
vgl. Gdhde [1992a, S. 65 ff.]) Es lag deswegen nahe, gerade bei diesen ethischen
Theorien im Hinblick auf ihren Aufbau und ihre Funktionsweise eine besondere
Nihe zu deskriptiv-empirischen Theorien zu vermuten.

Der zweite Grund besteht in einer charakteristischen Eigenschaft utilitaristi-
scher Theorien, die sie grundlegend etwa von transzendentalphilosophischen
Ansitzen in der Tradition Kants unterscheidet: Wihrend jene Konzeptionen
danach strebten, soweit wie moglich ohne empirische Annahmen auszukommen,
die Ethik gerade empiriefrei zu halten, machte der klassische Utilitarismus bewuft
und in besonderem MaBle von empirischen Vortheorien Gebrauch. Die utilitaristi-
sche Ethik bietet damit die Moglichkeit, das Zusammenspiel deskriptiver und
normativer Komponenten in ethischen Theorien im Detail zu studieren und seine
Bedeutung fiir die Verteidigungsanstrengungen dieser Theorien zu analysieren.

Der dritte Grund schlieBlich ist der entscheidende: Die utilitaristische Ethik
war von Anfang an weniger grundlagen- als vielmehr anwendungsorientiert. So
standen etwa bei den Pionieren der utilitaristischen Bewegung, bei Bentham und
Mill, rechtsformatorische, 6konomische und sozialpolitische Zielsetzungen im
Vordergrund. Gerade im Bereich der angewandten Ethik liegen aber zugleich
die deutlichsten moralischen Intuitionen vor, die mit konkreten normativen Impli-
kationen des Utilitarismus entsprechend scharf kollidieren konnen. Gerade dort
sind demnach auch die heftigsten Versuche zu erwarten, das Fundamentalprinzip
der ethischen Theorie gegen den Vorwurf anti-intuitiver Implikationen zu vertei-
digen.

Tatsichlich sah sich die utilitaristische Ethik seit ihren ersten Anféngen stets
heftigen Angriffen ausgesetzt. Insbesondere wurde ihr das Fehlen eines eigenen
normativen Konzepts vorgeworfen, das die Verteilung des Gesamtnutzens auf
die betroffenen Individuen steuern konnte. Dieser Mangel der utilitaristischen
Theorie erzeugt eine Vielzahl von Kollisionen mit basalen moralischen Intuitio-
nen. Im 6konomischen Bereich fiihrt das Fehlen eines eigenen Verteilungsprinzips
dazu, daB, zumindest im Prinzip, der Zustand des kollektiven Nutzenmaximums

6*
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ein Zustand extremer sozialer Ungleichheit sein kann. Weiterhin fiihrt es zu einer
nach herkommlichem Rechtsempfinden inakzeptablen juristischen Konsequenz:
Die Maximierung des Gesamtnutzens kann — unter bestimmten Bedingungen
— die Bestrafung Unschuldiger erfordern. Diese Konsequenz wurde bereits 1758
von C. A. Helvétius in aller Schirfe gesehen (und im iibrigen auch befiirwortet!)
(Helvétius (Euvres Completes [1795, 1967-69, Bd. I/II, S. 80 ff.]). Dadurch
wurde fiir den Utilitarismus die Sicherung von Grundrechten zu einem notori-
schen und kaum losbaren Problem (vgl. Dworkin [1977], Frey [1985]).

Charakteristisch fiir diese Einwénde ist, daB sie, einmal erhoben, nie mehr aus
der Diskussion verschwunden sind. Anti-intuitive Implikationen wirken analog
wie Anomalien im Bereich empirisch-deskriptiver Theorien: Sie stellen eine
stindige, andauernde Herausforderung der Theorie dar und senken deren Akzep-
tanz. Von seiten der Gegner fiihren sie zu hartnickig vorgebrachten Angriffen,
von seiten der Verfechter zu ebenso hartnickigen Verteidigungsanstrengungen
in Form von Modifikationen der Theorie.

Die utilitaristische Ethik hat diese Angriffe nicht nur bis heute iiberlebt, sondern
stellt insbesondere im angelsidchsischen Sprachraum nach wie vor eine der promi-
nentesten moralphilosophischen Positionen dar. Es liegt deswegen nahe, gerade
bei diesen ethischen Objekttheorien danach zu fragen, worauf ihre auBerordentli-
che Widerstandskraft gegen Konflikte mit grundlegenden moralischen Intuitionen
beruht. Dieser Frage wenden wir uns nun zu. Die Grundidee der folgenden
Uberlegungen besteht darin, daB utilitaristische Theorien Mechanismen zu ihrer
Verteidigung einsetzen, die weitgehend den zuvor geschilderten Immunisierungs-
mechanismen deskriptiver Theorien dhneln.

5. Der harte Kern klassisch-utilitaristischer Theorien

Um Lakatos’ Methodologie der Forschungsprogramme auf utilitaristische
Theorien anwenden zu konnen, muB zunichst der harte Kern dieser Theorienfolge
identifiziert werden. Im Fall des klassischen Ultilitarismus besteht dieser harte
Kern im wesentlichen aus dem Utilitdtsprinzip: einem Fundamentalprinzip, das
von Benthams Pionierwerk An Introduction to the Principles of Morals and
Legislation (1789) iiber Mills Essay Utilitarianism (1861) bis hin zu Sidgwicks
Methods of Ethics (1874) nahezu unverandert vertreten worden ist. Dieses Prinzip
kann — einem Vorschlag von Sen (1979) folgend — in drei informelle Kernthesen
aufgespalten werden:

1. Handlungen werden ausschlieBlich nach ihren Konsequenzen beurteilt
(Konsequentialismus).

2. Der Nutzen von Handlungskonsequenzen wird ausschliefflich nach den
WertmalBstiben der von diesen Konsequenzen betroffenen Individuen beurteilt
(Wertungssouverdnitdt).
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3. Der individuelle Gesamtnutzen einer Handlung wird berechnet als Summe
der von dem betreffenden Individuum ermittelten Nutzenwerte aller Handlungs-
konsequenzen. Der kollektive Gesamtnutzen wird erhalten, indem alle individuel-
len Nutzenwerte interpersonell aufaddiert werden. Moralisch geboten ist eine
Handlung genau dann, wenn sie den kollektiven Gesamtnutzen stirker erhoht
als jede andere mogliche Handlung (Summations-Forderung).

Harter Kern

Weiche Hiille ("Protective belt")
Enthilt Theorieteile zur Interpretationen des Nutzen- und Individuenbegriffs

Wir werden im folgenden zunichst auf diese informelle Charakterisierung der
Kernthesen des klassischen Utilitarismus Bezug nehmen. In Abschnitt 8 wird
ein wissenschaftstheoretischer Rahmen skizziert, in dem auch formale Prdzisie-
rungen dieser Kernthesen dargestellt und wissenschaftstheoretisch analysiert wer-
den konnen.

6. Verteidungsmechanismen und Begriffsentwicklung

In der Wissenschaftstheorie herrscht weitgehend Einigkeit dariiber, da die
Fruchtbarkeit zur Systematisierung einer Datenbasis das entscheidende Kriterium
darstellt, das die Begriffsentwicklung einer empirischen Theorie steuert: Die
Rolle, die ein Begriff in einer deskriptiven Theorie spielt, hangt wesentlich von



86 Ulrich Gihde

der Giiltigkeit und dem Gewicht empirischer Hyothesen ab, die sich mit seiner
Hilfe formulieren lassen.*

Bei normativ-ethischen Theorien scheint die Situation auf den ersten Blick
grundlegend anders zu sein. Eine Beobachtungsbasis zur Beurteilung der Giiltig-
keit normativer Prinzipien gibt es nicht. Damit féllt nach Auffassung der meisten
Philosophen auch die Fruchtbarkeit zur empirischen Hypothesenbildung als zen-
trales Steuerungsorgan fiir die Begriffsentwicklung fort: Ethische Theorien miis-
sen nach dieser Auffassung die Bereitstellung und Entwicklung ihres begrifflichen
Apparats aus anderen Quellen speisen als deskriptive Theorien. >

In den folgenden Abschnitten wird fiir eine Sichtweise argumentiert, die in
scharfem Gegensatz zu dieser Standardauffassung steht. Danach stellt auch bei
ethischen Theorien eine Systematisierungsleistung das entscheidende Steuerungs-
organ fiir die Begriffsentwicklung dar — in weitgehender Analogie zur Begriffs-
entwicklung bei deskriptiven Theorien. Dabei handelt es sich um die Systemati-
sierungsleistung, die diese Theorien gegeniiber basalen oder fiir basal gehaltenen
moralischen Intuitionen erbringen. Diese These wird im folgenden am Beispiel
zweier Grundbegriffe der klassischen utilitaristischen Ethik erldutert: der Begriffe
betroffene Individuen bzw. individueller Nutzen (Abschnitte 6.1 bzw. 6.2).

Beide Grundterme treten in den zuvor genannten Kernthesen wesentlich auf.
Ihre Bedeutung bleibt aber in diesen Kernthesen selbst unbestimmt. Bei allen
Autoren des klassischen Utilitarismus wird die Bedeutung dieser Begriffe jedoch
durch ergéinzende, von Autor zu Autor unterschiedliche Festlegungen niher einge-
grenzt. Im Fall des Individuenbegriffs handelt es sich dabei im allgemeinen um
einfache Bedeutungszuweisungen. Dagegen wird die Bedeutung des Nutzenbe-
griffs durch eigene Subtheorien naher bestimmt, in denen zum Teil in erheblichem
MaB auf empirische (insbesondere 6konomische und motivationspsychologische)
Vortheorien Bezug genommen wird.

Da bereits in der klassischen Entwicklungsphase sowohl die Interpretationen
des Individuen- als auch die des Nutzenbegriffs variieren, sind sie — in Lakatos’
Bild — nicht mehr dem harten Kern des Utilitarismus zuzurechnen. Sie bilden
vielmehr Bestandteile seiner weichen Hiille. In den folgenden beiden Unterab-
schnitten wird gezeigt, da8 und in welcher Weise sie zudem die Funktion eines
protective belt fiir das klassisch-utilitaristische Programm iibernehmen.

Im folgenden Unterabschnitt wird zunichst auf die wechselnden Bedeutungs-
zuweisungen zum Begriff der betroffenen Individuen eingegangen. Gerade ein

4 Ein Beispiel, das diesen Sachverhalt illustriert, ist die herausragende Rolle von
ErhaltungsgroBen in naturwissenschaftlichen (insbesondere physikalischen) Theorien.

5 So vertritt etwa Richard Hare die Auffassung, daB die sprachphilosophische Analyse
linguistischer Intuitionen das begriffliche Baumaterial zur Verfiigung stellen soll, aus
dem ethische Theorien zu konstruieren sind; vgl. Hare (1988).
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Blick in die — fiir Okonomen gewiB exotisch anmutende — ,,Friihgeschichte*
des Utilitarismus macht deutlich, in welchem MaBe Bedeutungsverschiebungen
dieses Grundterms fiir den Zweck einer kohédrenten Systematisierung vorgegebe-
ner (und wechselnder) moralischer Intuitionen eingesetzt wurden.

6.1 Zur Entwicklung des Individuenbegriffs im klassischen Utilitarismus

Wie problematisch eine Interpretation des Individuenbegriffs fiir die utilitaristi-
sche Ethik sein kann, zeigt sich bereits bei einem der frilhesten Pioniere dieser
Position, bei Richard Cumberland. In De Legibus Naturae (in der er die Natur-
rechtslehre des Hugo Grotius gegen Hobbes verteidigt) spricht er 1672 in auffal-
lender Weise nicht von Menschen, deren Nutzen zu maximieren sei, sondern
von rational beings. Cumberlands weitere Ausfiihrungen verraten, da8 er unter
diesen Begriff menschliche Individuen und Gott subsumiert (vgl. dazu die Einlei-
tung zu Cumberland [1672] in der engl. Ubersetzung von 1727). Er entwickelt
damit eine Variante des sog. theologischen Ultilitarismus, wie er wenig spater
auch in Paley (1785, dt. 1986) vertreten worden ist. Ziel dieser Interpretation
des Individuenbegriffs ist es, die normativen Implikationen des Utilitarismus mit
vorgegebenen religidsen Intuitionen zu versohnen. Dabei sollte angefiigt werden,
daBl Cumberland, wie viele andere Hauptvertreter der englischen Ethik, Theologe
war — nimlich anglikanischer Bischof von Peterborough / Grafschaft Kent.

In der ersten systematischen Darstellung der utilitaristischen Ethik, in Bent-
hams Introduction to the Principles of Morals and Legislation (1789), wird
dagegen bereits eine sikulare Interpretation des Individuenbegriffs vorgenom-
men. Bentham spricht von sentient beings, von empfindungsfihigen Wesen. Da-
durch erdffnet sich ihm die Moglichkeit, Tiere im Nutzenkalkiil zu beriicksichti-
gen. Ausgehend von der zuvor dargestellten hedonistischen Interpretation des
Nutzenbegriffs fragt Bentham in einer FuBnote im 17. Kapitel seiner Principles:

,»What else is it that should trace the insuperable line? Is it the faculty of reason,
or, perhaps, the faculty of discourse? But a full-grown horse or dog, is beyond
comparison a more rational, as well as a more conversible animal, than an infant
of a day, or a week, or even a month, old. But suppose the case were otherwise,

what would it avail? the question is not, Can they reason? nor, Can they talk? but,
Can they suffer?‘ (Bentham [1789, S. 283n]).

Bentham beschrinkt sich nicht auf die Forderung, Tiere zum Objekt der morali-
schen Fiirsorge zu machen. Er fordert dariiber hinaus die strafrechtliche Veranke-
rung eines Verbotes von Grausamkeit gegeniiber Tieren. Dabei zieht er eine
Parallele zur Frage der Sklaverei:

,»The day has been, I grieve to say in many places it is not yet past, in which the
greater part of the species, under the denomination of slaves, have been treated by
“the law exactly upon the same footing, as, in England for example, the inferior
races of animals are still. The day may come, when the rest of the animal creation
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may acquire those rights which never could have been withholden from them but
by the hand of tyranny.*“ (a.a.0O.).

Es ist hier nicht der Ort, um auf Details und Schwierigkeiten der Benthamschen
Position einzugehen. Vielmehr kommt es im Rahmen der vorliegenden Argumen-
tation nur darauf an, den folgenden Sachverhalt zu illustrieren: Bentham nimmt
gegeniiber Cumberland eine grundlegende Uminterpretation des Individuenbe-
griffs vor. Indem er nicht mehr von rational beings, sondern statt dessen von
sentient beings spricht, gelingt es ihm, wesentlich andersartige moralische Intui-
tionen — hier zu moralischen Fragen der Behandlung von Tieren — in seine
utilitaristische Position zu integrieren. Das Ziel der Systematisierung vorgegebe-
ner moralischer Intuitionen steuert hier offensichtlich die Entwicklung des be-
grifflichen Apparates seiner utilitaristischen Position.

Die Auflistung von Uminterpretationen des Individuenbegriffs im Rahmen
utilitaristischer Theorien 148t sich nahezu beliebig fortsetzen. So spielte etwa im
viktorianischen Zeitalter die Frage der Beriicksichtigungfahigkeit und -wiirdigkeit
der Ureinwohner der englischen Kolonien im utilitaristischen Kalkiil eine zentrale
Rolle (vgl. Pollard [1992]).

Eine weitere einschneidende Veridnderung des Individuenbegriffs, die insbe-
sondere fiir die Diskussion in der angewandten Ethik von grundlegender Bedeu-
tung war, vollzog sich in der zweiten Hilfte des neunzehnten Jahrhunderts: Der
Individuenbegriff wurde so erweitert, daB auch zukiinftige menschliche Indivi-
duen einbezogen werden konnten. Zugleich wurden die Konsequenzen dieser
Erweiterung fiir den Nutzenbegriff diskutiert. Damit begann die future-genera-
tions-Debatte im Rahmen der utilitaristischen Ethik (Sikora / Barry [1978]). Eine
der friihesten expliziten Bemerkungen zu diesem Thema findet sich in Sidgwick
(1874, 1981, S. 414):

,In the first place, it may be asked, How far we are to consider the interests of
posteriority when they seem to conflict with those of existing human beings? It
seems, however, clear that the time at which a man exists cannot affect the value
of his happiness from a universal point of view; and that the interest of posterity
must concern a Utilitarian as much as those of his contemporaries, except in so far
as the effect of his actions on posterity — and even the existence of human beings
to be affected — must necessarily be more uncertain.*

Sidgwick ist sich auch bereits der Schwierigkeiten bewuBt, die daraus resultie-
ren, da8 die Anzahl der im hedonistischen Kalkiil zu beriicksichtigenden Indivi-
duen zu einem steuerbaren und damit selbst nach dem Utilitétsprinzip zu bewer-
tenden Parameter wird. Dabei wird deutlich, daf3 das Utilitatsprinzip zu auBeror-
dentlich problematischen Konsequenzen in bezug auf die Begrenzung des Bevol-
kerungswachstums fiihrt:

,For if we take Utilitarianism to prescribe, as the ultimate end of action, happiness

on the whole, and not any individual’s happiness, unless considered as an element
of the whole, it would follow that, if the additional population enjoy on the whole
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positive happiness, we ought to weigh the amount of happiness gained by the extra
number against the amount lost by the remainder. So that, strictly conceived, the
point up to which, on Utilitarian principles, population ought to be encouraged to
increase, is not that at which average happiness is the greatest possible — as appears
to be often assumed by political economists of the school of Malthus — but that
at which the product formed by multiplying the number of persons living into the
amount of average happiness reaches its maximum.* (Sigdwick [1874, 71981,
S.4151])

Sidgwick diskutiert nicht nur die Alternative Durchnittsnutzen-U'tilitarismus
versus Nutzensummen-Ultilitarismus, sondern behandelt auch die im klassischen
Utilitarismus des neunzehnten Jahrhunderts teilweise vernachléssigte Problema-
tik alternativer Verteilungsprinzipien fiir eine vorgegebene Giitermenge. Auf
Details dieser Analyse kann an dieser Stelle nicht ndher eingegangen werden.
Entscheidend fiir den hier behandelten Problemkontext ist allein die folgende
Tatsache: Sidgwick versucht den Individuenbegriff so zu erweitern, daB8 dieser
auch moralischen Intuitionen in bezug auf die Behandlung zukiinftiger Generatio-
nen gerecht werden kann. Diese Erweiterung hat offensichtlich zugleich Konse-
quenzen in bezug auf mogliche Interpretationen des Nutzenbegriffs (vgl. Ab-
schnitt 8).

Diese Beispiele bestitigen zunéchst die zentrale These von Abschnitt 3: Die
klassisch-utilitaristischen Theorien sprechen basalen moralischen Urteilen im
allgemeinen explizit eine gewisse Korrektivkraft fiir die ethische Theorienbildung
zu. Konflikte zwischen normativen Implikationen des Utilitarismus und vorgege-
benen moralischen Intuitionen werden in aller Regel nicht einfach hingenommen.
Statt dessen fiihren sie dazu, daB die utilitaristische Theorie und die konfligieren-
den moralischen Intuitionen iiberpriift werden. Wird dieser Konflikt zu Lasten
der Theorie entschieden, so wird die erforderliche Korrektur in einer Weise
vorgenommen, bei der am Utilitdtsprinzip selbst unverdndert festgehalten werden
kann. In den zuvor besprochenen Fillen wurde das durch mehrfache Uminterpre-
tationen des Begriffs der betroffenen Individuen ermoglicht. Die Fruchtbarkeit
zur Systematisierung vorgegebener moralischer Intuitionen stellt, wie die Bei-
spiele illustrieren, zumindest eines der entscheidenden Kriterien dar, die die
Begriffsentwicklung ethischer Termini im Utilitarismus gesteuert haben.

6.2 Bemerkungen zur Entwicklung des Nutzenbegriffs
im klassischen Utilitarismus

Ein zweites Kriterium wird deutlich, wenn man die mehrfachen Bedeutungsver-
schiebungen betrachtet, die der Nutzenbegriff im klassischen Utilitarismus erfah-
ren hat: Operationalisierungs- und Meprobleme stellen bereits in der klassischen
Entwicklungsphase der utilitaristischen Ethik ein zweites, wichtiges Steuerungs-
kriterium fiir die Begriffsentwicklung dieser Theorien dar — in weitgehender
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Analogie zu der Bedeutung, die dieses Kriterium fiir die konzeptuelle Entwick-
lung empirisch-deskriptiver Theorien besitzt. Die Interpretationen des Nutzenbe-
griffs unterscheiden sich dabei von den bloBen Bedeutungszuweisungen zum
Individuenbegriff daduch, da8 sie im allgemeinen im Rahmen eigener, teilweise
recht ausgedehnter peripherer Theorieteile vorgenommen werden. Ich habe den
Wandel des Nutzenbegriffs an anderer Stelle ausfiihrlich dargestellt und werde
mich in den folgenden Darstellungen auf die Rolle konzentrieren, die empirische
Hypothesen im Rahmen dieses Prozesses gespielt haben. ¢

In der von Bentham vorgelegten Fassung des Utilitarismus wurde der Nutzen-
begriff im Rahmen einer hedonistischen Position interpretiert. Diese Position
schloB zwei grundlegend verschiedene Aspekte des Hedonismus ein. Der erste
Aspekt bestand in einer deskriptiven psychologischen Theorie, nach der menschli-
ches Verhalten vollstindig durch ein einziges deterministisches Gesetz gesteuert
wird: durch die Suche nach Lust sowie den Versuch der Vermeidung von Schmer-
zen. Dieser psychologisch-deskriptive Aspekt des Hedonismus wurde durch einen
normativ-ethischen Aspekt erginzt: Der Nutzen, den ein Sachverhalt (etwa eine
bestimmte Handlungskonsequenz) fiir ein konkretes Individuum besitzt, besteht
danach in einer Gefiihlsbilanz, ndmlich der Menge der von diesem Sachverhalt
hervorgerufenen Lust abziiglich der entsprechenden Menge an Schmerz (vgl.
Bentham [1789, 1970], insbesondere Kap. I, IV). Das Utilitdtsprinzip fordert,
diese Gefiihlsbilanz interpersonell zu optimieren.

Offensichtlich ist die Kombination von psychologischem Hedonismus einer-
seits und ethischem Hedonismus andererseits mit erheblichen Schwierigkeiten
belastet. Wenn Individuen ohnehin die Maximierung ihrer Lustbilanz anstreben,
wieso muB dies dann noch im Rahmen einer normativ-ethischen Theorie aus-
driicklich gefordert werden? Benthams Antwort: Individuen streben zwar nach
der Maximierung ihrer individuellen Empfindungsbilanz; das Utilitdtsprinzip
fordert jedoch etwas grundlegend anderes, namlich die Maximierung des kollekti-
ven Gesamtnutzens. Damit dridngt sich aber unmittelbar die nidchste Frage auf:
Wenn menschliches Handeln durch ein deskriptives deterministisches Gesetz
(das das Streben nach Maximierung des individuellen Nutzens zur einzigen
Triebfeder menschlichen Handelns erklirt) bereits vollstandig festgelegt ist, wie
kann dann eine normativ-ethische Theorie etwas anderes (ndmlich die Maximie-
rung des kollektiven Gesamtnutzens) fordern? Benthams Antwort: Diese Forde-
rung richtet sich nicht an einzelne Individuen. Vielmehr ist sie als eine Bedingung
zu interpretieren, die jede sinnvolle Gesetzgebung zu erfiillen hat. Eine pristabi-
lierte Harmonie zwischen individueller und kollektiver Nutzenmaximierung exi-
stiert nicht. Die Aufgabe der Gesetzgebung besteht darin, diese Harmonie mit

6 Eine ausfiihrlichere Darstellung der Entwicklung des Nutzenbegriffs von Benthams
Introduction to the Principles of Morals and Legislation bis Sidgwicks Methods of Ethics
findet sich in Gdhde (1992 a). Der vorliegende Unterabschnitt enthilt eine Zusammenfas-
sung der dortigen Ausfiihrungen.
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Hilfe staatlicher Sanktionen kiinstlich zu erzwingen. Die Gesetzgebung (und
insbesondere die Strafgesetzgebung) ist so vorzunehmen, daB individuelle und
kollektive Nutzenmaximierung koinzidieren.

Um diese Aufgabe erfolgreich bewiltigen zu konnen, miissen im hedonisti-
schen Utilitarismus die Empfindungsbilanzen bestimmt werden, die Individuen
als Ergebnis der Ausfiihrung ihrer Handlungen erwarten. Diese (antizipierten)
Empfindungsbilanzen beruhen im wesentlichen auf Erfahrungen, die die Indivi-
duen in der Vergangenheit bei der Ausfilhrung dhnlicher Handlungen bereits
gemacht haben. Der Versuch einer praktischen Anwendung des hedonistischen
Utilitarismus fiihrt damit zu einer anspruchsvollen empirischen Aufgabenstel-
lung: Es miissen Verfahren entwickelt werden, mit denen das MaB von Lust-
oder Schmerzempfindungen (in Benthams Terminologie: ,,measure of senti-
ment“) bestimmt werden kann, die sich bei einem Individuum als Folge der
Ausfithrung bestimmter Handlungen einstellen, bzw. die es als Ergebnis der
Ausfithrung zukiinftiger Handlungen erwartet.

Wissenschaftshistorische Untersuchungen haben in den vergangenen Jahrzehn-
ten zahlreiche neue Quellen zum Utilitarismus erschlossen. Dadurch ist insbeson-
dere deutlich geworden, in welchem AusmaB bereits die klassischen Utilitaristen
diese erfahrungswissenschaftliche Aufgabe ernst genommen haben. Vor allem
Bentham hat sich dabei, wie McReynolds (1968) nachgewiesen hat, weit auf das
Gebiet der experimentellen Psychologie (insbesondere der Motivationspsycholo-
gie) vorgewagt. Im AnschluB an Arbeiten des franzosischen Physikers und Mathe-
matikers Pierre Maupertuis? hat er zwei verschiedene Verfahren zur Messung
von Empfindungsstirken (measure of sentiment) vorgeschlagen. Beim ersten,
introspektiven Verfahren werden zunédchst Empfindungsintensititen als Vielfache
einer gerade noch wahrnehmbaren Grenzintensitit abgeschitzt. Daraus wird an-
schlieBend das EmpfindungsmaB, in das neben der Intensitit auch die Dauer der
Empfindung sowie einige weitere Parameter eingehen, ermittelt (Gdhde [1992a,
S. 94 ff.]). Diese Vorgehensweise kann als ein Vorldufer von Schwellenwertver-
fahren angesehen werden, die spiter in der experimentellen Psychophysik und
im Rahmen der psychologischen Skalierungsverfahren eine erhebliche Bedeutung
erlangt haben (Fechner [1860, Kap. X und XI]). Bei dem zweiten, behavioristi-
schen Verfahren wird dagegen die von einem Individuum erwartete Empfindungs-
bilanz direkt aus seinem Entscheidungsverhalten bestimmt (vgl. Gdhde [1992a,
S. 96]).

Wichtig ist, daB in beiden von Bentham entworfenenen Verfahren zur Messung
hedonistisch interpretierter Nutzenwerte ausschlieBlich auf quantitativ faBbare
Aspekte von Empfindungen Bezug genommen wurde. Bentham war sich der
qualitativen Unterschiede zwischen verschiedenen Empfindungsformen durchaus

7 Vgl. dazu Maupertuis ,,Essai de philosophie morale* (1749) in: Maupertuis, uvres
(1768; 1758, Bd. 1)
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bewuBt (vgl. etwa Bentham [1789, Kap. V]); er bestritt jedoch deren moralische
Relevanz. Das hatte eine stark anti-intuitive Konsequenz seines hedonistischen
Kalkiils zur Folge: Bentham war gezwungen, beliebige Lustempfindungen als
positive Beitrige zur Nutzenbilanz einer Handlung zu beriicksichtigen — darunter
auch solche Empfindungen, die nach herkémmlicher moralischer Intuition ein-
deutig abzulehnen waren. DaB} etwa ausgerechnet das Vergniigen, das eine Person
aus der Schiadigung anderer Personen bezieht, den moralischen Wert einer Hand-
lung erhohen sollte, war nicht nur fiir Benthams Zeitgenossen intuitiv kaum
nachzuvollziehen. Diese Konsequenz wurde vielmehr als entscheidendes Defizit
— als Anomalie — seiner utilitaristischen Theorie betrachtet.

Bereits der zweite Hauptvertreter des Utilitarismus im neunzehnten Jahrhun-
dert, J. St. Mill, versuchte deswegen die utilitaristische Theorie so umzubauen,
daB gleichzeitig zwei Ziele erreicht wurden: Auf der einen Seite wollte er die
anti-intuitive Konsequenz der Benthamschen Konzeption vermeiden. Auf der
anderen Seite wollte er am Utilitétsprinzip — als dem Fundamentalprinzip der
Theorie — unbedingt festhalten. Mill gab dazu Benthams quantitativ-hedonisti-
sche Subtheorie zur Interpretation des Nutzenbegriffs auf und ersetzte sie durch
eine qualitativ-hedonistische Subtheorie. Der entscheidende Unterschied bestand
darin, daB nun verschiedenen Empfindungsformen unterschiedliche moralische
Wertigkeiten zugeordnet wurden. Als Grundlage fiir die Abwédgung von Qualitit
und Quantitédt verschiedener Empfindungsarten sollte das beobachtete Wahlver-
halten kompetenter Personen in geeignet modellierten Entscheidungssituationen
gewihlt werden. Als kompetent betrachtete Mill dabei Individuen, die auf Grund
ihrer Geburt oder sozialen Stellung in der Lage gewesen waren, ihre intellektuel-
len und emotionalen Fahigkeiten auszubilden und die ganze Breite moglicher
Empfindungsformen kennenzulernen. Von diesen Individuen erwartete Mill, da
sie nicht nur zu einer Abwigung zwischen verschiedenen Empfindungsstirken,
sondern auch zwischen verschiedenen Empfindungsformen befihigt wiren. Hin-
ter diesem — keineswegs vollig iiberzeugenden — Vorschlag verbirgt sich ein
recht modern anmutendes Dilemma: Mill wollte das utilitaristische Grundprinzip
der Wertungssouverénitit aufrechterhalten und damit jede direkte paternalistische
Bevormundung von Individuen vermeiden, ohne deswegen zugleich beliebige
Bediirfnisse und Empfindungen ohne jede weitere moralische Wertung im utilita-
ristischen Kalkiil akzeptieren zu miissen.

Durch die Ersetzung der quantitativ-hedonistischen durch eine qualitativ-hedo-
nistische Interpretation des Nutzenbegriffs erfuhr dieser einen grundlegenden
Bedeutungswandel. Dadurch wurde zugleich eine Bedeutungsverschiebung des
Utilitétsprinzips selbst induziert: Die Klassen der mit diesem Prinzip konformen
bzw. konfligierenden Handlungen dnderten sich. Dabei konnte das Utilitétsprinzip
seine dufere Gestalt jedoch unveréndert beibehalten: Es wurde auf Kosten peri-
pherer Theorieteile gegen den Einwand anti-intuitiver Implikationen verteidigt.
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Im hedonistischen Utilitarismus war zunidchst angenommen worden, da8 das
Map3 einer Empfindung (im Sinne der Benthamschen Definition) und ihre hand-
lungsauslosende (motivationale) Kraft im allgemeinen zusammenfallen. Nur un-
ter dieser Annahme konnte davon ausgegangen werden, dal die beiden von
Bentham vorgeschlagenen Verfahren zur Nutzenmessung — das introspektive
und das behavioristische Verfahren — zum selben Ergebnis fiihren. Mit fort-
schreitender Entwicklung der Psychologie im 19. Jahrhunderts wurde zunehmend
deutlich, daB diese Voraussetzung empirisch unhaltbar ist. Die Entkoppelung der
beiden Konzepte hatte eine fatale Konsequenz fiir die hedonistische Variante
des Utilitarismus: Sie schnitt den behavioristischen Zugang zur Nutzenmessung
ab und lieferte die Utilitaristen so ausschlieBlich dem introspektiven Verfahren
aus. Der Versuch der Entwicklung leistungsfahiger MeBverfahren zur introspekti-
ven quantitativen Erfassung von Empfindungen konfrontierte die Ultilitaristen
mit erfahrungswissenschaftlichen Problemen, die sie nicht bewiltigen konnten
und die schlieBlich erheblich zum Zusammenbruch der hedonistischen Spielart
des Utilitarismus beitrugen (Gdhde [1992a, S. 104-108]).

Hedonistischer Kalkiil
Erfordert Messung vom

U

EmpfindungsmaB Motivationskraft
"measure of sentiment" @ "motivational force"

f f

Introspektive Behavioristische
Methode Methode

In dem MaBe, in dem die Undurchfiihrbarkeit eines hinreichend prizisen
introspektiven Verfahrens zur Nutzenmessung deutlich wurde, sank die Attrakti-
vitdt der hedonistischen Varianten des Utilitarismus. Zugleich wurde durch diese
Entwicklung die Entstehung eines neuartigen Typs utilitaristischer Theorien ge-
fordert. Bei diesen Theorien wird der Nutzenbegriff nicht mehr iiber Empfin-
dungsstdrken, sondern iiber die motivationale Kraft antizipierter Empfindungen
interpretiert (die wiederum aus dem Entscheidungsverhalten von Individuen er-
schlossen werden kann). Der Ubergang vom hedonistischen Utilitarismus zum
Priferenzutilitarismus wurde so weniger durch genuin philosophische Uberlegun-
gen — etwa zur Gestalt des summum bonum —, als vielmehr durch erfahrungswis-
senschaftliche Probleme bei der Nutzenmessung vorbereitet. Dieser Ubergang
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erwies sich als von grundlegender Bedeutung nicht nur fiir die weitere Entwick-
lung des utilitaristischen Programms selbst, sondern auch fiir die Entstehung der
modernen wohlfahrts6konomischen Theorien.

7. Verteidungsmechanismen und empirische Vortheorien

Wie bereits zuvor erwihnt, bieten sich klassisch-utilitaristische Konzeptionen
auch deswegen fiir einen Vergleich mit deskriptiven Theorien besonders an, weil
sie bewuBt und in erheblichem MaB von erfahrungswissenschaftlichen Hypothe-
sen Gebrauch machten. Welche Rolle derartige empirische Behauptungen im
Zusammenhang mit Operationalisierungs- und MeBproblemen spielten, diirften
bereits die Ausfiihrungen zur hedonistischen Nutzenmessung im letzten Abschnitt
gezeigt haben. Daneben wurden erfahrungswissenschaftliche Hypothesen aber
auch gezielt eingesetzt bei dem Versuch, das Utilitdtsprinzip zu begriinden bzw.
gegen Konflikte mit vorgegebenen normativen Zielvorstellungen zu verteidigen
(vgl. Gdhde [1993b]). Das 148t sich gerade am Beispiel der utilitaristischen
Einstellung zu Fragen der distributiven Gerechtigkeit verdeutlichen.?

Eine besondere Bedeutung kam dabei dem Gesetz des abnehmenden Grenznut-
zens zu (vgl. Gossen [1854, *1927]). Vorldufer dieses Gesetzes wurden bereits
zu Benthams Zeiten diskutiert und waren den Utilitaristen auch bekannt. Bentham
selbst betont den abnehmenden Grenznutzen des Geldes ausdriicklich. In einem
kleineren, von seinem Genfer Freund Etienne Dumont zunichst in franzésischer
Sprache herausgegebenen Werk mit dem Titel Traités de législation civile et
pénale (1802) schreibt er (ich zitiere die englische Ubersetzung): ,.the excess in
happiness of the richer will not be so great as the excess of his wealth“.® Dariiber
hinaus zieht er die normative Konsequenz aus dem Gesetz des abnehmenden
Grenznutzens und dem Utilitédtsprinzip, indem er Gleichheit als einen wesentli-
chen Faktor menschlichen Gliicks bezeichnet. Dennoch lehnt er — ebenso wie
spater etwa James Mill (Bain [1882], S. 364-5) — alle Forderungen nach einer
grundlegenden Umverteilung gesellschaftlicher Giiter und Chancen kategorisch
ab. Seine Argumentation kann wie folgt zusammengefat werden: Die utilitari-
stisch begriindete Forderung nach Gleichheit kollidiert mit der ebenfalls utilitari-
stisch begriindeten Forderung nach Sicherheit des Eigentums. Dabei wird, so
Bentham, der durch die Zunahme der sozialen Gleichheit erzeugte Nutzengewinn
iiberkompensiert durch die NutzeneinbuBe in Form einer Abnahme an Eigentums-
sicherheit — und, damit verbunden, der Abnahme der Bereitschaft, iiberhaupt
Eigentum zu schaffen und so die wirtschaftliche Tatigkeit anzuregen.

8 Fiir eine ausfiihrliche Darstellung dieser Problematik aus wirtschafts- bzw. sozialhi-
storischer Sicht vgl. Pollard (1993, S. 20 ff.).

9 Eine englische Ubersetzung mit dem Titel ,Principles of the Civil Code* ist im
zweiten Band der von John Bowring herausgegebenen elfbandigen Ausgabe der Werke
Benthams enthalten; vgl. Bentham Works (1838-43).
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Diese Behauptung stellt im Rahmen der von Bentham vertretenen hedonisti-
schen Interpretation des Nutzenbegriffs eine erfahrungswissenschaftliche Hypo-
these dar. Die Giiltigkeit dieser Hypothese muBite gerade in Anbetracht der
krassen Einkommens- und Besitzunterschiede im England des 18. und 19. Jahr-
hunderts als zweifelhaft erscheinen. Empirische Untersuchungen, die diese Be-
hauptung hitten stiitzen konnen und die Benthams eigene Anspriiche an die
Prizision der hedonistischen Nutzenmessung auch nur entfernt widerspiegeln
wiirden, wurden von ihm nicht angestrengt. Der Verdacht liegt nahe, daB8 hier
spekulative, im Graubereich der erfahrungswissenschaftlichen Erkenntnis liegen-
de empirische Behauptungen eingesetzt wurden, um als Puffer zwischen dem
Utilitdtsprinzip und vorgegebenen normativen Zielsetzungen zu dienen.

8. Ausblick: Theorien-Netze und die utilitaristischen /
wohlfahrtsokonomischen Theorien des zwanzigsten Jahrhunderts

Fiir eine wissenschaftstheoretische Analyse der einfachen, im allgemeinen
umgangssprachlich formulierten utilitaristischen Theorien des neunzehnten Jahr-
hunderts reicht Lakatos’ informelle wissenschaftstheoretische Konzeption aus.
Dagegen bietet es sich an, fiir die Analyse der Nachfolgetheorien des Utilitaris-
mus, wie sie im zwanzigsten Jahrhundert etwa im Rahmen der modernen Wohl-
fahrtsokonomie entstanden sind, anspruchsvollere wissenschaftstheoretische
Konzepte einzusetzen. Das gilt insbesondere dann, wenn diese Objekttheorien
in mathematisierter Gestalt vorliegen.

Im folgenden wird auf das Konzept der sog. Theorien-Netze eingegangen.
Dieses Konzept wurde innerhalb einer bereits zuvor erwihnten speziellen Varian-
te der semantischen Theorienauffassung, dem strukturalistischen Ansatz, entwik-
kelt. Dieser Ansatz ist, wie die anderen semantischen Metatheorien, durch den
Einsatz modelltheoretischer Hilfsmittel gekennzeichnet. (Fiir Einzelheiten vgl.
Balzer | Moulines | Sneed [1987]). Der Einfachheit halber werden das Konzept
und seine Vorziige im folgenden an Hand der bereits zuvor dargestellten Objekt-
theorien erldutert.

Ein Theorien-Netz besteht aus einem sog. Basiselement und einer groBeren
Anzahl spezialisierter Theorie-Elemente. Das Basiselement reprasentiert — an-
schaulich gesprochen — den groten gemeinsamen Nenner aller im Netz vertrete-
nen speziellen Positionen. Es enthdlt die Grundprinzipien der Theorie. Dabei
wird zwischen sog. Charakterisierungen und den eigentlichen Axiomen unter-
schieden. Charakterisierungen erfassen die formalen (mathematischen) Eigen-
schaften der Terme, die in der betreffenden Theorie auftreten. Wie wichtig diese
Informationen fiir ethische Theorien werden konnen, zeigt gerade das Beispiel
utilitaristischer Konzeptionen. So kann im Rahmen von Charakterisierungen etwa
festgelegt werden, auf welchem Skalenniveau die Nutzenfunktion zu messen ist
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— eine Prazisierung, durch die, wie die Geschichte des Utilitarismus zeigt,
zahllose Verwirrungen und Fehldeutungen hitten vermieden werden konnen.
Erginzend dazu erfassen die eigentlichen Axiome die Grundprinzipien der Theo-
rie, im Fall der utilitaristischen Ethik also geeignete Prizisierungen des Utilitéts-
prinzips, wie sie etwa von Harsanyi (1977) oder — im deutschsprachigen Raum
— von Trapp (1988) vorgeschlagen worden sind.

In diesen Grundprinzipien treten (wie zuvor dargestellt) Terme auf, deren
Bedeutung im Basiselement des Netzes unterbestimmt bleibt. Im Fall des Utili-
tatsprinzips gilt das etwa fiir den Individuen- oder Nutzenbegriff. Die Bedeutung
dieser Begriffe ist — wie im vorigen Abschnitt angedeutet — von den utilitaristi-
schen Autoren in sehr unterschiedlicher Weise bestimmt worden und kann deswe-
gen nicht bereits im Basiselement des Netzes festgehalten werden.

Eine nihere Bedeutungsfestlegung vollzieht sich in spezialisierten Theorie-
Elementen. So gabelt sich das Netz der utilitaristischen Ethik am Basiselement
in zwei Aste. Auf dem einen Ast liegen diejenigen spezialisierten Theorie-
Elemente, in denen der Nutzenbegriff im Rahmen einer Theorie des psycholo-
gisch / ethischen Hedonismus interpretiert wird — wie im ausgehenden 18. und
in der ersten Hilfte des 19. Jahrhunderts allgemein iiblich. Auf dem anderen Ast
liegen dagegen solche Theorie-Elemente, bei denen die Interpretation des Nutzen-
begriffs auf einem geeignet prizisierten Préiferenzbegriff aufbaut. Auf diesem
Ast liegen insbesondere nahezu alle Varianten des Utilitarismus, die im zwanzig-
sten Jahrhundert entwickelt wurden. (Eine Ausnahme stellt A. C. Pigou dar, der
in seinem wohlfahrtsékonomischen Fragestellungen gewidmeten Hauptwerk die
hedonistische Tradition des Utilitarismus wiederbelebt hat; vgl. Pigou 41932).
Der Vorgang der Spezialisierung kann iteriert werden. So kann etwa auf dem
hedonistischen Ast weiter zwischen quantitativ-hedonistischen Varianten (Bei-
spiel: Bentham) und qualitativ-hedonistischen Varianten (Beispiel: Mill) unter-
schieden werden. Dasselbe gilt fiir den priferenzutilitaristischen Ast: Hier kann
weiter differenziert werden je nach Wahl des Priferenzbegriffs. Ebenso kann —
wie in 6.1 dargestellt — zwischen verschiedenen Interpretationen des Individuen-
begriffs unterschieden werden.

Wesentlich ist nicht nur, welche Theorie-Elemente im Netz utilitaristischer
Ethiken vorkommen — aufschluBreich ist auch, welche Theorie-Elemente gerade
nicht auftreten konnen. Dal manche Theorie-Elemente nicht auftreten kénnen,
hingt damit zusammen, daB die Interpretationen des Individuenbegriffs einerseits
sowie des Nutzenbegriffs andererseits nicht unabhingig voneinander gewihlt
werden konnen. Sie sind vielmehr korreliert: Eine gegebene Interpretation des
Individuenbegriffs erfordert eine Interpretation des Nutzenbegriffs, die auf alle
Individuen dieses Grundbereichs auch tatsdchlich anwendbar ist. Umgekehrt legt
jede Interpretation des Nutzenbegriffs eine maximale Klasse beriicksichtigungsfa-
higer Individuen fest. Die Korrelation von Nutzen- und Individuenbegriff bzw.
der zugehorigen peripheren Theorieteile schrinkt den Interpretationsspielraum



Wissenschaftstheoretische Methoden und ethische Theorien 97

Axiomatische Prizisierung
des Ultilitétsprinzips
(Harsanyi, Trapp etc.)

Positionen des 19. Jh. Positionen des 20. Jh.

Hedonistische Priferenztheoretische

Varianten des Utilitarismus | | Varianten des Utilitarismus

Quantitativ - Qualitativ - Verschiedene

hedonistische hedonistische Varianten
Varianten Varianten je nach

(J. Bentham) (J. St. Mill) Priferenzbegriff

fiir diese beiden Grundbegriffe der utilitaristischen Ethik deutlich ein. Damit
senkt sie zugleich deren Immunisierungspotential erheblich.

Unter Beriicksichtigung dieser Korrelationen konnen im Raster eines Theorien-
Netzes durch iterierte Spezialisierung sukzessive feinere Varianten der utilitaristi-
schen Position erfat und prizisiert werden. Damit kénnen insbesondere unter
philosophiehistorischen Gesichtspunkten relevante Positionen genauer und ada-
quater lokalisiert werden. Dieser Sachverhalt hingt wesentlich damit zusammen,
daB das Konzept der Theorien-Netze die Einbettung ethischer Theorien in den
Hintergrund des erfahrungswissenschaftlichen Wissens der betreffenden Epoche
auBerordentlich erleichtert: Integraler Bestandteil der Theorie-Elemente sind sog.
Links, die es ermoglichen, Verbindungen zwischen ethischen Theorien und ande-
ren — insbesondere empirischen — Vortheorien detailliert zu erfassen. Im Fall
der utilitaristischen Ethik sind dies vor allem 6konomische und (motivations-)

7 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 228 /11
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psychologische Theorien, von deren Resultaten die utilitaristische Ethik in erhe-
blichem MaBe Gebrauch gemacht hat (vgl. Gdhde [1993a]). Insbesondere wird
es moglich nachzuzeichnen, wie Fortschritte und Modifikationen in den erfah-
rungswissenschaftlichen Vortheorien grundlegende Verinderungen im termino-
logischen Apparat utilitaristischer Ethiken induziert haben (vgl. dazu Abschnitt
6.2). Weiterhin ermoglichen es Links, die Beziehungen zwischen verschiedenen
Varianten der utilitaristischen Position — etwa approximative Einbettungsbezie-
hungen — priziser zu erfassen. Es liegt nahe, ein Beispiel fiir eine derartige
approximative Einbettungsbeziehung in dem flieBenden Ubergang zwischen rege-
lutilitaristischen Positionen mit sukzessive enger gefaBten Handlungstypen und
handlungsutilitaristischen Konzeptionen zu vermuten.

Die Vorteile einer umfassenden, prizisen Rekonstruktion des Komplexes utili-
taristischer Theorien im Raster der Theorien-Netze zeigen sich vor allem dann,
wenn man Konflikte zwischen diesen Theorien und basalen moralischen Intuitio-
nen analysieren will. Jeder derartige Konflikt stellt zunichst einen Angriff auf
die utilitaristische Ethik dar und kann eine Bedeutungsverschiebung der Grundter-
mini induzieren. Die Rekonstruktion der utilitaristischen Position als Theorien-
Netz bietet erstens die Moglichkeit, die Zielpunkte derartiger Angriffe genauer
zu lokalisieren. Vermeintlich allgemeingiiltige Gegenargumente gegen ,,den Utili-
tarismus®“ stellen sich hdufig als Angriffe heraus, die sich nur auf spezielle
Varianten richten und wenig iiber generelle Schwichen oder Vorziige dieses
Programms aussagen. Man kann so zeigen, welche Spielarten des Utilitarismus
von einem Konflikt mit der Intuition betroffen sind und welche nicht.

Zweitens kann man mit Hilfe dieses Konzepts sowohl historisch de facto
aufgetretene als auch theoretisch mogliche Verteidigungsstrategien differenziert
erfassen und die durch sie bewirkten Bedeutungsverschiebungen etwa des Indivi-
duen- oder Nutzenbegriffs nachzeichnen. Dazu gehoren insbesondere Fille, in
denen der Anwendungsbereich einer normativen Theorie erweitert und so eine
Neubestimmung bzw. Prizisierung der Schliisselbegriffe (etwa des Begriffs der
Individuen, die als Objekte der moralischen Fiirsorge zu gelten haben) erforderlich
wird.

Drittens kann schlieBlich mit Hilfe dieses Konzepts die Frage angegangen
werden, wo die Grenzen der Immunisierbarkeit des utilitaristischen Programms
liegen. Der Grundgedanke ist dabei folgender: Von deskriptiven Theorien her
ist bekannt, daB Korrekturversuche im allgemeinen bei den hochspezialisierten
Theorie-Elementen eines Netzes beginnen und sich erst dann, wenn diese Modifi-
kationen erfolglos bleiben, sukzessive auf weniger spezialisierte, fundamentalere
Theorie-Elemente zubewegen. Es liegt nahe, die Grenze der Immunisierbarkeit
da anzusetzen, wo anti-intuitive Konsequenzen nur um den Preis der Modifikation
des Basiselementes des betreffenden Netzes vermieden werden konnen (das die
Identitdt des betreffenden Theorienkomplexes bestimmt). Untersuchungen an
empirisch-deskriptiven Theorien zeigen allerdings, daB fiir die Ermittlung der
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Grenzen des Immunisierungspotentials auBerordentlich prizise Formulierungen
des Basiselements vorliegen miissen. Es liegt nahe, entsprechende Untersuchun-
gen versuchsweise auf den Fall normativ-ethischer Konzeptionen zu iibertragen.

9. Metaethische Voraussetzungen

Es sei abschlieBend betont, daB die Anwendung wissenschaftstheoretischer
Konzepte auf ethische Theorien sinnvoll ist unabhingig davon, ob man die
normative Kraft basaler moralischer Intuitionen anerkennt oder nicht. Fiir den
Intuitionisten, der grundlegenden Moralurteilen zumindest eine begrenzte Korrek-
tivkraft in bezug auf die ethische Theorienbildung zubilligt, bietet das Raster
der Theorien-Netze die Moglichkeit, seine moralischen Intuitionen zu systemati-
sieren und damit den Aufbau seiner normativ-ethischen Theorie voranzutreiben.
Fiir den Anti-Intuitionisten, der diese Korrektivkraft bestreitet (prominentes Bei-
spiel: R. Hare; vgl. etwa Hare [1988]), liefern Theorien-Netze ein Modell, mit
dem die faktische Entwicklung ethischer Positionen priziser nachgezeichnet und
damit Ethikgeschichte transparenter gemacht werden kann.
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Der Schleier der Unwissenheit
und die Idee eines iibergreifenden Konsenses

Von Wilfried Hinsch, Miinster

1.

In Political Liberalism (PL)! entwickelt John Rawls die normativen Grundla-
gen einer vertragstheoretischen Konzeption politischer Legitimitit. Ausgehend
von seiner Theorie der Gerechtigkeit als Fairne3 geht es ihm darum, zu zeigen,
daB eine gerechte und legitime politische Ordnung auch unter den fiir moderne
Demokratien typischen Bedingungen eines moralischen und religiosen Pluralis-
mus moglich ist. Das von Rawls vorgestellte Ideal politischer Ordnung ist in
seiner Konzeption einer wohlgeordneten Gesellschaft verkorpert. Eine wohl-
geordnete Gesellschaft ist ein Generationen iibergreifendes System sozialer und
politischer Kooperation, das von 6ffentlich anerkannten Gerechtigkeitsgrundst-
zen wirksam reguliert wird. Im einzelnen miissen folgende Bedingungen erfiillt
sein: (1) Alle gesellschaftlichen Institutionen und Regeln entsprechen den von
allen Biirgern aus guten Griinden anerkannten Gerechtigkeitsgrundsétzen. (2)
Alle handeln gesetzestreu und in Ubereinstimmung mit der 6ffentlichen Gerech-
tigkeitsauffassung. (3) Alle wissen, da8 die Bedingungen (1) und (2) erfiillt sind,
und auch dies ist allgemein bekannt. (4) Es besteht Einigkeit iiber die Begriindung
der obersten Gerechtigkeitsgrundsitze (PL: 35 ff., 66 f.).

Der Rawls’schen Konzeption politischer Legitimitit liegt ein Begriff der dffent-
lichen Rechtfertigung von Normen zugrunde. Grundsitze politischer Gerechtig-
keit miissen auf der Basis von allen geteilter normativer Uberzeugungen die
offentliche Zustimmung derjenigen finden, fiir die sie als oberste regulative
Prinzipien der wichtigsten gesellschaftlichen Institutionen Geltung beanspruchen.
Eine legitime politische Ordnung zeichnet sich demnach dadurch aus, daB die
fiir sie konstitutiven Regeln und Grundsitze vor allen Biirgern, allen gegeniiber
mit fiir alle gleichermaBen einsichtigen Griinden gerechtfertigt werden konnen
(PL: 66 £.). Dies entspricht dem vertragstheoretischen Grundgedanken der Ge-
rechtigkeit als FairneB: gerecht ist, worauf sich freie und gleiche Biirger in einer
fairen Ubereinkunft einigen wiirden.

1 New York: Columbia University Press, 1993.
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Die Forderung der Offentlichkeit spielte schon fiir das vertragstheoretische
Argument in A Theory of Justice (TJ)? eine wichtige Rolle. Sie wurde dort jedoch
vor allem unter dem Gesichtspunkt der Stabilitit einer wohlgeordneten Gesell-
schaft diskutiert.? Stabile politische und soziale Kooperation setzt voraus, da
die Beteiligten nicht nur de facto bestimmte Regeln anerkennen und befolgen,
sondern auch voneinander wissen, daB sie dies tun. Das wird durch die Offentlich-
keitsbedingung sichergestellt.# Dariiber hinaus geben Biirger durch ihre 6ffentli-
che Anerkennung fairer Grundsitze politischer Kooperation voreinander zu er-
kennen, daB sie einander als gleichberechtigte Partner betrachten, und auch darin
liegt ein Beitrag zur Stabilisierung einer wohlgeordneten Gesellschaft.

In Political Liberalism gewinnt der Gedanke der 6ffentlichen Rechtfertigung
nun eine zusitzliche Dimension dadurch, daB das ,Faktum des Pluralismus‘
ausdriicklich als ein Grundproblem sowohl der Begriindung allgemeiner politi-
scher Grundsitze als auch der Legitimierung konkreter politischer Entscheidun-
gen anerkannt wird. Es geht nicht mehr allein darum, daB nur 6ffentlich anerkann-
te Grundsitze politischer Gerechtigkeit zu einem stabilen System sozialer Koope-
ration fiihren. Die vorrangige Frage ist jetzt, unter welchen Bedingungen es in
einer pluralistischen Gesellschaft grundsitzlich moglich erscheint, 6ffentlich be-
griindbare Gerechtigkeitsgrundsitze allererst zu identifizieren.

2.

Die von Rawls vertretene vertragstheoretische Auffassung politischer Gerech-
tigkeit fiihrt, sobald das ,Faktum des Pluralismus*‘ als historische und normative
Grundtatsache anerkannt wird, zum Postulat eines ,iibergreifenden Konsenses®.
Keine der von den Biirgern moderner demokratischer Staaten vertretenen umfas-
senden moralischen oder religiosen Lehren findet allgemeine Zustimmung, und
keine von ihnen kommt deshalb als Grundlage fiir eine Gerechtigkeitskonzeption
in Betracht, die allen gegeniiber gerechtfertigt werden konnte. Die 6ffentliche
Rechtfertigung politischer Grundsitze kann gleichwohl nur dann gelingen, wenn
die von den Biirgern bejahten umfassenden normativen Konzeptionen unangese-
hen ihrer sonstigen Divergenzen hinreichend viele Ubereinstimmungen aufwei-
sen. Denn zur Ausarbeitung einer vertragstheoretischen Gerechtigkeitskonzeption
konnen nur solche Voraussetzungen in Anspruch genommen werden, die von
einem ,iibergreifenden Konsens‘ getragen werden oder iiber die im Prinzip ein
solcher Konsens durch rationale Argumentation herbeigefiihrt werden kann. In
den Worten von John Rawls: ,this political conception needs to be such that
there is some hope of its gaining the support of an overlapping consensus, that

2 Cambridge, Mass.: Harvard University Press 1971.
3 TJ: 133, 177-182, 582, vgl. auch 454, 547 £., 570.
4 Vgl. oben das dritte definierende Merkmal einer wohlgeordneten Gesellschaft.
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is, a consensus in which it is affirmed by the opposing religious, philosophical
or moral doctrines likely to thrive over generations in a more or less just constitu-
tional democracy.*>

Die Bedeutung von Zustimmung und Konsens fiir Gerechtigkeitsgrundsitze
ist kaum zu iibersehen, wenn man deren gesellschaftliche Aufgabe bedenkt, ein
System von Institutionen zu regulieren, das faire und fruchtbare soziale Koopera-
tion ermoglicht. Jede Form dauerhafter politischer Ordnung setzt ein hohes Maf3
freiwilliger Kooperation und unerzwungener Regelbefolgung voraus. Die
zwangsweise Durchsetzung von Gesetzen und politischen MaBnahmen durch
den Staat bringt hohe Opportunititskosten mit sich und sto8t schnell an ihre
Grenzen. Kein Regime wiirde lange bestehen, wenn es sich nicht darauf verlassen
konnte, daB hinreichend viele Biirger die ihm zugrundeliegenden Prinzipien
zumindest stillschweigend gutheien und deshalb seinen Geboten und Forderun-
gen willig Folge leisten.

Die stabilitdtsbezogene, an Hobbes orientierte Konzeption politischen Konsen-
ses betrachtet die Zustimmung der Biirger deshalb zu Recht als eine empirisch-
kausale Bedingung dauerhafter Ordnung. Worauf es unter diesem Gesichtspunkt
ankommt, ist nicht, daB alle Biirger das Regime bejahen und unterstiitzen, sondern
lediglich, da hinreichend viele es tun. Einstimmigkeit ist unnotig, da stabile
politische Verhiltnisse normalerweise auch ohne sie erreicht werden konnen.
Sobald die Anzahl der ,loyalen‘ Biirger eine kritische Schwelle iiberschreitet,
entstehen fiir alle Gesellschaftsmitglieder unabhéngig von ihrer Einstellung ge-
geniiber dem Regime Bedingungen, die offenen Widerstand als riskant und
aussichtslos erscheinen lassen.

Eine andere Perspektive ergibt sich, wenn man von Kant ausgeht und wie er
die Forderung, das ganze Volk miisse seine ,Einstimmung‘ geben konnen, ¢ aus
dem Gedanken der Autonomie des Individuums herleitet. Die grundlegende Idee
dabei ist, daB Biirger als freie und gleiche moralische Personen einen unabweisba-
ren Anspruch haben, nur solchen Normen unterworfen zu werden, denen sie auf
der Grundlage ihrer wohlerwogenen Interessen und Uberzeugungen zustimmen
konnen. Die Moglichkeit eines begriindeten Konsenses wird dabei zu einem
konstitutiven Element politischer Gerechtigkeit, und es reicht nicht, daB die
Anzahl der zustimmenden Biirger eine kritische Schwelle iiberschreitet, sondern
alle Biirger miissen zustimmen konnen.

Fiir die empirische Stabilitit einer institutionellen Ordnung sind die faktischen
Einstellungen und Uberzeugungen der Beteiligten entscheidend. Deren Rationali-
tédt spielt allenfalls indirekt eine Rolle. Wenn Biirger ein Regime unterstiitzen,

5 ,,The Idea of an Overlapping Consensus® (IOC), (Oxford Journal of Legal Studies
7, (1987), S. 1-25), S. 1.

6 So Kant in der Schrift iiber das Verhiltnis von Theorie und Praxis im Staatsrecht,
Akad. Ausg. Bd. 8, S. 297.



106 Wilfried Hinsch

weil sie glauben, es sei ihre Pflicht oder in ihrem eigenen Interesse, dies zu tun,
so tragen sie damit zur Stabilitdt des Regimes bei, egal, ob ihre subjektiven
Uberzeugungen konsistent oder inkonsistent, begriindet oder unbegriindet sind.
Der kantischen Konzeption von Zustimmung und Konsens dagegen geht es nicht
um faktische Anerkennung, sondern um die moralische Rechtfertigung von politi-
schen Grundsitzen und Institutionen. Als gerechtfertigt gelten diese aber erst
dann, wenn alle Biirger ausschlaggebende Griinde haben, sie als verbindlich fiir
sich und andere anzuerkennen, und nicht schon, wenn alle glauben, solche Griinde
zu haben.

Meine stark vereinfachte Unterscheidung zwischen einer hobbes’schen und
einer kantischen Auffassung iiber die Notwendigkeit eines Konsenses soll nicht
zur Klassifikation politischer Theorien dienen. Ich gehe davon aus, daB jede
adiquate Theorie politischer Gerechtigkeit hobbes’sche und kantische Elemente
enthélt. Worum es geht, ist, deutlich zu machen, zwischen welchen Polen sich
eine theoretische Bestimmung der Rolle von Zustimmung und Konsens in der
politischen Philosophie bewegt.

Nachdem Rawls 1987 in ,,The Idea of an Overlapping Consensus“’ seine
Konzeption eines iibergreifenden Konsenses zuerst ausfiihrlich vorgestellt hatte,
wurde ihm von Kritikern vorgeworfen, die Begriindung von Gerechtigkeitsgrund-
sdtzen in unzuldssiger Weise mit pragmatisch-politischen Erwégungen zu durch-
setzen.® Tatsdchlich betont Rawls in seinen neueren Arbeiten die ,praktische
Aufgabe’ der.politischen Philosophie.? Diese sieht er darin, eine Gerechtigkeits-
konzeption auszuarbeiten, die ,,von Biirgern als gemeinsame Basis fiir eine be-
griindete, informierte und freiwillige politische Ubereinkunft geteilt werden kann*
(PL: 9), und die deshalb in der Lage ist, auf der Basis eines iibergreifenden
Konsenses die soziale Einheit und Stabilitdt pluralistischer Gesellschaften zu
gewibhrleisten. So entstand der Eindruck, als ob Rawls seine Gerechtigkeitsgrund-
sitze als das Ergebnis eines Kompromisses zwischen den in einer Gesellschaft
vorherrschenden moralischen und religiosen Auffassungen betrachte. Dann
aber wire der Inhalt politischer Gerechtigkeit abhingig von historisch kontingen-
ten Ubereinstimmungen zwischen divergierenden und zum Teil einander aus-
schlieBenden Lehren und Anschauungen. Und dies lieBe in der Tat befiirchten,
die politische Philosophie konnte auf die falsche Weise politisch werden. Es
liefe darauf hinaus, um der sozialen Einheit und Stabilitdt willen die Forderungen
der Gerechtigkeit den Ideologien der vorherrschenden gesellschaftlichen Gruppen
anzupassen.

7 Vgl. Fn. 5.

8 Vgl. etwa Joseph Raz in: ,Facing Diversity. The Case of Epistemic Abstinence®,
(Philosophy and Public Affairs 19, [1990], S. 3-46), der stellvertretend fiir viele die
Frage stellt, ,,. .. Has Rawls become a Politician?* (S. 10).

9 PL: 10, vgl. ,,Kantian Constructivism in Moral Theory* (KC), (Journal of Philosophy
77, [1980], S. 515-572), S. 518 f., 538, 541, 543; I0C: 13n, 15.
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Um diesem MiBverstindnis entgegenzutreten, werden in Political Liberalism
zwei Darstellungsstufen unterschieden. Auf der ersten Stufe soll ,Gerechtigkeit
als FairneB‘ ohne Einbeziehung des Gedankens eines iibergreifenden Konsenses
als eine, wie Rawls sagt, ,freistehende politische Konzeption* vorgestellt und
begriindet werden. Erst im AnschluB daran ist dann vom iibergreifenden Konsens
die Rede, wenn es darum geht, zu erortern, unter welchen Bedingungen eine
wohlgeordnete pluralistische Gesellschaft dauerhaft bestehen kann (PL: 64 f.
u. 133 f.). Die Unterscheidung einander nachgeordneter Darstellungsstufen ent-
spricht der tatsdchlichen Entwicklung der Rawls’schen Theorie in den letzten
zehn Jahren und ist geeignet, den angefiihrten Einwand zu entkriften. Sie gibt
aber keinen angemessenen Begriff von der Bedeutung eines iibergreifenden Kon-
senses fiir die Formulierung einer vertragstheoretischen Gerechtigkeitsauffas-
sung. Im Gegenteil scheint sie die Annahme zu bestitigen, ein iibergreifender
Konsens sei zunichst und vor allem unter Gesichtspunkten politischer Stabilitit
erforderlich.® Doch genau dies ist falsch. Wie sich im folgenden zeigen wird,
sprechen prinzipielle Uberlegungen, die an den Begriff der 6ffentlichen Rechtfer-
tigung und an Rawls’ Herleitung seiner beiden Gerechtigkeitsgrundsitze mit
Hilfe der Original Position ankniipfen, fiir eine kantische Interpretation des Postu-
lats eines iibergreifenden Konsenses.

3.

3.1 Um meine These zu begriinden, beginne ich mit einer kursorischen Darstel-
lung des Rawls’schen Argumentationsmodells der Original Position. Dabei orien-
tiere ich mich an dem, was Rawls zuerst 1980 in den Dewey-Lectures iiber die
normativen Voraussetzungen seines Modells gesagt hat (KC: 516-528, vgl. PL:
18-35 u. 72-77).

Die Original Position beschreibt eine hypothetische Vertragssituation. Die
Biirger einer Gesellschaft (oder deren Vertreter) beraten hinter einem ,Veil of
Ignorance‘ dariiber, nach welchen obersten Prinzipien sie die institutionelle
Grundstruktur ihrer Gesellschaft einrichten wollen. Zur Auswahl stehen ihnen
die aus der Tradition bekannten Grundsitze politischer und sozialer Gerechtigkeit,
die sie, falls nétig, abwandeln kénnen. Wegen des ,Schleiers der Unwissenheit*
wissen die Parteien in der Original Position weder, welche personlichen Eigen-
schaften, Fihigkeiten und Interessen sie haben, noch kennen sie ihre besonderen
moralischen Uberzeugungen und Wertvorstellungen; dariiber hinaus ist ihnen
die Gesellschaft, in der sie leben, unbekannt, und auch ihre konkrete soziale
Stellung kennen sie nicht. Sie wissen aber, daB sie freie und gleiche Biirger sind
und iiber zwei moralische Vermogen verfiigen, deren Entwicklung und Ausiibung
fiir sie von iiberragender Bedeutung ist: den Gerechtigkeitssinn und die Fahigkeit

10 Vgl. PL: xvf., 39, aber auch die Klarstellung gegeniiber Baier auf S. 149.
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zur Ausbildung, kritischen Uberpriifung und Verfolgung einer Konzeption des
Guten.

Der Begriff des Biirgers als freier und gleicher moralischer Person ist fiir
Rawls’ Konzeption grundlegend. Er gehort zu den ,fundamental intuitive ideas‘,
von denen Rawls annimmt, daB sie zumindest implizit allgemein anerkannt
werden, und von denen ausgehend es ihm moglich erscheint, eine Gerechtigkeits-
konzeption zu formulieren, die ebenfalls mit allgemeiner Zustimmung rechnen
kann (KC: 516-518, PL: 18 f.). Moralische Personen zeichnen sich durch drei
definierende Merkmale aus: Sie verfiigen (1) iiber einen Gerechtigkeitssinn, (2)
iiber das Vermogen zu einer Konzeption des Guten und (3) iiber eine mehr oder
weniger umfassende und mehr oder weniger artikulierte besondere Konzeption
des Guten. Diesen drei Merkmalen korrespondieren drei iibergeordnete Interessen
(;higher-order interests) moralischer Personen. Sie bilden die motivationale Basis
fiir die Auswahl von Gerechtigkeitsgrundsitzen durch die Parteien in der Original
Position. Jedem der beiden moralischen Vermogen ist ein Interesse an seiner
adidquaten Ausbildung und Ausiibung zugeordnet. Der bestimmten, aber vom
Standpunkt der Original Position aus unbekannten Konzeption des Guten jedes
Biirgers entspricht ein Interesse daran, den eigenen Lebensentwurf, worin immer
er bestehen mag, gegen Ubergriffe zu schiitzen und so gut es geht zu verwirklichen
(KC: 525, PL: 19, 73 f.).

Da den Parteien hinter dem ,Schleier der Unwissenheit® alle Informationen
iiber ihre personlichen und sozialen Lebensumstéinde fehlen, orientieren sie sich
bei der Auswahl von Gerechtigkeitsgrundsitzen ausschlieBlich an den drei ge-
nannten iibergeordneten Interessen. So wihlen sie Grundsitze, von denen sie
aus der Perspektive der Original Position annehmen, daB sie die fiir die Ausbil-
dung und Ausiibung ihrer beiden moralischen Vermogen und fiir die Forderung
ihrer jeweiligen Konzeption des Guten notwendigen sozialen Bedingungen ge-
wihrleisten.

Rawls beschreibt diese Bedingungen als ,Grundgiiter, an denen alle Biirger,
als moralische Personen, ein rationales Interesse haben, weil sie fiir die Wahrneh-
mung ihrer iibergeordneten Interessen unverzichtbar sind. ,,These goods, we say,
are things citizens need as free and equal persons . . .“.!! Welche Giiter in diesem
Sinne als ,Grundgiiter* gelten, wird von Rawls in Form einer Liste festgelegt,
die den Beratungen der Parteien in der Original Position zugrundeliegt. Sie
umfaBt: (1) Biirgerliche und politische Grundrechte, (2) Freiziigigkeit und freie
Berufswahl, (3) Befugnisse und Vorrechte von Amtern und Positionen, (4) Ein-
kommen und Besitz, verstanden als allgemein dienliche Mittel zur Verfolgung

11 KC: 525 ff., PL: 75 f. u. 176-190. Zur Rawls’schen Konzeption der Grundgiiter
in ihrer gegeniiber Eine Theorie der Gerechtigkeit revidierten Form vgl. die ausfiihrliche
Diskussion in meiner Einleitung zu: John Rawls, Die Idee des politischen Liberalismus.
Aufsitze 1978-1989, (Frankfurt a.M.: Suhrkamp Verlag, 1992), S. 36-44.



Der Schieier der Unwissenheit 109

einer Vielzahl moglicher Lebenspline, (5) die sozialen Grundlagen der Selbstach-
tung.

Wegen der iiberragenden Bedeutung einer addquaten Ausbildung der beiden
Vermogen und angemessener Bedingungen fiir ihre Ausiibung beurteilen die
Parteien die ihnen vorliegenden Gerechtigkeitsgrundsitze aus der Perspektive
der am wenigsten begiinstigten Gesellschaftsmitglieder — d.h. derjenigen, die
de facto den kleinsten Anteil von Grundgiitern fiir sich reklamieren kénnen —
und wihlen die Grundsitze in Ubereinstimmung mit der sog. Maximin-Regel
der rationalen Entscheidungstheorie, das heiBit, sie bemiihen sich, fiir die am
wenigsten Begiinstigten den fiir sie groBtmoglichen Anteil an Grundgiitern zu
sichern. Unter diesen Bedingungen, so Rawls, wiirden sich die Parteien auf die
von ihm vorgeschlagenen beiden Gerechtigkeitsgrundsitze einigen: Der erste
Grundsatz fordert ein addquates System gleicher politischer und biirgerlicher
Freiheiten fiir alle, der zweite faire Chancengleichheit und die groBtmogliche
Zuteilung an Grundgiitern fiir die am wenigsten begiinstigten Gesellschaftsmit-
glieder (vgl. PL: 5).

Die Konstruktion der Original Position, wie ich sie beschrieben habe, 148t
leicht erkennen, auf welchen hauptsichlichen Vorausetzungen die Herleitung der
beiden Grundsitze beruht: es sind erstens der Begriff des Biirgers als freier und
gleicher moralischer Person und zweitens der dichte ,Schleier der Unwissenheit*,
der die vertragschlieBenden Parteien nicht nur von Informationen iiber ihre per-
sonlichen Priferenzen und Interessen abschirmt, sondern auch jede Berufung auf
umfassende moralische und religiose Konzeptionen des Guten ausschlieft.

Erklirungsbediirftig erscheint zunzichst, welche Relevanz die Uberlegungen
und Entscheidungen der Parteien in der Original Position — die Uberlegungen
also von kiinstlich konzipierten Gedankenwesen in einer nicht minder kiinstlichen
Situation — fiir Personen haben, die nicht hinter einem ,Schleier der Unwissen-
heit* leben, die also ihre personlichen Priferenzen, Interessen und Uberzeugungen
kennen. Doch die Antwort ist offensichtlich: Wenn das Rawls’sche Konstrukt
argumentative Kraft hat, dann deshalb, weil wir die in seinen Elementen verkor-
perten Annahmen anerkennen oder nach gebiihrender Uberlegung anerkennen
wiirden.

3.2 Das Vermdgen moralischer Personen zu einer Konzeption des Guten mit
den korrespondierenden iibergeordneten Interessen erscheint als Voraussetzung
zunéchst unproblematisch. Es wird, soweit ich sehen kann, allgemein anerkannt,
daB die Fahigkeit, Auffassungen dariiber auszubilden, was gut und schlecht ist,
und ihnen in mehr oder weniger rationaler Weise nachzuleben, eine notwendige
Bedingung moralischer Personalitit ist. Problematischer erscheint die Annahme
eines Gerechtigkeitssinnes. Sie wird von vielen im Namen der methodischen
Konzeption des rationalen Egoismus in Frage gestellt und verdient eine ausfiihrli-
che Erorterung. Ich begniige mich jedoch mit einem kurzen Kommentar.
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Ein rationaler Egoist ist jemand, fiir den eine Handlung genau dann begriindet
ist, wenn sie in seinem wohlverstandenen Eigeninteresse liegt. Im paradigmati-
schen Grenzfall nimmt ein rationaler Egoist niemals personliche Nachteile in
Kauf, es sei denn um léngerfristiger Vorteile willen. Dies schlieBt nicht aus, daf
die Existenz eines Systems sozialer Regeln, da sie im wohlverstandenen Eigenin-
teresse aller Gesellschaftsmitglieder liegt, auch einem rationalen Egoisten gegen-
iiber begriindet werden kann. Er hat zumindest ein Interesse daran, daB seine
Mitbiirger ihm gegeniiber bestimmte Verhaltensbeschrankungen einhalten; denn
nur unter dieser Voraussetzung darf er hoffen, seine eigenen Lebensplidne, worin
immer sie bestehen mogen, verwirklichen zu konnen. Wir diirfen deshalb erwar-
ten, daB ein rationaler Egoist erstens die Einrichtung eines sanktionsbewehrten
Systems sozialer Regeln befiirworten und unterstiitzen wird, und zweitens, da3
er sich wegen der Opportunititskosten regelwidrigen Verhaltens normalerweise
selbst regelkonform verhalten wird. In diesem Sinne kénnen wir davon sprechen,
daB er die Geltung sozialer Regeln anerkenne. 2

Entscheidend ist, daB defr rationale Egoist Regeln ausschlieBlich unter instru-
mentellen Gesichtspunkten in seinem Handeln beriicksichtigt, ndmlich als not-
wendige empirische Rahmenbedingungen fiir die optimale Verwirklichung seiner
Lebenspline. Er erkennt sie in dem Sinne an, in dem wir auch davon sprechen,
daB jemand die Tatsachen anerkenne: er nimmt sie zur Kenntnis, begriit gegebe-
nenfalls ihr Bestehen und beriicksichtigt sie in moglichst umsichtiger Weise bei
der Verfolgung seiner Pline. Er macht sie aber nicht zum MaBstab seines Han-
delns und wird sich nur insoweit an sie halten, wie dies seinen lingerfristigen
Interessen dient. Wann immer sich ihm die Moglichkeit bietet, durch gezielte
Regelverletzungen Vorteile zu erzielen, wird er dies tun.

Man beachte, daB es einem rationalen Egoisten aus logischen Griinden unmog-
lich ist, Regeln in dem weiteren Sinne anzuerkennen, den wir mit moralischen
Geboten gewohnlich verbinden. Dazu wiirde gehoren, daB das Gebot als ein
intrinsischer Grund fiir regelkonformes Verhalten und damit als Mafstab des
eigenen Verhaltens betrachtet wird. Und dies setzt voraus, davon iiberzeugt zu
sein, daB man der Regel auch dann folgen soll, wenn dies gelegentlich mit
unkompensierten personlichen Nachteilen verbunden ist. Eine solche Uberzeu-
gung ist jedoch mit dem Begriff eines rationalen Egoisten logisch unvereinbar.

Einwinde gegen die begriindungstheoretische Annahme eines Gerechtigkeits-
sinnes, die auf der Konzeption des wohlverstandenen Eigeninteresses beruhen,

12 Dieser Punkt ist im Anschlu8 an Hobbes und Hume immer wieder hervorgehoben
worden. Mit ihm beginnen alle Versuche, die elementaren Voraussetzungen sozialer
Ordnung auf der Grundlage des rationalen Eigeninteresses der Beteiligten zu begriinden.
Vgl. James Buchanan, The Limits of Liberty, (The University of Chicago Press, 1975),
John Mackie, Ethics. Inventing Right and Wrong, (Harmondsworth: Penguin Books,
1977), Kap. 5, und David Gauthier, Morals by Agreement, (Oxford: Clarendon Press
1986).
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scheitern demnach schon im Vorfeld daran, daB8 es unter rationalen Egoisten
keine moralischen Rechtfertigungen im gewohnlichen Sinne geben kann, weil
diese Homunculi der neuzeitlichen Okonomie niemals universalisierbaren Gebo-
ten aufrichtig und ernsthaft zustimmen. 13 Sobald wir uns auf der Ebene morali-
schen Argumentierens befinden, sind unsere Adressaten deshalb keine rationalen
Egoisten, sondern moralische Personen im vollen Sinne, und dies findet seinen
angemessenen Ausdruck in der Rawls’schen Konzeption der moralischen Person.

3.3 Die von den iibergeordneten Interessen moralischer Personen ausgehenden
Uberlegungen der Parteien in der Original Position sind auch vor dem ,Schleier
der Unwissenheit‘, also ohne Informationsbeschriankungen, starke Griinde fiir
die von Rawls favorisierten Gerechtigkeitsgrundsitze. Wenn die von Rawls be-
nannten Grundgiiter tatsdchlich notwendige soziale Voraussetzungen der Ent-
wicklung und Ausiibung der beiden moralischen Vermogen sind, haben alle
Gesellschaftsmitglieder angesichts stets ungewisser Zukunftserwartungen gute
Griinde, ceteris paribus eine institutionelle Grundstruktur zu wiinschen, die ihnen
und ihren Kindern dauerhaft eine hinreichende Zuteilung an Grundgiitern in allen
gesellschaftlichen Positionen garantiert. Erst durch den dichten ,Schleier der
Unwissenheit’ werden diese Griinde jedoch zu ausschlaggebenden Griinden, die
alle entgegenstehenden Uberlegungen iiberwiegen und definitiv zu den Rawls’-
schen Grundsitzen und dem mit ihnen festgeschriebenen Vorrang der Grundfrei-
heiten fiihren.

Man beachte in diesem Zusammenhang die logische Funktion des ,Schleiers
der Unwissenheit‘. Eine schon Aristoteles vertraute Besonderheit praktischen
SchlieBens besteht darin, daB fiir einen praktischen SchluB, dessen Konklusion
eine priskriptive Komponente enthilt, die Hinzufiigung wahrer Pramissen ebenso
verhidngnisvoll sein kann, wie berechtigte Kritik an den Annahmen, auf denen
der SchluB beruht. Je nachdem, welche Grundsitze, Werte und Tatsachen jemand
in seinen Uberlegungen beriicksichtigt, kénnen sich verschiedene praktische Fol-
gerungen ergeben. Die Funktion des ,Schleiers der Unwissenheit® besteht unter
diesem Gesichtspunkt darin, die materialen Pramissen, aus denen die Gerechtig-
keitsgrundsitze deduktiv gewonnen werden — also im wesentlichen die Konzep-
tion der moralischen Person — davor zu schiitzen, durch Einbeziehung zusitzli-
cher Informationen ihrer ausschlaggebenden Kraft beraubt zu werden. !4 Jemand,
der seine bevorzugte soziale Position kennt, hat, auch wenn er Rawls’ Begriff
der moralischen Person anerkennt, ceteris paribus gute Griinde, das ,Differenz-
prinzip‘ abzulehnen. Und ein strenggldubiger Katholik kénnte dem iibergeordne-

13 Unter einer moralischen Rechtfertigung ,im gewohnliche Sinne‘ verstehe ich ein
praktisches Argument, dessen Konklusion ein universalisierbares Gebot enthilt und das
genau dann gelungen ist, wenn sein Adressat der Konklusion auf der Basis der angefiihrten
Pramissen aufrichtig und ernsthaft zustimmt.

14 Die Bedeutung des Veil of Ignorance fiir die ausschlieliche Beriicksichtigung der
iibergeordneten Interessen moralischer Personen wird von Rawls ausdriicklich hervorge-
hoben. Vgl. KC: 549 f.



112 Wilfried Hinsch

ten Interesse, das er als moralische Person daran hat, seine Konzeption des Guten
gegebenenfalls revidieren zu konnen, ein geringeres Gewicht beimessen als sei-
nem konkreten Interesse daran, in Gemeinschaft mit Gleichgesinnten ein gottes-
fiirchtiges Leben zu fiihren. Er wiirde sich dann nicht fiir den von Rawls geforder-
ten Vorrang der Gewissensfreiheit entscheiden und gegebenenfalls die Einrich-
tung einer katholischen Staatskirche befiirworten.

Fiir ein genaueres Verstiandnis des Veil of Ignorance ist es hilfreich, drei Stufen
der durch ihn vorgenommenen Informationsbeschrinkungen zu unterscheiden:
Die erste Stufe betrifft den Ausschlu8 von Informationen iiber die personlichen
Priferenzen und konkreten Lebensumstinde einzelner. Auf der zweiten Stufe
werden auBerdem alle Informationen iiber die allgemeinen gesellschaftlichen
Lebensverhiltnisse (6konomischer Entwicklungsstand, Einkommensverteilung,
Klassenstruktur) ausgeschlossen. Auf der dritten Stufe kommt es schlieBlich zum
Ausschluf3 aller Informationen iiber die umfassenden moralischen, philosophi-
schen und religiosen Uberzeugungen der Gesellschaftsmitglieder.

Der von Rawls in Anspruch genommene dichte Veil of Ignorance realisiert
alle drei Stufen, so daB sich die Frage nach der Berechtigung von Informationsbe-
schriankungen ebenfalls auf drei Ebenen stellt. Rawls hat den Veil of Ignorance
als eine ,,natural condition that must have occurred to many* (TJ: 137n., dt.
Ubers.: 159 f. Fn.) bezeichnet, und dies leuchtet ein, solange wir uns auf Stufe
Eins beziehen, das heiit auf den Ausschlu von Informationen, die personliche
Priferenzen und Interessen der vertragschlieBenden Parteien betreffen. Ein
,Schleier’, der diese Informationen ausschlieft, ist eine notwendige Vorausset-
zung der unparteiischen Auswahl von Gerechtigkeitsgrundsitzen und offenkun-
dig gerechtfertigt, weil die personlichen Priferenzen und besonderen Lebensum-
stinde einzelner nicht einmal prima facie Griinde fiir die Wahl oberster Gerechtig-
keitsgrundsitze abgeben.

Ahnliches gilt fiir die zweite Stufe, durch die Informationen iiber die allgemei-
nen gesellschaftlichen Lebensverhiltnisse von den Beratungen in der Original
Position ausgeschlossen werden. Dies ist notwendig, um zu verhindern, da8 der
Inhalt politischer Gerechtigkeit in unkontrollierbarer Weise von Faktoren beein-
fluBt wird, die selber erst das Resultat gerechter oder ungerechter historischer
Entwicklungen und sozialer Strukturen sind. Die kritische Funktion oberster
Gerechtigkeitsgrundsitze gegeniiber der institutionellen Grundstruktur einer Ge-
sellschaft schlieBt es aus, bei ihrer Identifikation von Faktoren auszugehen, die
selber bereits das Resultat spezifischer institutioneller Festlegungen sind. !> So

15 Rawls hat diesen Gedanken mit Hilfe seiner Konzeption der ,background justice
in ,,The Basic Structure as Subject (1978) ausgefiihrt (vgl. PL: 265-275). Zu den
Konsequenzen, die sich aus ihm fiir an Priferenzen orientierte Gerechtigkeitkeitstheorien
ergeben, vgl. meine Kritik an Hares Theorie in: ,,Praferenzen im moralischen Denken‘
(1990), abgedr. in: Fehige / Meggle (Hrsg.), Zum moralischen Denken, (Frankfurt a.M.:
Suhrkamp Verlag, 1994).
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ist Rawls zuzustimmen, wenn er sagt: ,,we must find some point of view, removed
from and not distorted by the particular features and circumstances of the all-
encompassing background framework, from which a fair agreement . . . can be
reached* (PL: 23).

Rawls versucht nun, den auf der dritten Stufe realisierten Ausschluf3 aller
Informationen iiber umfassende moralische und religiose Konzeptionen des Guten
in analoger Weise zu rechtfertigen wie die notigen Beschriankungen der ersten
und zweiten Stufe.

,Moreover, one of our considered convictions, I assume, is this: the fact that we
occupy a particular social position is not a good reason for us to propose, or to
expect others to accept, a conception of justice that favors those in this position.
Similarly, the fact that we affirm a particular religious, philosophical, or moral
comprehensive doctrine with its associated conceptions of the good is not a reason
for us to propose, or to expect others to accept, a conception of justice that favors
those of that persuasion. To model this conviction in the original position, the
parties are not allowed to know the social position of those they represent, or the
particular comprehensive doctrine of the person each represents* (PL: 24).

Doch dieser Ubergang von der ersten zur dritten Stufe der Informationsbe-
schrankung beruht auf einem argumentativen KurzschluB. Er setzt voraus, da3
die Bestimmung von Gerechtigkeitsgrundsitzen unter Beriicksichtigung nicht
allgemein geteilter umfassender Konzeptionen des Guten zu derselben parteili-
chen Bevorzugung einzelner fiihrt wie die Einbeziehung partikularer Interessen.
Das ist jedoch nicht notwendigerweise der Fall. Eine von mir vertretene umfassen-
de Konzeption des Guten ist nicht darum schon eine Konzeption, die mich
bevorzugt, weil nur ich, und vielleicht einige Gleichgesinnte, sie vertreten. Dies
wird von Rawls ausdriicklich anerkannt (PL: 15), und fiir die von ihm selbst
immer wieder genannten paradigmatischen Beispiele fiir umfassende moralische
und religiose Lehren (Kants und Mills Liberalismus, Protestantismus und Katholi-
zismus) gilt, daB sie einen aus ihrer Perspektive nicht unbegriindeten Anspruch
auf Unparteilichkeit erheben. Ob sich aus der Beriicksichtigung umfassender
moralischer und religioser Uberzeugungen eine ungerechtfertigte Bevorzugung
einzelner ergibt oder nicht, kann deshalb nicht vorab, sondern nur auf der Basis
einer bereits identifizierten politischen Gerechtigkeitskonzeption entschieden
werden, einer Gerechtigkeitskonzeption also, die von allen Biirgern im Lichte
ihrer umfassenden Uberzeugungen gleichermaBen anerkannt werden mu. Rawls’
Argument fiir den dichten Veil of Ignorance, der auch die dritte Stufe realisiert,
setzt deshalb unzuldssigerweise bereits voraus, was mit seiner Hilfe erst hergelei-
tet werden soll: oberste Grundsitze politischer Gerechtigkeit.

Sobald wir in Ubereinstimmung mit Rawls’ Konzeption eines verniinftigen
Pluralismus annehmen (PL: 58 ff.), da bestimmte Minimalbedingungen der
Rationalitit und Unparteilichkeit erfiillt sind, miissen wir davon ausgehen, dafl
umfassende moralische und religiose Konzeptionen des Guten angemessene und

8 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 228/1I
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mutmaBlich starke Argumente fiir die Wahl von Grundsitzen politischer Gerech-
tigkeit begriinden. Wie konnten die Parteien in der Original Position diese Argu-
mente ignorieren, ohne ihren VertragsschluB fiir alle irrelevant werden zu lassen,
die wie wir vor dem ,Schleier der Unwissenheit‘ leben und ihre umfassenden
moralischen und religiosen Uberzeugungen kennen?!6

Liegt dem politischen Liberalismus, wie viele seiner Kritiker vermuten, die
Vorstellung zugrunde, alle inhaltlichen Konzeptionen eines guten Lebens seien
gleichrangig und gleichermaBen ungeeignet, den Inhalt oberster Gerechtigkeits-
grundsitze festzulegen? Benthams ,pushpin is as good as poetry* steht fiir diese
Auffassung, 7 aber auch bei Rawls lassen sich Stellen finden, die in diese Richtung
zu weisen scheinen. !’» Dies wire freilich eine schwache Basis, da offen zutage
liegende Unterschiede zwischen mehr oder weniger partikularistischen Lebens-
entwiirfen und umfassenden moralischen Lehren bestehen. Letztere treten mit
Universalititsanspriichen auf und artikulieren Konzeptionen des guten Lebens,
die potentiell alle Mitglieder einer Gesellschaft umfassen. Die fiir die Rawls’sche
Konstruktion der Original Position entscheidende Frage lautet deshalb: Unter
welchen Bedingungen 148t sich der fiir die deduktive Herleitung der Gerechtig-
keitsgrundsitze notwendige Ausschluf umfassender moralischer und religioser
Uberzeugungen rechtfertigen, der AusschluB von Uberzeugungen also, denen
aus der Sicht der betroffenen Biirger die allergrote Bedeutung zukommt?

3.4 Eine zunichst Erfolg versprechende Verteidigung des dichten Schleiers
der Unwissenheit 148t sich mit Hilfe eines Rational Choice-Arguments entwik-
keln, das Allan Buchanan in seinem Aufsatz ,,Revisability and Rational Choice*
von 1975 vorgestellt hat.!® Sie kniipft an das dritte iibergeordnete Interesse

16 Hinzu kommt das, was Rawls iiber die sogenannten ,,strains of commitment‘ sagt
(TJ: 145, 176 £.). Die Parteien in der Original Position miissen sich ,in gutem Glauben‘
auf Gerechtigkeitsgrundsitze einigen und davon ausgehen, da die von ihnen unter dem
AusschluB bestimmter Informationen gewihlten Grundsitze denen keine unzumutbaren
Belastungen auferlegen, fiir die diese Grundsitze im wirklichen Leben verbindlich sein
werden. Politische Gerechtigkeitsgrundsitze, die mit den umfassenden moralischen und
religiosen Uberzeugungen einer Person inkompatibel sind, miissen aber als solche unzu-
mutbare Belastungen angesehen werden. Die Parteien in der Original Position entscheiden
sich deshalb fiir bestimmte Gerechtigkeitsgrundsitze mit dem Vorbehalt, daB diese fiir
niemanden im Lichte seiner umfassenden Uberzeugungen inakzeptabel sind. Ob dies
der Fall ist oder nicht, kann freilich nicht vom Standpunkt der Original Position aus
entschieden werden, sondern nur von denjenigen, die ihre umfassenden Konzeptionen
des Guten kennen. Vgl. Rawls’ Ausfiihrungen iiber die drei moglichen Standpunkte,
von denen aus ,Gerechtigkeit als FairneB‘ zu beurteilen ist, PL: 27 f.

17 The Rationale of Reward®, (1825).

172 We shall insure further that particular inclinations and aspirations, and person’s
conceptions of their good do not affect the principles adopted. The aim is to rule out
those principles that it would he rational to propose for acceptance (. ..) only if one
knew certain things that are irrelevant form the standpoint of justice.“ (TJ: 18, dt. Ubers.:
36); vgl. PL: 24 zitiert oben auf S. 113.

18 Canadian Journal of Philosophy 5, (1975), S. 395-408.
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moralischer Personen an, ihre Konzeption des Guten unabhingig vom konkreten
Inhalt zu schiitzen und zu fordern. Buchanan geht, wie auch Rawls, von der
Uberlegung aus, daB die besondere Konzeption des Guten einer Person keine
genetisch oder sozial fixierte Disposition ist, in Ubereinstimmung mit bestimmten
Werten und Normen zu handeln. Neue Erfahrungen und Einsichten kénnen
ebenso wie philosophische Reflexion oder religiose Besinnung dazu fiihren, da
wir selbst grundlegende Elemente unseres Lebensentwurfs aufgeben und durch
andere ersetzen. Die moglichen Revisionen einer Konzeption des Guten kdnnen
sowohl die fiir sie konstitutiven Werte und Grundsitze als auch ihre empirisch-
deskriptive Komponente betreffen. So werden sich in der Regel im Laufe des
Lebens unsere Einschédtzungen dessen dndern, was wir unter giinstigen Bedingun-
gen fiir realisierbar halten; und unsere empirischen Vermutungen dariiber, wie
wir unsere Ziele und Ambitionen am sinnvollsten und wirksamsten umsetzen
konnen, erweisen sich in vielen Fillen als falsch und korrekturbediirftig.

Dabei ist es unwesentlich, ob die von Fall zu Fall nétigen Revisionen in einem
objektivierbaren Sinne einen Fortschritt darstellen, etwa zu groBerer Rationalitit
oder Annéherung an ,die Wahrheit, oder nicht. Wichtig ist allein, daB die resultie-
renden Veridnderungen der eigenen Konzeption des Guten erstens aus der Sicht
der betroffenen Personen und in Ubereinstimmung mit den Geboten praktischer
Rationalitidt notwendig erscheinen und daB sie zweitens nur zum Teil der rationa-
len Kontrolle durch die Betroffenen unterliegen. Jemand, der im Jugendalter
feststellt, daBB er nicht mehr an den Gott seiner Kinderjahre glaubt und zum
Atheisten wird, kann daraus verschiedene gleichermaBen rationale Konsequenzen
ziehen, aber er kann die Zehn Gebote nicht linger darum befolgen, weil sie die
Forderungen Gottes an seine Geschopfe ausdriicken. Es gehort deshalb zum
Begriff einer rationalen moralischen Person, daB jemand sein Handeln nicht nur
an gegebenen Grundsitzen und Zielen zu orientieren vermag, sondern auch fihig
und bereit ist, normative Vorgaben gegebenenfalls zu revidieren und durch ver-
niinftige Neuorientierungen zu ersetzen. Buchanan faBt diesen Grundgedanken
in Form einer Rationalititsbedingung (R1) zusammen, die fordert: ,,One ought,
ceteris paribus, to maintain an attitude of critical revisability toward one’s own
conception of the good (or life-plan) and of openmindedness toward competing
conceptions* (399).

Aufgrund der unvollstidndigen Kontrolle iiber die eigenen normativ relevanten
Uberzeugungen kann niemand mit GewiBheit davon ausgehen, in allen Abschnit-
ten seines Lebens dieselbe Konzeption des Guten zu bejahen. Ein rationaler
Akteur wird deshalb bei seinen aktuellen Entscheidungen die Moglichkeit zukiinf-
tiger Revisionen seiner Zielsetzungen und Préferenzen in Betracht ziehen. Es
wire schlicht irrational, alle Entscheidungen so zu treffen, als wiirde sich die
eigene Konzeption des Guten niemals éndern, so da es unnétig wire, schon in
der Gegenwart moglicherweise verdnderten zukiinftigen Priferenzen Gewicht
beizumessen. Dabei setzen wir voraus, da menschliche Individuen aufgrund

8%
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ihrer numerischen Identitét durch die Zeit nicht nur ein rationales Interesse an
der Befriedigung ihrer jeweils aktuellen Priferenzen haben, sondern auch an der
Befriedigung ihrer zukiinftigen Préaferenzen interessiert sind, und zwar unabhin-
gig von deren Inhalt. Dies fiihrt Buchanan zu einer zweiten Rationalitétsbedin-
gung (R2): ,,0ne ought, ceteris paribus, to attempt to provide for the implementa-
tion of those new or revised conceptions of the good which one may develop
... 402).

R2 entspricht ebenso wie R1 der alltdglichen Lebenserfahrung. Viele Leute
legen eine ,stille Geldreserve* an fiir den Fall, daB sie spiter unversehens etwas
wiinschen oder benétigen werden, ohne daf3 sie schon wiiiten, was es sein wird.
Und auch die Theorie rationaler Entscheidungen scheint R2 zu bestitigen; so
sprechen Okonomen seit Keynes von einer rationalen ,Liquidititspriferenz‘ der
wirtschaftlich Handelnden bei ungewissen zukiinftigen Priferenzen. !

Ubertridgt man Buchanans Prinzip der rationalen Vorsorge (R2) auf die Wahl
von Gerechtigkeitsgrundsitzen hinter einem Veil of Ignorance, so ergibt sich
folgendes Bild: Ein rationaler Akteur, der zwar seine besondere Konzeption des
Guten kennt, aber nichts iiber seine gegenwirtigen und zukiinftigen Lebensum-
stinde weil — der sich also hinter einem ,Schleier der Unwissenheit der ersten
und zweiten Stufe befindet —, wiirde sich so entscheiden, als befidnde er sich
hinter einem dichten ,Schleier, der auch die dritte Stufe der Informationsbe-
schrinkung realisiert. Da Informationen iiber personliche Lebensumsténde schon
durch den diinnen ,Schleier‘ (Stufen Eins und Zwei) ausgeschlossen sind, fehlt
ihm jede verldBliche Basis zur Einschitzung der Wahrscheinlichkeit moglicher
Verinderungen in der eigenen Konzeption des Guten. Angesichts der Tragweite
und Bedeutung moglicher ,Konversionen® fiir sein Leben wird er deshalb sicher-
stellen, daB Gerechtigkeitsgrundsitze gewihlt werden, die fiir ihn akzeptabel
erscheinen, was immer der Inhalt seiner gegenwdrtigen oder zukiinftigen Lebens-
vorstellungen sein mag. Er wird folglich so wihlen, als befinde er sich hinter
einem dichten ,Schleier der Unwissenheit.

Die von mir hier im AnschluB an Buchanan vorgestellte Rational-Choice-
Interpretation des Veil of Ignorance findet ihre Entsprechung in Rawls’ Behand-
lung der Gewissensfreiheit in A Theory of Justice (TJ: 205 ff., dt. Ubers.: 234 ff.)
und in ,,The Basic Liberties and their Priority* (PL: 310 ff.). Die Parteien in der
Original Position entscheiden sich demnach fiir religiose Toleranz, weil sie hinter
dem Veil of Ignorance nicht sagen konnen, ob sie zu einer religiosen (moralischen)
Mehrheit oder Minderheit gehoren und sicherstellen miissen, da8 sie unter allen
Umstédnden der von ihnen bejahten Konzeption des Guten folgen kénnen. Rawls
bemerkt, daBl dies ,strictly speaking* kein Argument fiir Gewissensfreiheit sei.

19 Vgl. J. M. Keynes, The General Theory of Employment, Interest and Money,
Vol. VII der Collected Writings of JMK, (MacMillan, Cambridge University Press,
1936), S. 166 f.
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Es gehe vielmehr darum, deutlich zu machen, in welcher Weise ,,the veil of
ignorance combined with the parties’ responsibility to protect some unknown
but determinate and affirmed religious, philosophical or moral view gives the
parties the strongest reasons for securing this liberty* (PL: 311). Ein Argument,
das auch solche Biirger iiberzeugt, die ihre umfassenden religiosen und morali-
schen Anschauungen kennen, wird aber dann daraus, wenn wir das von Buchanan
und Rawls-postulierte Interesse moralischer Personen zugrundelegen, ihre mogli-
chen Konzeptionen des Guten unabhingig von deren konkretem Inhalt zu férdern
und die zusitzliche wahre Priamisse einfiigen, daB niemand vollstindige Kontrolle
iiber die von ihm bejahte Konzeption des Guten hat.

3.5 Trotz ihrer intuitiven Plausibilitédt bleibt die vorgestellte Argumentation
unschliissig. Sie kann nicht zur Rechtfertigung der dritten Stufe des ,Schleiers
der Unwissenheit* dienen. Zwar ist es im allgemeinen richtig, Vorsorge dafiir
zu treffen, daB nicht nur aktuelle Priferenzen befriedigt werden kdnnen, sondern
auch noch unbekannte zukiinftige. Es ist aber falsch anzunehmen, daB dies fiir
alle zukiinftigen Priferenzen unabhingig von ihrem konkreten Inhalt gilt. Dies
zeigt sich, sobald wir uns vergegenwirtigen, dal Konzeptionen des Guten nicht
einfach geordnete Systeme personlicher Priferenzen sind (obwohl sie in der
Regel zu geordneten Priferenzen fijhren), sondern normative Uberzeugungen
mit Universalitdtsanspruch einschlieBen. So kann es zu Inkompatibilititen zwi-
schen verschiedenen Konzeptionen des Guten kommen, die zwischen schlichten
Priferenzen nicht moglich sind. Meine starke aktuelle Priferenz fiir Tee 146t
sich ohne Schwierigkeiten damit vereinbaren, daB ich vielleicht im niachsten Jahr
nur noch Kaffee trinken mochte. So mag es zweckmaBig erscheinen, schon jetzt
fiir eine Kaffeemaschine zu sparen, anstatt eine weitere Teekanne anzuschaffen.
Anders verhilt es sich dagegen, wenn ich annehme, in der Zukunft bestimmte
meiner moralischen Uberzeugungen aufzugeben.

Denken wir uns eine strikte, religios motivierte Abtreibungsgegnerin, die iiber
eine vollkommene Voraussicht iiber ihr kiinftiges Leben verfiigt und zwei Dinge
mit GewiBheit wei: (1) daB sie ihre religiosen Uberzeugungen aus philosophi-
schen Griinden aufgeben wird und (2) daB sie zu einem spiteren Zeitpunkt ein
starkes Interesse daran haben wird, selber eine legale Abtreibung vornehmen zu
konnen. Die Frage ist, ob dieses Wissen iiber ihre zukiinftigen Uberzeugungen
und Priferenzen fiir sie ein rationaler Grund ist, schon jetzt zu wollen, da8 sie
zu dem spiteren Zeitpunkt eine Abtreibung vornehmen lassen kann. Offenbar
nicht, solange sie eine strikte Abtreibungsgegnerin ist.

Das bloBe Wissen dariiber, welche Priferenzen wir in der Zukunft haben
werden, impliziert noch keine Wertung der dann von uns préferierten Alternati-
ven. Es konstatiert lediglich das Vorliegen solcher Wertungen in der Zukunft.
Sobald wir dagegen nicht nur wissen, welches unsere zukiinftigen Préferenzen
sind, sondern dariiber hinaus ein Interesse an ihrer Befriedigung haben, bewerten
wir diese Alternativen, und zwar, wenn wir eine reine Zeitprdferenz fir die
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Gegenwart ausschliefen, genau in der Weise, wie wir es in der Zukunft tun
werden. Aber genau diese Bewertung kann eine strikte Abtreibungsgegnerin aus
logischen Griinden nicht akzeptieren. Sie ist iiberzeugt, da Abtreibungen zu
jeder Zeit unangesehen der betroffenen Personen moralisch unzuléssig sind, und
muB mithin auch die spiter von ihr selbst gewiinschte Abtreibung verurteilen
und ablehnen. Dementsprechend wird sie auch kein aktuelles rationales Interesse
an der Moglichkeit einer Abtreibung zu dem spiteren Zeitpunkt haben. Dies
unterscheidet diesen Fall von dem des Tee- oder Kaffeetrinkens; denn jemand
kann ein passionierter Teetrinker sein, ohne sich darauf festzulegen, das Kaffee-
trinken fiir alle Perioden seines Lebens zu verurteilen.

Mein Wissen iiber Priferenzen, die ich unter bestimmten, zur Zeit nicht erfiill-
ten Bedingungen hitte, fiihrt deshalb nur dann zu entsprechenden aktuellen
Interessen, wenn diese Priferenzen mit meinen gegenwirtigen normativen Uber-
zeugungen kompatibel sind. Buchanans Ubergang von R1 zu R2 ist mithin nicht
allgemeingiiltig: es gibt schlicht kein rational gefordertes Interesse moralischer
Personen an der Verfolgung inhaltlich noch unbestimmter Konzeptionen des
Guten. Rawls’ Begriff der moralischen Person erscheint in dieser Hinsicht korrek-
turbediirftig. Es ist weder grundsitzlich unangemessen noch irrational, politische
Gerechtigkeitsgrundsitze auf der Basis umfassender moralischer und religioser
Uberzeugungen zu identifizieren. Biirger, die ihre umfassenden Konzeptionen
des Guten kennen, werden mithin — entgegen der Rawls’schen Annahme —
nicht schon aufgrund ihres Status als moralische Personen bereit sein, politische
Grundsitze allein auf der Grundlage eines iibergeordneten Interesses an der
Verfolgung jeder moglichen Konzeption des Guten auszuwihlen. Wie aber kon-
nen wir dann rechtfertigen, daB Biirger bei der Erorterung und Auswahl von
Gerechtigkeitsgrundsitzen von ihren umfassenden normativen Uberzeugungen,
insoweit diese nicht allgemein geteilt werden, absehen und sich auf die Informa-
tionsbeschrinkungen der Original Position einlassen?

4.

4.1 Die iiberzeugendste Interpretation des dichten Veil of Ignorance dritter
Stufe beruht meines Erachtens auf dem Gedanken der 6ffentlichen Rechtfertigung
politischer Grundsitze und dem zugehoérigen Postulat eines iibergreifenden Kon-
senses verniinftiger umfassender Lehren. Grundlegend ist der Begriff einer ver-
niinftigen Konzeption des Guten. Er fiihrt zu der Idee eines verniinftigen Pluralis-
mus und erlaubt uns eine vergleichsweise einfache Analyse des Problems der
offentlichen Rechtfertigung von Normen in pluralistischen Gesellschaften.

Die grundsitzliche Berechtigung der im Gedanken einer Pluralitit verniinftiger
Lehren gelegenen Idealisierungen ergibt sich daraus, daB wir eine Gerechtigkeits-
konzeption suchen, der alle Biirger im Lichte wohlerwogener Uberzeugungen
aus guten Griinden zustimmen konnen. Entscheidend fiir die Rechtfertigung
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normativer Grundsitze ist offenbar nicht, dafl die Biirger sie auf der Basis ihrer
faktischen Uberzeugungen, wie irrational und unbegriindet sie auch sein mogen,
de facto anerkennen. Worauf es ankommt ist, daB sie nach gebiihrender Uberle-
gung unter Beriicksichtigung aller relevanten Gesichtspunkte anerkannt wiirden.
Die fiir oder gegen bestimmte Grundsitze vorgebrachten Argumente miissen
deshalb einer Reihe von Bedingungen geniigen, deren Erfiilltsein wir — mogli-
cherweise kontrafaktisch — unterstellen, wenn wir ein Argument als Grund fiir
oder als einen Einwand gegen eine bestimmte Gerechtigkeitsvorstellung gelten
lassen.

Dabei gehen wir davon aus, daB Biirger ihre Argumente stets im Riickgriff
auf mehr oder weniger umfassende moralische oder religiose Vorstellungen
dariiber, was sie fiir gut und richtig halten, erldutern und begriinden. Und wir
wissen, daB nicht alle diese Vorstellungen allgemeine Zustimmung finden. Biirger
beurteilen politische Gerechtigkeitsgrundsitze auf der Basis divergierender Kon-
zeptionen des Guten, deren je spezifischer Inhalt festlegt, ob ein bestimmter
Grundsatz rationalerweise anerkannt werden kann oder nicht. Da nun ein Grund
fiir oder ein Einwand gegen eine bestimmte Gerechtigkeitskonzeption genauso
verniinftig oder unverniinftig ist wie die Voraussetzungen, auf denen er beruht,
sind die fiir die 6ffentliche Rechtfertigung von Normen relevanten Anforderungen
verniinftigen Argumentierens zugleich Kriterien der Verniinftigkeit fiir Konzep-
tionen des Guten.

Die erste grundlegende Anforderung an verniinftige Konzeptionen und Lehren
liegt unter diesem Gesichtspunkt darin, daB sie den allgemein anerkannten Bedin-
gungen theoretischer und praktischer Rationalitidt geniigen. Dazu gehoren die
Minimalforderungen der logischen Konsistenz und der Ubereinstimmung mit
allgemein anerkannten Tatsachen. Das schlieBt auch ein, daBB umfassende Konzep-
tionen des Guten gewissen anthropologischen Grundtatsachen Rechnung tragen
und unter den Bedingungen der menschlichen Bediirftigkeit angesichts knapper
Ressourcen ein sinnvolles Leben ermoglichen. Konzeptionen, die den Anforde-
rungen theoretischer und praktischer Rationalitét uneingeschriankt geniigen, kon-
nen von Biirgern unter Beriicksichtigung aller relevanten Tatsachen offentlich
vertreten werden: Auf ihnen beruhende Argumente fiir oder gegen bestimmte
politische Grundsitze konnen weder als intern unschliissig noch als empirisch
falsch zuriickgewiesen werden.

Die allgemeine Rationalitdtsforderung erscheint vergleichsweise unproblema-
tisch. Alle Biirger haben normalerweise unabhéngig vom konkreten Inhalt ihrer
normativen Uberzeugungen gute Griinde, sich um die interne Rationalitit ihrer
Konzeptionen des Guten zu bemiihen. Im Kontext der 6ffentlichen Rechtfertigung
von Normen unterstellen wir, daB8 erkennbar inkonsistente oder empirisch wider-
legbare Argumente nach gebiihrendem Uberlegen von ihren Proponenten zuriick-
gezogen wiirden, weil sie nicht dem entsprechen, was sie unter Beriicksichtigung
aller relevanten Tatsachen fiir richtig halten und vertreten wollen.
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Zu den Grundtatsachen, deren Anerkennung sich aus den allgemeinen Rationa-
lititsbedingungen ergibt, gehoren auch die von Rawls sogenannten ,Biirden des
Urteilens’. Sie erkldren, warum selbst unter idealen Bedingungen einer uneinge-
schrinkt rationalen moralischen Urteilsbildung nicht ausgeschlossen werden
kann, daB Biirger verschiedene moralische oder religiose Konzeptionen des Guten
bejahen. Hiéufig sind die ein moralisches Problem betreffenden empirischen
Befunde uneindeutig, und die offenen Grenzen des korrekten Gebrauchs empiri-
scher und normativer Begriffe lassen in vielen Fillen einen Spielraum fiir diver-
gierende Interpretationen. Einschldgige normative Gesichtspunkte konnen mit
guten Griinden verschieden gewichtet werden, und miteinander inkompatible
moralische Erwédgungen erlauben nicht immer eindeutige Problemlésungen. Auch
lassen sich nur selten alle moralischen und religiosen Werte gleichermaflen von
einer Person oder durch eine Institution verwirklichen. So kommt es zu ,trade-
offs‘, auf die es in der Regel mehrere verniinftige Antworten gibt (PL: 54-58).
In diesen Biirden des Urteilens treten uniiberwindbare Grenzen dafiir zutage,
durch rationale Argumentation eindeutige Antworten auf alle moralischen und
politischen Fragen zu finden. Sie anzuerkennen, bedeutet die Anerkennung einer
rational nicht aufhebbaren Pluralitit verniinftiger umfassender Lehren und
schlieBt die Bereitschaft ein, die moralischen und religiosen Uberzeugungen
anderer Biirger, auch wenn sie von den eigenen wohlerwogenen Auffassungen
abweichen, als potentiell verniinftig und rational zu betrachten.

Eine zweite, iiber die allgemeine Rationalititsbedingung hinausgehende Anfor-
derung an verniinftige Lehren besteht in der Forderung nach Unparteilichkeit.
Verniinftige Lehren artikulieren umfassende Konzeptionen des Guten, die wenig-
stens im Prinzip von allen Biirgern geteilt werden konnten, weil sie auf unparteii-
schen Werten und Grundsitzen beruhen. Die in einer pluralistischen Gesellschaft
bestehenden Divergenzen zwischen moralischen oder religiosen Lehren beruhen
nicht auf widerstreitenden partikularen Interessen der Biirger, wie sie sich aus
ihren sozialen und 6konomischen Lebensumstinden ergeben. Dies schlieBt nicht
aus, daB sich in konkreten historischen Situationen Korrespondenzen zwischen
den wirtschaftlichen Interessen gesellschaftlicher Gruppen und den von ihnen
vertretenen moralischen oder religiosen Lehren ergeben mogen. Entscheidend
ist, daB ein glaubwiirdiger Anspruch auf Unparteilichkeit erhoben wird und daB
sich die zwischen verniinftigen Lehren bestehenden Divergenzen aus den Schwie-
rigkeiten ergeben, angesichts der Biirden des Urteilens eindeutig zu bestimmen,
durch welche materialen Werte und Grundsitze ein unparteiischer moralischer
Standpunkt am besten konkretisiert wird.

Fiir das Problem der 6ffentlichen Rechtfertigung politischer Gerechtigkeits-
grundsitze ist die Forderung nach Unparteilichkeit deshalb wesentlich, weil die
bloBe Artikulation partikularer Interessen keine Argumente fiir oder gegen politi-
sche Gerechtigkeitsgrundsitze zu stiitzen vermag. Mogliche Einwénde gegen die
in der Original Position gewihlten Grundsitze konnen sich deshalb nur im
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Rahmen verniinftiger Lehren ergeben, die, obwohl sie in einer pluralistischen
Gesellschaft de facto nicht von allen Biirgern geteilt werden, zumindest einen
begriindeten Anspruch erheben, im Namen aller zu sprechen.?

4.2 Die dritte und neben der Anerkennung der Biirden des Urteilens wichtigste
Anforderung an verniinftige Lehren und Konzeptionen des Guten besteht darin,
daB die im zweiten Abschnitt vorgestellte kantische Konzeption individueller
Autonomie anerkannt wird. Wir konnen diese Bedingung in Form eines Grundsat-
zes formulieren, den ich das kantische Autonomieprinzip nennen mochte: Jeder
Biirger hat als freie und gleiche moralische Person einen unabweisbaren An-
spruch, nur solchen Normen unterworfen zu werden, denen er auf der Basis der
von ihm vertretenen rationalen und unparteiischen Konzeption des Guten?' zu-
stimmen kann.

Dem kantischen Autonomieprinzip liegen im wesentlichen vier Annahmen
zugrunde, die von allen verniinftigen Lehren ebenfalls anerkannt werden: (1)
Jeder Biirger ist frei, insofern seine Selbstbestimmung nicht in Weisen einge-
schriankt werden darf, die sich nicht auch ihm selbst gegeniiber rechtfertigen
lieBen. (2) Jeder Biirger ist gleich zumindest in dem Sinne, daB politische Institu-
tionen allen gegeniiber gerechtfertigt sein miissen. (3) Jeder Biirger ist grundsitz-
lich fihig und bereit, rationale Uberlegungen dariiber anzustellen, wie die Institu-
tionen seiner Gesellschaft gerechterweise eingerichtet werden sollten. (4) Jeder
Biirger ist grundsitzlich fahig und bereit, faire Beschriankungen seiner ungehin-
derten Selbstbestimmung anzuerkennen und in seinem Handeln zu beachten.

Personen gegeniiber, auf welche die ersten beiden Annahmen (Freiheit und
Gleichheit) nicht zutreffen, ist eine Rechtfertigung unnétig; unmoglich ist sie,
wenn die fiir das Verstidndnis 6ffentlicher Rechtfertigungen erforderlichen kogni-
tiven Fahigkeiten fehlen, oder wenn jemand wegen der mit allen unparteiischen
Regelungen gelegentlich verbundenen personlichen Nachteile grundsitzlich nicht

20 Welche Bedeutung der Unterscheidung zwischen partikularen moralischen oder
religiosen Konzeptionen des Guten auf der einen Seite und partikularen personlichen
oder sozialen Interessen auf der anderen Seite im Selbstverstandnis moderner Verfas-
sungsstaaten zukommt, zeigt das Recht auf Kriegsdienstverweigerung, wie es etwa in
Deutschland durch das Grundgesetz garantiert wird (Art. 4 (3) und 12a). Niemand kann
um privater beruflicher Vorteile willen von der Wehrpflicht befreit werden. Anerkannt
werden ausschlieBlich ,Gewissensgriinde‘. Das Grundrecht auf Kriegsdienstverweige-
rung setzt eine moralisch oder religios begriindete ,pazifistische* Einstellung des Betroffe-
nen voraus, und dies obwohl die unterstellten normativen Uberzeugungen anerkannterma-
Ben ebensowenig von allen Biirgern geteilt werden wie die grundrechtlich nicht geschiitz-
ten privaten Interessen.

Zur Forderung der Unparteilichkeit fiir moralische Lehren im Kontext der 6ffentlichen
Rechtfertigung von Handlungen, Normen und Institutionen vgl. auch Amy Gutmann and
Dennis Thompson, ,,Moral Conflict and Political Consensus*, Ethics 101 (1990), S. 76-
86, S. 70 f.; und Ronald Dworkin, ,Lord Devlin and the Enforcement of Morals®, in:
Richard A. Wasserstrom, Morality and the Law, Belmont 1971, S. 55-72.

21 Einer Konzeption also, welche die ersten beiden Anforderungen an verniinftige
Lehren erfiillt.
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bereit ist, Gerechtigkeitsgrundsitze ernsthaft und aufrichtig anzuerkennen. Of-
fentliche Rechtfertigungen richten sich nicht an rationale Egoisten, die Anspriiche
anderer nur insoweit beriicksichtigen, als dies ihrem eigenen Vorteil dient, son-
dern an rationale moralische Personen, die einander als freie und gleiche Biirger
anerkennen und darum zugestehen, daB politische Institutionen die Interessen
und normativen Uberzeugungen aller Gesellschaftsmitglieder gleichermaBen ach-
ten und beriicksichtigen miissen.

4.3 Welche Konsequenzen ergeben sich nun aus dem Gedanken einer Vielfalt
verniinftiger umfassender Lehren, die den angefiihrten Bedingungen geniigen,
fiir das Problem der o6ffentlichen Rechtfertigung politischer Grundsitze?

Im idealtypischen Grenzfall enthalten verniinftige umfassende Lehren weder
empirische Fehlannahmen noch Inkonsistenzen. Sie erheben einen begriindeten
Anspruch auf Unparteilichkeit und erkennen die Biirden des Urteilens ebenso
wie das kantische Autonomieprinzip uneingeschrinkt an. Alle fiir 6ffentliche
Rechtfertigungen relevanten Divergenzen zwischen den verschiedenen Konzep-
tionen des Guten beruhen ausschlieBlich auf den Biirden des Urteilens und niemals
auf einem Mangel an Einsicht oder ungerechtfertigten Parteinahmen. Wir betrach-
ten sie in diesem Sinne als verniinftige oder begriindete Meinungsverschiedenhei-
ten. Eine Situation, in der Biirger verniinftigen umfassenden Lehren anhingen,
konnen wir mit Rawls als verniinftigen Pluralismus bezeichnen (PL: 36 £., 63 ff.).

Das in unserem Zusammenhang wichtigste Merkmal eines verniinftigen Plura-
lismus besteht in der Asymmetrie zwischen der rationalen Bejahung und der
rationalen Verneinung von Konzeptionen des Guten: Jeder Biirger kann unter
den beschriebenen idealtypischen Bedingungen fiir sich reklamieren, seine eigene
Konzeption in voller Ubereinstimmung mit den Anforderungen der Rationalitiit
und Vemniinftigkeit zu vertreten, aber keiner ist in der Lage, die Konzeption
irgendeines anderen Biirgers als irrational oder unverniinftig zuriickzuweisen. In
einer solchen Situation erfordert das kantische Autonomieprinzip, daB keine
politische Ordnung auf der Basis von Grundsitzen etabliert wird, die von einer
der involvierten verniinftigen Lehren nicht anerkannt wird. Keine umfassende
Konzeption des Guten, die Gegenstand begriindeter Meinungsverschiedenheiten
ist, kann in ihrer Ginze fiir die 6ffentliche Rechtfertigung von politischen Grund-
sitzen und Institutionen in Anspruch genommen werden. Die Rechtfertigung
politischer Gerechtigkeitsgrundsitze kann nur mit Hilfe von Priamissen gelingen,
iiber die ein alle verniinftige Lehren iibergreifender Konsens besteht.

Daraus ergeben sich von allen verniiftigen Lehren anerkannte Argumentations-
beschrinkungen, die ihren angemessenen Ausdruck in der Rawls’schen Konstruk-
tion der Original Position, genauer: im dichten Veil of Ignorance finden. Er ist
insofern gerechtfertigt, als die Anerkennung des kantischen Autonomieprinzips
unter den Bedingungen eines verniinftigen Pluralismus dazu fiihrt, daB nur solche
Argumente den Inhalt der politischen Gerechtigkeit festlegen diirfen, die auch
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hinter einem dichten ,Schleier der Unwissenheit‘, das heifit ohne Inanspruchnah-
me kontroverser umfassender Konzeptionen des Guten iiberzeugen.

Nehmen wir dies zusammen mit dem, was oben iiber den Begriff der morali-
schen Person gesagt worden ist, so konnen wir feststellen, da8 sich die wesentli-
chen Bauelemente der Original Position aus dem vertragstheoretischen Gedanken
der offentlichen Rechtfertigung entwickeln lassen. Einwinde gegen sie konnen
zuriickgewiesen werden, weil sie entweder intern irrational oder mit dem Gedan-
ken der offentlichen Rechtfertigung unvereinbar sind. Wenn es nun, wie ich
durchgingig angenommen habe, zutrifft, daB die Rawls’schen Gerechtigkeits-
grundsitze aus der Original Position deduktiv hergeleitet werden kénnen, dann
folgen sie aus Annahmen, gegen die keine verniinftigen Einwénde vorgebracht
werden konnen. Wir diirfen insoweit davon ausgehen, daB sie die Unterstiitzung
eines iibergreifenden Konsenses finden. Der dichte Veil of Ignorance erscheint
unter diesem Gesichtspunkt als eine argumentative Operationalisierung des Ge-
dankens der 6ffentlichen Rechtfertigung und der mit ihm verbundenen Forderung
eines iibergreifenden Konsenses fiir politische Grundsitze.

4.4 Eine aufschluBreiche Komplikation dieser Interpretation des Veil of Igno-
rance ergibt sich nun daraus, da8 das kantische Autonomieprinzip verniinftige,
aber kontroverse Konzeptionen des Guten zwar als Grundlage zur Rechtfertigung
politischer Grundsitze ausschliet, sie als Basis fiir 6ffentlich anzuerkennende
Einwinde aber ausdriicklich zuldBt. Jede kontroverse, aber fiir die Rechtfertigung
einer Norm notige Primisse begriindet einen verniinftigen Einwand gegen die
Norm und hebt nach dem kantischen Autonomieprinzip deren Allgemeinverbind-
lichkeit zwingend auf. Wie leicht zu sehen ist, ist eine Pramisse A zur Rechtferti-
gung einer Norm N! genau dann unverzichtbar, wenn ,N! — A°‘ gilt, so da
wegen ,nicht-A — nicht-N* jeder vemniinftige Zweifel an A einen Zweifel an N'!
begriindet. Im Kontext der 6ffentlichen Rechtfertigung von Normen und Institu-
tionen konnen demnach kontroverse normative oder faktische Annahmen wenn
nicht als Argumente fiir, so doch als Einwdnde gegen bestimmte Grundsitze in
Anspruch genommen werden.

Die offentliche Rechtfertigung von politischen Grundsitzen ist demnach noch
nicht gelungen, wenn gezeigt ist, daB diese aus Annahmen folgen, in bezug auf
die alle verniinftigen Lehren iibereinstimmen. Gefordert ist dariiber hinaus, daB
sich auf der Grundlage keiner der involvierten verniinftigen Lehren ausschlagge-
bende Einwinde ergeben. Wegen des kantischen Autonomieprinzips miiiten
diese Einwinde auch dann 6ffentlich anerkannt werden, wenn sie auf kontrover-
sen Annahmen beruhen, vorausgesetzt nur, sie erfiillen die angegebenen Kriterien
der Rationalitdt und Verniinftigkeit. Wie 148t sich dies aber mit dem dichten
Veil of Ignorance vereinbaren, der alle kontroversen Uberzeugungen aus der
Sphire offentlicher Argumente ausschlieft?

Wegen der unvermeidlichen Fallibilitdt aller praktischen Argumente kann
grundsitzlich nicht ausgeschlossen werden, da3 gegen jede denkbare politische
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Gerechtigkeitskonzeption verniinftige Einwinde vorgebracht werden. Vergegen-
wirtigen wir uns jedoch die argumentative Situation, in der sich jemand befindet,
der auf der Basis einer vemiinftigen Konzeption des Guten versucht, einen
begriindeten Einwand gegen die in der Original Position angenommenen Gerech-
tigkeitsgrundsitze zu erheben. Unproblematisch sind Einwinde, die von allen
Biirgern unangesehen ihrer besonderen Konzeptionen des Guten als verniinftig
und zutreffend anerkannt werden. Sie stellen die Moglichkeit einer 6ffentlichen
Rechtfertigung politischer Grundsitze nicht in Frage; denn sie konnen, eben weil
sie keine besondere Konzeption des Guten voraussetzen, auch hinter einem
dichten Veil of Ignorance von den Parteien in der Original Position beriicksichtigt
werden.

Der interessantere Fall liegt vor, wenn Biirger auf der Basis einer verniinftigen,
aber umstrittenen Konzeption des Guten Einwinde erheben — Einwénde also,
die von allen Biirgen unangesehen ihrer besonderen Konzeption des Guten als
verniinftig anerkannt werden, die aber nicht von allen geteilt werden.?? Man
beachte zunidchst, dal wir es in einem solchen Fall nicht nur mit einem Konflikt
zwischen einer besonderen Konzeption des Guten und politischen Gerechtigkeits-
grundsitzen zu tun haben, sondern zugleich mit einem internen Konflikt innerhalb
der betreffenden Konzeption des Guten. Da wir annehmen, da8 die materialen
Pramissen der Herleitung der beiden Grundsitze von allen verniinftigen Lehren
akzeptiert werden, sprechen aus der Perspektive jeder dieser Lehren gewichtige
Griinde fiir ihre Anerkennung, und zwar unabhédngig davon, welche Einwinde
dariiber hinaus gegen die Grundsitze zu beriicksichtigen sein mogen. Entschei-
dend ist deshalb das relative Gewicht der zu beriicksichtigenden Einwinde. Auf
der Grundlage einer verniinftigen Konzeption des Guten ergibt sich nur dann
ein triftiger Einwand gegen bestimmte Gerechtigkeitsgrundsitze, wenn die Griin-
de, von denen wir wissen, daB sie im Rahmen jeder solchen Konzeption fiir die
Grundsitze sprechen, durch gewichtige entgegenstehende Griinde iiberwogen
werden.

Meines Erachtens sprechen nun mindestens drei Uberlegungen dafiir, daB sich
im Rahmen verniinftiger Konzeptionen des Guten keine ausschlaggebenden Ein-
winde gegen die in der Original Position gewihlten Grundsitze ergeben. Erstens
wird der der Original Position zugrundeliegende Personbegriff von allen verniinf-
tigen Lehren anerkannt, und niemand bestreitet verniinftigerweise, daB das Inter-
esse aller Biirger an der addquaten Ausbildung ihrer beiden moralischen Vermo-
gen fiir die Wahl von Gerechtigkeitsgrundsitzen iiberragende Bedeutung hat.

22 Solche Einwinde miissen drei Bedingungen erfiillen: (1) Unter der Voraussetzung,
daB man ihre Pramissen bejaht, lassen sie eine Revision der Grundsitze, gegen die sie
gerichtet sind, notwendig erscheinen. (2) Die in Anspruch genommenen Primissen
konnen in voller Ubereinstimmung mit den Anforderungen der Rationalitdt und Verniinf-
tigkeit sowohl bejaht als auch verneint werden. (3) Nicht alle Biirger bejahen die fragli-
chen Priamissen.
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Zweitens wird der groBe Wert friedlicher sozialer Kooperation auf der Basis
gegenseitiger Achtung, wie sie durch die Rawls’schen Grundsitze gewihrleistet
wird, nicht leicht iiberwogen. Drittens schlieBt das von allen verniinftigen Lehren
anerkannte Autonomieprinzip kontroverse Annahmen als positive Grundlage
einer politischen Gerechtigkeitskonzeption aus. Und dies legt nahe, dal Vertreter
verniinftiger Lehren Einwénden, die auf umstrittenen Annahmen beruhen, ein
geringeres Gewicht beimessen als den von allen anerkannten normativen Konzep-
tionen, die der Original Position zugrundeliegen. So wird etwa der Vorrang der
Gewissensfreiheit selbst angesichts eines rationalen Interesses an religioser Ho-
mogenitit von keiner verniinftigen Lehre in Frage gestellt, weil sich eine entspre-
chende Einschrinkung der biirgerlichen und politischen Freiheiten nicht gegen-
iiber ,Andersgldubigen‘ rechtfertigen lieBe.

Ungeachtet dieser Uberlegungen, so zutreffend sie sein mégen, kann die Mog-
lichkeit verniinftiger, aber kontroverser Einwinde gegen oberste politische Ge-
rechtigkeitsgrundsitze nicht grundsitzlich ausgeschlossen werden, und es ist
miiBig, dariiber zu spekulieren, wie wahrscheinlich sie sind. Werden entsprechen-
de Einwinde vorgebracht, so ist zu iiberpriifen, welche Konsequenzen sich im
einzelnen mit Blick auf das von allen geteilte Ziel ergeben, eine offentlich
gerechtfertigte Gerechtigkeitskonzeption zu finden. Festzuhalten ist jedenfalls,
da die Offenheit gegeniiber verniinftigen Einwénden keine Besonderheit der
Rawls’schen Gerechtigkeitsgrundsitze und des fiir sie reklamierten iibergreifen-
den Konsenses darstellt. Es trifft auf alle praktischen Argumente zu, daB wir
ihre Konklusionen stets unter der moglicherweise kontrafaktischen Annahme
akzeptieren, daf alle relevanten Gesichtspunkte beriicksichtigt sind, und mit dem
Vorbehalt, daB keine triftigen Einwinde vorgebracht werden. Dies gilt fiir den
von Rawls postulierten iibergreifenden Konsens ebenso wie fiir jede andere Form
der rationalen Zustimmung zu praktischen Geboten.

4.5 Hinsichtlich der Bedeutung des dichten Veil of Ignorance fiir die 6ffentliche
Rechtfertigung politischer Gerechtigkeitsgrundsitze ergibt sich damit folgendes
Ergebnis: Als eine argumentative Operationalisierung des Gedankens der 6ffentli-
chen Rechtfertigung stellt er sicher, daf die Parteien in der Original Position
angesichts eines verniinftigen moralischen und religiosen Pluralismus nur solche
Voraussetzungen fiir die Identifikation oberster politischer Gerechtigkeitsgrund-
sdtze in Anspruch nehmen, die sich auf einen iibergreifenden Konsens verniinfti-
ger umfassender Lehren stiitzen konnen. Zu Recht schliet der Veil of Ignorance
auBerdem alle Einwinde und Uberlegungen aus, die den angegebenen Kriterien
praktischer Rationalitit und Verniinftigkeit nicht geniigen. Mit Blick auf die
Moglichkeit verniinftiger, aber kontroverser Einwédnde, die von ihm ebenfalls
ausgeschlossen werden, obwohl sie nach dem kantischen Autonomieprinzip 6f-
fentlich anerkannt werden miissen, konnen wir den Veil of Ignorance als Ausdruck
des mit allen praktischen Argumenten verbundenen und stets falliblen Anspruchs
verstehen, alle relevanten Gesichtspunkte seien in angemessener Weise bertick-
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sichtigt worden. Ob dies tatsdchlich der Fall ist oder nicht, muB sich angesichts
jedes kontroversen, aber begriindeten Einwandes von neuem erweisen.

Ein weiteres fiir die vertragstheoretische Konzeption der Gerechtigkeit als
FairneB wichtiges Ergebnis meiner Uberlegungen liegt darin, daB wir uns nicht
darauf beschrinken miissen, zu hoffen, fiir oberste Grundsitze politischer Gerech-
tigkeit einen iibergreifenden Konsens zu finden. Ein solcher Konsens kann viel-
mehr innerhalb der beschriebenen Grenzen durch rationale Argumentation herbei-
gefiihrt werden. Dies geschieht mit Blick auf die Rawls’sche Konzeption, indem
gezeigt wird, inwiefern sich die Konstruktionselemente der Original Position aus
dem Gedanken der 6ffentlichen Rechtfertigung politischer Grundsitze unter den
Bedingungen eines verniinftigen Pluralismus ergeben.

An dieser Stelle mag sich bei manchem der Verdacht regen, die von mir
beschriebene Argumentationskette vom verniinftigen Pluralismus hin zu inhalt-
lich bestimmten politischen Grundsitzen sei zirkulir, da alles schon in den Begriff
verniinftiger umfassender Lehren und Konzeptionen des Guten hineingelegt wor-
den sei. Dazu drei abschlieBende Bemerkungen:

Es sollte niemanden iiberraschen, da bei deduktiv konzipierten Argumenten
alles schon in den Primissen enthalten ist. Die Kritik kann sich also allenfalls
auf eine ungeniigende Begriindung der in Anspruch genommenen Voraussetzun-
gen beziehen. Namentlich miiBite gezeigt werden, da8 die fiir alles andere grundle-
gende Konzeption eines verniinftigen Pluralismus bereits die gesamte Rawls’sche
Gerechtigkeitskonzeption inklusive der beiden Grundsitze voraussetzt. Dies ist
offensichtlich nicht der Fall. Ich habe mich bemiiht zu zeigen, inwiefern sich
die einschldgigen Anforderungen an verniinftige Lehren und Konzeptionen des
Guten aus dem allgemeineren Gedanken der 6ffentlichen Rechtfertigung ergeben,
wenn wir fragen, welchen Anforderungen rationale Argumente fiir oder gegen
politische Gerechtigkeitsgrundsitze geniigen miissen.

Es wird auch nicht behauptet, da jede verniinftige Konzeption des Guten fiir
sich genommen bereits die Rawls’schen Gerechtigkeitsgrundsitze impliziert.
Dies gilt vielmehr nur unter der Bedingung des Bestehens einer Pluralitit solcher
Konzeptionen. In einer religios homogenen Gesellschaft ist es, jedenfalls im
Prinzip, denkbar, da8 iiber religiose Grundsitze politischer Gerechtigkeit keine
verniinftigen Meinungsverschiedenheiten bestehen. Ob dieser Fall jemals einge-
treten ist oder nicht, ist eine andere Frage. Ich neige dazu, es zu bezweifeln.
Dies fiihrt uns auf die schwierige Frage, welche konkreten Bedingungen erfiillt
sein miissen, um mit Blick auf historische Beispiele von einem verniinftigen
Pluralismus zu sprechen. Eine Schwalbe macht noch keinen Sommer, aber schon
ein Hiretiker hat, wenn man dem Autonomiegedanken folgt, einen unabweisbaren
Anspruch, nur Regeln unterworfen zu werden, gegen die auch er keine verniinfti-
gen Einwinde erheben kann.
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SchlieBlich mochte ich hervorheben, daB es nicht verwunderlich ist, wenn wir
unter den Bedingungen eines verniinftigen Pluralismus eine Konvergenz aller
verniinftigen Lehren in bezug auf bestimmte Gerechtigkeitsvorstellungen feststel-
len konnen. Alle Lehren befinden sich ja, was die Rechtfertigung politischer
Grundsitze angeht, in derselben normativen Situation. Das Faktum des Pluralis-
mus ist nicht nur ein Problem fiir die politische Philosophie, sondern jede morali-
sche und religiose Lehre muB es als normative Grundtatsache beriicksichtigen,
und erst darin, wie dies geschieht, erweist sich ihre Verniinftigkeit.
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Rationalitit, Moral und Emotion

Von Birger P. Priddat, Witten

Okonomische Rationalitit und Emotionalitit schlieBen sich scheinbar aus. Die
Moral steht dazwischen. Meist wird sie — als ,moralisches Gefiihl‘ — den
Emotionen zugeschlagen. Folglich wird die Moral dann genauso von der Rationa-
litdt distanziert wie die Emotion. Oder aber es wird nur diejenige Moral fiir
verhandlungsfahig erklirt, die selber auf rationaler Grundlage steht — ,,Passions
within Reason®.!

Doch ist die Lage der Dinge nicht so einfach. Es 148t sich die These vertreten,
daB die Okonomie dort, wo sie auf rationales Verhalten griindet, immer bereits
schon Emotionen verarbeitet. Eine andere, zweite These lautet: Die rational
choice-Theorie baut implizit auf einer moralischen Grundlage auf. Beide Thesen
harmonieren nicht. Es wird sich zeigen lassen, da8 die moralische Basis der
rational choice eine ,vernunfttheoretische‘ Konstruktion ist, die dazu dient, die
Emotionen normativ aus dem Entscheidungsverhalten auszuschlieBen, wihrend
die Emotionen — in den Wiinschen etc. — auf der anderen Seite positiv die
Basis der rationalen Entscheidungsfigur darstellen.

Zwischen beiden Komponenten der Theorie besteht eine Spannung, die nicht
rational aufgelost werden kann. Wenn sie dann aber auch nicht emotional aufge-
16st werden soll, bleibt nur die Moral, deren systematischer Ort in der Okonomie
neu bestimmt werden kann. Hierzu will der folgende Beitrag einige Anregungen
geben.

1. Die Emotionen verarbeitende rational choice

Die Wiinsche, Erwartungen, Antriebe etc., die den rational actor iiberhaupt
erst zum Handeln anleiten, sind mehr oder minder emotionale Tensoren; sie
erzeugen die Spannung ihrer Realisation. Dabei wird schlicht davon ausgegangen,
dafl Wiinsche etc. meistens emotionale Zustinde der Akteure sind, jedenfalls
undeutlich nur von Leidenschaften, Affekten etc. zu trennen.?

1 So der Titel von Robert Franks einschligigem Buch (N.Y./London 1988). Im
deutschen Titel ,,Strategie der Emotionen‘ (Miinchen 1992) wird diese Implikation nicht
offensichtlich.

2 Dieser Umstand birgt fiir theoriegeschichtlich geschulte Okonomen keine Uberra-
schung, ist doch der Bentham’sche Utilitarismus eine Konzeption der Maximierung von

9 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 228 /11
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Erst in der Konfrontation mit den (knappen) Handlungsalternativen entsteht
an den Wiinschen etc. ein Wahlproblem. Was man sich wiinscht, mdchte man
auch haben. Zwei Restriktionen behindern allerdings eine ,paradiesische‘ Losung:
Zum einem gibt es sehr viele Wiinsche, die miteinander konkurrieren, d.h. nicht
alle gleichzeitig verwirklicht werden konnen. Zum anderen kann ein Wunsch
nur dann erfiillt werden, wenn die Mittel zu seiner Realisation vorhanden sind.
Beide Maoglichkeiten indizieren Knappheiten.

Unter Knappheitsbedingungen muB3 man sich entscheiden, was allerdings nicht
automatisch zu einem rationalen Wahlvorgang fithren muB. Die Knappheit von
Handlungsalternativen kann auch durch einfache Entscheidungen (Dezisionen)
bewiiltigt werden.? ,Knappheit* ist nur eine andere Redeweise fiir den Umstand,
daB mehr Wiinsche vorgebracht werden, als aktuell realisiert werden konnen.
Rationale Wahlhandlungen dagegen zeichnen sich zusdtzlich durch eine besonde-
re Entscheidungsform aus: DaB die beste der gegebenen Alternativen gewihit
werden soll.4

Die Zusitzlichkeit der Rationalititsbedingung von Entscheidungen ist nicht
von vornherein ersichtlich. Sie ist keine — wie man meinen konnte — anthropolo-
gische Aussage iiber ,den Menschen‘, sondern nurmehr eine Aussage iiber den
Umstand, daB nicht alle Alternativen, die ein Individuum fiir zweckmiBig hilt,
erlangbar sind, weil 6konomisches Handeln immer ein Handeln unter Restriktio-
nen ist: Die Wiinsche, Verlangen, Begehren etc. mogen zwar gro sein, aber
entweder gibt es eine personliche Budgetrestriktion, oder aber das Angebot ist
begrenzt. ,,Okonomie*, konnen wir eine sehr allgemeine Definition anfiihren,
,ist die Untersuchung menschlichen Handelns, insofern es ein Wihlen zwischen
Alternativen beinhaltet, das Restriktionen unterliegt und von Zwecken geleitet
ist“ (Vilks 1991, S. 1).

Die Zwecke geben an, daB nur das gewihlt wird, was ein Individuum fiir sich
als zweckmiBig ansieht; die Restriktionen erkldaren, warum zwischen Alternati-
ven, die ein Individuum alle gleichermaBen als zweckmiBig ansehen kann, den-

Gliick, Freude, Lust (,pleasure) etc. So lesen wir es noch bei Jevons und bei Gossen.
Erst seit der ,Gliicksutilitarismus* im 20. Jahrhundert durch den ,Préferenzutilitarismus*
abgelost wurde (vgl. dazu: Birnbacher 1990, S.72ff.), der allein die Befriedigung
(beliebiger) individueller Interessen zum Gegenstand hat, ist die emotive Komponente
verschwunden (vgl. z.B. bei Harsanyi 1982). Redet man von ,Priferenzrealisation’,
haben wir eine affekt-neutrale Semantik hergestellt, reden wir aber von ,Bediirfnisbefrie-
digung’, haben wir im Terminus der ,Befriedigung‘ immerhin noch einen ,Gefiihls-Rest".

3 Zur Theorie der Dezisionen bzw. dezisionalen Entscheidungen vgl. das Heft , Ethik
und Dezisionismus* (hg. von M. Kaufmann) der Zeitschrift ,,Ethik und Sozialwissen-
schaften, H. 1, 1992 (darin besonders der Artikel von Kersting 1992).

4 Dieser Satz charakterisiert die Struktur aller rational choice-Theorien: Es geht immer
um eine eindeutige Entscheidung, die allen anderen moglichen Entscheidungsalternativen
vorgezogen wird — gleichgiiltig, ob in der Form einer Maximierung, ihrer Umkehrung
in der Minimierung (auch der Minimierung des ,Bedauerns‘) oder in der Optimierung
(vgl. dazu Vilks 1991, Kap. 1).
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noch zu wihlen ist, wenn wir unterstellen wollen, da3 es nicht alle Zwecke
gleichzeitig zu realisieren vermag. In diesem Sinne ist die ,rationale Wahl* ein
logisches Desiderat zwischen Zwecken und Restriktionen. Man kann nur das
wihlen, was die (Budget- oder Angebots-)Restriktionen zu wihlen erlauben. Das
ist allemal weniger als an zweckmiBigen Alternativen zur Wahl steht. Folglich
ist es ,rational‘, unter den Restriktionen diejenige Alternative zu wihlen, die den
Zweck am besten erreichen 1483t.

Daran zeigt sich, da die rational choice einen normativen Anspruch an das
Entscheidungsverhalten hat. Selbst wenn wir es fiir ein empirisches Faktum
halten, daB sich ein Individuum in einer Situation knapper Entscheidungsalternati-
ven fiir eine davon entscheiden muf3 (wenn es diesbeziigliche Wiinsche etc. hat),
ist es immer eine normative (zusitzliche) Bestimmung, da8 es diese Entscheidung
rational ausfiihren soll, indem es ,die beste‘ Alternative wihlt. Das Rationalitits-
prinzip der modernen Okonomie ist kein notwendiger Bestandteil des Entschei-
dungsverhaltens (vgl. Fusfeld 1992, S. 62). Denn es reichte fiir die Allokation
der knappen Ressourcen, wenn die Individuen sich fiir irgendeirne der Alternativen
entschieden.>

Das Rationalitdtspostulat ist somit keine notwendige Bedingung, sondern eine
zusitzliche Anforderung an das Allokationsverfahren: Dal die Akteure nicht
irgendwelche Entscheidungen titigen, sondern diejenige (singuldre) Entschei-
dung, die sie — in Kenntnis aller anderen Entscheidungsmoglichkeiten, die sie
auch hitten wihlen konnen — nicht mehr revidieren wollen. Die Akteure sollen
sich nicht nur einen der vielen Wiinsche etc. erfiillen, die sie haben, sondern
sicher gehen konnen, daB sie sich aktuell den Wunsch erfiillen, den sie am
stirksten verspiiren. Das aber ist eine hochst problematische Anforderung, denn
die Wiinsche der Individuen stehen — ohne weitere Qualifikation — in emotiona-
ler Konkurrenz. ¢

5 Man kann sogar sagen, daB8 die Allokation knapper Ressourcen auf der Basis dieser
dezisionalen Entscheidungen ,optimal‘ ist. Der Allokationsproze kann keine anderen
Entscheidungen verarbeiten als die, die getitigt wurden. Im Rahmen dieses ,Inputs* wird
so alloziiert, als ob den Akteuren keine anderen Entscheidungen moglich gewesen wiren:
Das Ergebnis ist — unter diesen Bedingungen — ,optimal‘, da — empirisch — kein
anderes entstehen konnte. Alle anderen Aussagen bediirfen einer normativen Qualifika-
tion, z. B. dann, wenn man behauptet, dal das Gesamtergebnis hitte ,besser* sein konnen.
Man muB dann zeigen konnen, da die Akteure sich ,besser‘ hitten entscheiden konnen,
als sie es faktisch getan haben. Wenn die Akteure aber behaupten, da sie sich so
entscheiden wollten, kann der normative Anspruch nichts ausrichten: Erst wenn sie
selber zweifeln, ob sie es sich nicht ,besser‘ hitten iiberlegen konnen, gilt die normative
Kritik des Allokationsergebnisses.

6 Zudem ist die Entscheidung, eine Alternative vor allen anderen als die ,beste’
auszuzeichnen, nur normativ als AbschluB des Entscheidungsvorganges festzuschreiben;
empirisch gibt es Griinde, gerade dann, wenn man meint, sich auf eine ausgezeichnete
Alternative festgelegt zu haben, in Zweifel dariiber zu kommen, ob sie die richtige sei.
Die Entscheidung selbst produziert neue Unterscheidungen und damit neue Unsicherheit
(vgl. auch Hauschildt 1988, 77 iiber ,,Zielvariation“ in Entscheidungsprozessen).

g%
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Das Rationalititspostulat fordert, da eine Praferenzordnung formuliert werden
kann, die nichts anders darstellt als eine ,Ordnung der Gefiihle*, die die Akteure
iiberhaupt erst in der Lage versetzt, eine Alternative vor allen anderen zu bevorzu-
gen (um nicht durch die spontane Revision der Wiinsche selbst irritiert zu werden).
Wir haben es mit einem Sublimationsvorgang zu tun, einer Art Biandigung der
Leidenschaften, die sie in geordnete Begehrensstrukturen iiberfiihrt. Diese Ord-
nung der emotionalen Wiinsche etc. kann als Rationalisierungsvorgang der Lei-
denschaften angesehen werden, dessen formale Form: die rational choice, aller-
dings heute vollstindig in eine kognitive Operation transformiert worden ist.”
Damit werden ,voluntative oder leidenschaftliche Entscheidungen‘ (Dezisionen)
ausselegiert, indem sie a priori als ,irrational‘ gelten.

Doch ist dies eine unzulédssige Einengung. In der Theorie der rationalen Wahl-
handlungen konnen wir zwischen kognitiven, intellektuellen und emotiven Vor-
giangen nicht deutlich unterscheiden. Wenn zwischen zwei Alternativen zu wihlen
ist, reicht es fiir die ,rationale‘ Bezeichnung des Vorganges der Wahl vollstindig
aus, daf3 eine Alternative vor der anderen priferiert wird. Wie die Entscheidung
vonstatten ging — ob sie intellektuell, kognitiv oder affektiv getroffen wurde
—, ist theoretisch unerheblich. Und doch wird implizit unterstellt, da der Wah-
lakt kognitiv oder intellektuell vonstatten geht, weil nur dann gesichert werden
konne, daB gleiche Alternativen gleiche Priferenzen erzeugen. Affektive Wahlen
wiirden dies kontingent oder offenlassen miissen.

Diese Konzeption 148t sich nicht aufrechterhalten. Es gibt keine gleichen
Alternativen, und zwar nicht nur, weil es nicht dieselben Alternativen sein konnen,
sondern weil Alternativen keine ,objektiven‘ Gegebenheiten sind, sondern subjek-
tive Interpretationen.® Folglich niitzt es nichts, kognitive oder intellektuelle Pro-
zesse vor den affektiven zu bevorzugen, da die kognitiven oder intellektuellen
Prozesse nicht durch Selbstauszeichnung von den affektiven oder emotionalen
zu trennen sind. Die Alternativeninterpretation wird durch eine kognitive oder
intellektuelle Wahrnehmungsweise nicht stabilisiert, da wir Entscheidungsstim-
mungen nicht ausschliefen konnen (Priddat 1994, Kap. 8a).

7 Das letztere wird unmittelbar einsichtig, wenn wir die bayesianische expected utility-
Konzeption ansehen, in der erwartetete, d. h. erst zukiinftig zu realisierende Nutzen durch
subjektive Eintrittswahrscheinlichkeitsannahmen reprisentiert werden.

Es gibt logisch keinen Grund, die WahrscheinlichkeitsmaBe nicht emotional oder
intuitiv zu bestimmen; aber die bayesianische rational choice-Konzeption versucht mit
Hilfsannahmen iiber Informationsprozesse die intuitive Charakteristik der Wahrschein-
lichkeitsbildung in eine kognitive zu verwandeln. Das ist legitim und in manchen Fillen
sinnvoll, aber man muB sich bewuBt bleiben, daB wir es mit einer Konstruktion zu tun
haben, die nicht das tatsiachliche Verhalten der Individuen abbildet, sondern ihnen eine
bestimmte kognitive Operation zuschreibt, um auf dem Wege der Rekonstruktion eine
rationale Entscheidungsgenese sicherzustellen. Die Konstruktion aber ist dafiir verant-
wortlich, dal die empirischen Ergebnisse der Untersuchung von Entscheidungsverhalten
durchaus andere Charakteristiken aufweisen (vgl. Kahnemann / Slovic | Tversky 1982).
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Wir konnen zwar normativ behaupten, dafl es besser sei, nicht-emotionale
Interpretationen zu bevorzugen, aber was niitzt dieser Vorschlag, wenn bestimmte
kognitive oder intellektuelle Schemata selber affektiv besetzt sind (z.B. dann,
wenn wir rationale vor ,bloB emotionalen‘ Entscheidungen bevorzugen). Da wir
Stimmungen nicht leugnen konnen, kénnen wir auch nicht ausschlieBen, da$} sie
unsere kognitiven oder intellektuellen Repertoires beeinflussen.® Somit kénnen
wir auch fiir die rationale Wahl emotionale Einfliisse (oder Determinationen)
nicht von der Hand weisen. Unter Anerkennung der Tatsache, daB alle unsere
Handlungen emotional gestimmt sind oder von Stimmungen begleitet werden,
konnen wir die Abwehr der Geltung des Emotionalen selber nur als eine Emotion
deuten, die keiner Begriindung gegen das Faktum ihrer Geltung fihig ist. Uns
bleibt nichts anderes ibrig, als die Priferenzen als facta anzunehmen, gleichgiiltig,
welcher Stimmung, Uberlegung oder Prinzipienhaftigkeit sie entspringen.

Wenn wir aber akzeptieren konnen, da8 bestimmte kognitive Schemata und
bestimmte intellektuelle Konzeptionen emotionalen Besetzungen unterliegen
konnen, dann konnen wir nicht ausschlieBen, da die Vorstellung, rational zu
handeln, einem Gefiihl fiir Ordnungen ebenso entsprechen kann wie einem intel-
lektuellen oder kognitiven Ordnungsvorgang von Gefiihlen. Die Vermutung geht
dahin, daB die Priferenzordnung als Ordnung der Gefiihle glaubhaft ist'0, weil
sie einem Gefiihl von Ordnung entspricht, und zwar auch dann, wenn wir gar
keinen bewuBten Ordnungsprozef eingeleitet und durchgangen haben. Wir wissen
nicht, wie Priferenzordnungen zustande kommen: Gleichwertig konnen sie durch
erwigende Urteile iiber den intensivsten Wunsch zustande gekommen sein, wie
aber auch durch die Dominanz eines Gefiihls vor anderen. Die formelle Anforde-
rung nach Transitivitdt der Priferenzordnungen kann selbst durch ein Gefiihl
repréasentiert werden, diese und keine andere Ordnung gelten lassen zu wollen.
Doch braucht dies wiederum nur fiir den idealen Moment der Befragung zu
gelten; im ndchsten Moment gilt vielleicht schon etwas anderes — und zwar fiir
die gleiche Entscheidungssituation.!! Die Stabilitdt von Priferenzordnungen ist
empirisch nicht haltbar.

Alle Ordnungen, die fiir die rational choice vorausgesetzt werden (entweder
die Vorordnung der Gefiihle, Wiinsche etc. in einer stabilen Priaferenzordnung

8 Vgl. dazu Lachmann 1991. Das gilt selbst fiir die Fille definiter Giiterangebote.
Wir wihlen nicht zwischen allen Angeboten, z.B. Automobilen, sondern selegieren
bereits immer schon bestimmte Typen, Klassen oder Sorten aus, denen wir eine bestimmte
,Bedeutung* geben. Letztlich wihlen wir nur zwischen Alternativen, die wir fiir bedeut-
sam halten. Da wir aber nicht alle moglichen Alternativen fiir bedeutsam halten, wihlen
wir, bevor wir rational auswihlen, die Menge der relevanten Alternativen irgendwie
vorher aus (vgl. dazu: Schiitz 1971; Esser 1991).

9 Vgl. dazu die erhellende Theorie der ,Affektlogik‘ von: Ciompi 1993a und 1993 b.

10 Vgl. auch L. A. Berger: ,,Utility functions should be called emotional functions*
(Berger 1991, 271).

11 Vgl. die untersuchten Fille in: Sugden 1991; auch: Elster 1990; Davidson 1990b;
Fusfeld 1992.
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oder aber die resultierende Priferenzordnung, fiir die es lediglich wichtig ist, die
Spitze zu bestimmen, wihrend der Rest ungefihr geordnet bleiben kann, d.h.
gegebenenfalls rest-transitiv oder rest-indifferent), beruhen auf der Zuschreibung
kohirenter Einstellungen: ,,Ich glaube . . . nicht, daB8 wir klar anzugeben vermo-
gen, was uns davon iiberzeugen wiirde, daf jemand zu einem bestimmten Zeit-
punkt (ohne sich anders zu besinnen) a hoher als b, b hoher als ¢ und ¢ hoher
als a einstuft. Der Grund fiir unsere Schwierigkeit ist, daB8 wir Priferenzuzuschrei-
bung nicht verstindlich machen kénnen, ohne sie vor einem Hintergrund kohéren-
ter Einstellungen zu sehen* (Davidson 1990 (), S. 322).

Das Faktum, daB die gleichen Entscheidungen zu verschiedenen Zeitpunkten
eine intransitive Priferenzordnung anzeigen konnen (vgl. Elster 1983, Sugden
1991, Anand 1993), widerspricht unserem Kohirenzempfinden, weshalb wir der
normativen Theorie der Rationalitit (und ihren Axiomen) zugénglich sind, ohne
daB diese Zuginglichkeit etwas iiber das tatsichliche Entscheidungsverhalten
aussagt, sondern nur etwas iiber erwiinschte logische Evidenz. Die ,Logik der
Rationalitit‘ entspricht unseren intellektuellen Erwartungen, was mit dem fakti-
schen, emotional getonten Entscheidungsverhalten nichts zu tun zu haben braucht.
Im nidchsten Abschnitt wird erdrtert werden, wie dieses Kohédrenzempfinden in
der normativen rational choice-Theorie eine moralische Konfundation erfahrt.

Damit haben wir das triviale, aber wenig beachtete Resultat, daB8 die rational
choice-Theorie eine Theorie der Ordnung von Emotionen darstellt. Die rational
choice steht auf ihrer input-Seite jedwelchen Emotionen offen. DaB dieses Resul-
tat unbeachtet bleibt, liegt schlicht daran, daB vornehmlich der ordnende Charak-
ter der Rationalitdt erortert wird, gleichgiiltig, was sie ordnet.

2. Die der rational choice implizite Moral

Wie die Priferenzordnung gebildet wird, ist fiir die 6konomische Theorie
irrelevant. Das ist der logische Grund, weshalb sie vollig ohne Psychologie —
oder mit beliebig vielen Psychologien — auskommen kann. Es geniigt ihr voll-
stindig, die in den individuellen Wahlakten effektiv wirksam gewordene Priife-
renzordnung als ein fait accompli zu nehmen (Crouch 1979, S. 4; Nicolaides
1990) und das Individuum fiir seine Entscheidung zur Verantwortung zu ziehen.

Dies wird sofort offensichtlich, wenn wir den Entscheidungszusammenhang
anders beschreiben. In der gleichgewichtstheoretischen Formulierung des Alloka-
tionsoptimum wird normativ unterstellt, daB alle beteiligten Akteure fiir ihre
individuellen Entscheidungen verantwortlich sind. Das heift nichts anderes, als
daB das Gleichgewicht ein Zustand ist, in dem kein Akteur mehr behaupten kann,
etwas anderes zu wollen als das, was er entschieden hat. Die normative Diktion
wird offensichtlich: Es geht nicht darum, wie sich die Akteure tatsdchlich verhal-
ten haben, sondern um den Umstand, daf3 sie, gleichgiiltig wie sie sich verhalten
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haben, ihre eigene Entscheidung vor sich selbst als endgiiltig und irreversibel
zu verantworten haben.

Diese Rechtfertigungsfigur enthélt — unerwarteterweise — ein moralisches
Argument. Indem normativ unterstellt werden kann, dal alle Akteure rational
gehandelt haben — gleichgiiltig, wie sie sich empirisch tatsdchlich verhalten !?
—, kann der Markt als ein optimales Allokationssystem erscheinen, dessen Ergeb-
nisse gleichsam als das Resultat eines ,social contract‘ betrachtet werden konnen,
d.h. als eine Rechtskonstruktion, in der jeder seine Anspriiche nach MaBigabe
seiner individuellen Anfangsfestlegung befriedigt bekommt. 3 Die Marktalloka-
tion wird als ein Interaktionsverfahren beschrieben, iiber dessen Gesamtergebnis
— im ,Gleichgewicht, aufgeteilt in die vielen individuellen Einzelergebnisse —
nicht mehr verhandelt werden kann (Ausschlu8 von ,recontracting‘). Im Gleichge-
wicht wird das System geschlossen. So wird der Markt redistributionsneutral
gedeutet: Gegen die — im Markt reprdsentierte — Gesellschaft haben die Indivi-
duen keine weiteren Anspriiche als die, die sie nicht bereits selbst — durch ihre
eigene, unverriickbare Entscheidung — vorgetragen haben.

Dieses Ergebnis hat die bedeutsame moralische Implikation, da niemand
nachtriglich Anspriiche (vornehmlich Redistributionsanspriiche) an ,den Markt*
stellen kann, die er nicht vorher bereits geduflert hatte. Wir haben es mit einer
impliziten Handlungsvorschrift oder -regel zu tun. Der Markt wird methodisch
aus der Zone der Ungerechtigkeit, in den ihn die dltere Moralphilosphie gestellt
hatte, befreit (vgl. Gauthier 1982). Doch beruht diese Neutralisation der Moral
selber auf einer moralischen Implikation: Und zwar auf der Zuschreibung von
Verantwortlichkeit fiir das eigene Handeln der Individuen.

Wir konnen, wenn wir dieser Argumentation folgen, deutlich sehen, da8 die
,Rationalitét‘ eine moralische Konstruktion enthilt. Sie unterstellt den Individuen,
daf sie, weil sie wissen, was sie tun, verantwortlich sein konnen. Man findet
diese Behauptung in den Perfektabilitdtsannahmen wieder, d.h. in der Annahme
,vollstandiger Information‘. Diese Annahme ist von H. A. Simon u.a.m. systema-
tisch bezweifelt worden mit dem Hinweis auf die begrenzte Informationskapazitit
empirischer Entscheidungsvorginge (Simon 1982; Kahneman/ Slovic | Tversky
1982; Tversky /| Kahneman 1990; Slote 1990). Ich halte diesen Einwand fiir be-
rechtigt, wenn man empirische Verhaltensforschung betreiben mochte, mochte
aber die rational choice-Konzeption an dieser Stelle gegen den Einwand verteidi-

12 So auch A. Schiitz: Die Volkswirtschaftslehre ,,setzt als wissenschaftliches Postulat
das Studium des Handelns der beobachteten Skonomischen Subjekte so an, als ob diese
zwischen vorgegebenen problematischen Moglichkeiten zu wahlen hétten® (Schiitz 1971,
97).

13 Hier wird die Vertragslogik einer Tauschtheorie offensichtlich, die unterstellt, da3
alle Vertrdge optimal sind, da es keinen Grund fiir ein frei und unabhingig agierendes
Individuum gibe, nicht-optimale Vertriage einzugehen. Aus dem Faktum des geschlosse-
nen Vertrages wird rigoros auf die Kompetenz der Vertragspartner riickgeschlossen.
Empirisch sieht es allemal anders aus.
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gen: Die Unterstellung ,vollstindiger Information‘ ist in der rational choice-
Theorie keine informations- oder kognitionstheoretische Behauptung. Es geht
gar nicht um empirische Valenz. Sondern die Behauptung dient einzig und allein
dazu, das Wahlhandlungssubjekt als einen entscheidungsfiahigen Akteur zu kon-
struieren, dem — in Analogie zur Rechts-Person — ,die Tat zugerechnet‘ werden
kann.1*

Die ,Vollstindigkeit* soll gar nicht in InformationsmaBen ermessen werden,
sondern in der subjektiven GewiBheit, diese Entscheidung vor allen anderen
richtig gefillt zu haben. Die GewiBheit hat an dieser Stelle eine systematische
moralische Konnotation mit dem ,Gewissen‘. Ob das Individuum nun tatsichlich
alles Ermessenmogliche getan hat, um sich dieser Gewi8heit zu versichern, ist
fiir die Theorie unerheblich. Es geniigt vollkommen, ihm zu unterstellen, daf es
prinzipiell in der Lage ist, alle seine Méglichkeiten, ein Urteil zu finden, zu
nutzen® (in Abgrenzung zur Dezision, die keine rationale Rechtfertigung kennt
[Kersting 1992, S. 24]).

Es kommt dabei einzig darauf an, eine beobachtete Handlung als eindeutige
und irreversible Entscheidung auszuweisen. Denn wenn der Akteur bei einer
Handlung beobachtet wird, wird ihm aus dem Umstand, daB er mehrere Alternati-
ven gehabt haben kann, die geoffenbarte Priferenz als durch einen Wahlakt
zustande gekommen zugerechnet. Dafl diese Entscheidungszuweisung zugleich
Jational‘ genannt wird, ist schlicht aus der Zuschreibungskonstruktion zu erkla-
ren. Man unterstellt, daB das Wahlhandlungssubjekt eine ,verniinftige‘ Person
ist'6; im Zustand dieser ,Vernunft‘ wird es nicht irgendeine Alternative wihlen,
sondern die unter den Umsténden ,beste‘. Nur aufgrund dieser ,Vernunft‘-Pramis-
se kann die Verantwortlichkeit fiir die Entscheidung deklariert werden. Denn
wenn das Wahlhandlungssubjekt lediglich irgendeine der moglichen Alternativen
gewihlt hitte (im Modus der Dezision), wiirde zwar auch eine eindeutige Ent-
scheidung gefillt werden, aber die Irreversibilititsbedingung verletzt. !

14 Als ,idealtypische‘ Konstruktion, wobei ,Unwissen nicht vor Strafe schiitzt‘. Es
geht nicht darum, daB der Akteur rational handelt, sondern da8 er hitte rational handeln
konnen.

15 Harsanyz z.B. konstruiert fiir die rational choice hypothetische ,wahre Priferenzen’,
die ein Individuum haben wiirde, wenn es 1. iiber alle einschlidgigen empirischen Kennt-
nisse verfugte 2. seine Uberlegungen mit der groBtmoglichen Sorgfalt anstellte und 3.
sich in einer fiir eine rationale Entscheidung giinstigen psychischen Verfassung befinde
(Harsanyi 1982; vgl. auch Birnbacher 1990, S. 74). Der hypothetische Charakter dieser
Konstruktion 148t sie nur normativ verwenden.

16 J. Elster bezeichnet diese ,Hyperrationalitit® als eine Art von Irrationalitit (Elster
1989, S. 31).

17 Eine Dezision hat keinen ,entscheidenden‘ Grund; folglich kann eine dezisionale
Entscheidung nicht ,besser sein als jede andere der verworfenen Handlungsmoglichkei-
ten (Kersting 1992, S. 24). In diesem Sinne ist eine Dezision zwar eindeutig; es fehlt
aber die rationale Begriindung, die sicherstellt, da alle anderen Alternativen irreversibel
ausgeschlossen bleiben.
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Die Eindeutigkeit der Entscheidung lieBe sich auch durch einfache Dezision
herstellen; erst die irreversibel-eindeutige Entscheidung aber ist ,verniinftig*, weil
jetzt unterstellt werden darf, da das Entscheidungssubjekt dafiir einstehen wird,
diese und keine andere Entscheidung getroffen zu haben. Wir kénnen dies eine
,self-commitment‘-Bedingung nennen oder eine deontische Komponente, ohne
die die rational choice ihr Konsistenzkriterium verletzen wiirde. '8 Mit der Verant-
wortung fiir die ,Verniinftigkeit® ihrer eigenen Entscheidung iibernehmen die
Individuen — zugeschriebenermaBen — eine Verpflichtung. ,Verpflichtung® ist
nur ein anderer Name fiir moralisches Sollen (Tugendhat 1993, S. 34) — das in
diesem Fall nicht auf andere gerichtet ist, sondern auf das Individuum selbst im
Sinne einer evidenten Kulturmaxime etwa der Art der ,protestantischen Ethik‘,
daB ,jedermann sein personliches Schicksal niichtern zu meistern habe“.

Mit dem kulturell ausgeprigten Vernunftmuster, daf3 die Individuen wissen
konnen, was sie tun und dafiir einstehen, wird gleichzeitig unterstellt, dafl dieses
Wissen allgemeingiiltig ist, so daB niemand in Kooperationsverlegenheiten
kommt, d. h. daB niemand darauf angewiesen ist, mitleidig oder solidarisch behan-
delt werden zu miissen. ! Der Erfolg dieser Unterstellung beruht nicht darauf,
daf} sie aller emotionalen oder moralischen Einfliisse entledigt ist, sondern auf
ihrer impliziten Zuschreibung von moralischer Verantwortung fiir das je eigne
Tun und ‘T8assen. Die theory of rational choice ist moralisch konfundiert bzw.
genauer: gesagt: [hre allgemeingiiltige normative Zuschreibung beruht auf dem
Umstand, daf3 jedes Individuum nur dann regelmdpig rational handeln kann,
wenn ihm die Konsequenzen seiner Handlungen — gleichgiiltig, wie sie tatsdch-
lich ausgefiihrt worden sind — so zugerechnet werden kdnnen, daf3 es mogliche
Enttduschungen aus einem Mifllingen nicht sozial delegieren kann.

3. Enttiauschung aus MiB}lingen

Es wird normativ unterstellt, daB alle nach der Regel handeln, ,handle rational‘.
Alle, die nach dieser Regel handeln, haben die Folgen ihres Tuns — ihre Erfolge
wie ihre Enttiduschungen — mit sich selbst auszumachen. Fiir den Fall des
Erfolges ist dies eine unproblematische Bedingung. Enttduschungen dagegen
werden nicht kompensiert. Die rational choice-Konzeption entwirft einen Indivi-
duum-Typus, dessen kognitive oder intellektuelle Kompetenz, die richtige Wahl
zu treffen, gepaart ist mit einer psychischen Kompetenz, mégliche Enttduschun-

18 Das Konsistenzkriterium — so hat man sich in der Literatur scheinbar geeinigt —
scheint die conditio sine qua non fiir die Rationalitdtsdefinition zu sein (vgl. Sugden
1991; Binmore, 1987); auf Transitivitit (Fishburn, 1988, S. 48) und den Ausschluf3 von
Indifferenz 148t sich u. U. verzichten. Kritisch zum Konsistenzpostulat: Nicolaides 1990.

19 Es bleibt in diesem Handlungskontext natiirlich jedem freigestellt, mitleidig oder
solidarisch handeln zu konnen; davon aber hingt das Markt-Handlungsergebnis systema-
tisch nicht mehr ab.
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gen, die ihm seine rationale Entscheidung bereitet, zu absorbieren und mit sich
selbst austragen zu konnen.

Dies ist keine Unterstellung, sondern eine systematische Implikation, wenn
wir das dem rational actor zugeschriebene ,self-commitment‘ betrachten. Wenn
dem rationalen Individuum die volle Verantwortung fiir seine ,Tat‘ zugerechnet
wird, mu8 man — in einer rationalen Handlungstheorie — gleichzeitig unterstel-
len konnen, daB es kompetent ist, diese Verantwortung zu iibernehmen. Erst
dann kann man das rationale Procedere enttduschungsneutral formulieren: Das
Individuum hat jede Konsequenz seiner Entscheidung zu tragen — die erwarteten
positiven Konsequenzen ebenso wie die nicht ausschlief3baren negativen.

Wenn normalerweise der Moral vorgehalten wird, daB sie heroischer Menschen
bedarf?°, haben wir es hier mit einem — bisher unbeachteten — ,Heroismus*
der Rationalitit zu tun: Dessen Leistung beruht in einem Aushalten von Enttdu-
schungen dariiber, daf3 die individuellen empirischen Entscheidungen dem nor-
mativen Zuschreibungsstandard der Rationalitdt nicht geniigen.

Indem man die rationale Wahlhandlung — wie es gewohnlich getan wird —
allein und ausschlieBlich als einen kognitiven Proze unterstellt, wird sie als
Alltagskompetenz eines jeden Individuums verwendet. Etwa in der Form: Wenn
man fragt, welche von zwei gegebenen Alternativen er priferiere, wird jeder
antworten konnen: diese oder jene. Dies erscheint als evident, d. h. keiner weiteren
Begriindung bediirftig, weshalb man von einem ,Rationalitdtsaxiom* redet (Vilks
1991, Kap. I.1.1.1.). Rationalitdt wird hier als allgemeinmenschliche Unterschei-
dungsleistung vorgefiihrt — als ein kognitiver Akt unmittelbarer Evidenz.2!

Doch konfligiert die kognitive Selbstverstiandlichkeit, mit der der Wahlakt als
,sational‘ jedem Individuum zugeschrieben wird, mit der Anforderung, seine
Entscheidung ,aushalten‘ zu konnen, wenn sie durch die Umstédnde der Situation
zum MifBerfolg fiihrt.

20 Vgl. Kliemt | Zimmerling 1993. Wer ist schon bereit zu opfern in Hinblick darauf,
fiir andere Vorbild zu sein, damit sie selber iiberlegen, ob sie nicht auch auf diese Art
und Weise moralisch sein wollten, wenn diese pflichtethische Haltung ,ausbeutbar* ist?

21 Die Evidenz dieser Behauptung entsteht schlicht aus ihrer Frageform, die die
Gegebenheit von Alternativen voraussetzt. Diese Gegebenheit ist in gewohnlichen Hand-
lungssituationen aber erst herzustellen; das Individuum muB die Situation erst als eine
solche, in unterscheidbare Alternativen differenzierbare wahrnehmen. Gewohnlich sind
Entscheidungssituationen unscharf strukturiert. Aber selbst dann, wenn die Individuen
mit solchen eindeutigen Entscheidungssituationen versorgt wiren, ist es nicht sicher,
daB sie rational entscheiden, d.h. eine der angebotenen Alternativen priferieren. Indiffe-
renz ist nicht automatisch ausgeschlossen.

Aber auch selbst dann, wenn wir sie ausschlieBen konnen, ist es immer noch nicht
sicher, daB die Individuen rational entscheiden, denn es kann ohne weiteres der Fall
sein, daB das in konkreten Situationen betrachtete Individuum zwar die Alternativen
unterscheidet, aber nicht diejenige ,wihlt‘, die es in der Situation fiir ,besser‘ halt,
sondern diejenige bestimmt, die es immer schon bestimmen wollte. Wir konnen eine
affektive Bestimmung der — scheinbar ,gewihlten‘ — Alternative nicht ausschlieSen.
Emotion matters.
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Wieso kann bei rational actions von Enttduschung die Rede sein? Wir haben
im vorhergehenden Abschnitt dargestellt, daB eine normative rational choice-
Theorie jede Handlung als rational betrachtet, gleichgiiltig wie sie tatsdchlich
ausgefiihrt wird. Normativ gesehen kann eine rational choice nicht ,mi8lingen‘.
Wenn wir aber die Umstinde, Motive etc. einfiihren, die die von der normativen
Theorie betrachteten tatsichlichen Handlungen begleiten, haben wir zu untersu-
chen, wieweit es mit der Fahigkeit der Akteure bestellt ist, mit nichteintreffenden
rationalen Erwartungen umgehen zu kénnen. Denn: Wenn Enttiduschungen syste-
matisch zum Entscheidungsvorgang gehoren, dann ist die kognitive GewiBheit
der rational choice — wiederum systematisch — allein schon durch den Umstand
in Frage gestellt, daBB etwas, was nicht eintreffen und darum enttduschen kann,
kognitiv auch nicht gewiB sein kann. Das Erkennen und Wahrnehmen von Alter-
nativen ist noch kein Grund fiir eine erfolgreiche Realisation. Folglich ist die
Entscheidungskompetenz nicht hinreichend bestimmt, wenn sie allein als Kogni-
tionsvorgang eingefiihrt wird.

Natiirlich ist es fiir die normative Theorie leicht zu sagen, da ein mit einer
gewissen Eintrittswahrscheinlichkeit bedachter und rational gewihlter Erwar-
tungsnutzen auch dann weiterhin ,als rational gewihlt* zu betrachten ist, auch
wenn das Ereignis nicht eintritt. Dieses normativ-logische Resultat aber ist eine
Rationalitdtszuschreibung, die nichts dariiber besagt, wie das faktische Nicht-
Eintreffen des Ereignisses vom Akteur aufgefafit wird. Die Diskrepanz zwischen
rationaler Wahl und empirisch moglichem Verfehlen des erwarteten Ereignisein-
tritts kann vom rational actor nur dann wie selbstverstdndlich zum rationalen
Ergebnisbereich gezihlt werden, wenn die normative Rationalitédtszuschreibung
dem empirischen Verhalten zufillig vollig entspricht.

Die Pointe dieser Darlegungen besteht darin, da8 die normative Rationalitétszu-
schreibung nur fiir einen Teil der Handlung zutrifft: fiir die rational choice (under
uncertainty), nicht aber fiir das finale Ergebnis. Da eine Handlung aber erst dann
vollstindig beschrieben ist, wenn das intendierte Ergebnis erlangt ist, ist die
rational choice-Zuschreibung eine unvollkommene Handlungserkldrung. Wir ha-
ben die Sache nun so zu betrachten: Wenn das — mit einer gewissen subjektiven
Wahrscheinlichkeit des Eintritts — rational erwartete Ergebnis nicht eintritt, ist
die Intention der Handlung 1. nicht realisiert worden bzw. die Handlung ist nicht
erfolgreich gewesen, obwohl sie 2. rational erfolgte. Daraus folgt, daB die rational
choice nicht automatisch mit erfolgreichem Handeln korreliert, mit der Konse-
quenz, daB8 die Akteure sich iiberlegen, wenn sie nicht erfolgreich waren, ob es
sinnvoll ist, ihr Handeln weiterhin in terms of rational choice zu beschreiben.

Denn wiirden die Individuen aus ihrem MiBerfolg — ihr ,Verwidhlen‘ — keine
Schliisse auf ihr kiinftiges Verhalten ziehen, hitten wir es hier mit einer quasi-
stoischen Attitude zu tun, die den Individuen unterstellt, daB sie ,Jeidenschaftslos®
auch die negativen Ergebnisse ihrer rationalen Wahlhandlungen akzeptieren. Vor
allem aber: DaB sie in der Lage sind, unberiihrt vom vorhergehenden Ausgang
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der Handlung die nidchste Handlung wieder rational angehen zu konnen. Hierbei
wird eine ,identitdtsphilosophische‘ Unterstellung gemacht, die dahingehend lau-
tet: Das Individuum bleibt konstant dasselbe, gleichgiiltig welche ,Erfahrungen’
es mit seiner Rationalitdt macht.??

Es scheint etwas vermessen zu sein, mit der ,schlechten Erfahrung* von rational
choices die rational choice selbst gleich in Frage zu stellen. Man koénnte erst
einmal entgegnen, da man daraus ,lernen‘ sollte, d. h. kiinftig die Situation
,besser* einschitzen. Wie aber, wenn man nicht wissen kann, was es heif3t, eine
unbekannte Situation einzuschitzen? Auch lohnt es sich nicht zuzuraten, ,bessere*
subjektive Wahrscheinlichkeiten zu bilden. Wonach sollen sie gebildet werden
als nach subjektiven Einschitzungen? Subjektive Einschitzungen zu verbessern,
erbringt allemal nur wieder subjektive Einschitzungen, die — als Wahrscheinlich-
keitsaussagen — logisch immer die Moglichkeit des Nichteintreffens enthalten.
Wenn aber logisch die Moglichkeit des Nichteintreffens dessen, was man subjek-
tiv in seinem Handeln entschieden hat, nicht zu umgehen ist, dann ist die Verant-
wortungszuschreibung fiir die eigene ,Tat‘ kein unproblematischer Vorgang.
Denn trotz rationaler Unterstellung, die Moglichkeit des Nichteintreffens ex ante
gewuBt zu haben, kann das Faktum des Nichteintreffens ex post dennoch Enttédu-
schung hervorrufen.

Diese These ist fiir das Verhaltnis von Moral und Rationalitdt von Interesse,
da wir es in der rational choice mit einer Akteurskonstruktion zu tun haben, die
konstant kognitiv operiert und durch ihre Handlungen bzw. durch ihre Ergebnisse
nicht emotional affiziert wird. Wir haben es mit einer optimistischen Akteurskon-
struktion zu tun, der z.B. eine ,Leidens‘-Semantik fehit.

So werden wir darauf aufmerksam, da die Theoriekonstruktion der rational
choice bestimmte Beweggriinde menschlichen Handelns — mit Griinden — auBer
acht 148t, vornehmlich alle Beweggriinde emotionaler Art. Diese Beweggriinde
sind ,moral sentiments‘ im weitesten Sinne. Es sind Griinde, die der Moral einen
Spielraum lassen, den die Okonomie gar nicht fiillen will.

Wenn wir der Moral den Spielraum zubilligen, die individuellen und sozialen
Dilemmata zu 16sen, die den Beteiligten in irgendeiner Form ,Leid* zufiigen,
konnen wir das erst einmal nur in moralischer Terminologie tun. Hier ist eine
Grenze des ,0konomischen Imperialismus® erreicht, die sich nur unzureichend
in einem Opportunititskostenkalkiil abbilden 14Bt. Man kann ,Leid* nicht ohne

22 Man konnte versucht sein, von einer ,anthropologischen Konstante‘ zu sprechen;
ich halte eher dafiir, daB die implizite Identitdtsbehauptung methodische Griinde hat.
Sie bezeugt ein Verbot der Selbstreferenz, d. h. der Riickwirkung des Handlungsergebnis-
ses auf die Entscheidungskompetenz des Individuums. Wire das der Fall, miite man
von Situation zu Situation mit verschiedenen Entscheidungskompetenzen desselben Indi-
viduums rechnen, was das Problem mit sich brachte, bei schlechter Entscheidungsverfas-
sung sich fiir ,unzurechnungsfahig® zu erkldren und also die Verantwortung nicht zu
iibernehmen. Die ,self-commitment‘-Bedingung wiirde entfallen.
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weiteres in ,Kosten‘ iibersetzen. Wenn ,Kosten‘ als ,Nutzenentgang‘ opportuni-
tatskostentheoretisch interpretiert werden, ist damit nicht das Leid erfaft, das
die Moralphilosophie thematisiert. Das ,Leiden‘ daran, etwas nicht bekommen
zu haben und sich mit etwas geringer Bewertetem zufrieden zu geben, ist nicht
das Leid, das unverfiigbar iiber einen kommt und von der Person dergestalt
Besitz ergreifen kann, daf3 sie gar nicht mehr handlungsfihig ist, d. h. nicht mehr
,rational‘ agieren kann.

Diese Behauptung wird nicht sogleich von jedem geteilt werden. Man kénnte
einwenden, daB8 6konomische Handlungen meistens von einer Art sind, in der
selbst bei Enttauschungen das Leid nicht Besitz von der Person ergreift. Doch
macht man mit dieser Argumentation den Fehler, ,6konomische Handlungen* in
der Art und Weise aufzufassen, wie wir sie hier gerade in Frage stellen. Es gibt
keine ,6konomische Handlung’, die so standardisiert ist, daB sie ,Leid‘ ausschlie-
Ben kann (wenn wir zugleich ausschlieBen, daB ,6konomische Handlung‘ nicht
einfach normativ Leid ausschlieBt). Wir reden nicht von ,Apfeln‘ und ,Birnen*
und anderen mikrookonomischen Lehrbuchdemonstrationsgiitern. Wenn die ra-
tional choice auf alle moglichen sozialen Aktionen ausgeweitet wird, wie wir es
— durchaus legitim und nicht erst seit G. S. Becker — in dem Trend der
okonomischen Theorie vorfinden, der ein Hang zum ,6konomischen Imperialis-
mus‘ nachgesagt wird, dann haben wir es nicht mit solchen Trivialititen wie
einer Enttduschung dariiber zu tun, da man auf etwas zu erwerben verzichten
muB, wenn man etwas anderes will. Es geht hier nicht um konsumpsychologische
Erwédgungen, sondern um die Enttduschungen, die systematisch dann eintreten
konnen, wenn man (rationale) Erwartungen iiber das Verhalten anderer anstellte,
um daraus einen Nutzen zu ziehen. Wir haben es hierbei mit ,sozialen Enttdu-
schungen‘ zu tun, die existentiell wirken kénnen — weil sie 1. entweder grof3ere
Vorleistungen entwerten oder weil sie 2. einen erwarteten Status verletzen etc.
Doch sind auch diese beispielhaften Andeutungen weniger wichtig als der Um-
stand, daB die rational choice in ihrer bayesianischen Erwartungsnutzenvariante
systematisch auf eine Gewinn- / Verlust-Auszahlung spekuliert, die fiir die Akteu-
re eine neutralisierende Komponente eingebaut hat, bei Verlust oder Nichteintref-
fen des erwarteten Ereignisses stoischer Natur zu bleiben.

Eben diese Implikation tduscht: Es gibt keine Verhaltensstandards, die das
Eintreffen erwarteter Ereignisse dquivalent ihrem Nichteintreffen behandeln. Die
Rationalitidt der Bayes-Form des Entscheidungsverhaltens erfordert aber gerade
diese Attitiide. Folglich ist es zuldssig — und zwar aus systematischen Griinden
—, diesem Rationalitétstypus eine Inkompetenz im Umgang mit MiBerfolgen
zuzusprechen: Der Umgang mit MiBerfolgen kann aus der logischen Struktur
der rational choice heraus nicht thematisiert werden.

Zur Ergidnzung sei darauf hingewiesen, da der scheinbare Vorteil dieser
Konstruktion, nicht-emotional auf Verluste zu reagieren, dann zum Nachteil
dieser Konstruktion wird, wenn die Folgen eines Verlustes individuell nicht
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verkraftet werden. In diesem Fall ist es zwecklos, darauf zu verweisen, da der
Aktand dies hitte wissen und einkalkulieren miissen. Da die Attitiide der rational
choice eine normative Zuschreibung darstellt, keinen Ausdruck des empirischen
Verhaltens oder Verhaltenkonnens, muf3 faktisch mit ,Leid‘ auch in den Fillen
gerechnet werden, in denen die Akteure mit wohlanstindigem ,rational belief*
ihre Entscheidung féllten. Sie erweisen sich dann als ,schwdcher", als die rationa-
le Norm erlaubt. Dieses Ergebnis kann eine konomische Handlungstheorie nicht
ignorieren, weil es den Akteuren AnlaB gibt, sich kiinftig nach anderen Kriterien
zu verhalten als denen, die die rational choice ihnen vorschreiben méchte. Und
zwar dann aus der Erfahrung mit rationalen Handlungen.

,Leid* in diesem Sinne ist kein verfiigbares Objekt einer Wahl, kein ,Gut’.
Zudem wiirde auch niemand ,Leid* wihlen, hchstens Leidensunterschiede in
der Absicht, weniger leiden zu miissen. Doch ist das ,Leid‘ — das nicht nur die
christliche Moralphilosophie zum Zentralpunkt moralischer Behandlung erkiirt2
— per definitionem von einer Art, in der der Leidende iiber keine Handlungsmég-
lichkeiten mehr verfiigt. Daran zeigt sich eine basale Differenz zur rational choice,
die ausschlieBlich als Theorie der Handlungsverfiigbarkeit auftritt. Somit reicht
es fiir unsere Argumentation, darauf hinzuweisen, da die rational choice als
Handlungsschema in unsicheren Situationen durchaus versagen kann?, was
nichts anderes bedeutet, als daB die rational choice nicht von vornherein identisch
ist mit der Kompetenz, die Handlung auch zu realisieren.

Moralisch bedeutsam wird dieses Versagen allerdings erst dann, wenn ihm
ein ,Leiden‘ korrespondiert, das aus der Enttduschung des Versagens entstand.
Das ist nicht immer der Fall; die meisten 6konomischen Handlungsversagen
werden vielleicht Arger und Wut erzeugen, nicht aber das gemeinte ,Leiden‘.
Doch gibt es natiirlich hinreichend Fille, die den erwiinschten Erfolg der rational
action so eng mit dem Selbstbild des Individuums verbinden, da8 ein Versagen
kritische Auswirkungen hat.

Das Problem des ,Selbst* wird fiir die rational choice dort bedeutsam, wo die
normative Unterstellung der ,Identitdt’ des Wahlhandlungssubjektes problema-
tisch wird, und damit seine overall-Kompetenz, rational zu handeln. Am ,Leid’,
das handlungsunfihig macht, ist die Grenze der rational choice erreicht, und
wir betreten die Abteilung der Moral, die sich um die Person-Identitdt sorgt.?
Man muB natiirlich hinzufiigen: Nur dort ist die Grenze der rational choice

23 Vgl. Schopenhauer oder — um einen modernen Philosophen zu nennen — Richard
Rorty 1989 (bes. die SchluBkapitel).

2 Vgl. Elisberg 1990. Aber auch in sogenannten ,sicheren‘ Situationen (unter ,GewiB-
heit‘). Genau betrachtet kann es keine ,sicheren‘ Situationen geben, wenn wir bedenken,
daB jede kognitive Eindeutigkeit ein Interpretat des Handlungssubjektes ist. Wir kénnen
dann lediglich behaupten, daB das Subjekt meint, sicher gewissse Alternativen unterschei-
den und zwischen ihnen entscheiden zu konnen (vgl. Rector 1991).

25 E. Tugendhat ist der Meinung, dal das die Zentralabteilung der Moral sei (Tugend-
hat 1993).
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erreicht. Wir analysieren die Bedingungen und Moglichkeiten des rational choice-
Ansatzes, nicht seine Infragestellung.

Der ,logische Ort' der Moral in der Okonomie befindet sich an der Stelle, in
der die— die Okonomie fundierende — rationale Handlungstheorie das Scheitern
des Wahlhandlungsaktes nicht thematisieren kann. Bzw. genauer: Die rational
choice-Theorie kann MiBerfolge nur als Chance neuer rationaler Handlungsoptio-
nen ,verstehen‘. Damit aber wird das individuelle Scheitern an der Marktrealitit
unmittelbar in terms of ,sunk costs‘ iibersetzt, die den Akteuren erlauben, in der
nichsten Handlung denselben Rationalititsoptimismus zum Einsatz zu bringen,
mit dem sie vorher gescheitert waren. Die Moglichkeit, daB die Individuen ihr
Scheitern als MiBlerfolg interpretieren, wird methodisch ausgeschlossen. 26 Damit
wird auch ausgeschlossen, daB sie aus MiBerfolgen ,handlungsunfihig‘ werden
(was die Unfahigkeit zu rational actions einschlosse, also ausgeschlossen werden
mubB).

An dieser Stelle muB ein Einwand erortert werden. Manche Okonomen werden
die vorgetragene Interpretation zuriickweisen, weil sie nicht sehen, wie rational
choice-Handlungen und MiBerfolge / Enttduschungen zusammenhéngen konnen.
Auch auf die Gefahr einer Wiederholung ist dieser Punkt zu kliren wichtig. Nur
wenn die rational choice eindeutig diejenige Alternative als ,beste‘ auswihlt, die
unmittelbar fiir den Akteur zur Verfiigung steht, gibt es eine eindeutige Intention /
Ergebnis-Relation. Fiir die rational choices nach dem Modus der bayesianischen
expected utility ist diese Relation durch ein EintrittswahrscheinlichkeitsmaB
gebrochen. So wie dem bayesianischen Akteur zwei Ergebnisse moglich sind:
1. daB das erwartete Ereignis eintritt, 2. daB8 es nicht eintritt, so ist das negative
Ergebnis wiederum zweifach zu bewerten — a) kann der Akteur der ,rational
belief* anhdngen, daB} das negative Ergebnis (2) konsequenterweise ein rationales
Ergebnis ist. Oder aber er kann b) das negative Ergebnis als ,Verwihlen* interpre-
tieren, d.h. als einen MiBerfolg, der nicht mit der urspriinglichen ,rational belief*
kongruiert.

Position a) wird von den Akteuren vertreten, die ihre Handlungen normativ
rational interpretieren. Position b) wird von den Akteuren vertreten, die in Zweifel
geraten, ob ihre Handlung rational genannt werden kann. Das Problem, das mit
diesen Unterscheidungen gezeigt werden soll, besteht schlicht darin, daf3 es keine
rationale Entscheidung dariiber geben kann, welche Position einzunehmen ist.
Beide Positionen sind sinnvolle Interpretationen des Nicht-Eintritts des rational

26 Oder durch ,Lernen‘ thematisiert. ,Lernen‘ aber ist nur eine andere Variante des
prinzipiell unterstellten Handlungsoptimismus. Wenn man sagt, daB ein Akteur ,aus
Fehlern lernt‘, werden die MiBerfolge in Informationen verwandelt fiir neue Erfolge.
Abgesehen von den Problemen der informationsékonomischen Unterstellungen, das
,Wissen* aus einer vergangenen Situation auf neue (andere) Situationen einfach iibertra-
gen zu konnen, geht es im obigen Kontext um jene Fille, in denen die rationalen
Erwartungen enttiuscht werden, und zwar so, daB die Enttiuschung auf die Bildung
von rationalen Erwartungen iibergreift.
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erwarteten Ergebnisses. Man konnte zwar sagen, da83 jeder bayesianische Akteur
hitte wissen konnen, daB seine subjektive Eintrittswahrscheinlichkeitsbehauptung
nicht effektiv werden kann (weil sie mit einem WahrscheinlichkeitsmaB operiert),
dann aber lassen sich nicht die Zweifel ausrdumen, wozu die rationale Theorie
der expected utility niitzlich sei. Die Antwort lautet natiirlich: Sie ist niitzlich,
weil sie mit einer hoheren Wahrscheinlichkeit den Eintritt des erwarteten Ereig-
nisses beschreibt. Doch ist auch dies nur eine hypothetische bzw. eine statistische
Antwort. Niemand weiB, ob die hhere Wahrscheinlichkeit im Wahlhandlungsakt
realisiert wird. Man kann dabei nur Aussagen liber lingere Sequenzen derselben
Wahlhandlung machen. Da die meisten rational choices aber nur einmalige Wahl-
handlungen sind (Simon 1983, S. 42), gibt es keine Dauer, in der sich die relativ
hohere Eintretenswahrscheinlichkeit zeigen konnte. Da es keine Wahrscheinlich-
keitsverteilung dariiber gibt, ob in dem jeweils vorliegenden Einzelfall die positi-
ven Ergebniserwartungen eher eintreffen als die negativen, bleibt der Ausgang
kontingent.?’

Wenn aber bayesianische rational choice fiir den Einzelfall kontingent bleibt
— weil wir nur selten identische Wahlhandlungen in identischen Situationen
vorfinden —, und wenn wir mit dem Nicht-Eintreten der erwarteten Ergebnisse
zu rechnen haben, dann kann zwar die normative Interpretation der Rationalitit
weiterhin behaupten, daf dies rational sei; die Akteure selbst werden es anders
interpretieren. Wenn sie aber die MiBerfolge als ,rationales Verwihlen® interpre-
tieren, entsteht eine Spannung zwischen okonomischer-theoretischer Zuschrei-
bung der Rationalitit und einer davon getrennten Handlungsinterpretation der
Akteure selbst. Diese Spannung kann die theory of rational choice nicht themati-
sieren. %8

An diesem Punkt konnen wir nicht mehr von einer ,Verantwortlichkeit des
Individuum, fiir sich selbst‘ reden, da der MiBerfolg gerade die zugeschriebene

27 Wenn wir zudem behaupten, da8 jede Entscheidung verschieden ist, da es keine
vollig identischen Situationen gibt, ist eine bayesianische rational choice im Einzelfall
eine kontingente Entscheidung, die eintreffen kann oder nicht, und zwar unabhingig
von den subjektiven Eintrittswahrscheinlichkeitsvermutungen.

28 Handlungsunféhige Individuen sind eindeutig anderer Konstitution als handlungsfa-
hige Individuen. Wenn aber durch die Selbst-Bewertung der Handlung als MiBerfolg
die ,Identitét des Individuums in Frage gestellt werden kann, kann die normative Zu-
schreibung von Rationalitdt nicht mehr umstandlos in Anspruch genommen werden.
Bzw. sie kann nur unter der besonderen Restriktion weiter aufrechterhalten werden, dafl
die durch Enttiduschung am MiBerfolg handlungsunfihig gewordenen Individuen diesen
Zustand eben selber zu verantworten haben. Der MiBerfolg gehort in den Konsequenzbe-
reich ihrer Handlungsrationalitit, weshalb sie ihn, da sie ihn als eines der moglichen
Handlungsergebnisse erwarten muBten, ,verniinftigerweise‘ akzeptieren miissen. Ein
,MiBerfolg‘, den ich ,verniinftigerweise‘ erwarten muf, ist aber kein MiBlerfolg im
pathischen Sinne, sondern ein normales Handlungsergebnis. Folglich ist der ,MiBerfolg*
semantisch fiir die rational chocie-Theorie gar nicht definierbar, obwohl er von den
Akteuren sinnlich-pathisch erlebt wird. Die rational choices produzieren gleichsam ,emo-
tional outputs* (als affektive Externalititen), die von der Theorie nicht formulierbar sind,
weil der Gebrauch der Vernunft-Semantik ihre Existenz ausschlieBt.
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Selbst-Verantwortung in Frage stellt. Die der rational choice-Konstruktion impli-
zite Moral der Selbst-Verantwortung kann nur dann als moralische Implikation
weiterhin Geltung beanspruchen, wenn sie die Akteure handlungsfihig erhdlt.
Die ,verniinftige‘ Zurechnung der Verantwortung des Individuums fiir seine
Handlungen (und deren Folgen: Erfolg oder MiBerfolg) verliert ihren Sinn, wenn
das Ergebnis — wie im Enttduschungsfall moglich — zur Handlungsunfahigkeit
fiihrt. Das Problem der moglichen Enttauschung an der Stelle, wenn das ,rational
design‘ der Handlung mit anderen Ergebnissen konfrontiert wird, die der Akteur
nicht erwartet hatte, kann nicht voluntaristisch-verniinftig gelost werden, indem
der Betreffende ,das nidchste Mal* bessere Entscheidungen ausfiihrt. Wenn die
rational choice-Konzeption behauptet, in der Prdferenzordnung den ,emotional
input‘ sortiert und einer rationalen Evaluation iibereignet zu haben, kann sie
hingegen den ,emotional output‘ nicht regulieren.

Der emotionale Tensor des Wunsches iibergreift den rational choice-Proze
und kann sich in der Enttduschung iiber einen MiBerfolg wieder zeigen. Das
heiBt nichts anderes, als daB die Bandigung der Leidenschaften, die der rational
choice-ProzeB versprach, nur kontingent gelingt, nimlich immer nur dann, wenn
das tatsdchliche Verhalten in terms of normative rational choice interpretierbar
ist — und von den Akteuren in dieser Interpretation auch als sinnvoll verstanden
wird.

4. Beobachter- und Akteursverhalten

Somit haben wir es mit dem eigentiimlichen Umstand zu tun, die normative
Rationalitit nur in optimistischen Zusammenhingen brauchbar zu finden, nicht
aber in Versagenstatbestinden. Es geht um das Problem der rational choice-
Konzeption, den Individuen kognitive Rationalititskompetenz zu unterstellen,
die sie im Falle des MiBerfolges nicht durchhalten konnen. Denn #dhnlich wie
den bayesianischen Akteuren zwei Grundtypen des Risikoverhaltens unterstellt
werden (risikoaversiv / risikofreudig), miissen den rational actors, wie wir es im
vorheringen Abschnitt bereits dargelegt hatten, zwei Typen der MiBerfolgsverar-
beitung zugerechnet werden: Entweder halten sie es fiir ein normales Risiko
ihrer rationalen Wahlhandlungen (I) oder aber fiir eine Inkompetenz (II). Im
letzteren Fall ist nicht mehr garantiert, da ihnen rationales Verhalten im unter-
stellten kognitiven Sinne zugeschrieben werden kann. Fiir enttduschte Akteure
miissen wir mit der Zunahme von Indifferenz (Unentscheidbarkeit) rechnen?
oder allgemeiner mit ,,imperfect decisions” (Heiner 1988). Zumindest konnen
wir es nicht ausschlieBen, daB sie, anstatt jeweils wieder neu rational zu entschei-
den, sich an iltere, erfolgreiche Erfahrungen anlehnen, um in neuen Situationen
dieser Erfahrung wie einer Regel zu folgen.*

29 Sugden 1991; Elster 1990. Oder auch in der Form der ,,nontransitive indifference*
(vgl. dazu: Fishburn 1988, S. 40 ff.).

10 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 228 /11
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Die Spannung zwischen normativer Rationalitdtszumutung und empirisch
nicht-rationalem Entscheiden — die in der neuen mikro6konomischen Literatur
an der Zunahme der Erorterungen von ,Paradoxien‘ und Entscheidungsanomalien
sichtbar wird (vgl. Sugden 1991; Frey/ Eichenberger 1989; Heap 1988, Kap. 2;
Nicolaides 1990; Davidson 1990 (II); Slote 1990) — muB vom rational actor
individuell verarbeitet werden. Viele Wahlsituationen stellen sich fiir die empiri-
schen Subjekte als indifferent dar. Wenn sie dann irgendeine der Alternativen
wihlen, haben sie nicht rational gewihlt, weil sie nicht ,die beste‘ ausgesucht
haben. Zwar kénnen wir sagen, daB die Individuen im Indifferenzfall eben meh-
rere beste Alternativen haben, zwischen denen sie kontingent ,wihlen‘ konnen,
ohne das Rationalititskriterium zu verletzen. Wir haben dann formal das Rationa-
litdtsprinzip bei Indifferenz bewahrt, aber ein anderes Problem eingehandelt: eine
ungeniigende Differenzierungsfahigkeit bei der Herstellung des Wahlbereiches.

Formal ist es richtig, alle indifferenten Alternativen gleichwertig als ,eine beste
Alternative‘ zu bezeichnen. Doch ist damit die rationale Wahl in zwei Wahlproce-
dere aufgespalten: in die Wahl — genauer: die Unterscheidung — von » und a,
bevor innerhalb von n eine Dezision getroffen wird (n ist nur ein Name fiir eine
Reihe von Alternativen, z.B. von b, ¢, d, e, f. In der Vor-Wahl werden b, c, d,
e, f als besser als a deklariert, womit die Bedingungen einer rationalen Wahl
erfiillt sind: @ < n). Die Entscheidung zwischen b, c, d, e und zum Beispiel f
wird zwar als Entscheidung iibriggelassen, aber nicht als rationale Wahl. Wenn
das Individuum sich zwischen den indifferenten Alternativen b, c, d, e, f entschei-
det, trifft es demnach jedesmal eine rationale Wahl, und zwar deshalb, weil die
gesamte Gruppe — als n zusammengefallt — bereits rational vorgewihlt ist.

Scheinbar kann das Individuum zwischen a und n (n = b, c, d, e, f) ebenso
klar unterscheiden und damit rational wéhlen wie zwischen a und zum Beispiel
b. Doch ist dies eine Kompetenzunterstellung, die das Unvermégen, zwischen
b, ¢, d, e, f hinreichend Alternativen unterscheiden zu kénnen, in eine Fahigkeit
umschreibt, b, c, d, e, f als n von a unterscheiden zu konnen. Deutlicher wird
diese Unfihigkeit, wenn a > n gilt. Dann zeigt sich, da das Individuum zwar
eine Unterscheidung machen kann, aber nur deshalb, weil es nicht in der Lage
ist, alle anderen moglichen Alternativen priéferentiell zu ordnen. Formell ist die

30 Vgl. dazu: Heiner 1988; Heiner 1983; Selten 1990; Klopstech / Selten 1984.

Regelgebundenes Verhalten besteht in der Antizipation von Unsicherheitslagen, auf
die die Individuen nicht mehr mit subjektiver Wahrscheinlichkeitsbildung reagieren,
sondern mit ,Faustregeln‘ oder ,Erfahrungswerten‘. Anders formuliert: In der Rolle
bayesianischer Akteure fiihlen sie sich unwohl; risikoavers gestimmt, wollen sie Jkeine
Risiken eingehen’, von denen sie eher MiBerfolge als Erfolge erwarten.

Regelorientiertes Verhalten dieser Art ist aber nicht mehr uneingeschrinkt rational
zu nennen, da es nicht mehr die aktuelle Handlungsalternativensituation optimiert, son-
dern vergangene Optimierungen regelméaBig (schematisch) auf gegenwirtige, vollig ande-
re Situationen iibertragt. Regelorientiertes Verhalten ist weder irrationales noch nicht-
rationales, sondern ein ,eingeschrénkt rationales Verhalten®, das auf Optimierung verzich-
ten muB.
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Unterscheidung von a und r weiterhin eine Basis fiir rationales Wihlen. Die
Ubersetzung von b, c, d, e, f in n simuliert zwar eine rationale Reduktion einer
Alternativenmenge in eine einzige Alternative, ohne aber das Unvermdgen zu
reflektieren, innerhalb von n Unterscheidungen herzustellen (um danach dennoch
irgendeine der von n umschriebenen Alternativen zu ,wéhlen‘).

Ich pliadiere dafiir, die Indifferenz als eine Faktum individuellen Handelns
anzuerkennen, es aber nicht artifiziell in eine rational choice zu iibersetzen. Im
Indifferenzfall kommt den Individuen die Situation nicht so strukturiert vor, da
sie sie rational 16sen konnen. Entscheiden sie sich dann aber fiir irgendeine
Alternative, wird ihnen diese Entscheidung zwar als rationale Entscheidung zuge-
rechnet — d.h. als ihre optimale Ldsung, die sie zu verantworten haben —, aber
sie konnen sich mit der Verantwortungszuschreibung nicht einverstanden erkla-
ren, da sie wissen, daf sie im zweiten Schritt innerhalb der Indifferenzmenge
nicht-rational entschieden haben, sondern dezisional. Zwischen der (externen)
normativen Rationalititszuschreibung und ihrem eigenen Handlungswissen klafft
eine Liicke, die als diffuse, emotionale Spannung erlebt werden kann (iiber die
man nicht sinnvoll kommunizieren kann, vor allem hiufig nicht mit Okonomen,
um nicht als ,irrational‘ zu gelten).

Zumindest existieren parallel zwei Interpretationssemantiken: Wir konnen sie
a) eine Beobachtersemantik nennen und b) eine Akteurssemantik. Eine solche
Unterscheidung kommt in der Theorie rationalen Handelns nicht vor. Was der
(6konomische-theoretische) Beobachter ,sieht‘, schreibt er dem Akteur als ratio-
nal choice zu. Der Akteur selbst beschreibt sein Handeln nur dann als ,rational‘,
wenn er die Semantik der rational choice-Theorie gelernt hat. Wenn der Akteur
sein eigenes Handeln anders beschreibt, mufl das den Beobachter solange nicht
interessieren, solange den Akteuren die Verantwortung fiir ihr Tun und Lassen
zugeschrieben werden kann.

Doch erodiert die der rational choice implizite Verantwortungsmoral, wenn
die Akteure selbst die Verantwortungszuschreibung nicht mehr akzeptieren, d.h.
wenn sie sich in der Semantik der Beobachter-Rationalitit nicht mehr zureichend
beschrieben finden. Sie beginnen nicht nur, andere Handlungserkldrungen zu
kommunizieren, sondern sie verhalten sich auch nach diesen anderen Erkldrungen
(die ihnen ,richtiger‘ vorkommen).

Es geht mir hierbei um folgendes: Wenn die meisten Entscheidungen eher
emotionaler Art sind, gleichzeitig aber (6konomische) Sprachnormen herrschen,
in denen die individuellen Handlungen nur als rationale Wahlakte kommuniziert
werden, entsteht die eigenartige Anomalie, daf3 die Individuen ihr Handeln nicht
mehr sinnvoll beschreiben konnen. Sie wissen zwar ungefihr, was sie tun, haben
aber fiir viele ihrer tatsdchlichen Handlungsabldufe keine 6konomische Sprache,
so daB sie ihr Tun als etwas anderes (namlich als ,rational action‘) beschreiben
miissen, und zwar auch dann, wenn darin ihr tatséchliches Handeln nicht mehr
vorkommt. Unter diesen Bedingungen werden die eigenen Taten so erzihlt, als

10*
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ob sie der Norm (der Rationalitit) entsprechen. Dadurch tritt der eigentiimliche
Effekt ein, da man tun kann, was man will, und es ist immer richtig, wenn es
,rational nacherzihlt® wird.

Das aber hat — wenn wir die subjektive Seite des Problems stirker betonen
— Konsequenzen fiir das Entscheidungshandeln selbst: Egal, was man wihlt,
es ist immer rational, wenn man iiberzeugt ist, da die Wahl die beste ist (,rational
belief*).3! Das gilt fiir alle moglichen Handlungen, auch fiir die, die fiir andere
offensichtlich unsinnig oder ,irrational‘ erscheinen. Wird jemand darauf hinge-
wiesen, daB es doch offensichtlich besser sei, statt der offensichtlich ,unsinnigen*
eine andere Entscheidung zu treffen, kann derjenige jederzeit darauf verweisen,
daB er im Moment der Entscheidung das Gefiihl hatte, diese und keine andere
Entscheidung sei die richtige. Er wird sein affektives Muster als kognitives
verteidigen. Diese Gewif3heit reicht aber vollig aus fiir die Zuschreibung normati-
ver Rationalitdt, wenn wir das subjektive Kriterium ernst nehmen.

Zugleich aber zeigt es, daB sich die Rationalitidt ohne weiteres auf einen Affekt
begriinden ld8t. Wir kénnen die individuelle Entscheidung nicht danach analysie-
ren, ob jemand hinreichende Kenntnisse iiber seine Alternativen hatte und sie
auch alle abgewogen hat. Zwar erwartet man irgendwie von einem Rationalitits-
kriterium, daB es den Bedingungen perfekter Information geniigen sollte2, aber
wir haben gezeigt, dafl es allein auf den Kontingenzausschluf3 ankommt, d.h.
auf die Tatsache, dafy eine Alternative ausgewdhlit wird und daf3 das Entschei-
dungssubjekt auf diese Wahl festgelegt werden kann.

Wir kommen nicht umhin, folgenden Tatbestand anzuerkennen: da8 die rational
choice nichts anderes ist als der Vorgang, irgendeine Alternative auszuwihlen,
die insofern als ,rational gewihlt‘ bezeichnet wird, als nur diese Alternative und
keine andere subjektiv fiir relevant erachtet wird (Fusfeld 1992). Uber die Umstin-
de der Relevanz kann empirisch nichts Verallgemeinerbares gesagt werden.

31, Wenn jemand, der rational ist, glaubt, daB er etwas glaubt, so hat er die Disposition,
sich auf eine Weise zu verhalten, die ein optimaler Beweis dafiir ist, daB er es (dieses
Etwas) glaubt. Das ist einfach zu begriinden. Wenn jemand rational ist und glaubt, da
er glaubt, daB p, dann wird er p sowohl seinen praktischen als auch seinen theoretischen
Schliissen als Pramisse zugrunde legen. In diesem Fall wird er sich nach der Annahme,
daB p, richten und deshalb so handeln, als wenn er glaubte, daB p* (Shoemaker, S.:
Rationalitit und SelbstbewuBtsein, in: Kienzle, B./Pape, H. (Hrsg.): Dimension des
Selbst, Frankfurt / M. 1991, S. 19 ff., hier: S. 31).

32 was der ,bounded rationality’ Simons AnlaB gibt, die empirische Mdoglichkeit
perfektiver Information zu bezweifeln und statt dessen ein ,satisficing-behavior‘ vorzu-
schlagen. Doch bleibt Simons Losung in seiner empiristischen Neigung stecken; er sieht
nicht, daB es der normativen Rationalitdt nicht um empirisch perfekte Bedingungen geht,
sondern um logisch kohirente. Die Unterstellung der logischen Kohirenz als Rationalitét
des Okonomischen und Alltagshandelns ist historisch kulturell bedingt.

33 Jede andere Behauptung fiihrte die normative Rationalitat in den Teufelskreis
préziser (situativer) Bedingungs- und Nebenbedingungsfestlegung, die fiir jede indivi-
duelle Entscheidung gesondert angeben konnen lassen miiten, welche nun galten oder
nicht, um daran zu vergleichen, ob das wahlende Subjekt alle Bedingungen erfiillt hat
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Mehr kann die Rationalititsannahme in der Okonomie nicht bedeuten. Ob das
betreffende Individuum die Relevanz der Alternative einfach so bestimmt hat
oder durch kluges Abwiégen gegen alle anderen Alternativen (welche werden
iiberhaupt zum relevanten Alternativenraum hinzugerechnet?34), bleibt nicht nur
unbestimmbar, sondern ist fiir die Rationalititszumutung selber irrelevant.

Der kommt es wesentlich darauf an, das betreffende Individuum fortan so
behandeln zu konnen, als ob es alle Alternativen gegeneinander abgewogen hat:
Jeder individuelle Zustand, sei es ein affektiver oder ein verniinftiger, wird somit
rational transformiert. Und zwar mit der Folge, daB das economic design damit
rechnet, daB alle Individuen wissen, daB sie so beobachtet und behandelt werden,
als wiiiten sie um alle Umsténde und Folgen ihrer Entscheidungen.

Es ist einer Sozialtheorie — wie der Okonomie — allerdings zuzumuten, die
Bedingungen der Handlungsverfassung der Individuen zu analysieren, statt sie
lediglich normativ zuzuschreiben. Das wiirde bedeuten, die Okonomie von ihrer
impliziten Moral der ,Verantwortlichkeit fiir sich selbst’ zu emanzipieren. Es
ginge dann nicht mehr darum, den Individuen die Verantwortung fiir ihre Ent-
scheidungen zuzuschreiben, sondern sie selbst dariiber entscheiden zu lassen,
inwieweit sie sie zu tragen bereit sind. Es muff deutlich werden, daB ,rational
zu handeln‘ nicht nur heiBt, kluge Unterscheidungen in Hinblick auf eine subjekti-
ve Emennung der ,besten‘ Alternative zu machen, sondern mogliche Enttduschun-
gen auf sich zu nehmen. Wer das ausdriicklich weil, wird anders handeln, d.h.
stirker auf Versicherungskomponenten achten, auf den ,common sense‘, der
herrscht — in summa: regel- oder kooperationsorientierter handeln.35 Schlicht
bedeutet dies, daB individuelle Entscheidungen sehr viel stirker offentlich erortert
werden — ohne daB damit bereits ein Offentlichkeitsgrad benannt ist —, bevor
entschieden wird oder daB die individuellen Entscheidungen sich stdrker an das
halten, was in der Offentlichkeit gemeinhin als giiltig angenommen wird. Regelo-
rientiertes Handeln muB nicht allein und ausschlieBlich als individueller Riickgriff
auf positive Handlungserfahrungen interpretiert werden (vgl. Heiner 1983), son-

(oder nicht). Erst dann konnte man — aus der Sicht der Theorie — dem jeweiligen
Entscheidungssubjekt nachweisen, daB es bestimmte Bedingungen gar nicht erfat und
mit bedacht hitte, um ihm einen Fehler in der rationalen Wahl nachzuweisen. Kénnen
wir das nicht — und wir konnen es nicht zuverlassig und ambivalenzausschliefend —,
dann konnen wir auch nicht behaupten, ein Verhalten danach abpriifen zu konnen, ob
es rational war oder nicht. Das ,interne‘ Rationalitétsprocedere ist nicht theoriefahig
(zumal die Okonomie dann von einer — bestimmten — Psychologie oder Neurophysiolo-
gie abhingig wiirde, was selber wieder methodische Probleme mit sich brachte: Warum
gerade diese Psychologie und warum keine andere? etc.).

34 Zur Problematik der Bedeutungszuweisung und des ,Verstehens‘ von Alternativen
vgl. verschiedene Aufsitze in: Lavoie, D. (ed.): Economics and Hermeneutics, London /
New York, 1991.

35 An dieser Stelle ist der Ubergang zur soziologischen Theorie ,sozialer Normen®,
deren Erkldrungsvalenz moglicherweise wieder steigt (vgl. Elster 1990, S. 45 ff.; vgl.
aber auch Coleman 1990; Taylor 1990 und Hardin 1990).
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dern kann ebenso eine kollektive Richtung einnehmen: dal man sich stdrker an
institutionellen Regeln orientiert oder schlicht daran, wie sich andere in der
Situation verhalten (,Imitation‘).36

Da die Wahl von Regeln weder notwendigerweise rational noch selbst wieder-
um durch Regelorientierung erfolgen kann — das Problem der Regelorientierung
148t sich in der Frage nach der Regel, an der man sich bei der Wahl von Regeln
orientieren soll, als unendlicher RegreB formulieren —, ist es moglicherweise
sinnvoll, anstatt wieder das normative Zuschreibungsgeschift der Rationalitét zu
beginnen, die Kommunikationsstrukturen zu untersuchen, innerhalb derer Regeln
gebildet werden.

5. Die Funktion von Moral in der Okonomie

Wir hatten oben bereits erwihnt, da das Rationalitidtskonzept eher ein Bil-
dungskonzept ist% als ein empirisch gehaltvolles Modell (was nicht ausschlieBt,
daB das normative Schema der rational choice historisch so eingeiibt ist, daB es
als ein empirisches Schema gelten kann; wir konnen aber empirisch nicht feststel-
len, ob das so ist [Davidson 1990 (I)]). Wir hatten weiterhin erortert, dal die
rational choice-Konzeption implizit eine moralische Vorstellung von der Verant-
wortung der Individuen fiir ihre Handlungen enthilt. Das ist zwar eine ungewohn-
liche Formulierung des ,methodologischen Individualismus*, sachlich aber zutref-
fend. Die Individuen werden unter der Perspektive normativer Rationalitit so
betrachtet, als ob sie einen social contract geschlossen hitten, der ihren Autono-
miestatus geklért hat. Darin wird die Handlungsrationalitit zur Norm erhoben,
der sich niemand entziehen kann. Natiirlich kann sich faktisch jeder dieser Norm
entziehen, aber der social contract bestimmt, daf3 er weiterhin so behandelt wird,
als unterstiinde er der Norm.

Wir hatten weiterhin gesagt, daB es giilte, die implizite Moral der normativen
Rationalitédt explizit zu machen. Dazu gehort erstens, daB die Verantwortung,
die jedem Individuum zugeschrieben wird, von den Individuen selbst zu bewerten
ist, ob sie sie auf sich nehmen konnen, zweitens aber, das Verhiltnis von Moral
und Emotion niher zu beleuchten.

Zur Verantwortung hatten wir bereits gesagt, daB sie eine Art umgekehrten
Heroismus fordere. Die Individuen hitten die Spannung zwischen rationaler
Zuschreibung und tatsdchlicher, oft emotionaler Wahl auszuhalten. Einen mogli-

36 Schnabl 1987. Damit ist aber. das ,Unabhingigkeitsaxiom‘ der rational choice
Theorie irrelevant geworden.

37 In seiner ,,Philosophy of Intransitive Preference* schreibt Paul Anand: ,I do not
even say that expected utility should never be used (it is of considerable pedagogic
value), but I do believe we are in the midst of rethinking our ideas of rationality* (Anand
1993, 345).



Rationalitit, Moral und Emotion 151

chen Defekt dieser Spannung hatten wir bereits erwihnt: Sie ,verstehen‘ mogli-
cherweise ihr Handeln nicht mehr.

Die Individuen geraten in eine Ambivalenz: Interpretieren sie ihr Handeln
rational, geraten ihnen die tatsdchlich handlungsleitenden Beweggriinde, vor-
nehmlich die emotionalen, aus dem Auge. Interpretieren sie dagegen ihr Handeln
mit anderen, nicht-6konomischen und nicht-rationalen Erkldrungen, gerit ihnen
ihre 6konomische Intention aus dem Auge. Sie handeln dann irgendwie, entlastet
von der (impliziten moralischen) Anforderung der Rationalitit, sich fiir die Folgen
ihres Handelns verantwortlich zu zeigen. Es gibt dann keinen Grund mehr, nicht
auch von affektiven oder voluntativen Unterscheidungen zu reden: das will ich
und das nicht.3#

Da wir den Ergebnissen der rational choices nicht ansehen kdnnen, ob sie eine
rationale oder affektive Basis haben, konnen wir

1. feststellen, daB die okonomische Theorie der Rationalitdt vertrdglich ist mit
einer emotionalen oder affektiven Bestimmung der Entscheidung, auch wenn
sie als ,rational‘ zugeschrieben wird.

2. konnen wir feststellen, daB diese Unentscheidbarkeit zwischen kognitiver und
affektiver Rationalitdt Konsequenzen hat fiir die normative Bestimmung der
Rationalitdt: Nur fiir die kognitive Version konnen wir die implizite Moral
der Verantwortlichkeit fiir die eigenen Entscheidungen aufrechterhalten. Fiir
die affektive Version muf3 das bestritten werden.

Wenn die Entscheidung auf einer affektiven Bestimmung beruht, kénnen wir
nicht mehr unterstellen, daB die Individuen ,so vemniinftig‘ sind, zu wissen, was
sie tun. Folglich konnen wir sie auch nicht mehr ,verantwortlich‘ nennen fiir
ihre Entscheidung. Wenn wir sie aber nicht mehr — kraft normativer Rationali-
titszuschreibung — der impliziten Moral autonomer Individuen (die in Analogie
zur rechtsfihigen Person entstand) unterstellen konnen, verliert die normative
Rationalitét ihre Legitimation, und wir miissen neue moralische Institutionen
erfinden, die auch die affektiven Entscheidungen verantwortbar machen. Das ist
die methodische Anforderung an die Moral in der Okonomie.

Die Anforderung besteht nicht aus moralphilosphischen Antrigen an die Oko-
nomie, ist kein externer Anspruch (den man gegebenenfalls abweisen kann),
sondern ist ein Anspruch, der aus dem Defekt der Selbstthematisierung der
rational choice entsteht, sich ihrer potentiell emotionalen Entscheidungsgriinde
und -folgen nicht versichert zu haben.

38 Das voluntative Moment von Entscheidungen, d.h. das Nicht-Abwigen von Alter-
nativen, wird zum einen mit dem Namen ,Dezision‘ belegt, zum anderen in dem Modell
der ,resolute choice” (McClennen 1990), wenn auch in anderer Absicht, thematisiert:
,»A resolute person makes his plans on the assumption that he will follow them through*
(Sugden 1991, 780).
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Moral, kénnen wir nun sagen, kommt nicht deshalb in die Okonomie, weil
die Okonomie ,héheren Normen‘ unterworfen werden soll, sondern weil ihr
implizites moral basement in einem entscheidenden Punkt briichig wird: und
zwar dort, wo die kognitive Entscheidung der rationalen Wahlhandlung nicht
garantiert werden kann. Weil die rational choice-Theorie nicht ausschliefen kann,
daB die ihr zugrundeliegenden Motive emotionaler Natur sein kénnen, muf} sie
es hinnehmen, daB sie ihre normative Unterstellung aufgeben muB, die Individuen
konnten fiir alle ihre Handlungen verantwortlich gemacht werden.

Die 6konomische Theorie der Rationalitit enthélt keine Theorie dariiber, in
welchem MaBe ein Individuum iiberhaupt die Grenzen seiner Verantwortlichkeit
erkennen kann. In diesem Sinne muB es — normativ — alles verantworten
konnen, was es entscheidet. Das Kriterium der impliziten Moral ist aber nicht
als zusitzliches Entscheidungskriterium offengelegt. Es gibt keine Instanz inner-
halb der rational choice, in der das Individuum dariiber entscheidet, ob es die
Folgen seines Handelns verantworten kann. Indem es handelt, handelt es de lege
rational.

Die moralische Tonart dieses Satzes soll nur die moralische Implikation der
rational choice besonders hervorheben, zugleich die starke Anforderung an die
Individuen. Hier setzt — wie schon mehrfach betont — die Moral ein. Und zwar
nicht als (implizite — und zugleich stoische —) Vernunftmoral, die den Indivi-
duen MifBerfolge auszuhalten lehrt, sondern als gewohnliche Moral, die sich der
Leiden der MiBerfolger annimmt.

Moral beobachtet die Individuen nicht dort, wo sie Erfolg haben (und sich
ihre ,Rationalitdt’ bestdtigen), sondern dort, wo sie MiBlerfolg haben an ihrer
Rationalitdt. Sie gibt ihnen eine Sprache, die giinstigenfalls gelingen 148t, sich
selber als Person weiterhin beschreiben zu konnen, wo sie als Individuum rational
versagt haben. Es geht in der Moral schlicht darum, die ,Anerkennung als Person’
herzustellen oder beizubehalten®, ohne diesen Vorgang vom Erfolg (oder Mifler-
folg) der rational actions abhdngig zu machen.

Dieses Argument beruht auf folgender Unterscheidung: Nicht die Handlung,
die jemand ausfiihrt, ist sinnvollerweise ,moralisch‘ zu nennen, sondern die

39 Moglicherweise hat die rational choice-Konzeption Konstruktionsméingel — jeden-
falls dort, wo es um das Verhiltnis von Moral und Emotion geht: Sie kann Emotionen,
Affekte etc. nur rational verarbeiten. ,Emotional choices‘ konnen per definitionem nicht
gelten. Doch gelten sie empirisch, vor allem in moralischen Zustinden, die uns hier
besonders interessieren: z.B. Selbstwertgefiihle, Gefiihle der Achtung, der Scham, der
Emporung, Lob und Tadel etc. (vgl. dazu Tugendhat 1993, S. 33 f.). Das Gefiihl der
Achtung fiir sich selbst z. B. ist eine moralische Konstituante, die rational kein Individuum
entscheiden kann, da 1. niemand selbst iiber die Achtung, die andere ihm gewihren,
entscheiden kann, und da 2. die Entscheidung iiber Achtungsgefiihle etc. eine Entschei-
dung iiber den Akteurszustand ist, der die Entscheidung, die er ausfiihrt, beeinflut. Wir
haben es mit einem Selbstreferenz-Phinomen zu tun, das iiblicherweise in rational choice-
Theorien nicht enthalten ist.
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Person, die sie ausfiihrt. Der Gebrauch des Wortes ,moralisch‘ ist selbst dann,
wenn er pradikativ erfolgt, implizit attributiv (Tugendhat 1993, S. 35). Die Aussa-
ge, daBl jemand in einer bestimmten Handlung moralisch gehandelt hitte, meint
prinzipiell, daB die Person moralisch zu nennen ist, die diese Handlung ausfiihrt
(und deshalb ausfiihrt, weil sie eine ,gute‘ oder ,schlechte‘ Person ist).

Diese Unterscheidung zwischen Handlung / Person ist hilfreich, um das Ver-
hiltnis von Moral und Okonomie zu kliren. Wenn wir von ,rationalen Handlun-
gen‘ reden, ist das Individuum zwar Tréger der Handlung, ansonsten aber irrele-
vant, da die rational choice-Theorie Selbstreferenz nicht thematisiert. Anerken-
nungsvorgédnge konnen nur iiber die Bewertung von (erfolgreichen) rationalen
Handlungen erfolgen. Wenn wir aber — mit E. Tugendhat — die Person-Identitit
als konstitutives Moment der Moral nennen, wire die Moral schlecht beraten,
ihre identititsstiftende Rolle abhidngig zu machen von den kontingenten Hand-
lungserfolgen rational agierender okonomischer Akteure.

Unsere Argumentation ging in die entgegengesetzte Richtung. Es liegt nahe,
dal die Moral die Identitit bildet, nicht das rationale Handeln. Da die rational
choice-Theorie den ,Identitédtsverlust‘ der Individuen bei Enttduschung aus MiBer-
folgen (rationalen Handelns) nicht thematisieren kann, findet die Moral ihre
genuine Aufgabe innerhalb der Okonomie darin, die Handlungsfihigkeit der
Individuen zu erhalten: das heifft nichts anderes, als die Identitdt der Person
unabhingig von den Ergebnissen der rational actions zu erhalten. Das leistet sie
nicht durch Informationsoptimierung, d.h. durch Verbesserung der Entschei-
dungskompetenz, sondern durch eine andere Thematisierung des Selbstwertge-
fiihls, indem sie in einer moralischen Sprache andere Bedeutungen zur Geltung
kommen 148t, in denen die Individuen sich selbst anzuerkennen lernen kénnen
(gegen ihre Interpretation in terms of rational choice, versagt zu haben).

In dem MaBe, wie die Theorie der rationalen Wahlhandlung das Individuum
als Triger gelingender Handlungen konstruiert, verschliet sie sich systematisch
dem ,Leid‘, das aus den Miflerfolgen kommt. Um im MiBerfolg die Handlungsfa-
higkeit aufrechtzuerhalten, bedarf es nicht allein normativer Unterstellungen der
Identitdt des Individuum als jederzeit wieder handlungsfihigem Akteur, sondern
von zusitzlichen identititserhaltenden Operationen, die die Okonomie nicht zu
ihrem Objektbereich zdhlt, wohl aber — traditionellerweise — die Moral.

Sie erst sichert die — ansonsten nur normativ zugeschriebene — ,Identitét’
der Individuen. Die Bezeichnung ,Identitdt’ ist hier philosophisch unaufwendig
gebraucht. Sie ist nur ein anderer Name fiir die Erhaltung der Handlungsfihigkeit
der Akteure iiber die Zeit. Moral sichert die Individuen gegen die aus Enttidu-
schung iiber MiBerfolge bewirkte Handlungsunfihigkeit. Ob sie dann — iiber
die Anerkennung als Person in ihrer Handlungsfihigkeit erhalten — rational
handeln oder regelhaft (oder nach anderen Kriterien), bleibt fiir die Kldarung des
Verhiltnisses von Rationalitdt, Moral und Emotion sekundir. Folglich ist die



154 Birger P. Priddat

Moral, so sie sich um die Personidentitit in schwierigen Situationen kiimmert,
eine conditio sine qua non der Funktionsfihigkeit von Okonomie.

Man konnte sagen, daB die rational choice-Theorie erst dann dem Problem
der Moral adédquat begegnet, wenn sie ihren Akteuren erlauben konnte, die zu
tatigenden rational choices danach auszusuchen, ob und inwieweit sie die Person-
Identitdt mit herzustellen in der Lage sind. Dann wiirde die implizite Moral der
rational choice, die normativ setzt, da die Individuen verantwortlich fiir sich
selbst seien, nicht als ,vernunftphilosophisches a priori‘ eingefiihrt, sondern als
ein Ermessensvorgang, der die rational choices danach aussucht, ob sie dem
Verantwortungspostulat geniigen konnen.

Die Pointe dieser Uberlegungen besteht darin, die eigene Handlungsfihigkeit
(und deren Aufrechterhaltung) zum entscheidenden Kriterium jeder Wahlhand-
lung zu machen. Der Akteur ist aufgefordert, in jeder Entscheidung mit zu
iiberlegen, wie sein Akteurs- bzw. sein Handlungskompetenzstatus tangiert wird.
In der élteren, utilitaristischen Handlungstheorie wurde diese Selbstreferenz the-
matisiert, indem sie die Akteure implizit aufforderte, nur solche Entscheidungen
zu vollziehen, die ihr ,Gliick‘ vermehrten.

Ich glaube weder, dal diese Konzeption leichthin pratikabel ist, noch daB wir
utilitaristische Losungen unbedarft iibernehmen konnten. Es kommt vornehmlich
darauf an, das Person-BewuBtsein bzw. das Selbstwertgefiihl unabhingig von
den Handlungsresultaten zu halten. Da das ,Individuum* der rational choice nur
als Ordnungsmetapher von Emotionen konstruiert ist, konnen Emotionen (Enttéu-
schungen), die aus dem rationalen Ordnungsvorgang selbst entstehen, nur wieder
als zu ordnende thematisiert werden. Wenn das miBlingt, fallen die betreffenden
Personen als ,irrational‘ aus dem okonomischen Handlungsgefiige heraus. Die
optimistische Implikation der rational choice Theorie, daB jedes ,Individuum’
jederzeit wieder rational handeln konne, 1468t sich nicht liber normative Zuschrei-
bungen, sondern nur iiber moralische Anerkenungsprocedere herstellen.

Der Sinn dieser Darstellung beruht darauf, daB nur Individuen, die mit sich
selbst identisch sind, so urteilsfdhig sind, wie es die theory of rational choice
voraussetzt. Folglich ist diese Identitét herzustellen, nicht nur zu postulieren. Die
normative Theorie der Rationalitét kann ohne explizite moralische Konfundation
nicht langer aufrechterhalten werden (da die implizite, gleichsam ,natiirliche
Unterstellung menschlicher Vernunft inklusive der moralischen Selbst-Verant-
wortlichkeit auf kulturellen Voraussetzungen des 19. Jahrhunderts beruht, die
wir heute, an der Schwelle zum 21. Jahrhundert , nicht mehr zu teilen vermogen;
nach Freud — so 148t sich sagen — kann die ,Identit4t* von Handlungssubjekten
nicht mehr linear‘ gedacht werden. Auch Handlungstheorien miissen kontingenz-
freundlicher werden, wie es im ,multiple-self‘-Ansatz begonnen wurde [Elster
1988]).

Das hat die Konsequenz, daB sich die normative Theorie der Rationalitit
weiterhin vertreten 148t, wenn sichergestellt ist, daB es hinreichend moralische



Rationalitit, Moral und Emotion 155

Instanzen gibt, die die Personidentitit herstellen oder erhalten konnen. Man kann
dieses Resultat normativ wenden und fiir Moral plddieren, um die Funktionsfihig-
keit einer auf rational actions beruhenden Okonomie zu sichern.

Man kann allerdings auch andere Schliisse ziechen: Wenn auf der einen Seite
die moderne Okonomie, so sie sich auf die rational choice stiitzt, ohne moral
basement unbegriindet ist, und wenn auf der anderen Seite die moral basements
kleiner oder briichig werden, dann bleibt nicht etwa die Rationalitit iibrig, sondern
sie wird im selben MaBe kleiner oder briichig. Wir miiiten uns nach einer anderen
Handlungstheorie umsehen; die jetzige enthilt zuviel kantianische Dichotomie
von ,Vernunft’ und ,,Gefiihl*.
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Humboldts Sozialstaats-Skepsis
Eine spieltheoretische Rekonstruktion

Von Rainer Hegselmann, Bremen*

,Social theory . . . is a guide to social construction, no less than
Newtonian mechanics is a guide to architecture and civil engine-
ering. Social theory, with its more complex and inherently react-
ive subject matter, faces a much more difficult task.“

James S. Coleman, 1992, 118
,,Die Hebel und Schrauben der Lebensordnung sind gar sonder-
licher und feiner Art.*

Otto Neurath, 1919, 236

Im Jahre 1792 verfate Wilhelm von Humboldt seine Schrift /deen zu einem
Versuch, die Grinzen der Wirksamkeit des Staates zu bestimmen. Die Arbeit
argumentiert fiir ein Staatsverstindnis, das man heute liberal, vielleicht auch
libertdr nennen wiirde. Vor dem Hintergrund der weitgehenden staatlichen Regu-
lierungen seiner Zeit muB8 man Humboldts Schrift als ein radikales Deregulie-
rungsmanifest betrachten.! Die verschiedenen Felder moglicher Staatstitigkeit
analysierend, pladiert Humboldt fiir einen minimalen Staat. Er schreibt:

,Der Staat enthalte sich aller Sorgfalt fiir den positiven Wohlstand der Biirger, und
gehe keinen Schritt weiter, als zu ihrer Sicherstellung gegen sich selbst, und gegen
auswirtige Feinde notwendig ist; zu keinem anderen Endzwecke beschrinke er ihre
Freiheit (Humboldt 1792, 90).

Zur Begriindung seiner Ablehnung wohlfahrtsstaatlicher Einrichtungen fiihrt
er aus:

,»Wie jeder sich selbst auf die sorgende Hiilfe des Staates verldsst, so und noch
weit mehr iibergiebt er ihr das Schiksal seines Mitbiirgers. Dies aber schwicht die
Teilnahme, und macht zu gegenseitiger Hiilfsleistung trager* (a.a.O. 75).

* Auf die grundlegende Idee dieser Arbeit bin ich durch Gespriche mit Hartmut
Kliemt gestoBen. Einen wichtigen Hinweis verdanke ich Dieter Birnbacher. Bei beiden
bedanke ich mich.

1 Humboldt veroffentlichte zunéchst lediglich einige Kapitel der Schrift — vermutlich
aus Griinden politischer Vorsicht. Es ist aufschluBreich, daB der 200. Jahrestag der
Abfassung dieses libertdren Manifests in der Bundesrepublik praktisch nicht beachtet
wurde. i
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Humboldt hat damit lange vor Entstehen der modernen Wohlfahrtsstaaten eine
These vorgelegt, die zum argumentativen Kern heutiger Wohlfahrtsstaat-Skepsis
gehort. In moderner Terminologie konnte man die These Humboldts etwa wie
folgt formulieren:

® Eine sozialstaatliche Daseinsvorsorge zerstort die Netzwerke solidarischer
Selbsthilfe. [Humboldtsche These]?

Im folgenden werde ich diese These in einem spieltheoretischen Rahmen, also
innerhalb des Rational-Choice-Paradigmas untersuchen. Dazu wird zunéchst ein
Spiel eingefiihrt, das elementare Formen von Solidarbeziehungen zu analysieren
erlaubt (1.). Dieses Spiel soll Solidaritdtsspiel heien. Im Anschlu3 werden
sozialpolitische Eingriffe so konzeptualisiert, daB deren Effekte spieltheoretisch
analysierbar sind (2.). Zugleich wird eine Engfiihrung der folgenden Analysen
motiviert. Abschnitt 3 stellt die im folgenden wichtigen Eigenschaften iterierter
Solidarititsspiele zusammen. Im Anschlu8 werden die Konsequenzen sozialpoli-
tischer MaBnahmen fiir iterierte Solidarititsspiele untersucht (4.). Abschnitt 5
zieht Konsequenzen fiir die Humboldtsche These.

1. Das einfache Solidaritatsspiel

In einem ersten Analyse-Schritt werde ich Solidarbeziehungen durch ein Soli-
daritdtsspiel modellieren. Das Spiel ist ein 2-Personen-Spiel. Netzwerke von
Solidarbeziehungen kann man aus solchen 2-Personen-Spielen zusammensetzen.?
Das Spiel wird in extensiver Form durch [1] gegeben. Beide Spieler werden mit
der gleichen Wahrscheinlichkeit p hilfsbediirftig.* Entsprechend ist (1 —p) die
Wahrscheinlichkeit dafiir, nicht hilfsbediirftig zu werden. Den ersten Zug des
Spiels macht Spieler 0, niamlich die Natur. Gemafl der Wahrscheinlichkeit p
entscheidet der Zufall dariiber, ob keiner, beide, nur Spieler 1 oder nur Spieler
2 hilfsbediirftig werden. Es kann also sein, da8 niemand hilfsbediirftig ist oder
auch beide zugleich hilfsbediirftig werden. Im ersten Fall braucht niemand Hilfe,

2 Eine prominente Rolle spielt das Humboldtsche Argument in der ordo-liberalen
und marktradikalen Wohlfahrtsstaat-Kritik. Eine viel beachtete und dieser Linie folgende
Arbeit ist die von Charles Murray verfaBte sozialpolitische Studie ,,.Losing Ground —
American Social Policy 1950-1980%“ (Murray 1984). Man findet die Thesee auch im
Zusammenhang einer anarchistischen Staatskritik. Vgl. Taylor 1987.

3 Vgl. Hegselmann 1994 und 1994 a. Dort werden die Spieler in einer 2-dimensionalen,
zelluldren Welt angeordnet. Jeder Spieler kann Nachbarn im Norden, Siiden, Westen
und Osten haben, mit denen er simultan und unabhéngig voneinander Solidarititsspiele
spielt. Natiirlich kann man nicht jede Art von Solidarnetzwerk auf diese Weise aus
Dyaden zusammensetzen.

4 Eine gleiche Wahrscheinlichkeit ist hier deshalb angenommen, um die Analyse so
einfach wie moglich zu halten. Ungleiche Wahrscheinlichkeiten bieten sich an, um
Ungleichheiten von Individuen zu modellieren. Eine Analyse der Effekte, die dann
eintreten, wenn Individuen ungleich sind und sich vorteilsorientiert Solidarpartner su-
chen, wird in Hegselmann (1994, 1994a) gegeben.
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im zweiten Fall kann niemand helfen. Wer selbst hilfsbediirftig ist, kann dem
anderen prinzipiell nicht helfen. Wer hingegen selbst nicht hilfsbediirftig ist,
muB sich entscheiden, ob er einem hilfsbediirftigen Mitspieler hilft oder nicht.
Je nachdem, wie der Zug des Spielers 0 ausgeht, ist daher im Anschlu8 entweder
keiner, Spieler 1 oder aber Spieler 2 am Zuge.

Hinsichtlich der Auszahlungen sei angenommen, daB Hilfe zu erhalten fiir den
Bediirftigen mit dem Nutzen G (,,Gerettet werden‘) verbunden sei. Im Hinblick
auf die spiteren Analysen ist es sinnvoll, die Auszahlungen Hilfsbediirftiger, die
keine Hilfe erhalten, obwohl andere Mitspieler, da selber nicht hilfsbediirftig,
helfen konnten, zu unterscheiden von dem Payoff hilfsbediirftiger Spieler, die
von ihren Mitspielern keine Hilfe erwarten konnen, da diese selber hilfsbediirftig
sind. Im ersten Fall sei der Payoff E (,,Ertrinken)’ , im zweiten Fall sei er M
(,,Mist*). Ebenfalls mit Blick auf spétere Analysen wird unterschieden zwischen
den Auszahlungen bei einer nicht gegebenen Hilfe, die auch nicht benétigt wurde,
und der Auszahlung im Falle einer unterlassenen Hilfeleistung gegeniiber einem
hilfsbediirftigen Mitspieler. Im ersten Fall sei die Auszahlung A (,,Alles 0.k.”),
im zweiten Fall sei sie W (,,Weitergehen*). Wer helfen kann und dies auch tut,
der erhalte die Auszahlung H (,,Helfen*). Naheliegenderweise gelte als konstituti-
ve Bedingung eines Solidaritétsspiels, daB G > E und W > H.

[11 SOLIDARITATSSPIEL

beide hilfsbediirftig / keiner kann helfen M

pZ
. d hilfsbediirfti
niemand hilfsbediirftig A A
(1-p)?
Natur helfen G H
nur Spieler 1
hilfsbediirftig .
Spieler 2
p(1-p) ,

g

helfen H G

nur Spieler 2
hilfsbediirftig

W

Spieler 1
p(1-p) N L
nicht helfen W E
BEDINGUNGEN:
G >EundW > H
0<p<l1

5 Die aus mnemotechnischen Griinden gewéhlten Variablenbezeichungen sind in einer
Hinsicht irrefiihrend: Wer ertrinkt, fiir den ist das Spiel endgiiltig vorbei, wem hingegen
in einem Solidaritéitsspiel nicht geholfen wird, fiir den gibt es in dem spiter betrachteten
Superspiel durchaus noch weitere Spielperioden.

11 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 228 /11
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Fiir das folgende ist auch eine Charakterisierung des Spiels in strategischer
Form hilfreich.

[2] Solidarisch Unsolidarisch
[Kooperativ] [Defektiv]
Solidarisch R S
[Kooperativ] R T
Unsolidarisch T P
[Defektiv] S P

Zeilen- und Spaltenspieler stehen dabei vor der gleichen Strategienalternative.
Solidarisch heiBe eine Strategie, die dem hilfsbediirftigen anderen zu helfen
vorsieht, falls man in die Lage kommt, dies zu konnen. Diejenige Strategie, die
fiir eine solche Situation vorsieht, nicht zu helfen, heiBe unsolidarisch. Die in
eckigen Klammern stehenden Strategien Kooperativ und Defektiv sind deshalb
aufgefiihrt, weil — wie sich weiter unter zeigen wird — das Solidarititsspiel
unter bestimmten Bedingungen ein Gefangenen-Dilemma mit eben dieser Strate-
gienalternative ist.6

Fiir den Erwartungsnutzen, der den Auszahlungen 7, R, P, S des Solidaritits-
spiels entspricht, gilt auf Basis von [1] offenbar:

3] T=(1-pYA+pM+p(1-p)W+p(1-p)G
R=(1-p)A+p’M +p(1-p)H+p(1-p)G
P=(1-pYA+pM +p(1-p)W+p(1-p)E
S=(01-pYA+p"M+p(1-p)H+p(1-p)E

Mit Blick auf [3] sieht man sofort, da wegen der fiir ein Solidarititsspiel
konstitutiven Bedingung W > H immer gilt, daB 7> R und P > S. An Hand der
durch [2] gegebenen strategischen Charakterisierung des Solidaritétsspiels kann
man sich daher leicht klarmachen, daB die Strategie, unsolidarisch zu sein,
einzige beste Antwort auf beliebige Strategiewahlen des jeweils anderen ist.
Nicht solidarisch zu sein, ist also eine dominante Strategie. Zu einem Gefangenen-
Dilemma wird das Solidaritétsspiel genau dann, wenn die fiir ein PD konstitutive
Bedingung

[4] T>R>P>S

erfiillt ist. Unter Riickgriff auf [3] und [4] 14Bt sich leicht beweisen:

6 Die Payoff-Variablen sind die zumeist bei der Darstellung von PD-Situationen
verwandten. Sie werden aus mnemotechnischen Griinden gewéhlt: Temptation, Reward,
Punishment, Sucker’s Payoff.
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Hilfssatz 1:

Ein Solidarititsspiel ist ein PD gdw. (G - E) > (W — H). [PD-Bedingung]

Nennt man (G — E) den Solidaritdtsgewinn und (W — H) die Solidaritdtskosten,
dann gilt also: Ein Solidaritdtsspiel ist ein Gefangenen-Dilemma genau dann,
wenn fiir beide Spieler der Solidaritdtsgewinn die Solidaritdtskosten iibersteigt.
Oder anders ausgedriickt: Ein Solidaritdtsspiel ist ein Gefangenen-Dilemma ge-
nau dann, wenn wechselseitige Solidaritdt fiir beide Spieler lohnenswert wdre.

In einem Solidaritatsspiel ist es also immer eine dominante Strategie, unsolida-
risch zu spielen. Zu einem Gefangenen-Dilemma wird das Spiel genau dann,
wenn die Wahl der dominierten Strategien beide Spieler besser gestellt hitte.
Ein Gefangenen-Dilemma ist dabei das klassische Beispiel einer sozialen Falle:
Beidseitige Unkooperativitit ist Resultat der Wahl dominanter Strategien, Maxi-
minpunkt und einziges Gleichgewicht. Beidseitige Defektion ist damit einzige
plausible Losung des Spiels. Genau diese Losung ist jedoch suboptimal bzw.
ineffizient, denn es existiert eine Alternative, die beide Spieler besser gestellt
hitte, namlich beidseitige Kooperation bzw. wechselseitige Solidaritit. Eben
diese Losung ist aber fiir rationale Spieler nicht erreichbar, da sie einer in die
Situation eingebauten Verfiihrung erliegen. Diese Verfiihrung besteht darin, da
jeder weiB, daB beidseitige Solidaritit zwar eine gute, eigene Unsolidaritit bei
gleichzeitiger Solidaritdt des anderen jedoch eine noch bessere Losung wire.

2. Eine abstrakte Modellierung sozialpolitischer Eingriffe

Fiir die Analyse sozialpolitischer Interventionen werde ich eine extrem abstrak-
te Sicht staatlicher Interventionen einfiihren: Sozialpolitische Mafinahmen sollen
aufgefaf3t werden als wie auch immer herbeigefiihrte Verdnderungen spielkonsti-
tutiver Parameter, ndmlich der Auszahlungen des Solidaritdtsspiels. Positive
oder negative Steuern, Abgaben oder monetire Transfers, Strafen irgendwelcher
Art, Primien, Bonus- oder Malus-Regelungen usw. — all dies wird auf einen
einzigen Aspekt reduziert, ndmlich den, die auf dem Niveau kardinaler Nutzen-
funktionen gegebenen Auszahlungen des Solidarititsspiels zu verindern. Die
Frage danach, welche Effekte politische MaBnahmen fiir Solidarnetzwerke haben,
wird so zu der Frage nach den Konsequenzen politisch induzierter Payoff-Modifi-
kationen fiir die Eigenschaften und insbesondere die Losungen der daraus resul-
tierenden Spiele. Der damit aufgeworfenen Frage mochte ich unter drei Einschrén-
kungen nachgehen:

(a) Im Prinzip kann man fiir jede der 6 verschiedenen Auszahlungen des
Solidarititsspiels untersuchen, welche Folgen sozialpolitisch induzierte Anderun-
gen der Payoffstruktur haben. Ich mochte diese Untersuchung hier allerdings
beschrdinken auf die Effekte von Anderungen der Auszahlungen fiir Hilfsbediirfti-
ge, die keine Hilfe erhalten. Inhaltlich wird die leitende Fragestellung also

1*
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zugespitzt auf das Problem einer moglichen Beeintrdchtigung von Solidarbezie-
hungen durch eine staatliche Sozialpolitik, die im Bediirftigkeitsfalle eingreift.
Dabei sollen drei verschiedene Sozialpolitiken analysiert werden, namlich eine
Politik, die die Situation derjenigen veriandert, die keine Hilfe erhalten,

® weil die Mitspieler, da selber hilfsbediirfig, nicht helfen kénnen;
® weil die Mitspieler, obwohl selber nicht hilfsbediirftig, nicht helfen wollen;

® weil die Mitspieler nicht helfen wollen oder nicht helfen konnen.

Fiir die weitere Analyse lege ich daher Funktionen T*, R*, P* und S* zugrunde,
die jeweils aus T, R, P und S aus [3] dadurch hervorgehen, daB M um Betrige
AM ([5], 1. Spalte) und E um Betrige AE ([5], 2. Spalte) verdndert werden.
Mit T, R, P und S als den Statusquo-Auszahlungen (also den Auszahlungen fiir
AM, AE = 0) ist durch die ersten beiden Spalten von [5] jeweils eine Menge von
vier Auszahlungsfunktionen in Abhingigkeit von Anderungen um einen Nutzen-
betrag A an den jeweils betrachteten Auszahlungen M und E gegeben. Die Funk-
tionen ergeben sich dabei in trivialer Weise aus [3]. In der der dritten Spalte
von [5] sind diejenigen Auszahlungen angegeben, die sich dann ergeben, wenn
man zugleich M und E um Betrige AM und AE, mit AM = AE = AU veréndert.

[5]

AM AE AU
T#(A) T + p*AM T T + p*AU
BEA L RepAM R L R pPAD
P*(A) P +p® . P+p(l1-p)AE = |[P+pAU
S*(A) S+ p*AM S+p(1-p)AE S+ pAU

(b) Es sollen lediglich solche Solidaritétsspiele untersucht werden, die eine
PD-Struktur haben. Vor dem Hintergrund von Hilfssatz 1 bedeutet dies: Die
Frage nach einer moglichen sozialpolitischen Zerstorung von Solidarnetzwerken
wird auf solche Solidarbeziehungen eingeschriénkt, die fiir alle Beteiligten vorteil-
haft sind. Die obere Grenze des offenen Intervalls, innerhalb dessen die sozialpoli-
tischen Payoff-Modifikationen an der PD-Struktur des Solidarititsspiels nichts
dndern, ist gegeben durch:

[6] AE,AU<(G-E)-(W-H).”

7 Um diese Grenze zu ermitteln, ist lediglich zu berechnen, wann die Funktionen
T*(A), R*(A), P*(A) und S*(A) aus [5] jeweils die Bedingung T*(AE) > R*(AE) >
P*(AE) > S*(AE) bzw. T*(AU) > R*(AU) > P*(AU) > S*(AU) erfiillen. Hingegen
konnen beliebige AM-Betrige eine gegebene PD-Struktur nicht veridndern.
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Eine untere Grenze fiir Payoff-Modifikationen um Betrige AE bzw. AU, bei
deren Unterschreiten die PD-Struktur verloren ginge oder aber die konstitutiven
Bedingungen G > E und W > H verletzt wiirden, gibt es nicht.

(c) Die Beantwortung der leitende Frage ist fiir ein einfaches, d.h. nicht iterier-
tes Solidaritdtsspiel mit oder ohne PD-Struktur nicht wirklich interessant: An
welchen Payoffs ein Sozialplaner drehen mag: Wenn ein Spiel ein einfaches,
nicht-iteriertes Solidaritétsspiel im Sinne von [1] ist, dann ist einzig mogliche
Losung beidseitig unsolidarisches Verhalten. Das dabei realisierte Nutzenniveau
steigt mit positiven und sinkt mit negativen AE-, AM- bzw. AU-Betrégen. Fiir
die Humboldtsche These bedeutet dies: Beziehungen wechselseitiger Hilfe kon-
nen im Hinblick auf einfache Solidaritdtsspiele durch staatliche MaBnahmen
weder geschaffen noch zerstort werden, denn sie sind iiberhaupt nicht méglich.
Man kann ggf. allerdings dafiir sorgen, daB nach geeigneten Anderungen der
Auszahlungsstruktur das Defektionsgleichgewicht effizient wird. Letzteres kann
dann geschehen, wenn das resultierende Spiel ein Solidaritdtsspiel ohne PD-
Charakter ist. Es gibt auch Anderungen der Auszahlungsstruktur, die wechselseiti-
ge Solidaritédt zu einem Gleichgewicht machen. Das derart transformierte Spiel
wiirde dann aber kein Solidaritdtsspiel im definierten Sinne mehr sein.

Im folgenden werde ich daher der Frage nachgehen, welche Folgen es hat,
wenn in iterierten Solidarititsspielen mit PD-Charakter Auszahlungen von Spie-
lern, die aus dem einen oder anderen Grund keine Hilfe erhalten, durch sozialpoli-
tische Eingriffe verandert werden. Interessant ist diese Frage deshalb, weil seit
langem bekannt ist (vgl. Taylor 1976 und 1987; Axelrod 1984; Friedman 1986
und 1991), daB iterierte PD-Spiele (sog. Superspiele) unter bestimmten Bedingun-
gen Gleichgewichte aus Superspielstrategien haben konnen, die vom Effekt her
auf durchgidngige Kooperation in allen Basisspielen hinauslaufen und in diesem
Sinne kooperativ auflosbar sind — ein Resultat, das sich natiirlich im Prinzip
auch auf iterierte Solidaritdtsspiele mit PD-Charakter iibertragen lassen muS.

3. Iterierte Solidaritéitsspiele

Kooperative Superspielgleichgewichte existieren dann, wenn das Spiel unend-
lich oft wiederholt wird und die Payoffs zukiinftiger Spielperioden nicht zu stark
abdiskontiert werden. Sei o mit 0 < & < 1 der sog. Diskontparameter, dann wird
der Payoff einer Spielperiode ¢ mit dem Wert o’ abdiskontiert. Bei einer derartigen
exponentiellen Abdiskontierung zukiinftiger Auszahlungen konvergiert der Su-
perspielpayoff, verstanden als die Summe der (abdiskontierten) Payoffs aus ein-
zelnen Spielperioden, gegen einen endlichen Wert. Kooperative Gleichgewichte
existieren dann, wenn der Diskontparameter einen bestimmten Schwellenwert
erreicht. Die Annahme, daB das Spiel unendlich oft wiederholt wird, mag man
mit Blick auf die reale Welt als niemals erfiillbar ansehen. Als Ausweg bietet
sich an, den Diskontparameter als Wahrscheinlichkeit eines niachsten Spiels zu
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interpretieren und von Superspielen auszugehen, deren Ende ungewif} ist. In
dieser — von mir bevorzugten — Deutung, die formal mit dem ersten Ansatz
allerdings dquivalent ist, gewichtet man die Payoffs zukiinftiger Perioden mit
den Wahrscheinlichkeiten, sie iiberhaupt zu erreichen, und identifiziert den Super-
spielpayoff mit der Summe der gewichteten Payoffs der Basisspiele. Unter dieser
Interpretation existieren kooperative Superspielgleichgewichte unter der Voraus-
setzung, daf} ein ndchstes Spiel jeweils hinreichend wahrscheinlich ist. (Es sei
betont, dal eine beliebig hohe, im vorhinein bekannte, endliche Anzahl von
Spielwiederholungen nach dem bekannten Backward-Induction-Argument keine
kooperative Losung moglich macht.)

Fragt man sich, welche Superspielstrategien eine kooperative Losung moglich
machen, so ist klar, daB eine Strategie, die bedingungslos und immer kooperiert
(ALL C), nicht als Gleichgewichtsstrategie in Frage kommen kann, da bedin-
gungslose Defektion (ALL D) immer eine bessere Antwort auf ALL C wire als
diese Strategie selbst. Umgekehrt ist beidseitige Wahl von ALL D zwar immer
ein Gleichgewicht, aber eben kein kooperatives. Eine entscheidende Vorausset-
zung fiir die Existenz kooperativer Losungen ist, da Superspielstrategien bedingt
sind, d.h. ihr eigenes Verhalten vom Verhalten des anderen abhingig machen
konnen und daher z.B. zu Vergeltung fihig sind. Zwei gut untersuchte Strategien,
die diese Eigenschaft haben, sind die TIT-FOR-TAT- und die TRIGGER-Strate-
gie (vgl. Friedman 1986, Taylor 1976). TIT-FOR-TAT spielt im ersten Spiel
kooperativ und macht im AnschluB immer das, was der Gegenspieler im letzten
Zug tat. So wird Kooperation mit Kooperation und Defektion mit Defektion
beantwortet. TIT-FOR-TAT (Abk.: TFT) ist eine sehr versohnliche Strategie,
denn auch nach einer ganzen Reihe von Defektionen des anderen ist ein TFT-
Spieler schon nach einer einzigen Kooperation des anderen zu erneuter Koopera-
tion bereit. Demgegeniiber ist TRIGGER (Abk.: TR) eine vollig unverséhnliche
Strategie: Schon die erste Defektion des anderen bestraft sie mit ewiger Defektion.
TR beginnt allerdings das Superspiel sehr freundlich, ndmlich kooperativ, und
bleibt dies auch bis zur ersten Defektion des anderen.

Angewandt auf das iterierte Solidaritdtsspiel mochte ich unter der TR-Strategie
diejenige Superspielstrategie verstehen, die dem anderen so lange und falls mog-
lich im Bediirftigkeitsfalle hilft, wie der andere nicht in einer Situation, in der
Hilfe benétigt worden wire und er sie hitte geben konnen, seine Hilfeleistung
verweigert. Nach einer solchen unterlassenen Hilfeleistung ist ein TR-Spieler
niemals wieder zu einer Hilfeleistung bereit. — Ein TFT-Spieler verhilt sich bis
zur ersten Defektion des anderen ebenso wie der TR-Spieler. Im Gegensatz zu
diesem wird ein TFT-Spieler jedoch nach einer oder auch mehreren Defektionen
des anderen erneut zu Hilfeleistung bereit sein, falls der andere zuvor zur Koopera-
tion zuriickkehrte, also in einer Situation, in der er helfen konnte und seine Hilfe
benotigt wurde, in der Tat half.
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Hilfssatz 2:

In einem iterierten Solidaritétsspiel sind Paare aus TFT- bzw. TR-Strategien
jeweils Gleichgewichte gdw. fiir beide Spieler gilt:

a21/[1-p(A-p)+p(1-p)(G-E)/W-H)]=a,.}

Nennt man die Schwellenwert-Bedingung des Hilfssatzes 2 KOOP-Bedingung,
dann kann man also insgesamt sagen: Die PD-Bedingung formuliert, wann wech-
selseitige Solidaritit beidseitig vorteilhaft wire. Die KOOP-Bedingung gibt hin-
gegen eine Mindestwahrscheinlichkeit fiir die Stabilitét einer Interaktion an, bei
deren Erreichen das, was vorteilhaft wire, auch machbar wird. Man beachte,
daB o, durch die GroBen A und M nicht beeinfluBt wird.

Wenn im folgenden von Solidarbeziehungen oder auch von solidarischen
Losungen die Rede ist, dann sind damit immer iterierte Solidarititsspiele gemeint,
die unter den jeweils gegebenen Randbedingungen hinreichend stabil sind, um
im Superspiel kooperative Gleichgewichte méglich zu machen. Ich werde davon
ausgehen, dafs immer dann, wenn die Bedingungen fiir kooperative Gleichgewich-
te erfiillt sind, solidarischen Losungen realisiert werden. Da die Schwellenwerte
fiir die Gleichgewichte im Falle iterierter Solidarititsspiele® zusammenfallen,
kann offen gelassen werden, ob die Spieler die solidarischen Losungen auf Basis
von TFT- oder auf Basis von TR-Strategien° realisieren. Sind die Bedingungen
fiir kooperative Gleichgewichte aus TFT- bzw. TR-Strategien hingegen nicht
erfiillt, dann soll davon ausgegangen werden, da beide Spieler unsolidarisch
spielen.

4. Pfadspriinge und kritische Transfers
im iterierten Solidaritatsspiel mit PD-Charakter

Im Hinblick auf die Schwellenwertbedingung aus Hilfssatz 2 stellt sich nun
die entscheidende Frage, wie sich politisch induzierte Payoff-Modifikationen um
Betrige AM, AE und AU auswirken. In [7a] bis [7c] werden die entscheidenden
Effekte dargestellt. Angenommen ist, daB bestimmte Werte fiir p, G, E, W, H,

8 Der Beweis ist etwas kompliziert und liegt bisher lediglich als unveroffentlichtes
Manuskript vor. Die Komplikationen ergeben sich letztlich daraus, daB die Spieler bei
dem hier leitenden Verstdndnis von TR- und TFT-Strategien in Perioden, in denen beide
oder aber keiner in Not geriet, auch nicht ,;sehen“, ob der andere kooperiert oder
defektiert. Kooperation und Defektion werden vielmehr erst in Situationen offenbar, in
denen genau ein Spieler hilfsbediirftig ist.

9 Dies gilt natiirlich nicht fiir beliebige PD-Spiele. Ist T—R = P — S, dann fallen
allerdings schon im iterierten Standard-PD die beiden Schwellenwerte fiir die Existenz
eines Gleichgewichts aus TFT-Strategien zusammen. Dieser Schwellenwert ist dann
seinerseits identisch mit dem fiir Gleichgewichte aus TR-Strategien.

10 Nash-Gleichgewichte aus TR-Strategien wiren dabei auch teilspielperfekt.
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A und M gegeben sind. ! Die Interpretationen von [7a] bis [7c] gelten unabhdngig
von spezifischen Werten, die fiir die Visualisierungen angenommen wurden.

In Abhingigkeit von den auf der x-Achse abgetragen AM, AE bzw. AU-Werten
und den auf der y-Achse abgetragenen Stabilititswahrscheinlichkeiten o (Dis-
kontparameter) 148t sich gemaB Hilfssatz 2 bestimmen, ob die Schwellenwertbe-
dingung fiir die Existenz solidarischer Losungen erfiillt ist oder nicht. In der
Senkrechten sind die Payoffs U abgetragen, die ein Spieler in jeder einzelnen
Spielperiode erhilt, also entweder eine R*-Auszahlung im Falle der erfiillten,
oder aber eine P*-Auszahlung im Falle der nicht erfiillten Schwellenwertbedin-
gung. Fiir die Berechnung der Auszahlungen sind die (grauschattierten) Formeln
fiir P* und R* aus [5] heranzuziehen. Da das Basisspiel einen PD-Charakter hat,
ist sicher, daB die R*-Auszahlungen hoher sind als die P*-Auszahlungen. Der
Status quo unter Payoff-Gesichtspunkten ist durch AM, AE, AU =0 und irgendeine
Stabilitdtswahrscheinlichkeit o gegeben.

(a) AM-Politik

Die Auszahlung M erhalten die Spieler eines Solidarititsspiels gemiB [1]
genau dann, wenn beide hilfsbediirftig geworden sind und sich daher nach Voraus-
setzung nicht wechselseitig helfen konnen. Die Effekte sozialpolitischer Interven-
tionen, die zu Anderungen an der Auszahlung M um Betrige AM fiihren, sind
in [7a] dargestellt. Man sieht dort zwei Auszahlungsebenen, die parallel zueinan-
der verlaufen und mit wachsendem AM nach rechts hin steigen. Auf der oberen
Ebene liegen die R*-, auf der unteren die P*-Auszahlungen. Eine Inspektion der
Schwellenwert-Bedingung aus Hilfssatz 2 zeigt, daB der Schwellenwert fiir die
Existenz solidarischer Superspielgleichgewichte nicht von M abhdngt. Durch
Manipulation von M um beliebige Betrige AM wird daher an der Losung des
Superspiels nichts gedndert. Man kann also durch sozialpolitisch induzierte
Transfers, die die Situationen derer verbessern (oder auch verschlechtern), die
sich selbst wechselseitig nicht mehr helfen kénnen, weder funktionierende Soli-
darnetzwerke zerstoren noch nicht funktionierende funktionstiichtig machen.

(b) AE-Politik

Die Auszahlung F erhilt ein hilfsbediirftiger Spieler, dem von dem selber in
dieser Periode nicht hilfsbediirftigen Mitspieler nicht geholfen wird, obwohl er
dies eigentlich konnte. Durch [7b] werden die Effekte einer an der Auszahlung
E ansetzenden Politik dargestellt. Ist 0 eher niedrig, dann liegt die Status-quo-
Auszahlung auf einer nach rechts hin steigenden Ebene von P*-Auszahlungen. 1

11 Die 3D-Darstellungen [7a]-[7c] beruhen auf den Werten p = 0.5,G =6, E =1,
W=8H=7,A=8und M = 1.
12 Dies sollte vor dem Hintergrund von [5], 2. Spalte nicht iiberraschen.
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Im Falle eines eher hohen oy liegt die Auszahlung auf der horizontalen Fliche
von R*-Auszahlungen. Im ersten Fall iiberschreitet die Stabilitdtswahrscheinlich-
keit nicht den erforderlichen Schwellenwert. Es ist daher nur die ineffiziente
unsolidarische Losung moglich. Im zweiten Fall wird der Schwellenwert iiber-
schritien und die mit einer hoheren Auszahlung verbundene solidarische Losung
erreicht. Die obere Grenze fiir AE ist dabei in [7b] an jene Stelle gelegt, bei der
das Spiel bei den gegebenen Parametern aufhdren wiirde, ein PD zu sein (vgl.
[6]). Ist o eher niedrig, dann liegt die Status-quo-Auszahlung auf einer nach
rechts hin steigenden Ebene von P*-Auszahlungen. Im Falle eines eher hohen
0 liegt die Auszahlung auf der horizontalen Flidche von R*-Auszahlungen. Im
ersten Fall iiberschreitet die Stabilitdtswahrscheinlichkeit nicht den erforderlichen
Schwellenwert. Es ist daher nur die ineffiziente unsolidarische Losung moglich.
Im zweiten Fall wird der Schwellenwert iiberschritten und die mit einer hoheren
Auszahlung verbundene solidarische Losung erreicht. Die obere Grenze fiir AE
ist dabei in [7b] an jene Stelle gelegt, bei der das Spiel bei den gegebenen
Parametern aufhoren wiirde, ein PD zu sein (vgl. [6]).

Ein etwas genauerer Blick auf [7b] offenbart Uberraschendes: Positive Verin-
derungen der E-Auszahlung kann in funktionierenden Netzwerken in ein Desaster
fiilhren. Zwar schaden positive AE-Betrige nicht, solange sich diese Betrige
unterhalb eines kritischen Wertes bewegen. Es gibt aber offenbar positive AE-
Betrége, unter denen funktionierende Solidarbeziehungen zusammenbrechen, und
dies, obwohl wechselseitige Solidaritit nach wie vor fiir alle vorteilhaft wire. 13
Hingegen konnen negative AE-Betrige niemals funktionstiichtige Netzwerke
zerstoren. Offenbar konnen unter dem Status quo nicht funktionierende Netzwer-
ke jenseits eines kritischen negativen Nutzenbetrags sogar funktionstiichtig wer-
den.

(¢) AU-Politk

In [7c] finden sich die Effekte einer Politik, die nicht differenziert zwischen
Hilfsbediirftigkeiten, bei denen wegen simultaner Bediirftigkeit niemand dem
anderen helfen kann, und jenem Fall, in dem ein Mitspieler helfen konnte, es
aber nicht tut. Betrachtet wird also eine Politik, die sowohl die E- wie die M-
Auszahlung aus [1] um positive oder negative Betrige AU verindert. Auf der
oberen, nach rechts hin steigenden Ebene liegen die R*-Auszahlungen; die P*-
Auszahlungen liegen auf der unteren, aber vergleichsweise. stirker steigenden
Ebene.

Offenbar kann man durch positive AU-Betrige die Lage der Hilfsbediirftigen
in funktionierenden Solidarbeziehungen (éhnlich wie mit einer AM-, jedoch im
Gegensatz zu einer AE-Politik) zunichst verbessern. Wenn diese Betrige jedoch

13 Denn der Zusammenbruch tritt ein, bevor das transformierte Spiel aufhort, ein PD
zu sein. Vgl. [6].
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einen kritischen Wert iiberschreiten, dann werden zuvor funktionierende Solidar-
beziehungen zusammenbrechen. Dies geschieht wiederum, obwohl wechselseitige
Solidaritdt allseitig vorteilhaft wdre. Negative Betrige senken zwar die R*-
Auszahlung, aber sie konnen die Funktionstiichtigkeit des Netzwerkes nicht
zerstoren. Wiederum konnen nicht funktionierende Netzwerke durch einen Kriti-
schen negativen Nutzenbetrag funktionstiichtig gemacht werden.

Eine wesentliche Einsicht aus [7b] und [7c] ist, daB offenbar kritische Betrdge
existieren, unter denen iterierte Spiele, die zuvor solidarisch 16sbar waren, es
plétzlich nicht mehr sind; umgekehrt konnen Spiele, die nicht solidarisch 16sbar
waren, unter bestimmten kritischen Betrdgen solidarisch 16sbar werden. Der
Auszahlungpfad, auf dem die Spiele gespielt werden, springt dann vom R*- auf
den P*- bzw. vom P*- auf den R*-Auszahlungspfad. Es gilt:

Ya-1

[8] AEye, AUprie = (G-E)+ (W-H) ——— + 1
p(l-p)

Fiir Spriinge vom R*- auf den P*-Auszahlungpfad ist der kritische Betrag
dabei immer positiv, fiir Spriinge in die andere Richtung ist der kritische Betrag
immer negativ. 4

14 Der kritische Betrag 146t sich wie folgt berechnen: Fiir den bei AE = 0 zu iiberschrei-
tenden Schwellenwert o, gilt.

1
o, =
1-p(1-p)1-(G-E)/(W-H)]
Bei einem Betrag AE ergibt sich der neue Schwellenwert o} mit
1
[b] of =
1-p(1-p)[1-(G-(E+AE)/(W-H)]

Das modifizierte Spiel ist solidarisch auflgsbar genau dann, wenn o > o¥. Mit
[b] ergibt sich:

[a]

Voo 1

el a>a1‘@AE<(G—E)—(W—H)( +1)=AEkﬁ,,
p(1-p)

also

[d] o> ok & AE < AEy,.

Man sieht leicht, dal AE,;, immer kleiner ist als die obere Grenze des PD-Bereichs
(vgl. [6]). Es gilt also

[e] AE; < (G-E)-(W-H).
Fiir AEy;, kann man zeigen:
[f] AE >0 a>a,.

Konsequenz von [d] ist, daB Spiele, die unter dem Status quo ante solidarisch 16sbar
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Ausgelost werden die quasiparadoxen Effekte dadurch, daB eine an den Aus-
zahlungen U und E ansetzende Sozialpolitik die Solidaritdtsgewinne und damit
auch das Verhiltnis von Solidaritdtsgewinnen zu Solidarititskosten senkt. Dies
wiederum erhoht den Schwellenwert fiir die Stabilitdt der Interaktion, bei dessen
Erreichen solidarische Losungen iiberhaupt erst moglich sind (vgl. Hilfssatz 2).
Mit der intendierten Verbesserung des Nutzenniveaus werden also zugleich die
Anforderungen an die Langfristigkeit und Stabilitdt von Solidarbeziehungen ver-
schdrft, und zwar méglicherweise in einem solchen Ausmafe, dafi sie von einem
faktisch gegebenen Solidarnetzwerk nicht mehr erfiillt werden konnen. So erhalten
die Individuen durch eine nicht nach Ursachen differenzierende AU-Politik in
Situationen beidseitiger Hilfsbediirftigkeit mehr, es sind aber zugleich die Voraus-
setzungen dafiir zerstort, daB im Falle einseitiger Hilfsbediirftigkeit der in dieser
Periode nicht Hilfsbediirftige dem jeweils anderen hilft. Die Auszahlungen sprin-
gen dann vom R*- auf den niedrigeren P*-Auszahlungspfad. Der resultierende
Erwartungsnutzen kann unterhalb des Niveaus vor jeglichem politischen Eingriff
liegen. Der gleiche zerstorerische Effekt kann auch durch eine AE-Politik ausge-
16st werden, die ausschlieBlich an Situationen der Bediirftigkeit bei unterlassener
Hilfeleistung ansetzt.

Sozialpolitisch induzierte Transfers kdnnen also offenbar in Ineffizienzfallen
filhren. Zur strategischen Reflexion fihige Mitglieder funktionierender Solidar-
netzwerke werden daher sozialpolitische Reformen, die ihnen (und sei es sehr
indirekt) vom Effekt her hohere Nutzenniveaus in Fillen garantieren, in denen
sie Hilfe anderer benétigen, von den zur Hilfeleistung fihigen Mitspielern aber
nicht erhalten, erst einmal sehr kritisch analysieren. Sie wiirden namlich erkennen,
daf3 man durch solche Reformen gegeniiber dem Status quo schlechter gestellt
werden kann. Und es wire ihnen auch bewuBt, daB8 solche Reformen vom Effekt
her dquivalent einer Reform sein konnen, die mit negativen Transfers operierte,
also z.B. schlicht Abgaben fiir diejenigen vorsihe, die Pech haben, namlich
hilfsbediirftig werden und keine Hilfe erhalten.

Umgekehrt konnen durch negative AE- bzw. AU-Betrdge nicht solidarisch
auflgsbare Solidarititsspiele in solidarisch auflosbare transformiert werden. Un-
mittelbar links des Pfadsprungs ist das resultierende Nutzenniveau héher als

sind, dies ab einem bestimmten AE,, nicht mehr sind. Aus [f] ergibt sich, daB dieser
kritische Nutzenbetrag positiv ist. Ein Spiel, das auf dem R*-Auszahlungspfad gespielt
wird, wiirde also durch kritische Betrige groBer 0 auf den P*- Auszahlungspfad geraten.
Durch Inversion der Aquivalenz [f] ergibt sich:

[g] a<o, & AE <0.

Spiele, die unter dem Status quo, also fiir AE = 0, nicht solidarisch losbar sind, wiirden
also gemiB [g] und [d] durch ein hinreichend kleines, negatives AE solidarisch 16sbar
werden. — Fiir AU gilt genau die gleiche Argumentation, da der Schwellenwert durch
Modifikation der M-Auszahlung nicht beeinflufit wird.
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unmittelbar rechts davon. Es kann daher sein, daf die Individuen iiber die
Auszahlung kommen, die sie ohne jeglichen negativen Transfer erhalten hdtten.
Ursache dieses Effekts ist, daB negative Betrige die Relation von Solidarititsge-
winnen zu Solidaritdtskosten verbessern und eben dadurch den zu erreichenden
Schwellenwert fiir die Stabilitit der Interaktion senken. Mit sinkenden Betrigen
geht der Schwellenwert gegen Null. Irgendwann wird daher jede nicht funktionie-
rende Solidarbeziehung funktionstiichtig werden. Es kann daher sein, daB eine
Art , Steuer oder Malus auf Hilfsbediirftigkeit*!s Mitglieder nicht funktionieren-
der Solidarnetzwerke vom Effekt her gegeniiber dem Status quo sogar besserstellt.

Als sozialpolitische Einsichten kann man auf Basis der Analyse von AM-, AE-
und AU-Politiken daher jedenfalls festhalten:

— Wer Mitglieder funktionierender Solidarnetzwerke im Hinblick auf solche
Situationen besserstellt, in denen sie Hilfe benétigen von anderen, die zur
Hilfeleistung fahig wiren, aber nicht erhalten, riskiert den Zusammenbruch
des Netzwerks (AE-Politik). Das gleiche gilt fiir denjenigen, der Mitglieder
funktionierender Solidarnetzwerke im Bediirftigkeitsfalle undifferenziert bes-
serstellt, d.h. unabhingig davon, ob andere im Prinzip helfen konnten oder
nicht (AU-Politik).

— Wer Mitglieder funktionierender Solidarnetzwerke ausschliefllich in solchen
Situationen besserstellt, in denen sie, da simultan hilfsbediirftig, zu wechsel-
seitiger Hilfe nicht in der Lage sind, tut nichts, was Einflu8 auf das Funktionie-
ren von Solidarbeziehungen hitte (AM-Politik). Funktionierende Solidar-
netzwerke konnen durch eine solche Politik nicht gefidhrdet werden.

Zugleich legen die vorangegangenen Analysen zwei sehr allgemeine sozial-
technische Ratschldge nahe:

— Jeder Sozialplaner sollte wissen, daB alles, was er tut, in der Regel bestimmte
Anreizstrukturen schafft und verindert, auf die die Individuen dann ihrerseits
reagieren. Dies wird in aller Regel heien, da die Individuen relativ zu den
geschaffenen Payoffstrukturen rational und vorteilsorientiert ihre strategi-
schen Moglichkeiten nutzen. Die Individuen werden dabei ein strategisches
Eigenleben fiihren. Sozialplaner sollten daher im vorhinein zu analysieren
suchen, welche Spiele mit welchen Losungen sie vermutlich schaffen.

— Wer Anreizstrukturen gestaltet, sollte wissen, daB hdufig bei Erreichen be-
stimmter Schwellenwerte drastische Verhaltensinderungen auftreten. Dies ist
Konsequenz davon, da8 sich die Gleichgewichte und Losungen jener Spiele,
die ein Sozialplaner schafft und modiziert, in der Regel plétzlich dndern.
Politiken, die bis zu einem bestimmten Punkt erfolgreich sind, konnen daher
jenseits bestimmter Schwellen zu einem Desaster fithren. Umgekehrt konnen

15 Dies konnten z.B. Kiirzungen von Transferzahlungen sein.
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MaBnahmen, die, bis zu einem bestimmten Punkt durchgefiihrt, wenig oder
iiberhaupt nicht wirkungsvoll sind, jenseits bestimmter Schwellen sehr effekt-
voll sein.

Leider ist es wesentlich einfacher, diese Ratschldge zu formulieren, als sie zu
beachten. So ist z.B. in der hier durchgefiihrten Analyse angenommen, da8 die
Payoffstrukturen beliebig manipulierbar sind. Eine der Hauptschwierigkeiten der
faktischen Politik diirfte jedoch sein, daB sie iiber derartig feine Instrumente fiir
die Gestaltung von Anreizstrukturen nicht verfiigt. So wiirden sich vermutlich
monetdre Transfers an die Spieler von Solidarititsspielen gleich auf alle spielkon-
stitutiven Parameter auswirken. Konnte man allerdings mindestens abschitzen,
in welche Richtung sie das Verhiltnis von Solidaritdtskosten zu Solidaritdtsge-
winnen insgesamt und p bzw. a verschieben, dann werden sich héufig gleichwohl
die Effekte prognostizieren lassen. Ebenso kann man méglicherweise ermitteln,
fiir welche Art von Politik man wie gute Informationen benétigt, um sie erfolg-
reich durchfiihren zu kénnen. Im iibrigen aber ist es bereits ein Gewinn zu wissen,
mit welcher Art Effekten man iiberhaupt rechnen muB.

S. Konsequenzen fiir die Humboldtsche These

Nach der Humboldtschen These zerstort eine sozialstaatliche Daseinsvorsorge
die Netzwerke solidarischer Selbsthilfe. Nach den hier durchgefiihrten Analysen
ist diese These in einer Hinsicht zu stark, in anderer zu schwach. Zu stark ist
die These deshalb, weil eine solche Zerstorung funktionierender Solidarbeziehung
als Resultat sozialstaatlicher Daseinsvorsorge zwar moglich, aber nicht notwendig
ist. Es hangt davon ab, wie eine Sozialpolitik im einzelnen angelegt ist. Schlecht
gemacht, kann der von Humboldt prognostizierte Effekte allerdings in der Tat
eintreten. Zu schwach konnte man die These deshalb nennen, weil sie auBer acht
14Bt, daB die Individuen in der Konsequenz zerstorter Netzwerke sogar schlechter
gestellt sein konnen, als sie es ohne solche Sozialpolitik wiren. Die hier durchge-
fiihrten Analysen wiirden daher insgesamt eher fiir die folgende These sprechen:

— Es ist moglich, daB MaBnahmen im Zusammenhang einer sozialstaatlichen
Daseinsvorsorge funktionierende Solidarnetzwerke zerstoren. Es kann sogar
sein, daB die Individuen dabei vom Effekt her schlechter gestellt werden, als
sie es ohne solche MaBnahmen wiren. Es ldBt sich aber auch eine solche
Sozialpolitik konzipieren, die die Individuen besserstellt, ohne die Solidar-
netzwerke zu gefidhrden.

Diese modifizierte These ist ein sehr vorldufiges Resiimee. Die Vorlaufigkeit
ergibt sich u.a. daraus, daB8 es offensichtlich zahlreiche Solidarstrukturen gibt,
die durch das hier zugrundegelegte, sehr einfache Solidaritétsspiel nicht erfaSt
sind. Es wdre daher vollig verfehlt, aus den vorliegenden Ausfiihrungen weitrei-
chende sozialpolitische Konsequenzen zu ziehen.
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Das Weniger-Ist-Mehr-Paradoxon*

Von Wolfgang Buchholz, Frankfurt (Oder)

1. Einleitung

Im Alltagsdenken ist die Idee, dal weniger mehr sein konne, nicht ungewohnt.
In Sprichwortern ist die Rede davon, da8 Armut adele oder Mammon schndde
sei; schon in der Bibel heiit es, da eher ein Kamel durch ein Nadelohr gehe,
als daB ein Reicher in den Himmel komme. Hinter Vorstellungen dieser Art
steckt die Vermutung, daB es einen Zielkonflikt zwischen materiellem Wohlstand
und den wirklich bedeutsamen Bestimmungsfaktoren des menschlichen Wohlbe-
findens, kurz: zwischen Haben und Sein, gibt. Es steht dabei sowohl der GenuB3
als auch der Erwerb von Reichtum am Pranger: Hoherer Konsum gehe einher
mit der Vernachlédssigung nicht-materieller Gliickskomponenten, wie Freude an
selbstbestimmter Titigkeit oder tieferen menschlichen Beziehungen, wie Freund-
schaft oder Liebe. Das Streben nach immer hoherem Einkommen verstirke die
Konkurrenz zwischen den Menschen und wecke Neid und Aggression. Der
riicksichtslose Kampf ums Geld entzweie die Menschen. Wahre Zufriedenheit
und ein harmonisches Zusammenleben lieBen sich deshalb in einer bescheidenen
und somit drmeren Gesellschaft leichter erreichen.

Eine derartige Kulturkritik der Wohlstandsgesellschaft wird von Okonomen
in der Regel nicht akzeptiert. Die zentralen Gegenargumente finden sich bereits
bei A. Smith. Vertraut ist v.a. seine im ,,Wohlstand der Nationen* artikulierte
These, da das zunidchst rein egoistische Streben nach Mehrung des eigenen
Einkommens gesamtwirtschaftlich positive Effekte hat. Zu den Einkommenszu-
wichsen, die sich bei einem aus dem individuellen Erwerbsstreben resultierenden
Wirtschaftswachstum auch fiir die Armen ergeben, tritt eine bei steigendem
Einkommen erhohte Bereitschaft der Reichen zur Umverteilung. Wer wenig hat,
kann auch wenig geben. Auch Altruismus weist die typischen Merkmale eines
non-inferioren Gutes auf. Weniger bekannt hingegen sind seine Uberlegungen
in der ,,Theorie der ethischen Gefiihle“, in denen er das Streben nach Reichtum
nicht aus dem Bemiihen um Steigerung des Genusses als relativ niedrigem
Beweggrund, sondern aus der verstiandlichen Suche nach mitmenschlicher Aner-

* Den Teilnehmern an der Sitzung des Arbeitskreises sowie W. Althammer und H.
Ribhegge danke ich fiir wertvolle Verbesserungsvorschlige, K. A. Konrad fiir intensive
Diskussionen iiber die in dieser Arbeit behandelten Themen und — last but not least
— K. Ténzer fiir das Schreiben des Manuskripts.

12 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 228 /11
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kennung zu erkldren versucht: ,,Woher entsteht dann aber jener Wetteifer, der
sich durch alle die verschiedenen Stinde der Menschen hindurch zieht, und
welches sind die Vorteile, die wir bei jenem groBen Endziel menschlichen Lebens,
das wir ,Verbesserung unserer Verhéltnisse’ nennen, im Sinne haben? Daf3 man
uns bemerkt, daB man auf uns Acht hat, daB man mit Sympathie, Wohlgefallen
und Billigung von uns Kenntnis nimmt, das sind die Vorteile, die wir daraus zu
gewinnen hoffen diirfen* (Smith 1763/1926, S. 72).

Soziale Anerkennung gilt Smith als ,,brennendstes Verlangen der menschlichen
Natur*, dessen Nichterfiillung zu tiefster Enttduschung fiihrt (Smith 1763/1926,
S. 73). DaBl Reichtum nicht so wichtig ist und da man ohne die mit seinem
Erwerb verbundenen Anstrengungen vielleicht ruhiger und gliicklicher leben
kann, stimmt dann nur bei oberfldchlicher Betrachtung, nicht aber wenn man —
wie A. Smith — Reichtum in der beschriebenen Weise nur als Mittel zum Zweck
begreift.

Angesichts der in der Okonomie verbreiteten positiven Einschitzung des Stre-
bens nach Reichtum verwundert es vielleicht, daB in jiingerer Zeit in der 6konomi-
schen Literatur vermehrt von Vorteilen, arm zu sein, die Rede ist. Insbesondere
finden sich entsprechende Uberlegungen in der Familienokonomie und der Theo-
rie 6ffentlicher Giiter. Im ersten Teil dieser Arbeit sollen zunéchst die Grundge-
danken, die hinter diesen Ansitzen stehen, in moglichst einfacher Form dargestellt
werden. Ein Ergebnis wird dabei sein, daB in diesen Modellen weniger nur in
einem sehr beschrankten Sinne tatsdchlich mehr ist. Im zweiten Schritt erértern
wir deshalb die eigentlich erstaunlicheren Situationen, in denen eine vergroBerte
Anfangsausstattung bei allen Beteiligten zu einem im Endeffekt fiir alle Indivi-
duen schlechteren Allokationsergebnis fiihrt. Erst dann kann man von einem
wirklichen Weniger-Ist-Mehr-(WIM)-Paradoxon sprechen.! Inwieweit es auf
Koordinationsmingeln beruht, wird am Ende der Arbeit diskutiert.

2. Der strategische Anreiz, sich arm zu machen —
eine einfache Darstellung

2.1 Das Modell der Familienokonomie

Was damit gemeint ist, daB nutzenmaximierende Individuen Anreize haben
konnen, arm zu bleiben oder sich durch Verschwendung arm zu machen, soll
im Rahmen eines moglichst einfachen Grundmodells herausgearbeitet werden.?2

1 Zur philosophischen Bedeutung von Paradoxien allgemein vgl. Sainsbury (1992),
zu Paradoxien in der Okonomie Sinn (1991).

2 Vgl. im AnschluB an die rein verbale Arbeit von Buchanan (1975) v.a. die Modella-
nalysen von Lindbeck / Weibull (1988) und Bernheim / Stark (1988) sowie Bergstrom
(1989) und Bruce / Waldmann (1990). Durch die folgenden Uberlegungen sollen die
Grundideen dieser Arbeiten aus der Familienokonomie herausgearbeitet werden. Dabei
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Wir betrachten dabei ein reprisentatives Individuum (den Empfinger), das iiber
eine Anfangsausstattung m verfiigen soll. m kann fiir das in Zeitstunden gemesse-
ne Arbeitspotential des Individuums oder fiir sein Lohneinkommen in einer ersten
Periode (der ,[Erwerbsphase* ) stehen. Das Individuum hat die Moglichkeit, einen
mit x bezeichneten Teil der Anfangsausstattung direkt zu konsumieren — sei es
in Form von Freizeit oder aber zu Konsumzwecken in der Erwerbsphase. Der
dann verbleibende Rest m — x wird dazu genutzt, denjenigen Typ von Einkommen
zu erzeugen, auf dessen Reduktion die strategischen Anreize abzielen. In der
ersten der beiden zuvor beschriebenen Modellvarianten ist dies das Lohneinkom-
men, in der zweiten Modellvariante das Zinseinkommen in der jeweils zweiten
Periode (der ,,Ruhestandsphase‘). Das Niveau dieser Einkommen wird mit y
bezeichnet. Bei einer konstanten Grenzrate der Transformation zwischen An-
fangsausstattung und Einkommen y in Hohe von w gilt dann y = w(m — x). w
steht dabei entweder fiir den Lohnsatz oder fiir den um Eins vermehrten Markt-
zinssatz, d.h. w=1+r.

Der Nutzen des Empféngers soll von den Konsumniveaus x und y abhingen.
Die Nutzenfunktion lautet also u (x, y). Es wird angenommen, daB u die iiblichen
Eigenschaften aufweist, d.h. in beiden Argumenten monoton wichst, zweimal
partiell differenzierbar und quasi-konkav ist.

In diesem Modell bedeutet der strategische Anreiz, arm zu sein, daBl das von
uns betrachtete reprisentative Individuum bei seiner Nutzenmaximierung ein
suboptimales Einkommensniveau y wihlt. Verantwortlich hierfiir sind Einkom-
menstransfers, die diesem Individuum von anderen Individuen gewihrt werden.?
Diese Transfers sollen vom Einkommen y abhidngen, so daB wir die Transferfunk-
tion als T'(y) beschreiben konnen. Der Einfachheit halber soll T (y) differenzierbar
sein. Wichtig fiir die folgenden Uberlegungen ist T’(y) < 0, d.h. die Transfers
sollen zunehmen, wenn das Einkommen des Empfingers sinkt. Die Transfers
haben also eine kompensierende Funktion, was schon als Ad-hoc-Annahme
plausibel ist.

In der Familienokonomie wird ein solcher Verlauf von T(y) aus dem Nutzen-
maximierungskalkiil eines (oder mehrerer) altruistischer Geber abgeleitet. Im
einfachsten Fall wird unterstellt, daB ein Geber iiber eine Anfangsausstattung Y
verfiigt, die er entweder fiir eigene Konsumzwecke oder aber fiir Transferzahlun-
gen T an den Empfinger verwenden kann. Wenn der Geber altruistisch ist, d.h.
das vom Empfinger erreichte Nutzenniveau ein Bestimmungsfaktor des eigenen
Nutzens ist, lautet die Nutzenfunktion des Gebers v(Y — T, u(x, w(im —x)+T))

finden die verschiedenen Alternativen zur zeitlichen Ausgestaltung der Spielstruktur
besondere Beachtung.

3 Was speziell hinter dem Zwei-Perioden-Modell steckt, wird von Lindbeck | Weibull
(1988, S. 1165 f.) treffend formuliert: ,,The source of the inefficiency is the recipient’s
strategic incentive to ,squander* in an early period in order to subsequently receive more
resources from the other agent, that is to ,free-ride‘ on his concern.*.

12*
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bzw. v(Y—T, u(m—L, y+ T)). Bei gegebenem y bestimmt sich der Wert T (y)
w
als dasjenige T, durch das dieser Nutzen maximiert wird.

Der Altruismus des Gebers zeigt sich in diesem Modell darin, da8 die zweite
partielle Ableitung v, von v positiv ist. Wenn das Einkommen y des Empfingers
unter jenem Niveau liegt, das er bei isolierter Entscheidung wihlen wiirde, sinkt
sein Nutzen mit abnehmendem y. Damit vermindert sich auch der Nutzen des
Gebers. Ist v, hinreichend groB, kann der Geber seinen Nutzen durch Erhéhung
der Transferzahlungen steigern. T(y) ist dann in der Tat eine in y fallende
Funktion.

Um die Entscheidungssituation des Empfingers zu beschreiben, miissen wir
T(y) nicht unbedingt explizit bestimmen. Wir kénnen auch direkt annehmen,
daB T (y) eine staatliche Transferzahlung (Sozialhilfe, Wohngeld) darstelit. Der
Einfachheit halber gehen wir davon aus, daBl das bei gegebenem T'(y) fiir den
Empfinger optimale Einkommensniveau yr als innere Losung eindeutig bestimmt
ist.

Fiir y; muB dann die Marginalbedingung

” (m—ﬁ,ymm,))
w

y =w(l +T"0r))
Uz (m - »yrt T(yr))
w

gelten (4; und u, stehen dabei fiir die partiellen Ableitungen von u). Bei T’ (y7)
< 0 ist in diesem Optimum die Grenzrate der Substitution zwischen x und y also
kleiner als w , so daf die in Abbildung 1 dargestellte Konstellation vorliegt.

Yy
2 o
w(m-x)+T(w(m-x))
w(m-x)+T(w(m-xT »
>
0 XT m X

Abbildung 1
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DaB (xr,y,) (mit Xr=m-— ﬁ) kein gesamtwirtschaftliches Optimum sein kann,
w

liegt dann auf der Hand. Dazu nehmen wir einfach an, der Transfer T (y;) wiirde
in Form einer (vom Einkommen y unabhingigen) Transferzahlung vergeben.4
Der Punkt (x, yr) ist dann fiir den Transferempfinger nach wie vor erreichbar,
allerdings &@ndert sich jetzt seine Moglichkeitskurve. Bei einer Lump-Sum-Zah-
lung von T'(yr) entspricht die Moglichkeitskurve der Geraden durch (xr, yr) mit
Anstieg —w. Bei T'(yr) # 0 erreicht der Transferempfinger dabei ein hdheres
Nutzenniveau als in (xr, yr). Da der absolute Betrag der Transferzahlungen aber
gleich bleibt und der Nutzen des Empfingers steigt, geht hiervon ein positiver
Effekt auf den Nutzen des altruistischen Gebers aus. Im Falle einer staatlichen
Transferzahlung fiihrt eine analoge Uberlegung dazu, daB die Steuerbelastung
und die mit ihr verbundenen Excess-Burdens nicht zunehmen.

Wie in Abbildung 1 beschrieben, kommt bei T’ (yr) < 0 eine Pareto-Verbesse-
rung dann durch eine Erhohung des Einkommens y zustande, d. h. das urspriingli-
che Einkommensniveau y war in der Tat suboptimal.

Dabei ist angenommen, daBl der Empfianger im ersten Schritt ein bestimmtes
Einkommensniveau y wihlt, von dem er nicht mehr abweichen kann, und der
altruistische Geber im zweiten Schritt darauf reagiert. Diese Moglichkeit zur
Selbstbindung bringt den Transferempfinger in die Position eines Stackelberg-
Fiihrers, an den sich der Geber anpaf}t.>

Diese asymmetrische Spielstruktur ist nicht die einzig denkbare. Man konnte
sich genausogut vorstellen, da3 der Geber und der Nehmer simultan handeln.
Das resultierende Cournot-Nash-Gleichgewicht im x-y-Diagramm des Transfer-
empfingers muB auch jetzt auf der durch w (m — x) + T(w(m — x)) beschriebenen
Kurve liegen. Allerdings @ndert sich das Verhalten des Empféangers. Da dieser
jetzt mit einkommensunabhéngigen Transferzahlungen rechnet, ist seine Reak-
tionskurve im x-y-Diagramm sein Einkommensexpansionspfad, der aus allen
Kombinationen von x und y besteht, in denen die Grenzrate der Substitution
zwischen x und y gerade w betrigt. Das Cournot-Nash-Gleichgewicht liegt, wenn
beide Giiter x und y fiir den Empfianger non-inferior sind, bei einem im Vergleich
zu yr niedrigeren Einkommensniveau yy und entsprechend geringeren Transfer-
zahlungen. Der Nutzen des Empféngers ist niedriger als in (xr, yr). Wie sich
der Nutzen des Gebers verindert, ist a priori unklar: Zwar sinkt seine Belastung
durch die Transferzahlungen, andererseits vermindert iiber die altruistischen Pri-
ferenzen des Gebers der Nutzenverlust des Empféangers seinen Nutzen.

Man kann dieses Modell auch dadurch modifizieren, daB man fiir den Geber
die Einkommensvariable y zu einer endogenen GroBe macht.® Der Geber verfiigt

4 Vgl. zu dieser Interpretation bereits Lindbeck /| Weibull (1988, S. 1178).

5 Zum Zusammenhang zwischen der Moglichkeit zur Selbstbindung und der Rolle
als Stackelberg-Fiihrer vgl. Varian (1994).
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dann — ganz dhnlich wie der Empfinger — iiber eine Anfangsausstattung, die
er entweder direkt konsumieren oder aber in Einkommen Y umwandeln kann,
das dann entweder wieder zu Konsumzwecken oder aber zu Transferzahlungen
dient. Die Nutzenfunktion des Gebers lautet dann in diesem allgemeinen Fall

Y Y
v(M e 7 -T,u(m- l, y+ T)), wobei der Geber seinen Nutzen durch ent-
w

sprechende Wahl von Y und T zu maximieren versucht. Durch diese Verallgemei-
nerung idndert sich aber gegeniiber dem zundchst betrachteten Modell nichts
Wesentliches. Wenn der Empfinger zunichst sein Einkommen y fixiert und der
Geber sich dann bei seinen beiden Entscheidungen iiber Y und T optimal an das
vorgegebene y anpaft, erhalten wir genauso wie zuvor eine Transferfunktion
T (y). Der Empfanger agiert auch in diesem Fall als Stackelberg-Fiihrer.

Es ist jetzt aber auch eine lediglich partielle Stackelberg-Fiihrerschaft denkbar:
Fiir jedes vorgegebene Einkommensniveau Y des Gebers agiert der Empfanger
zwar wie zuvor beschrieben als Stackelberg-Fiihrer, jedoch ist es dem Geber
durch die Wahl von Y méglich, sich fiir die darauffolgende Spielrunde zu binden.
In Antizipation der zweiten Runde, in der der Spielpartner Stackelberg-Fiihrer
ist, handelt der Geber in der ersten Runde als Stackelberg-Fiihrer. (In der dritten
Spielrunde erfolgt dann der Transfer.) Man bestimmt also ein teilspielperfektes
Gleichgewicht, bei dem auf beiden Stufen des Spiels die Stackelbergsche Verhal-
tenshypothese — allerdings mit vertauschten Rollen — zugrunde gelegt wird.
Gerade im Falle von Altruismus erscheint eine derartige rationale Selbstbindung
durchaus plausibel.” Der Geber weil, da3 ihm der andere, wenn dieser sich in
die Armut hineinmandvriert hat, derart leid tun wird, daB8 er ihm Unterstiitzung
auf keinen Fall verweigern wird. Der Geber weill ferner, da der Empfinger
dies durchschaut und entsprechend strategisch handeln wird. Der Geber kann
diesen von ihm selber unerwiinschten Konsequenzen seiner altruistischen Prife-
renzen und des Handelns des Partners nur dadurch begegnen, da8 er seine eigenen
Handlungsmoglichkeiten begrenzt. Der Geber hilt sich aus strategischer Absicht
selber arm, um es sich auf diese Weise unmoglich zu machen, seinen Mitleidsge-
fiihlen nachzugeben und einen bestimmten Betrag iibersteigende Transferzahlun-
gen zu leisten. Den Bestrebungen des Empfingers, den Geber auszubeuten,
steuert dieser dadurch entgegen, dal er das Transferpotential gering hilt. Man
bandigt seine eigenen Emotionen (hier: das ,,weiche Herz*) durch die Schaffung
harter Fakten.

Ahnliche Uberlegungen finden sich in jiingster Zeit auch in der Theorie der
Sozialpolitik.® Wenn sich die Gesellschaft aus ethischen Gesichtspunkten ver-

6 Vgl. hierzu z.B. die Uberlegungen von Lindbeck / Weibull (1988, S. 1177) und
Bruce | Waldmann (1990, S. 160) fiir die jeweils von ihnen behandelten Modellvarianten.

7 Vgl. zu einer solchen rationalen Selbstbindung des Gebers insbes. Bernheim / Stark
(1988).

8 Dieser Zusammenhang findet sich bereits bei Lindbeck / Weibull (1988, S. 1180 £.),
wo sie darauf hinweisen, da8 Zwangssparen wohlfahrtserhohend sein kann. Vgl. auch
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pflichtet sieht, allen ihren Mitgliedern das Existenzminimum zu sichern und
entsprechende Sozialhilfezahlungen zu leisten, wird der Anreiz zur Eigenvorsorge
eingeschriankt. Weshalb sollten Individuen Versicherungen fiir ihr Alter (Alters-
versicherung im eigentlichen Sinne, aber auch Krankenversicherung oder Pflege-
kostenversicherung) abschlie3en, wenn sie sich darauf verlassen konnen, da83 die
Sozialhilfe die entsprechenden Kosten trigt? Die Zahler der Sozialhilfelasten,
d.h. die Mitglieder der aktiven im Erwerbsleben stehenden Generation, werden
auf diese Transferverpflichtungen mit einer Einschrankung ihrer Leistung reagie-
ren und sich auf diese Weise darmer machen. Weder die Geber noch die Empféanger
der Transfers befinden sich dann in einem von ihnen erwiinschtem Zustand. Die
Etablierung der gesetzlichen Alters-, Kranken- und in Zukunft eventuell einer
Pflegekostenversicherung 148t sich als Versuch begreifen, im Bereich der Sozial-
politik den negativen Wohlfahrtseffekten dieses auf gesamtgesellschaftlicher
Ebene auftretenden ,,Dilemma des Samariters* zu entgehen. Der potentielle Emp-
fanger wird zur Eigenvorsorge verpflichtet und dadurch an dem zuvor beschriebe-
nen strategischen Verhalten gehindert.

2.2 Das offentliche Guts-Modell

Ein Anreiz fiir Individuen, arm zu bleiben, tritt aber noch in einer ganz anderen
Modellwelt auf, die eigentlich viel einfacher beschaffen ist als die urspriinglich
betrachtete und von vornherein auf symmetrische Cournot-Nash-Losungen hin
angelegt ist. Wir betrachten » identische Individuen, deren individuelle Einkom-
men y; so gepoolt werden, da jedes Individuum den n-ten Teil des Gesamtein-

h

kommens 2 yi=Y fiir eigene Konsumzwecke erhilt (vgl. z.B. Holmstrom
i=1

1982). Das Gesamteinkommen wird dann aus der Sicht der einzelnen Mitglieder
des Kollektivs zu einem 6ffentlichen Gut. Im Cournot-Nash-Gleichgewicht, das
bei wechselseitiger Anpassung der unabhéngig voneinander handelnden Akteure
zu erwarten ist, bleibt das Bereitstellungsniveau des 6ffentlichen Gutes gegeniiber
den optimalen Allokationen zu gering. Die Individuen erzielen also Einkommen,
die unter dem fiir das gesamte Kollektiv optimalen Niveau liegen. Dieses Ergebnis
ist schon deswegen alles andere als erstaunlich, weil es individuelle Einkommen
hier letztlich iiberhaupt nicht gibt.

Zu einem strategischen Anreiz, arm zu bleiben, kommt es aber auch dann,
wenn die Beteiligten zwar individuell zurechenbare Einkommen erzielen, diese
aber dann automatisch gepoolt werden. Dies ist der Fall, wenn die Einkommen
y; fiir privaten Konsum oder aber fiir Beitragszahlungen zu einem offentlichen

die Uberlegungen von Buchholz | Wiegard (1992) in einem ginzlich anderen Modellrah-
men.
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Gut verwendet werden konnen.® Die Grenzrate der Transformation zwischen
privatem und offentlichem Gut soll dabei konstant und der Einfachheit halber
Eins sein.

Wir betrachten auch jetzt wieder den Fall mit n identischen Individuen mit
der Nutzenfunktion

n
Yi
u(-xivziv G)=u(m__v Yi— 8i» Zgj)-
w j=1

n
g ist der Beitrag des i-ten Individuums zum offentlichen Gut, G: = Zgj ist
j=1
dessen Bereitstellungsmenge, z; der verbleibende Konsum des privaten Gutes,
nachdem der Beitrag zum offentlichen Gut geleistet ist. Zu bestimmen ist das
teilspielperfekte Gleichgewicht dieses zweistufigen Spiels. In der ersten Runde
wihlen die Individuen ihre Einkommensniveaus y;, in der zweiten Runde ihre
Beitrige g; zum offentlichen Gut. Beide Entscheidungen erfolgen vollig unkoordi-
niert. In der zweiten Runde ergibt sich ein Cournot-Nash-Gleichgewicht in den
Beitrdgen g; bei dem jeweils gegebenen Einkommensprofil (yy, ..., y,). Nach
einem bekannten Resultat (Warr 1982, Cornes / Sandler 1986) ist das bei gegebe-
nem Einkommensprofil (yy, ..., y,) resultierende Cournot-Nash-Gleichgewicht
bei der Bereitstellung des 6ffentlichen Gutes durch das aggregierte Einkommens-

n
niveau Y: = Zyj eindeutig bestimmt. D.h. die im Cournot-Nash-Gleichgewicht
j=1
resultierenden privaten Konsumniveaus z¥lassen sich schreiben als zV'= z¥(Y)
und das Bereitstellungsniveau des offentlichen Gutes G¥ als G = GV(Y). Die
Nutzenniveaus der Individuen, die sich bei den verschiedenen moglichen Alloka-
tionen einstellen, wenn auf der zweiten Stufe ein Cournot-Nash-Gleichgewicht
resultiert, lauten

ﬁ(m_)’i’ zn:)’j) ="("’_y"’ziy(1:zlyj)'GN(,éyj)).

j=1

n
Das aggregierte Einkommensniveau Zyj ist nach Warr’s Neutralitdtsresultat
j=1
somit selber ein Offentliches Gut, so daB sein allgemeines Resultat iiber die in
diesem Falle resultierenden Anreize, arm zu bleiben, anwendbar ist.

Das (fiir alle Individuen identische) Einkommensniveau yy, das im Cournot-
Nash-Gleichgewicht resultiert, liegt unter dem optimalen Einkommensniveau y*.
Eine von yy ausgehende simultane Einkommenserhohung bei allen Individuen
wirkt nutzenerhohend. Dabei wird natiirlich auch wieder davon ausgegangen,

9 Erste Ansitze hierzu finden sich bereits in der zuvor diskutierten familienokonomi-
schen Literatur. Vgl. Lindbeck /| Weibull (1988, S. 1178) und Bergstrom (1989, S. 1149).
Ein explizites Modell zu dieser Thematik findet sich aber erst bei Konrad (1994).
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daB sich in der zweiten Stufe das zu den neuen Einkommenniveaus gehorige
Cournot-Nash-Gleichgewicht mit dem o6ffentlichen Gut einstellt.

Diese Uberlegungen sind nicht auf den Fall beschrinkt, daB bei der Bereitstel-
lung des offentlichen Gutes auf der zweiten Stufe die Individuen der Cournot-
Nash-Verhaltenshypothese folgen. Im Zwei-Personen-Fall etwa hédngt das resul-
tierende Gleichgewicht auch dann nur vom aggregierten Einkommen ab, wenn
sich das eine Individuum in der Rolle des Stackelberg-Fiihrers, das andere in
der Rolle des Stackelberg-Folgers befindet. Nach diesem Neutralitétsresultat
entspricht auch eine Entscheidung iiber die individuellen Einkommen einer Ent-
scheidung iiber die Bereitstellung eines offentlichen Gutes. Die entsprechende
Aussage gilt, wenn bei der Bereitstellung des offentlichen Gutes ein Gleichge-
wicht mit konjekturalen Variationen resultiert, sofern die diesem Gleichgewicht
zugrundeliegenden Erweiterungen von einer ganz bestimmten Art sind (Buchholz
1993).

Den zuvor betrachteten Modellen gemeinsam ist, daB die Individuen einen
Anreiz haben, ihr Markteinkommen zu beschrianken. Sie haben weniger, um
andere Individuen dazu zu bewegen, (ihnen) mehr zu geben. Aus diesem Blick-
winkel gesehen, sind die abgeleiteten Effekte nicht mehr allzu erstaunlich. Von
einem ,,Weniger-ist-Mehr* 148t sich im Endeffekt nicht wirklich sprechen: Den
Individuen insgesamt geht es durch diese strategischen Anreize, arm zu bleiben,
nicht besser, sondern schlechter. Die Fehlallokation beruht ja gerade darauf, da
insgesamt zu wenig Einkommen bereitgestellt wird. Doch auch auf individueller
Ebene ist weniger nicht wirklich weniger. Diese Aussage bezieht sich ja nur auf
Markteinkommen, nicht aber auf die den Individuen urspriinglich verfiigbare
Anfangsausstattung, sei es an Arbeitspotential oder an Einkommen in der ersten
Periode. Wenn diese Anfangsausstattung steigt, erreichen die Individuen — auch
wenn sie den zuvor betrachteten strategischen Anreizen folgen — im schlieBlich
resultierenden Gleichgewicht ein hoheres Nutzenniveau. Das gleiche gilt, wenn
die Produktivitit bei der Erzielung des hier interessierenden Einkommens (d.h.
entweder Lohnsatz oder Zinssatz) steigt.

Im ndchsten Schritt soll es darum gehen, Situationen zu beschreiben, in denen
ein ,,Weniger-Ist-Mehr*-Phénomen in einem strengeren Sinne auftritt. Niedrigere
Anfangsausstattungen fithren dann in der Tat zu im Sinne des Pareto-Kriteriums
kollektiv besseren Allokationen. Erst in einem solchen Fall wird man von einem
Paradoxon sprechen konnen.
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3. Das strenge WIM-Paradoxon:
Pareto-Verbesserungen bei reduzierter Anfangsausstattung

3.1 Ein Externalititen-Modell

Wir betrachten zunéchst ein einfaches Modell mit reziproken Externalititen. 10
n identische Individuen mit einheitlichen Anfangsausstattungen w konnen diese
auch jetzt wieder direkt nutzen oder aber in ein anderes Gut, dessen Menge mit
x bezeichnet wird, umwandeln. Die Grenzrate der Transformation zwischen den
beiden Giitern sei Eins. Der Nutzen, der fiir die Individuen aus dem Konsum
dieser Giiter resultiert, kann dann als u (w — x;, x;) beschrieben werden. Zusitzlich
soll der Konsum des x-Gutes aber negative Externalititen verursachen. Diese
sollen von der Gesamtmenge dieses Gutes abhingen und fiir alle Individuen
identisch sein. Unter EinschluB dieser (negativen) Nutzenkomponente soll sich
der Gesamtnutzen des i-ten Individuums dann darstellen lassen als

n
u (w—xi,xi)—Q(ij).
j=1
Das symmetrische Cournot-Nash-Gleichgewicht ist durch den individuellen
Konsum des x-Gutes eines einzelnen Individuums vollstindig beschrieben. Wenn
diese Konsummenge mit xy bezeichnet wird, mufl im Cournot-Nash-Gleichge-
wicht die folgende Marginalbedingung erfiillt sein:

—uy (W =Xy, xn) + Uy (W—xn, Xn) — & (nxy) =0

Dabei stehen u; und u; fiir die beiden partiellen Ableitungen von « und {’ fiir
die Ableitung der Schadensfunktion {. Die Funktionen u und { sollen zweifach
(partiell) stetig differenzierbar sein. Der Nutzen eines Individuums im Cournot-
Nash-Gleichgewicht betragt

uw—2xy, xy) =G (nxy).

Wir iiberlegen uns, wie sich dieser Nutzen dndert, wenn die Anfangsausstattung
w bei allen Individuen simultan um den gleichen Betrag dw zunimmt. Das totale
Differential lautet

uy (dw — dxy) + updxy — nl’dxy
=wdw—(n—1) Tdxy — (uy —up + §') dxy
=wdw —(n—1) {dxy

10 Hiermit wird im Prinzip der Grundgedanke von Hirsch (1976) formalisiert. Eine
explizite Fundstelle fiir dieses (oder ein @hnliches) Modell kann ich nicht benennen, ich
vermute aber, daB es ein solches gibt.
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weil im Cournot-Nash-Gleichgewicht ja —u; + uy — {’ = 0 sein muB. (Zur
Vereinfachung der Schreibweise wurden bei allen Funktionen die Argumente
weggelassen.)

Eine marginale Erhohung der Anfangsausstattung wirkt also genau dann nut-
zenmindernd, wenn

dx;
w<(n-1)¢ —>
dw

dx, "
gilt. d—N steht dabei fiir die von w ausgeloste marginale Anderung der Menge
w

des x-Gutes im Cournot-Nash-Gleichgewicht. Eine solche Konstellation ist um
so wahrscheinlicher, je groBer £’ und je groBer die Zahl der beteiligten Individuen
ist. Beides scheint auch ohne explizite Berechnung plausibel: £’ gibt ja den bei
individuellen Entscheidungen gemiB der Cournot-Nash-Verhaltenshypothese nur
partiell beriicksichtigten Grenzschaden beim Konsum des x-Gutes wieder. Die
Zahl der in der betrachteten Okonomie vorhandenen Individuen ist ausschlagge-
bend dafiir, wie stark das Cournot-Nash-Gleichgewicht von der symmetrischen
optimalen Allokation abweicht, in der alle Individuen das gleiche maximale

dx, ..
Nutzenniveau erreichen. — ist bei diesen Uberlegungen zundchst noch nicht
3 dx,
nidher spezifiziert. Ein expliziter Ausdruck fiir —;’i ergibt sich durch totale
w
Differentiation der Marginalbedingung:

de U+ up

aw U +u22+u12—nC'

Dabei wird u;, = uy; ausgenutzt, was aus der zweifachen partiellen stetigen
Differenzierbarkeit von u folgt. Wir nehmen an, daB u;; < 0, uy; < 0 sowie u;,
> 0 gilt, woraus auch die Non-Inferioritdt beider Giiter fiir die Individuen folgt.

dx,
Gilt zusitzlich {” > 0, ist d_N positiv. Es ist also auch bei Beriicksichtigung

w
von Gleichgewichtseffekten moglich, da es bei simultaner Erhohung der An-
fangsausstattungen aller Individuen zu einem Nutzenriickgang kommt.

Zur Verdeutlichung betrachten wir ein einfaches Beispiel: Wir nehmen an,
daB u (w — x, x) = (w — x) x und {(x) = sx gilt. Unter der Cournot-Nash-Verhaltens-
hypothese wihlt dann z. B. das erste Individuum als Reaktion auf das Konsumpro-
fil (x,, . . ., X,,) der anderen n-1 Individuen dasjenige Konsumniveau x, bei dem

(W—XI)XI—S(ZXI"‘I"X])
Jj=1

w-s

als Funktion von x; maximal wird. xY ergibt sich dann als x} =
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Dieser Wert ist offensichtlich von (x,, . . ., x,,) unabhéngig, d.h. er stimmt mit
dem Wert xy im symmetrischen Cournot-Nash-Gleichgewicht iiberein. Die Indi-
viduen erreichen dort das Nutzenniveau

uN=(w—

w-s\ w-s w-s
5 ) —ns —(w—s)(

w-2n-1)s
S )

2

Nach w abgeleitet ergibt sich
1 1
7((w—s)+(w—(2n— 1)s))=7(2w—2ns) =w-ns.

Bei w < ns geht der im Cournot-Nash-Gleichgewicht erreichte Nutzen mit
steigendem w zuriick. DaB es allen Individuen schlechter gehen kann, wenn ihre
Anfangsausstattung zunimmt, 148t sich auf die mangelnde Koordination ihres
Verhaltens zuriickfiihren. Dies wird daran deutlich, daB8 der im symmetrischen
Optimum erreichte Nutzen mit simultan steigender Anfangsausstattung der Indi-
viduen auf alle Fille zunehmen muB. Die Konsummenge des x-Gutes x,, in
diesem Optimum bestimmt sich durch die Marginalbedingung

—uy (W =Xy, Xpg) + Uy (W —Xpq, Xpg) — nG'(nxyy) = 0.

In das totale Differential eingesetzt, das die Verdnderung des Nutzens des
reprasentativen Individuums angibt, zeigt sich, daB sich bei simultaner Erhohung
der Anfangsausstattung w der individuelle Nutzen im symmetrischen Optimum
gerade um u;dw verindert, d.h. also steigt.

3.2 Ein Public-Choice-Modell

Ein Vorteil fiir eine Gesellschaft, arm zu sein, kann sich auch in einem Public-
Choice-Modell ergeben, in dem die Entscheidung iiber 6ffentliche Projekte nach
der Mehrheitsregel erfolgt. Entscheidend fiir das im folgenden dargestellte Argu-
ment ist, daB man es mit einer Sequenz von Projekten zu tun hat, iiber die nicht
im Paket, sondern hintereinander abgestimmt wird. !!

Auch jetzt soll die Okonomie aus einer groBen Zahl zunichst identischer
Individuen bestehen. Diese sollen durch die folgende v. Neumann-Morgenstern-
Nutzenfunktion u(y) charakterisiert sein:

11 Vgl. allgemein zu zweistufigen Mehrheitsentscheidungen Glazer (1989, 1993),
Glazer | Konrad (1993) sowie Gersbach (1993). Die dort konstatierten Ineffizienzen
werden aber nicht dazu verwendet, um kollektive Nachteile bei erhohter Anfangsausstat-
tung festzustellen.
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—ocofiiry<w
u<y>={ i
yfiry2w

w gibt hierbei das Existenzminimum eines Individuums an. Fillt sein Einkommen
unter w, verliert es seine Existenzgrundlage. Es wird deshalb niemand ein Projekt,
bei dem er mit einem unter w liegenden Endeinkommen rechnen muB, akzeptie-
ren. Gegeniiber solchen Projekten verhilt sich ein Individuum also extrem risiko-
avers.

v w)

<Y

g W

— Co

Abbildung 2

Der Einfachheit halber wird angenommen, daB sich die Individuen im Bereich
y > w risikoneutral verhalten, was sich in einem linearen Verlauf der Nutzenfunk-
tion niederschligt.

Im ersten Fall sollen alle Individuen im Ausgangszustand iiber das Existenzmi-
nimumeinkommen w verfiigen. Ein erstes kollektives Projekt soll den p-ten Teil
der Individuen um g¢ und den (1-p)-ten Teil der Individuen um g% besserstellen.

Es sei g% > g% und p<!/,, d. h. bei der insgesamt resultierenden Pareto-
‘Verbesserung wird der hohere Einkommenszuwachs einer Mehrheit der Indivi-
duen zuteil. Ein zweites riskantes Projekt kann bei allen Individuen zu Gewinnen
g und individuellen Verlusten [, fiihren.

Die Verlustwahrscheinlichkkeit betrage ¢, die Gewinnwahrscheinlichkeit
1 — g. Der Erwartungswert dieses zweiten Projektes sei positiv, d.h. es soll
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(1 - q) g2 — ql, > 0 gelten. Zusitzlich wird I, > g% angenommen, d.h. der beim
zweiten Projekt drohende Verlust soll die im ersten Projekt erzielbaren Zusatzge-
winne iibersteigen. Das Ergebnis einer sequentiellen Mehrheitsentscheidung ist
dann sofort klar: Das erste Projekt, bei dem sich alle besserstellen, wird (sogar
einstimmig) angenommen, das zweite Projekt einstimmig abgelehnt: Alle Indivi-
duen wiirden bei einem fiir sie negativen Projektausgang unter ihr Existenzmini-
mum fallen und dann das Nutzenniveau —eo realisieren.

Ganz anders sieht das Entscheidungsverhalten aber aus, wenn das Anfangsein-
kommen w, der Individuen iiber w liegt. Wir nehmen an, da

w-gi+h>w,>w-gi+1,

gilt. Die Individuen, die sich nach dem ersten Projekt auf einem relativ hoheren
Einkommensniveau befinden, bleiben dann auch nach Fehlschlag des zweiten
Projektes iiber ihrem Existenzminimum. Sie werden deshalb das zweite Projekt
akzeptieren. Dieses Votum ist bei einer Entscheidung nach der Mehrheitsregel
aber entscheidend, da sich aufgrund der Annahme p < !/, diese Individuen in
der Mehrheit befinden.

Fiir die Individuen, die durch das erste Projekt nur den niedrigeren Einkom-
menszuwachs g{ erzielen, @ndert sich hingegen nichts. Sie sind nach wie vor
davon bedroht, durch das zweite Projekt unter ihr Existenzminimum zu fallen.
Nachdem das erste Projekt vorgenommen wurde, konnen sie das zweite Projekt
aber nicht mehr verhindern, da sie dann in der Minderheit sind. In Antizipation
der vorhersehbaren Entscheidung iiber das zweite Projekt werden die Individuen
ihre Entscheidung iiber das erste Projekt revidieren. Um zu vermeiden, da8l eine
Mehrheit zugunsten des zweiten Projektes zustande kommt, durch die sie mogli-
cherweise um ihr Existenzminimum gebracht werden, lehnen sie bereits einstim-
mig das erste Projekt ab. Alle Individuen bleiben dann auf dem urspriinglichen
Einkommensniveau wo. Wenn wy < w + g1 ist, stellen sich die Individuen dann
im Endeffekt gegeniiber der Situation, in der ihr Anfangseinkommen nur w
betrug, schlechter. Da8} eine Konstellation moglich ist, in der es in der beschriebe-
nen Weise zu einem kollektiven Vorteil, arm zu sein, tatsdchlich kommen kann,
soll durch ein Zahlenbeispiel belegt werden.

Das erste Projekt sei durch die Gewinne gf = 2 und g4 gekennzeichnet, die
mit den Wahrscheinlichkeiten p = 1/, bzw. 3/, resultieren sollen. Beim zweiten
Projekt sollen der Gewinn g, = 8 und der Verlust /, = 4 mit der gleichen
Wahrscheinlichkeit ¢ = 1 — ¢ = '/, auftreten. Der Erwartungswert des zweiten
Projekts betrigt dann 2 und ist also insbesondere positiv.

Das Existenzminimumeinkommen w soll 10 Einheiten betragen. Wenn das
Anfangseinkommen aller Individuen mit w zusammenfillt, fiihrt das erste Projekt
¥ der Bevolkerung zum Einkommensniveau 13, %2 zum Einkommensniveau 12.
Das zweite Projekt ist dann fiir die Angehorigen beider Einkommensklassen
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unattraktiv, da sie dadurch mit der Wahrscheinlichkeit ¥4 unter das Existenzmini-
mum fallen. Die Individuen votieren in diesem Fall einstimmig fiir das erste und
einstimmig gegen das zweite Projekt.

Betrigt das Anfangseinkommen jedoch wg = 11,5, sind die relativen Gewinner
des ersten Projekts bereit, auch das zweite Projekt in Angriff zu nehmen. IThr
Einkommen nach dem ersten Projekt betriagt 14,5, so daB sie selbst bei einem
Verlust von 4 mit 10,5 iiber dem Existenzminimum von 10 bleiben. Sie konnen
dann die relativen Verlierer des ersten Projekts iiberstimmen, die nach dem
zweiten Projekt mit 9,5 das Existenzminimum verfehlen wiirden. Um dieser
Gefahr zu entgehen, verzichten die Individuen einstimmig bereits auf das erste
Projekt. Die Individuen bleiben dann auf dem Einkommensniveau 11,5, d.h. sie
stellen sich alle gegeniiber dem Zustand schlechter, in dem mit 10 ihr Anfangsein-
kommen geringer war.

Die Ineffizienz, die auf diese Weise zustande kommt, lieBe sich natiirlich
durch eine Umverteilungspolitik zugunsten der Verlierer des zweiten Projekts
vermeiden. Wenn die Mehrheit auf jeder Stufe der alleinige Souverin ist, sind
entsprechende Ankiindigungen nicht glaubhaft. Es gibt ja keine iibergeordnete
Machtinstanz, die ein solches Versprechen gegen die Mehrheit durchsetzen konn-
te. Aus theoretischer Sicht moglich schiene es, daB sich die relativen Gewinner
des ersten Projektes durch Bindung eines Teils ihres Zusatzeinkommens zumin-
dest illiquide machen. Dies kann etwa durch die kollektive Finanzierung 6ffentli-
cher Giiter geschehen. Im Gegensatz zur Umverteilung wirkt eine solche Festle-
gung glaubwiirdig, weil diese Individuen aus dem o6ffentlichen Gut selber Nutzen
ziehen. Wenn dieser Nutzen hinreichend grof ist, wirkt dieses Commitment
glaubhaft.

Die vorherigen Uberlegungen werfen in gewisser Weise auch ein etwas anderes
Licht auf den vielfach beschworenen Zielkonflikt zwischen Effizienz und Vertei-
lung: Die Moglichkeit groferer Abweichungen von dem urspriinglichen Gleich-
verteilungszustand kann ja das Zustandekommen einer effizienten Allokation
verhindern, so daB hier eine Umverteilung sogar die Erreichung des Effizienzziels
wahrscheinlicher macht. Beim Zusammenschlul zweier Staaten bedeutet dies
nichts anderes als ein Variante der alten Behauptung, dal die Homogenitdt von
Staaten fiir ihre Integration forderlich ist. Im Falle von nacheinander vorgenom-
menen Projekten wird deutlich, da8 hinter der Ablehnung von Projekten, die zu
groBen Einkommenszuwichsen bei einem Teil der Bevolkerung fiihren, eventuell
nicht primir Neid, sondern ein Streben nach Selbstschutz steckt. Eine egalitire
Gesellschaft liegt im Interesse von Individuen, weil ein hohes Einkommen der
anderen diese zu wagemutig machen und zu Projekten animieren kann, deren
Verlustrisiken gemessen am eigenen Einkommen zu hoch erscheinen.

Mit diesen Uberlegungen wird auch ein weiteres Argument dafiir geliefert,
weshalb die okonomische Transformation in manchen ehemals sozialistischen
Lindern langsam verlduft und teilweise Riickschlédge erleidet. Die Einkommens-
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differenzen, die durch die ersten Reformschritte entstehen, schaffen unterschiedli-
che Interessenlagen. Die anfianglichen Nicht-Gewinner bzw. Verlierer im Reform-
prozeB miissen moglicherweise befiirchten, durch eine von der reicheren Mehrheit
beschlossene riskante Wirtschaftspolitik zusitzliche EinbuBen zu erleiden, die
von ihnen dann nicht mehr verkraftet werden konnen. Die dadurch bewirkte
Zuriickhaltung gegeniiber einer tiefgreifenderen 6konomischen Umwandlung ist
dabei um so ausgeprigter, je weniger eine Grundsicherung der Individuen garan-
tiert scheint. Doch selbst wenn entsprechende Regelungen formell beschlossen
wiirden, kann keiner mit Sicherheit wissen, ob sie nicht nach der nichsten Wahl
wieder zuriickgenommen werden. Ein Zeitinkonsistenzproblem stellt sich auch
hier. Vertrauen in die Bestindigkeit von MaBnahmen zur sozialen Absicherung
kann nur aufgrund von Erfahrungen oder aber durch Herausbildung eines gesell-
schaftlichen Grundkonsensus iiber die Notwendigkeit von Sozialpolitik entstehen.
Nach Ablauf weniger Jahre des Transfomationsprozesses kann mit beiden ernst-
haft noch nicht gerechnet werden.

4. Zusammenfassung

Viele Resultate, die auf den ersten Blick paradox erscheinen, erweisen sich
bei genauerer Betrachtung kaum mehr als sonderlich iiberraschend. Dies gilt
auch fiir das hier betrachtete ,,Weniger-Ist-Mehr-Paradoxon®: Bei den ersten
beiden Modelltypen hatten die Individuen deshalb einen Anreiz, arm zu bleiben,
weil sie erwarten konnten, vom Einkommen anderer mitprofitieren und in diesem
Sinne eine Freifahrerposition einnehmen zu konnen. Dies galt unabhéngig davon,
ob man durch direkte Transfers oder durch gemeinsame Nutzung eines offentli-
chen Gutes an fremdem Einkommen teilhaben kann. Da8 die Verwisserung von
Eigentumsrechten (durch Einkommensumverteilung oder durch Sozialversiche-
rungen) die Leistungsanreize vermindert, ist ein Standardargument aus der Fi-
nanzwissenschaft. Der Unterschied zu den hier betrachteten Modellen liegt primar
darin, daB8 der Verzicht auf Einkommen durch staatlichen Zwang und nicht
aufgrund von Entscheidungen gemiB der eigenen Priferenzen erfolgt.

Bei den beiden anderen diskutierten Modellen stellte sich eine Gesellschaft
bei niedriger Anfangsausstattung deswegen besser, weil mit hoherem Einkommen
Koordinationsprobleme zunahmen oder iiberhaupt erst auftraten. Werden einige
oder alle Individuen reicher, verursachen sie negative externe Effekte, deren
Nutzeneffekt den des urspriinglichen Wohlstandszuwachses iibersteigt. Korrek-
turmoglichkeiten fiir die Externalitidten waren innerhalb der Modelle nicht vorge-
sehen. Im eigentlichen Externalititenmodell kann man diese Zusatzannahme
dadurch rechtfertigen, daB die Einkommensvariable besser beobachtbar ist und
sich damit besser kontrollieren 148t als die Konsumvariable. Im Public-Choice-
Modell wurden die mit steigendem Einkommen verbundenen Nachteile durch
die strikte Anwendung der Mehrheitsregel und deren gegeniiber existentiellen
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Bedrohungen der jeweiligen Minderheit riicksichtslosen Anwendung begriindet.
Eine verbindliche Ethik, die ein solches rein egoistisches Verhalten ausschliet,
konnte die resultierende Ineffizienz vermeiden helfen.

Literatur

Bergstrom, T. (1989), A Fresh Look at the Rotten Kid Theorem and other Household
Mpysteries, in: Journal of Political Economy 97, 1138-1159.

Bernheim, D. [ Stark O. (1988), Altruism within the Family Reconsidered: Do Nice Guys
Finish Last?, in: American Economic Review 78, 1034-1045.

Bruce, N. | Waldman N. (1990), The Rotten Kid Theorem Meets the Samaritan’s Dilem-
ma, in: Quarterly Journal of Economics 105, 155-165.

Buchanan, J. M. (1975), The Samaritan’s Dilemma, in: E. S. Phelps (ed.), Altruism,
Morality and Economic Theory, New York, 71-85.

Buchholz, W. (1993), A Further Perspective on Neutrality in a Public Goods Economy,
in: Public Finance Quarterly 21, 115-118.

Buchholz, W. [ Wiegard W. (1992), Allokative Uberlegungen zur Reform der Pflegevor-
sorge, in: Jahrbiicher fiir Nationalokonomie und Statistik 209, 441-457.

Cornes, R./ Sandler T. (1986), The Theory of Externalities, Public Goods, and Club
Goods, Cambridge U.K.

Gersbach, H. (1993), Politics and the Choice of Durability: Comment, in: American
Economic Review 83, 670-673.

Glazer, A. (1989), Politics and the Choice of Durability, in: American Economic Review
79, 1207-1213.

— (1993), Politics and the Choice of Durability: Reply, in: American Economic Review
83, 674-675.

Glazer, A./Konrad, K. A. (1993), The Evaluation of Risky Projects by Voters, in:
Journal of Public Economics 52, 377-390.

Hirsch, F. (1976), Social Limits to Growth, Cambridge (Mass.).

Holmstrom, B. (1982), Moral Hazard in Teams, in: Bell Journal of Economics 13, 324 -
340.

Konrad, K. A. (1994), The Strategic Advantage of Being Poor: Private and Public
Provision of Public Goods, in: Economica 61, 79-92.

Lindbeck, A.[Weibull J. W. (1988), Altruism and Time Consistency: The Economies
of Fait Accompli, in: Journal of Political Economy 96, 1165-1182.

Sainsbury, R. M. (1993), Paradoxien, Stuttgart.

Sinn, H. W. (1991), Paradoxa in der Volkswirtschaftslehre, in: Jahrbuch fiir Sozialwissen-
schaften 42, 263-277.

Smith, A. (1926), Theorie der ethischen Gefiihle, herausgegeben von Walther Eckstein,
Leipzig.

Varian, H. R. (1994), Sequential Contributions to Public Goods, in: Journal of Public
Economics 53, 165-186.

Warr, P. (1983), The Private Provision of a Public Good is Independent of the Distribution
of Income, in: Economics Letters 13, 207-211.

13 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 228 /11



	Hans G. Nutzinger, Kassel: Vorwort
	Inhalt
	I. Unternehmen und Organisationen
	Josef Wieland, Münster: Organisatorische Formen der Institutionalisierung von Moral in der Unternehmung. Empirische Resultate, theoretische Reflexionen
	1.
	2.
	3.
	Literatur
	Anhang

	Margit Osterloh/Simon Grand/Regine Tiemann, Zürich: Organisationales Lernen – Was kann die ökonomische Theorie dazu beitragen?
	1. Zur Relevanz des organisationalen Lernens
	2. Organisationales Lernen aus der Sicht der psychologisch orientierten Managementlehre
	2.1 Vorbemerkung
	2.2 Konzepte des individuellen Lernens
	2.2.1 Der Assimilations-Akkommodations-Zyklus nach Piaget
	2.2.2 Der Erkenntniszirkel nach Neisser
	2.2.3 Die Prospekttheorie nach Tversky / Kahneman
	2.2.4 Lernniveaus nach Bateson

	2.3 Organisationales Lernen
	2.3.1 Single-loop-Lernen
	2.3.2 Double-loop-Lernen
	2.3.3 Deutero-Lernen

	2.4 Vorläufiges Fazit

	3. Institutionalisierung als „missing link“ zwischen individuellem und organisationalem Lernen
	3.1 Zum Begriff der Institutionalisierung
	3.2 Normgeltung als zentraler Begriff

	4. Institutionalisierung von individuellem Lernen aus der Sicht der ökonomischen Theorie
	4.1 Vorbemerkung: Homo oeconomicus und Institutionalisierung
	4.2 Der homo oeconomicus als analytische Kunstfigur (Parallelmodell)
	4.3 Der homo oeconomicus als imperialistisches Konstrukt (Dominanzmodell)
	4.4 Der homo oeconomicus als ergänzungsbedürftiges Konstrukt (Sequenzmodell)

	5. Die Institutionalisierung von individuellem Lernen aus der Sicht der Spieltheorie
	5.1 Zur Grundidee der Spieltheorie
	5.2 Folk Theorem und die Folgen
	5.3 Lernen im spieltheoretischen Modell
	5.3.1 Individuelles Lernen (Wissensdimension)
	5.3.2 Organisationales Lernen (Institutionalisierungsdimension)


	6. Schlußfolgerungen
	Literatur


	II. Philosophische Begründungen
	Ulrich Gähde, Bayreuth: Zur Anwendung wissenschaftstheoretischer Methoden auf ethische Theorien: Überlegungen am Beispiel des klassischen Utilitarismus
	1. Die Problemstellung
	2. Verteidigungsmechanismen bei empirischdeskriptiven Theorien – Eine Zusammenfassung
	3. Grundidee der Übertragung auf ethische Theorien
	4. Gründe für die Wahl klassisch-utilitaristischer Objekttheorien
	5. Der harte Kern klassisch-utilitaristischer Theorien
	6. Verteidungsmechanismen und Begriffsentwicklung
	6.1 Zur Entwicklung des Individuenbegriffs im klassischen Utilitarismus
	6.2 Bemerkungen zur Entwicklung des Nutzenbegriffs im klassischen Utilitarismus

	7. Verteidungsmechanismen und empirische Vortheorien
	8. Ausblick: Theorien-Netze und die utilitaristischen / wohlfahrtsökonomischen Theorien des zwanzigsten Jahrhunderts
	9. Metaethische Voraussetzungen
	Literatur

	Wilfried Hinsch, Münster: Der Schleier der Unwissenheit und die Idee eines übergreifenden Konsenses
	1.
	2.
	3.
	4.


	III. Individuelle und kollektive Rationalität
	Birger P. Priddat, Witten: Rationalität, Moral und Emotion
	1. Die Emotionen verarbeitende rational choice
	2. Die der rational choice implizite Moral
	3. Enttäuschung aus Mißlingen
	4. Beobachter- und Akteursverhalten
	5. Die Funktion von Moral in der Ökonomie
	Literatur

	Rainer Hegselmann, Bremen: Humboldts Sozialstaats-Skepsis. Eine spieltheoretische Rekonstruktion
	1. Das einfache Solidaritätsspiel
	2. Eine abstrakte Modellierung sozialpolitischer Eingriffe
	3. Iterierte Solidaritätsspiele
	4. Pfadsprünge und kritische Transfers im iterierten Solidaritätsspiel mit PD-Charakter
	5. Konsequenzen für die Humboldtsche These
	Literatur

	Wolfgang Buchholz, Frankfurt (Oder): Das Weniger-Ist-Mehr-Paradoxon
	1. Einleitung
	2. Der strategische Anreiz, sich arm zu machen – eine einfache Darstellung
	2.1 Das Modell der Familienökonomie
	2.2 Das öffentliche Guts-Modell

	3. Das strenge WIM-Paradoxon: Pareto-Verbesserungen bei reduzierter Anfangsausstattung
	3.1 Ein Externalitäten-Modell
	3.2 Ein Public-Choice-Modell

	4. Zusammenfassung
	Literatur



